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1. Gemäß 96 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963') legt 
der Sachverständigenrat hiermit sein zweites Jahresgutachten vor?. 

2 Das Gesetz beauftragt den Sachverständigenrat, 
.die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und deren absehbare Entwick- 

lung darzustellen' und zu untersuchen, .wie im Rahmen der marktwirkchaftlichen 
Ordnung gleichzeitig 

Stabilität des Preisniveaus, 
hoher Beschäftigungsstand und 
außenwirtschaftliches Gleichgewicht 
bei stetigem und angemessenem Wachstum 

gewährleistet werden können'; es untersagi ihm jedoch, Empfehlungen für- be- 
stimmte - wirtschafk- und sozialpolitische Maßnahmen auszusprechen. 

3. Da das Gesetz vorsieht, daß die Ziele gleichzeitig erreicht werden sollen, 
sind sie für den Sachverständigenrat grundsätzlich gleichrangig. Daraus folgt, 
daß der Sachverständigenrat immer ienen Zielen die größte Aufmerksamkeit 
zuwenden muß, die in der ieweiligen gesamtwirtschaftlichen Lage und deren 
absehbarer Entwicklung am wenigsten verwirklicht sind. 

4. Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirtschaft- 
liches Gleichgewicht, von stetigem und angemessenem Wachstum im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung begleitet, bilden auch die Grundlage für die 
weiteren Untersuchungen, mit denen der Gesetzgeber den Sachverständigenrat 
beauftragt hat: 

über .die Bildung und die Verteilung von Einkommen und Vermögen", 
über .die Ursachen von aktuellen und möglichen Spannungen zwischen der 

gesamtwirtschaftlichen Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen An- 
gebot' und 

über .Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren . . . Beseitigung'. 

5. Mit der sich aus dem Gesetz ergebenden Beschränkung des Auiirages, die 
darin besteht, da8 der Sachverständigenrat .keine Empfehlungen für bestimmte 
wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen aussprechen' soll, hat der Gesetz- 
geber unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, daß die politische Verantwor- 
tung in diesem Bereich ausschließlich bei den verfassungsmäßig zuständigen 

1) Das Geieh i s l  als Anhang I bsigcfugl. 
21 Doi Jnhresgulahten 19M - nodillgend zitiert: JG 64 - enhien 01s VerMf.nllidiilng d e ~  Sah- 

verrtandipenrotes arn 11. Jdnuor 1965 unter dem Titel: ,Slabilei Geld - sleligar Wohrhim. IKohlhamma 
Verlog Stunporl.Mainr). Zum solben Zeilpunkl leitete die Bundnrepiaung gemäß 5 6 Ab% 4 des Gsseizei 
ihre Siellungnahme mit dem Gulahten dem Bundntog zu (Bundutipdrudaodie IVl28FO). Dorübw hinaus 
hat die Bundesregierung eine englirhs Obanelrung d n  arten Jmhraquhhten8 vsr<inlol)t, die sie zu- 
lammen mil ihnr  Stellun.anahmo den Vereinten Nationen 018 Beilmg zur Fmge der .Wedisdwirkungen 
rwi ihen InRolion und wimchoiliihar Enhid<lung' mrlapen wird. 



Organen bleibt; er will nicht einmal Empfehlungen, die diese Verantwortung 
nach außen hin abschwöchen könnten. 

6. Entgegen einer in der Uffentiichkeit noch verbreiteten Vorstellung ist der 
Sachventändigenrat kein Beratergremium der Bundesregierung, wenn auch die 
Bundesregierung dem Bundesprösidenten die Mitglieder zur Berufung vorschlägt. 
Nach 5 1 Abs. 1 des Gesetzes ist der Suchventdndigenrat .ein Rat von unabhdn- 
gigen Sachverständigen'. Er soll nach dem Gesetz nicht beraten, sondern die 
.Urteilsbildung' erleichtern, und zwar nicht nur in der Bundesregierung, sondern 
.bei allen wirtschaftspolitischen Instanzen sowie in der Wfentlichkeit'. Die 
Bundesregierung ist jedoch unmittelbar Adressat der Gutachten. Sie nimmt zu 
den Jahresgutachten gegenober den gesetzgebenden Körperschaften Stellung. 
In diesen Stellungnahmen hat sie die wirtschaftspolitischen SchluOfolgerungen 
zu ziehen. Hierfür setzt das Gesetz eine Frist von acht Wochen. 

7. So kurz diese Frist für die Bundesregierung sein mag, so lang ist sie für den 
Sachventändigenrat. Was in der ersten Novemberhälfte noch aktuell erschien, 
mag durch die Ereignisse bis Mitte Januar schon überholt sein. Hinzu kommt, 
daß die meisten Daten, die dem Jahresgutachten zugrunde liegen, gerade noch 
den September, das heiflt den ersten Monat nach der in unserer Wirtschaft im- 
mer bedeutsamer werdenden Urlaubspause, betreffen. Die Jahresgutachten sind 
daher mit mehr Abstand geschrieben und müssen auch mit mehr Abstand ge- 
lesen werden als manche Veröffentlichungen zur kurzfristigen Konjunkturlage. 
Ein gröhrer Zeitraum im RJckblick und im Ausblick, der das Urteil unabhängig 
macht von der Nachricht der Stunde, ist den Problemen angemessen, die sich 
der Wirtschafkpolitik stellen. Denn der zeitliche Zusammenhang von Unache 
und Wirkung, von Nebenwirkung und Rückwirkung im Ablauf des Wirtschafts- 
geschehens Iäßt sich nicht in der Bilanz von Wochen und Monaten und auch 
nicht in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung eines Kalendeiahres erias- 
Sen; die Zyklen, in denen unsere Wirtschaft wdchst und in denen sich der be- 
dauerliche Geldwertschwund vollzieht, dauern immer mehrere Jahre. Somit 
sind die Preissteigerungen von heute im Grunde das Ergebnis von Fehlhand- 
lungen und Versäumnissen einer Zeit, die mehr als ein Jahr zurilckliegt; und 
so wird heute nicht entschieden über die gesamtwirtschaftliche Lage des näch- 
sten Monats. sondern weitaehend schon über das Geschehen im nächsten und 
übernächste; Jahre. wärees anden, so müßten sich alle, die wie der Sachver- 
ständigenrat die Lage in den nächsten Monaten zu beschreiben haben, über- 
fordert fühlen. Entscheidungsfreiheit haben wir nur für die Zeit, in der das Ge- 
schehen nicht mehr durch frühere Entscheidungen festgelegt ist. 

8. Der Sachventändigenrat hat daher auch in diesem Jahresgutachten versucht, 
die gesamtwirtschaftliche Lage in einem größeren zeitlichen Zusammenhang zu 
sehen. 

a) Zundchst wird die gesamhvirkchafiliche Lage, wie sie sich in den letzten 
zwölf bis achtzehn Monaten entwidelt hat, vor dem Hintergrund des kon- 
iunkturellen Geschehens im vorausgegangenen Wachstumszyklus beschrie- 
ben. 

b) Das zweite Kapitel befaßt sich auftragsgemäfi mit der voraussichtlichen Ent- 
wicklung, dargeskllt in der Sprache und im Zahlenwerk einer volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung für 1966. Dabei wird angenommen, daß sich 



Vomori 

im Bereich der Finanz-, Wirtschafts- und Lohnpolitik nur die Tendenzen fort- 
setzen, die sich im Herbst 1965 abzeichneten. Ein grundlegender Wandel der 
Wirtschaftspolitik ist nicht unterstellt. 

C) Im dritten Kapitel - Gegen den Geldwertschwund - wird aufgezeigt, wie 
der nun schon seit zehn Jahren anhaltende Preissteigerungsprozeß allmäh- 
lich eingedämmt werden kann, entsprechend dem Willen des Gesetzes, das 
von uns verlangt darzulegen, wie Fehlentwicklungen vermieden oder be- 
seitigt werden können. Die im Gesetz festgelegten Zielsetzungen lassen kei- 
nen Raum für unterschiedliche wirtschaftspolitische Strategien. Den einen 
Weg, den wir sehen und der als .Stabilisierung ohne Stabilisierungskrise', 
.konzertierte Aktion', .gesellschaftspolitischer Accord' oder .neuer contrat 
social' gekennzeichnet werden kann, haben wir bis hart an die Grenze tech- 
nischer Einzelheiten untersucht, ober nur in großen Zügen beschrieben. 
Spielraum bleibt nur in der Wahl zwischen Mitteln, die ungefähr die gleichen 
Zwecke erfüllen können; hier haben unsere Darlegungen daher nur den 
Sinn von Beispielen. Gleichwohl sei darauf aufmerksam gemacht, daß solche 
Einzelfragen immer nur im Rahmen einer Gesamtkonzeption beurteilt wer- 
den dürfen: Was zusammen mit anderen Maßnahmen gesamtwirtschaftlich 
nützlich und notwendig ist, mag in der leider so verbreiteten .ceteris pari- 
bus-Betrachtung' in einem ungünstigen Licht erscheinen. Weil es so wichtig 
ist, das Ganze über das Detail zu stellen, haben wir versucht, unsere Vor- 
stellung von den möglichen Ergebnissen einer ,konzertierten Aktion' in 
der zusammenfassenden Form einer volkswirtschoftlichen Gesamhechnung - schon für 1966 - zu übermitteln. Die Ergebnisse mögen manchen ent- 
täuschen, der die Wirkungsverzögerungen unterschätzt. Doch ie lbnger die 
Wirkungen sich erfahrungsgemäß verzögern, um so früher muß man han- 
deln und um so größer muß das Vertrauen sein, daß der Erfolg nicht aus- 
bleibt. W e m  Geldwertstabilität keinen Preis hätte, wäre sie sicher lbngst 
verwirklicht. 

d)Schließlich wird im vierten Kapitel an Hand einer Anolyse des Zusammen- 
hangs zwischen Wachstum und Strukturwondel in der Bundesrepublik auf- 
zuzeigen versucht, wie die Strukturpolitik orientiert sein muß, wenn auch sie 
zu stetigem und angemessenem Wachstum und zur Stabilitbt des Geldwerts 
beitragen soll. Die wirtschaftspolitischen Folgen jeden Handelns und jeden 
Unterlassens reichen hier noch sehr viel weiter in die Zukunft. 

9. Seinem Jahresgutachten 1964 hatte der Sachverständigenrat ein ausführ- 
liches Schreiben des Präsidenten des Statistischen Bundesamtes vom 31. Oktober 
1964 angelegt. In diesem Schreiben weist der Prbsident darauf hin, d d  sein 
Amt - trotz aller Bemühungen und Erfolge auf Teilgebieten - ausreichende 
Unterlagen für .ein zuverlässiges, vielseitiges statistischesGesamtbild' der Ein- 
kommens- und Vermögensbildung nicht bereitstellen kann. Er bemerkte, daß 
noch .viele weitere Anstrengungen nötig sein werden, um das einkommens- und 
vermöaensstotistische Instrumentarium zu komolettieren*. wies aber darauf hin. 
daß z;sätzliche Statistiken entsprechende ~echts~rundlagen not: 
wendig machten. Auch in diesem Jahre ist das statistische Instrumentarium für 
die Untersuchung der Einkommens- und Vermögensbildung nur unwesentlich 
vollständiger geworden, obwohl - wie der Präsident des Statistischen Bundes- 
amtes in seinem Schreiben vom 10.November 1965 bestätigt (Anhang III] - 



Vorwort 

verschiedene zusätzliche Arbeiten angelaufen sind; die Ergebnisse dieser Ar- 
beiten seien en t  demnächst zu erwarten. Da dem Sachverständigenrat gerade 
hinsichtlich der Einkommens- und Vermögensbildung keine zureichenden Unter- 
lagen zugänglich gemacht werden konnten, macht er nunmehr selbst einige 
Vorschläge zur Verbesserung des einkommensstatistischen Instrumentariums (An- 
hang 111). Diese Anregungen sind vielleicht gerade zu diesem Zeitpunkt wich- 
tig, weil das Steuentatistische Gesetz möglicherweise zu den ersten Gesetzes- 
vorlagen gehören wird, die dem V. Bundestag zur Beschluflfassung zugeleitet 
werden. 

10. Der Sachverständigenrat dankt den Vertretern der Bundesministerien, der 
EWG-Kommission, der Deutschen Bundesbank, des Sozialbeirates, der Sozial- 
partner, des Deutschen Industrie- und Handelstages, des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie und der Wirtschaftswissenschaften an den Hochschulen und 
in den Forschungsinstituten. Mit ihnen allen konnte sich der Sachverständigenrat 
aussprechen. Die in diesen Aussprachen gewonnenen Erkenntnisse bilden einen 
werkollen Beitrag zu diesem Gutachten; das Gespräch mit den Sozialpartnern 
brachte eine Annäherung der Standpunkte auf der Grundlage der in Ziffer 
248 JG 64 niedergelegten Leitgedanken zur Lohnpolitik. Die Industrie- und 
Handelskammern der Bundesrepublik und die Industrieverbände beantworteten 
Rundfragen des Sachventändigenrates bereitwillig und zum Teil mit wohl- 
begründeten gutachtlichen Stellungnahmen. Ihnen allen sei an dieser Stelle für 
ihre Mithilfe gedankt. Von dem Recht der öffentlichen Instanzen, auf ihr Ver- 
langen gehört zu werden (55  Abs. 2), hat nur der Bundeswirtschaftsminister - 
und dieser mehrmals - Gebrauch gemacht. 

11. Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt hat sich vertieft; die 
Mitarbeiter des Amtes haben die Arbeiten des Sachverständigenrates sehr er- 
leichtert. 

12. Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigenrat ohne die un- 
ermüdliche Hilfe seiner Mitarbeiter nicht fristgemäfl fertigstellen können. Alle 
Fehler und Mängel, die dieser Bericht enthält, gehen indessen allein zu Lasten 
der Unterzeichneten. 

Wiesbaden, den 15. November 1965 

W. Bauer P. Binder H. Giersch 

H. Koch F. W. Meyer 
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Erstes Kapitel: Zur Konjunkturlage 

I. Uberblick 

1. Der Wachstumszyklus, der sich 1963 unter dem Sog der Auslandsnachfrage 
angebahnt hatte, hot allem Anschein nach in der ersten Hälfte 1965 seinen Hähe- 
punkt überschritten. Wir sind damit in eine Koniunkturphase eingetreten, in der 
die Gesamtnochfrage - also die Ausgaben für lnvestitionen und Verbrauch zu- 
sammen mit der Ausfuhr -nicht mehr so schnell zunimmt wie zuvor. 

2 Immer noch wachsen aber diese Ausgaben nominal rascher als das reale 
Angebot aus heimischer Erzeugung und Einfuhr. Auf den Märkten herrschen 
somit noch Bedingungen, die höhere Preise erlauben oder nach sich ziehen. 
Ein Ende des Geldwertschwunds ist noch nicht in Sicht; auf den Verbraucher- 
märkten hat sich der Preisanstieg in letzter Zeit eher noch beschleunigt. 

3. Die Aufschwungsphase des gegenwärtigen Wachstumszyklus hatsomit knapp 
zwei Jahre gedauert: sie war kaum kürzer als die Aufschwunas~hase im letzten 
Zyklus, wenn man deren Beginn auf das erste Halbiahr 195f;nd ihr Ende auf 
das erste Halbjahr 1961 datiert. 

4. Phasenvergleiche dieser Art legen prognostische Schlüsse nahe; doch muO 
bedacht werden, daO jeder Zyklus trotz mancher Ähnlichkeit mit seinem Vor- 
gänger, die auf konstanten Rahmenbedingungen und Verhaltensweisen beruht, 
stets auch ausgeprägte Besonderheiten zeigt. 

Ahnlich oder gleichartig verlief die Aufschwungsphase im gegenwärtigen 
und irn vorausaeaanaenen Wachsturnsz~klus insofern. als der Hou~tanstoB 
in beiden ~ ä l l e i  vonder ~uslandsnachfra~e kam und bald eine ras;he Aus- 
weitung der lnvestitionen zur Folge hatte (JG 64Ziffer 9ff). 
Ahnlich war auch, daO mit dem Anlaufen der Binnenkoniunktur die auOen- 
wirtschaftlichen Oberschüsse nachlieoen, sei es infolge der Verknappung des 
Binnenangebots, sei es infolge konjunktureller Entwicklungen im Ausland. 
Vieles spricht dafür, daO der Ubergang von der Exportkoniunktur zur 
Bin,nenkoniunktur diesmal stärker von der Abschwächung der Auslandsnach- 
frage bestimmt war: eine Analyse nach Ländern zeigt, wie die Stockungen 
oder Rü&schläge bei den Lieferungen nach Italien, Frankreich und GroB- 
britannien, also nach Ländern, die bemüht waren, ihre Binnenkonjunktur 
zu dämpfen oder ihre Einfuhren aus Zahlungsbilanzgründen zu drosseln, 
unsere Exportkoniunktur vom ersten zum zweiten Halbjahr 1961 deutlich 
abschwächten. 

5. Gleichzeitig mit dem Nachlassen der Exportkoniunktur sind unter dem Sog 
der Binnenn,achfrage die Einfuhren kräftig gestiegen, nicht zufällig vor allem 
aus Italien und Frankreich, den beiden EWG-Ländern mit gedämpfter Koniunk- 
tur und daher elastischem Angebot. Die Einfuhr stieg so stark, da0 sich im Som- 
mer und Herbst 1965 zum ersten Mal seit vielen Jahren Einfuhrübenchüsse im 
Warenhandel ergaben. Die Leist~n~sbilonz, die auch die Dienstleistungen ent- 
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Schaubild 1 
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hält, war im ersten Halbiahr 1965 nahezu ausgeglichen, nachdem schon im 
zweiten Halbjahr 1964 der OberschuO nicht mehr so groß war wie im ersten. 

6. Bedenkt man, daO sich 1960 noch erhebliche Ausfuhrübenchüsse ergeben 
hatten, so tritt ein entscheidender Unterschied zwischen dem damaligen und 
dem gegenwärtigen Wachstumszyklus in den Vordergrund. Damals trug die 
Außenwirtschaft noch in der Hochkoniunktur zur Ubernachfrage bei, während 
sie diesmal die Binnenmärkte eher entlastet hat. Nicht zuletzt deshalb hat der 
Aufschwung in diesem Wachstumszyklus mildere Formen angenommen. In- 



Oberblick 

vestitionen und Gewinne sind bei weitem nicht so steil gestiegen wie 1959/60, 
und der Auftragsstau bei den lnvestitionsgüterindustrien, deren Angebot wieder 
an Elastizität eingebüßt hat, hält sich unverkennbar in engeren Grenzen. 

7. Im Gegensatz zu 1959/60 fiel die Aufschwungsphose des gegenwärtigen 
Wachstumszyklur nicht mit einer beschleunigten Nachfrageexpansion auf dem 
Baumarkt zusammen. Zum ersten Mal seit 1958 sind die Baupreise 1965 im 
Durchschnitt weniger gestiegen als das Preisniveau des Bruttasazialprodukts. 

8. Wie in iedem Wachstumszyklus bei Vallbeschdftigung hat sich auch dies- 
mal die Expansion der Nachfrage in zunehmender Knappheit der Arbeitskräfte 
und einem beschleunigten Lohnanstieg niedergeschlagen. Wie üblich betraf 
dies zunächst vor ollem die Effektivlöhne; die Tariflöhne können der kaniunk- 
turellen Entwicklung immer nur in dem Maße folgen, wie neue Verträge a b  
geschlossen werden. Es scheint jedoch, daB die Verziigerung, mit der die Löhne 
hinter den Gewinnen herhinken (wage lag), im gegenwärtigen Zyklus kürzer 
war als im vorherigen. 

9. Die Lohnsteigerungen selbst waren bis ietzt, im ganzen gesehen, eher etwas 
geringer als im letzten Zyklus. Allerdings gilt Ähnliches auch für die Produktivi- 
tät. Ganz deutlich zeigt sich der langsamere Lohnanstieg in der Tariflohn- 
Statistik, und zwar auch dann, wenn man in Rechnung stellt, daß diese Statistik 
bestimmte Nebenleistungen an die Arbeitnehmer, die zum Teil ebenfalls tarif- 
lich vereinbart werden, nicht erf0Bt. Die Lohnpolitik der Tarifpartner war also 
der schwächeren Nachfrogeexpansion gemäß; aber sie hat auch das allgemeine 
inflatorische Klima nicht außer acht gelassen. Infolgedessen sind die Tariflöhne 
stärker gestiegen als die Produktivität; anderes war auch nicht zu emarten, da 
die Bedingungen für die Anwendung der modifizierten Produktivitätsregel [JG 
64 Ziffer 248) nicht erfüllt waren. 

10. Die Steuersenkungen, die Anfang 1965 in Kraft traten, und das Anschwel- 
len der öffentlichen Einkommensübertragungen haben die von den Lohnrteige- 
rungen ausgehenden Wirkungen auf die Nachfrage noch Verbrauchsgütern 
verstärkt, obwohl die privaten Haushalte einen gröBeren Teil ihres Einkommens 
sparten als 1964. Diese Nachfrageentwicklung hat zusammen mit dem Kosten- 
anstieg die Preise im Verbrauchrgüterbereich seit Herbst 1964 beschleunigt stei- 
gen lassen. Der Geldwertschwund wäre für die Verbraucher sicherlich noch 
spürbarer gewesen, htltte nicht das Angebot aus ausländischen Quellen brem- 
send gewirkt. 

11. Auch auf fast ollen anderen Märkten hat sich das Angebot aus inländischen 
Quellen als weniger elastisch emiesen als 1959160, nicht zuletzt infolge der 
Lage auf dem Arbeitsmarkt. Zwar hat die Zahl der Emerbstätigen 1964 und 
1965 wieder etwas zugenommen, aber nur in der minimalen Größenordnung 
von ehva einem halben Prozent. Wäre es nicht gelungen, zustltzliche Arbeits- 
kräfte aus dem Ausland anzuwerben, hätte das Arbeitskrtlftepotentiol in beiden 
Jahren sogar abgenommen. Der Trend zum Rückgang der Arbeitszeit ist nur 
1964 vorübergehend zum Stillstand gekommen; obwohl die Gewerkschaften 
bereit waren, auf zum Teil schon vereinbarte Arbeitszeitverkürzungen zu ver- 
zichten, ist die effektive Arbeitszeit 1965 schon wieder etwas zurDckgegangen. 
Das gesamhvirtschaftliche Arbeitsvolumen - Beschäftigtenzahl mal Arbeits- 
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Zeit - hat sogar um weniger als ein halbes Prozent zugenommen, im Gegen- 
satz zu 1960, als es sich mit einem Steigerungssatz von 2 vH als recht elastisch 
erwies. 

Sdioubild 3 

HEIMISCHE PRODUKTION UNO EINFUHR VON GUTERN UND DlENSEN 
in jeweiligen Preisen 
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12. Das reale Produktionspotential wächst somit heute fast nur noch in dem 
MaOe, wie die Aheitsproduktivität gesteigert werden kann. Die Produktivitäts- 
reserve, die immer zu Beginn des Aufschwungs in Form unausgelasteter Kapazi- 
täten gegeben ist, war 1964 verhältnismäfiig rasch erschöpft. Daher sank die 
Wachstumsrate des realen Bruttosozialprodukk, also des Angebots aus heimi- 
scher Produktion, von 6,6vH im Jahre 1964 auf 4,EvH im ersten Halbjahr 1965 
und - nach vorläufigen Schätzungen - auf 45vH in der zweiten Hälfte 1965. 
Bedenkt man, dafi diese Wachstumsrate 1959 fast 7 v H  und 1960 sogar fast 9vH 
betragen hatte, so wird deutlich, wieviel das heimische Angebot an koniunktu- 
reller Elastizität verloren hat. Für die längerfristige Entwicklung ergibt sich hier- 
aus, dafi wir künftig nur noch mit Wachstumsraten zwischen 4 und 5vH rechnen 
dürfen, sofern es nicht gelingt, weit mehr als bisher die Reserven auszuschöp- 
fen, die im technischen Fortschritt und in der Anpassung der Produktionsstruktur 
liegen. 

13. Legt man als Maßstab für die Veränderung des Geldwertes den Preisindex 
für die Lebenshaltung zugrunde, so ist eine koniunkturelle Beschleunigung des 
Geldwertschwunds seit dem vierten Vierteljahr 1964 unverkennbar. Sie hat bis 
zur Gegenwart angehalten. Damit haben wir uns 1965 vom Ziel der Geldwert- 
stabilität noch weiter entfernt als 1964. Das gilt auch, wenn man die Preise 
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der Ernährungsgüter aulier Betracht Iälit, die 1965 infolge der ungünstigen Wit- 
terungsverhältnisse - und daher wohl nur vorübergehend - besonders stark 
gestiegen sind. 

14. Ein Vergleich der Preiseniwicklung in diesem und im vorigen Zyklus zeigt, 
dali das Preisniveau - gemessen am Preisindex für die Lebenshaltung ohne 
Ernährung - im Durchschnitt diesmal noch stärker gestiegen ist als damals, 
obwohl das erste Halbjahr 1961 einen Preisanstieg gebracht hatte, der als un- 
gewöhnlich hoch angesehen werden muß. Um soviel wie damals ist das Preis- 
niveau zwar in diesem Zyklus in keiner Phase gestiegen, aber es bedurfte dies- 
mal weder einer Auhvertung noch einer Erhöhung des Binnenpreisniveaus, um 
das außenwirtschaftliche Gleichgewicht herzustellen. Außerdem ist bei diesem 
Vergleich zu bedenken, daß der Preiswelle im vorigen Wachstumszyklus noch 
eine Phase stabiler oder nur ganz wenig steigender Preise vorausgegangen 
war, während diesmal auch die Zeit vor dem Einsetzen des Aufschwungs (1962 
bis 1963) durch Preissteigerungen gekennzeichnet war, die mit über 2 vH so 
hoch waren wie früher meist nur in Zeiten konjunktvreller Anspannung. 
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Vergleicht man alle drei Zyklen seit 1952, so kommt man nicht umhin fest- 
zustellen, daß sich der Geldwertschwund von Zyklus zu Zyklus beschleunigt 
hat. Erhöhte sich der Preisindex für die Lebenshaltung ohne Ernährung ie Jahr 
von 1952 bis 1957 nur um 0,6vH, von 1957 bis 1962 um 2,l vH, so haben wir schon 
im bisherigen Verlauf des gegenwärtigen Zyklus (seit 1962) eine durchschnitt- 
liche Preissteigerung von 2,6vH erfahren. 

4 . 8  + 1 8  +0,1 -1.0 - +0,7 - +0.1 +2,9 +1.3 +3P +1,9p 

4 3  +0,7 4 . 5  4 , O  -1.5 4 . 1  +1,7 +3,0 +lP +2L +P,? +P7p 

+1P +1L +2.1 +3,0 +3,8 +2,9 +Sp +ZQ +1,7 +3,3 +2.9 . 

+l.O +1,4 +l.Q +Q.l +3p +ZB +SA +2,8 +l,Q +2.1 +2,8 + S m  
+0,4 +2,0 +3,1 +1,0 +P,I +2,1 +2.1 + P ,  +2.1 +2,2 +P,5 +?#P 

15. Zu einer aktiven - und zwar vorbeugenden - Koniunkturpolitik hat sich 
die Bundesregierung gegenüber dem Bundestag in zwei Dokumenten bekannt. 
Im Juni 1964 hat sie in ihrem Nachtrag zum Wirtschaftsbericht (Bundestagsdruck- 
Sache zu lV/1752) konkrete Vorstellungen über den Ausbau des koniunktur- 
politischen Instrumentariums entwickelt und dabei hervorgehoben, wie wichtig 
es sei, die Geld- und Kreditpolitik der Bundesbank durch eine aktive antizykli- 
sche Finanzpolitik zu ergänzen und zu unterstützen. Sodann hat sie im Januar 
1965 in ihrer Stellungnahme zum ersten Jahresautachten des Cachverständiaen- 

') Ohne Saarland und Beilln. 
') 18W elnmhl. SMrland. 

rates (B~ndesto~sdrÜcksache lV/2890] noch einmal d'eie Grundsätze bekrähigt. 
Tatsächlich hat sich die Konjunkturpolitik der Bundesregierung auf gesetz- 
aeberischem Gebiet. weil weiteraehende koniunktur~olitische Bemühunaen om 
widerstand des IV..~eutschen Bindestages oder an' institutionellen schwierig- 
keiten gescheitert sind, im wesentlichen auf zwei Mdnahmen beschränkt: 

die Bundesregierung hat im Frühiahr 1964 - im Einvernehmen mit der 
Bundesbank - die lnitiafive für das sogenannte Kuponsteuergesetz er- 
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griffen, mit dem Ziel, eine restriktive Politik der Bundesbank gegen den 
GeldzufluO von auOen abzuschirmen; 
die Bundesregiewng hat die an sich - am 1. Januar 1965 - ohnehin 
fällige Senkung der Binnenzölle in der EWG auf den 1. Juli 1964 vorverlegt. 

16. In der Finanzpolitik haben Bundesregierung und Bundestag sich nicht nur 
jeder restriktiv wirkenden MaOnahme enthalten, sondern im Gegenteil dazu 
beigetragen, daO die Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen der öffent- 
lichen Haushalte schon 1964 und noch mehr 1965 die koniunkturellen Auftriebs- 
krähe verstärkt hat. Obwohl die Bundesregierung der Empfehlung des Minister- 
rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom April 1964 zugestimmt 
hatte, den Ausgabenzuwachs 1965 auf die Rate von 5vH zu beschränken, und 
auch die Länder sich ein solches Verhalten zu eigen machen wollten, sahen 
schon die Haushaltsplanungen von Bund, Ländern und Gemeinden für 1965 Aus- 
gabensteigerungen von 8,6vH vor. Nach der bisherigen Entwicklung zu schlie- 
ßen, werden die tatsächlichen Ausgaben noch darüber hinausgehen und um 
etwa 10vH gegenüber 1964 steigen. Die Einnahmen haben zwar etwas mehr als 
veranschlagt zugenommen, aber doch sehr viel weniger als die Ausgaben. Für 
1965 müssen die öffentlichen Haushalte infolgedessen mit einem erheblich 
höheren Kassendefizit als 1964 rechnen. Die Art der Defizittinanzierung hat die 
inflatorische Wirkung dersteigenden Staotsausgaben kaum gemildert. 

17. Mit ihrer restriktiven Politik konnte die Bundesbank erst im Sommer 1964 
beginnen, als sich die Zahlungsbilanz passivierte und damit die Gefahr ge- 
bannt war, daO der Liquiditätszustrom von auOen ihre Bemühungen zunichte 
machen werde. Die Bundesbank hat sich zunächst im wesentlichen darauf be- 
schränkt, durch schärfere Bestimmungen über die Mindestreservepflicht der 
Banken deren Kreditspielraum einzuengen; 1965 ist sie auch dazu übergegan- 
gen, den Kredit zu verteuern, indem sie im Januar und im August 1965 den 
Diskontsatz ieweils um ein halbes Prozent erhöhte. Die Banken konnten aber 
auf beträchtliche freie Liquiditätsreserven zurückgreifen, die sie in früheren 
Jahren vor allem dank der Zahlungsbilanzübenchüsse angesammelt hatten. 
Seit Mitte 1964 haben sie einen groOen Teil ihrer Bestände an Geldmarktpapie- 
ren abgestden; zum Teil haben sie sich auch wieder sehr viel mehr als bisher 
bei der Bundesbank verschuldet. Entlastet wurden die Banken nur durch die 
defizitäre Entwicklung der öffentlichen Kassen. Zu einer spürbaren Verknap- 
pung in der Versorgung der Wirtschaft mit zusätzlichem Kredit ist es aber bis 
zum Sommer 1965 nicht gekommen. Erst im September 1965 zeichnete sich bei 
den mittel- und langfristigen Ausleihungen der Banken eine gewisse Zurück- 
haltung ab. Hieran ist zu ersehen, mit welchen Wirkungsverzögerungen man in 
der Koniunkturpolitik rechnen m d .  

Ausrüstungs invest i t ionen 

18. Wie im vorigen Jahresbericht dargelegt, gab die Nachfrage des Auslandes 
1963 den AnstoO zu einer Ausweitung der Investitionstätigkeit, die sich bis weit 
in das Jahr 1965 hinein als Träger des gesamtwirtschaftlichen Expansionsprozes- 
ses erwies. Die Ausgaben für Ausrüstungen sind im enten Halbjahr 1965 mit 
einer Rate von 14,3vH rascher gewachsen als 1964. 
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19. Wie der Ifo-lnvestitionstest zeigt, waren die lnvestitionsplanungen 1964 
und noch im Frühiahr 1965 zunehmend auf die Erweiterung der Produktions- 
kapazitäten ausgerichtet, und zwar vor allem in den Investitionsgüterindustrien 
selbst. Besonders stark sind während dieses lnvestitionsbooms die Ausgaben 
für die .klassischenm Investitionsgüter des Maschinenbaus und der Elektrotech- 
nik gestiegen. Die Ausgaben für Fahrzeuge nahmen, soweit sie der betrieblichen 
Nutzung dienen, demgegenüber nur geringfügig zu, zum Teil wohl wegen der 
Unsicherheit über die im EWG-Raum zulässigen Höchstmaße und Höchst- 
gewichte für Lastzüge, zum Teil auch wegen einer gewissen Zurückhaltung der 
Bauwirtschaft bei der Nachfrage nach Transportmitteln. 

20. Bemerkenswert ist weiterhin, daß sich die Bezüge von Investitionsgütern 
aus dem Ausland wiederum rascher erhöht haben - im ersten Halbiahr 1965 
betrug die Zuwachsrate 32vH - als aus dem Inland. Eine solche Entwicklung 
war, wie aus Tabelle 2 hervorgeht, auch in früheren lnvestitionskoniunkturen zu 

Tobelle 2 
Ausrüstungsinvestitionen 
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beobachten. Indes deckt die Wirtschaft nicht nur ihren Spitzenbedarf an Investi- 
tionsaütern im Auslond. Seit 1950 hat der Anteil der Einfuhren an den Käufen 
von Äusrüshingsgütern tendenziell zugenommen; seit der vorangegangenen 
Aufschwungsphase ist er von 7,2vH im Jahre 1960 auf 8 , 3 d  im Jahre 1962 und 
9,6 vH im ersten Halbjahr 1965 gestiegen (Tabelle 3). 

Tabelle 3 

Anteil der Einfuhr an den Käufen von neuen Ausrüstungen') 

'I K l l h  aua dar lnlllndlichen PioduMlon zu Erriuoerprelsen und Elnfuhr zu Grenzwerten: ohne Eloan- 
leldunosn der Inve8lonn. 
7 Ohne Saarland und Barlln. 
7 Vorl&utioe Emsbnlaea. 
.) Erste wrläufloe Emebnlus. 

21. Einer der Gründe hierfür ist sicherlich die verstarkte internationale Ar- 
beitsteilung im Bereich der Investitionsgüterproduktion. ein anderer die Zu- 
nahme d& Direktinvestitionen von unternehmen in ausl6ndiichem Besitz, die 
die Produktionstechnik der Muiteraesellschaften übernehmen und daher über- 
durchschnittlich viel ~nvestit ions~ü~r einführen. Auch die Preisenhvicklung, die 
Schaubild 5 zeigt, scheint einen Einfluß gehabt zu haben. Die Preise für im In- 
land erzeugte Investitionsgüter sind seit Anfang 1964 betrachtlich gestiegen, 
wohingegen die Einkaufspreise für ausländische Investitionsgüter weitgehend 
konstant geblieben sind. 

22. Seit Mitte des Jahres IaRt offenbar der Preisauftrieb im Inland nach, nicht 
zuletzt, weil die Investitionskonjunktur ihren HGhepunkt erreicht, wahrschein- 
lich sogar überschritten hat. Ein Zeichen hierfür ist, daß sich die Investitions- 
neigung in den einzelnen Bereichen wieder stärker differenziert. Von den 31 zur 
Berichterstattung herangezogenen Zweigen des Maschinenbaus haben im drit- 
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ten Vierteljahr 1965 nur noch 18 höhere Aufträge als vor Jahresfrist gebuht, 
im ersten Halbjahr 1965 waren es dagegen noch 24, im ganzen Jahre 1964 
30 Zweige (Tabelle 4). 

Tabelle 4 
Auftragseingänge aus dem Inland bei 31 Zweigen des Maschinenbaus 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitroum 
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Schaubild 6 

AUFTRAGSEINC~C DER INYE~TIONSCUTERINDUSTRIEN AUS DEM INLAND 
L%&btab Umsatz.l954=100 ; saironbereinigt 

4 1  I 
InvestitionsgOlerindustrien insgesamt 

300 

m 

150 

3c4 

?W 

isn 
4m 

Elektmtechniwhe Industrie 
(Investitionsgütabeich) 

3 1  

mo 

100 

Fahrreutbau 
300 

IM 
m 

Eism-,Blech-und Metallwarmindustrie 

I 11 III IY I 11 III IV I II lllllv I I lllillrlv I lllllililv I III -llltlv I 8 I I  llllilv I 'I1 r ~ ~ ~ t ~ v  
1958 1959 1960 1961 1962 1963 1964 1965 

Ohne Barlmd md Bilin. 
SR 1680 B isnk~ i l ip~~~:RWl ,E t~~  



23. Im ersten Halbjahr 1965 überwogen im Inlandsgeschäft des Maschinenbaus 
noch die expansiven Tendenzen; der Auftragseingang aus dem Inland in jewei- 
ligen Preisen war noch um 13vH höher als im ersten Halbjahr 19M. Im dritten 
Vierteljahr 1965 betrug diese Zuwachsrate nur noch 5vH; in konstanten Preisen 
gemessen, war der Auftragseingang aus dem Inland sogar nur geringfügig 
höher als ein Jahr zuvor (+ 0,SvH). Von Vierteliahr zu Vierteliahr gerechnet, 
geht der Auftragseingang aus dem Inland, nach Ausschaltung der Saison- 
komponente, schon seit dem Frühiahr 1965 absolut zurück. Das gleiche gilt für 
die Nachfrage nach elektrotechnischen Investitionsgüterm Auch bei der Eisen-, 
Blech- und Metallwarenindustrie nehmen die Inlandsbestellungen nicht mehr zu 
(Schaubild 6). 

24. Auch in den Investitionsgüterindustrien selbst steigt die lnvestitionsneigung 
nicht mehr an. Die lnlandsnachfrage nach Maschinenbauerzeugnissen zur über- 
wiegenden Verwendung in den Investitionsgüterindustrien ist! gemessen an den 
Zuwachsraten von Vierteliahr zu Vierteljahr, seit dem Frühlahr deutlich rück- 
läufig (Schaubild 7 ) .  Die Nachfrage nach Maschinen für die Bauwirtschaft ist, 
gemessen am Auftragseingang der ersten neun Monate 1965, gegenüber 19M 
sogar absolut zurückgegangen (- 13 vH). 

B a u i n v e s t i t i o n e n  

25. Während in den Aufschwungsphasenvon 1955 und 1959160die Uberhitzung 
am stärksten auf dem Baumarkt zutage trot, bedeutete der koniunkturelle Auf- 

Schaubild 7 

INLANDSNACHFRAGE NACH MASCHINENBAUERZEUGNISSEN 
ZUR UBERWIEGENDEN VERWENDUNG IN DEN INVEST~TIONSGUTER~NDUSTRIEN 
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Schwung dieses Mal lediglich eine Unterbrechung der längerfristigen Entspan- 
nungstendenz. Die Nachfrage auf dem Baumarkt nahm 1963 und 1964 konjunk- 
turell zu, allerdings nur im Hochbau. Im Tiefbau herrschte 1964 weitgehend Stag- 
nation; seit der Jahreswende 19ö4/65 steigt die Nachfrage iedoch auch hier, so 
daR die Untenchiede in der Entwicklung von Hoch- und Tiefbau, die sich im 
Jahre 1964 herausgebildet hatten, etwas geringer wurden. 

26. Dies spiegelt sich deutlich in der ~reisbekegung: Die Sdiere der Preisstei- 
gerung im Hochbau und der Preissenkurq im Tiefbau, die s i ch  im Frühiahr 1964 
geöffnet hatte, hat sich seit dem Frühsommer 191% kaum verändert. Im Hochbau 
sind die Preise nur noch verlangsamt gestiegen, im Tiefbau kaum mehr zurück- 
gegangen (Schaubild 8). Ob die Bereikchaft der Unternehmer im Tiefbau zu wei- 
teren Preiszugestdndnissen mit der gilnstigeren Auftragslage nachgelassen hat 
oder ob auch die LohnerhiShung vom Frühjahr 1965 den Preisnachlässen von 
der Kostenseite her Grenzen gezogen hat, IäWsich nicht feststellen. 
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27. Daß die Ausgoben für Hoch- und Tiefbauten in den ersten neun Monaten 
des Jahres 1965 mit 65  bis 7vH nur verhältnismäßia wenig stiegen (Tabelle 5). - .  
erklärt sich zu einem Teil aus dem Rückgang der ~rei;e für fiefbauten,zum ande: 
ren aus der Beeinträchtigung der Bautätigkeit durch die regenreiche Wittening. 

Tabelle 5 

Ausgaben für Bauinvestitionen 
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28. Insgesamt wurden im Bauhauptgewerbe in den ersten neun Monaten 1965 
- gemessen an der Veränderuna des Arbeitsvolumens - 3.1 vH weniaer 
 tud den gearbeitet als vor einem~ahre. Ausgenommendavon blieben dieBauTe" 
für die aewerbliche Wirkchaft. bei denen es sich übemieaend um aroße und 
fest terGnierte Vorhaben handelt; zudem hatten sich infolge der reeen Nach- 
frage der gewerblichen Wirtschaft im Jahre 19M hier hohe Bauüberhänge er- 
geben. Das Arbeitsvolumen ging zurück, weil im Bauhauptgewerbe weniger 
Arbeitskräfte beschäftigt waren als vor einem Jahre und die Arbeitszeit ver- 
kürzt wurde. Der Rückgang der Beschäftigung dürfte überwiegend auf einer 
Abwanderung von Bauarbeitern beruhen. Zwar sind die offenen Steilen für 
Bawrbeiter auch im ersten Halbjahr 1965 noch zurückgegangen, doch Iäßi dies 
einen sicheren Schluli auf ein Nachlassen des Bauarbeiterbedorfs nicht ohne 
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weiteres zu, da die Bautätigkeit in der ersten Jahreshälfte durch die Witterung 
ungewöhnlich stark beeinträchtigt war. Seit August steigt die Zahl der offenen 
Stellen wieder. 

29. Wie sich die Nachfrage nach Hochbauten entwickelt hat, ist in Schaubild 9 
dargestellt. Die gewerbliche Wirtschaft hat, nachdem sie ihre Nachfrage in den 
Jahren 1963 und 1964 kräftig gesteigert hatte, seit der Jahreswende 1964165 
weniger Bauvorhaben geplant. Jedenfalls wurden in den ersten neun Monaten 
1965, gemessen am umbauten Raum, für landwirtschaftliche Betriebsgebäude und 
für .sonstige gewerbliche Gebäude" (- 6,s vH) weniger Genehmigungen er- 
teilt als 1964, für Bürogebäude und gewerbliche Betriebsgebäude dagegen 
mehr (Tabelle$. Der veranschlagte Kostenaufwand fur alle genehmigten ge- 
werblichen Bauvorhaben ist im Voriahresvergleich zwar noch etwas gestiegen, 
die Zuwachsrate blieb aber weit hinter der von 1964 zurück. 

Tabelle 6 

Genehmigte gewerbliche und industrielle Hochbauten 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Variahreszeitraum in vH 

Umbauter Raum lnspasamt ... 
davon: 
Landwlrt~hailllshe Beirlebe- 

pebllude .................. 
Geweibllshe Beirlebspeb8ude 

............... Bilropeblluda 
Sonstlps ................... 

30. Die Nachfrage der öffentlichen Hand nach Hochbauleistungen hat sich in 
der ersten Jahreshälfte 1965 kaum noch erhöht. Wie aus Tabelle7 hervorgeht, 
sind vornehmlich weniger Schulbauten beantragt und genehmigt worden. Um 
die Jahresmitte stiegen indes die Genehmigungen ungewöhnlich an; sie waren 
im dritten Vierteljahr 1965 dem Raum nach um lSvH, den Baukosten nach um 
nicht weniger als 28,7vH höher als im Voriahr, obwohl schon damals - nach 

Tabelle 7 

Genehmigte öffentliche Hochbauten 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Variahreszeitraum in vH 

I 
Umba~ler  Raum Inwesamt ... 

daron: 
AnstiHwebäude ........... 
BOrOaeb8ude ............... 

.............. Sshulpeb8ude 
Sonslipe ................... 
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Schaubild 9 

BAUGENEHMIGUNGEN IM HOCHBAU 
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Aufhebung des Baustoppgesetzes - die öffentliche Hand eine besonders rege 
Nachfrage entfaltet hatte, die sich zum Teil aus dem vorher aufgestauten 
Bedarf erklärt. Dieser erneute Anstieg, an dem nur die Schulbauten nicht teil- 
hatten, ist bemerkenswert, denn der Finanzierungsspielraum für öffentliche 
Bauten ist wegen der Kassenentwicklung der öffentlichen Haushalte und wegen 
der Schwierigkeiten, langfristiges Kapital aufzunehmen, enger geworden. OtTen- 
bar haben viele öffentliche Instanzen aus Furcht vor möglichen Ausgabenkür- 
Zungen Bauvorhaben vorsorglich angemeldet und sich genehmigen lassen. Ein 
ähnliches Verhalten war schon vor ErlaB des Baustoppgesetzes 1962 zu beob- 
achten. 

31. Im Wohnungsbau, auf den mehr als die Hälfte der Hochbauleistungen ent- 
fällt, wuchs die Nachfrage stetig. Obwohl in den ersten acht Monaten 1965 etwa 
25000 Sozialwohnungen weniger gefördert wurden als vor einem Jahre, ist die 
Gesamtzahl der genehmigten Wohnungen weiter gestiegen (Tabelle8). Die 
monetären Restriktionen haben bisher die Nachfrage nach Wohnbauten noch 
nicht gedämpft; vorerst war dies auch nicht zu erwarten. Bauvorhaben werden 
so langfristig geplant und in ihrer Finanzierung gesichert, daB der .Bremswega 
restriktiver Kreditpolitik hier besonders lang ist. AuBerdem hat wohl immer 
noch eine Rolle gespielt, daB die Bauherren ein weiteres Steigen der Baukosten 
befürchten - nicht zu Unrecht, wie sich bisher immer herausgestellt hat. Die 
Nachfrage nach Hypotheken hat 1965 nur verlangsamt zugenommen; im 
zweiten und dritten Vierteljahr waren die Hypothekenzusagen insgesamt sogar 
etwas geringer als in der gleichen Voriahreszeit. Gelitten hat vor allem das 
Hypothekargeschäft der Real-Kreditinstitute; die Sparkassen konnten dagegen 
mehr Hypotheken zusagen. 

Tabelle 8 
Genehmigte Wohnbauten nach Bauherren 

Veränderung gegenüber dem enisprechenden Voriahreszeitroum in vH 

i i h l  der Wohnunoen 
lnsaesami') ................ 
darunterfur: 
Gemelnnlltdae Wohnunar- 

............. unternehmen 
Freie Wohnunorunter- 

.................. nehmen 
Private Haushslte ........... 
') Einschl. (Ilisntllcher Bauherren und Unternehmen, 

32. Im Tiefbau hat die Zurückhaltung der öffentlichen Hand bei der Auftrags- 
vergabe im Jahre 1964 Uberkapazitäten enhtehen lassen; sie führten zu ver- 
schärftem Wettbewerb und dadurch zu Preissenkungen. Daß die Zahl der ge- 
leisteten Arbeitsstunden im ersten Halbjahr 1965 stark zurückgegangen ist, 
hängt wohl auch mit der Witterung und mit der Arbeitszeitverkürzung zu- 
sammen. 

33. Um die Jahreswende 1964165 begann - wie erwähnt - ein Wandel 
der Nachfrage: die öffentliche Hand vergab wieder mehr Aufträge. In den 



ersten neun Monaten 1965 war das Auftragsvolumen dem Wert nach um 13,ZvH 
höher 01s 1964, gegenüber einem Mehr von 0,5vH 1964 und von 6,5vH 1963. 
Da die Preise 19Mj65 innerhalb Jahresfrist bis zu 7vH gesunken sind, dürite das 
Auftragsvolumen real entsprechend mehr zugenommen haben. Mehr Aufträge 
erhielten die Unternehmen vornehmlich für StraOen und Brücken (Tabelle 9). 

Tabelle 9 

Auftragsvergaben der öffentlichen Hand für Tiefbauten 
noch der Art der BaumaOnahmen und Bauherren (Baulastträgern)') 
Veränderung gegenober dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

Inapeeamt .................... 
Art der Baurnaßnshme 
StraOen .................... 
StraßenbrGcken ............ 
Bundeswae.eratiaOen') ..... 
W a ~ ~ e w l r t ~ ~ h ~ f l l i ~ h e  Tlef- 
bauten') ................... 

Sonllge Tlefbsu~n ........ 
Bsuherren 
Bund ..................... 
Lander ..................... 
Gernelnden') und Gernelnde- 
rerbunds .................. 

Sonstige') ................. 
') Auftrage Ober25Oa) DM ohne das vorn Bauherren geslelile Mateilsl. Ohne Nashtrue. 
7 Ohne nachlräaliche Berlchtiaum wegen Ubererfaaauna. 
') ElnschL Hufen. 
') Elnachl. Landeakulturbsuten. 
i Ober 5WO Einwohner. 
'1 Jurletlsche Peraonan des bffentllchen und dem prlrsten Rechte, bel denen dia bffentllche Hand maO- 

oeblich betelllgt 1.1. 

34. Es waren in erster Linie die Länder, die ihre Tiefbauvorhaben erweiterten; 
als einzige Gruppe der öffentlichen Bauherren hatten sie 1964 ihre Aufträge 
drastisch gekürzt. Den großen Umfang der Jahre 1962 und 1963 haben indes 
die Aufträge der Länder bisher noch nicht wieder erreicht. Der Bund, auf den 
fast zwei Fünftel des Gesamtvolumens an Tiefbauaufträgen entfallen, hat im 
vorigen Jahre kaum etwas zurückgestellt und dementsprechend 1965 fast nichts 
nachgeholt. GleichmäOig gesteigert haben ihr Auftragsvolumen auch die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände. 

35. Da die regenreiche Witterung die Ausfühmng der Aufträge im Tiefbau 
behinderte, sind die Auftragsbestände nicht weiter gesunken. Trotzdem be- 
urteilten die am Ifo-Konjunkturtest beteiligten Firmen auch im September 1965 
die Geschäftslage im Tiefbau, besonders im StraOenbau, noch ungünstiger als 
im Hochbau. 

36. Dan die koniunkturellen Spannungen sich nicht mehr wie 1959/60 beson- 
den auf dem Baumarkt auswirkten, geht daraus hervor, daO der Preisanstieg 



Zur Konjvnkturloge 

auch 196416.5 nachgelassen hat; die Steigemngsrate, 1961 nach 7,l vH, betrug 
1964 35vH und im ersten Halbjahr 1965 nur noch 2,6vH. Die Preise auf dem 
Baumarkt sind zum ersten Mal seit langer Zeit weniger stark gestiegen als die 
Preise für den privaten Verbrauch, für den Staatwerbrauch und für Ausrüstungs- 
investitionen (Schaubild 10). 

vH 
+16 PRElWlVEAU 

DER BAUlNVEmTlONEN UND DES BRUTTOSOZIALPRODUKTS 
Veränderung pgenübei dem Voriahr in YH 

+ 12 

+B 

+I 

0 

1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 1961 1962 1963 1966 :9!: 

4 
Y a  1961 dm mlnd ud milln. 

SR Y61 

37. In den einzelnen Zweigen des Baumarktes war die Preistendenz unein- 
heitlich: den rückläufigen Preisen im Tiefbau steht nach wie vor ein Preisanstieg 
im Hochbau gegenüber. Aber auch im Hochbau war die Preisentwicklung diffe- 
renziert. Den größten Spielraum für Kostenüberwälzungen hat offensichtlich 
noch das Ausbaugewerbe: hier steigt die Nachfrage verhältnismäßig stark an, 
zum Teil wohl infalge erhöhter Ansprüche an die Ausstattung sowohl der 
Wohnungen als auch der gewerblichen und nicht zuletzt der dffentlichen Bauten. 
Uberdies sind beim lnnenausbau die Rationalisierungsmöglichkeiten gering oder 
werden iedenfalls noch wenig genutzt. 

38. Kennzeichnend für den stärkeren Wettbewerbsdruck in der Bauwirtschaft 
ist, daß sich die Schere zwischen Tariflöhnen und Effektiwerdiensten immer 
mehr schließt. Otienbar gehen die Unternehmer nicht mehr über die tariflichen 
Lohnerhöhungen himus, um die erforderlichen Arbeitskräfte zu halten oder 
neue einzustellen; auch sehen sie keinen Anlaß mehr zu vermehrter Inanspmch- 
nohme von Uberstunden. Für die geringeren Möglichkeiten, die Kasten zu über- 
wälzen, spricht schließlich, daß Löhne und Preise auf dem' Baumarkt nicht 
mehr - wie früher - parallel verlaufen; die Preise bleiben nun hinter der 
Lohnentwicklung zurück (Tabelle 10). 



Tabelle 10 

Ausgewählte Lohn- und Preisindices für das Bauhauptgewerbe 
Veränderung gegenliber dem entsprechenden Vorjahreueifraum in vH 

I Lohnlndlcea 1 Preilndicei 

bltlaum 

Wohnpebäude Tl- Tarifliche Stunden- %;Y lelstun- Grund- Rohbau- Ausbau- Birlebi- 
Ibhne dienstes) gen am arbeiten aibelten geb(Lude 

GabBude arbeiten F.1 , 6 . 2  

1 0 1  Febr. 
Mal 
Aue. 
Nov. 

I 
+ 4,O + 4.5 + 4 + 4 8  + 4.7 + 4.5 + 3,8 
+ 3.8 + 5.3 + 4 8  +11,0 + 5 8  + 4.7 + 4.0 . 
+ 4-0 + M + 5.4 + I 2 3  + 5 4  + 5.0 + 4,8 
+ 4 #  + 8 C  + 8 8  + I58  + I C  + 8 . 1  + 8 , 8  

1080 Febr. 
Mal 
Aup. 
No". 

+ 4.8 + 8.5 + 7.7 +12,O + 8.7 + 71) + 8,8 
+ 11.8 +10,1 + 4 1  +10.8 + 0.0 + 7.8 + 7.3 
+ 8 4  +10,0 + 7.7 + 7 8  + 8,1 + 7,2 + 7,s 
+ 5.8 + 71) + 8,8 + 4,8 + 8.1 + 8.8 + 4 4  

1 s t  Febr. 
Mai 
Aup. 
NOY. 

+ 5,7 + 7.4 + 8.D 
+ O,I + 2,0 + 5.0 
+10.8 +11,0 + 0.3 
+10.8 +12,6 + 0 , 0  

lm2 Febr. 
Mal 
Aup. 
Nov. 

+10.7 +11,0 + 8.6 
+17C + I 8 3  + H A  
+ 6 + 8 3  + 7.0 
+ 0.2 +lOQ + 7.0 

1Ba9 Febr. 
Mal 
Aup. 
Nov. 

- . . . . - - - . . . . . . 
') 3 0 1  a.cn ohna Saarland. ab 1 W  elnlchl. Betlln (West). 
7 Bel den Lonnlndlces sind ee dle Beilchlomonate Januar. Aprll. Juli und Okiober. 

+ 0.3 +10.0 + 7,s + 7,3 + 8.0 + 6 7  + 6 8  + 5.0 + 4 8  
+ 8 4  + 9.8 + 6,O + 5.3 + 6.8 + 8.0 + 4-8 + 3.7 + 3C 
+ 8.3 +10.2 + 5.0 + SC + 6,8 + $7 + 4-8 + 3 8  + 3 5  
+8,2 +7.8 +4 .6  +3 ,8  + 4 , 8  +5 .1  +3 ,8  + P J  +P.$ 

1W') Febr. 
Mal 
Aup. 
Nov. 

III. AuBenwimchofl 

+ 5.1 + 7 5  + 4,6 + 3.1 + 4.8 + 8J + 3.4 + 1,O + 2.0 
+O,4 +lO,O +5.8 +3 ,4  + 5 , 8  +SO +4.8 +1.2 +P.P 
+ OC +I04 + 5,4 + 1,O + $3 + 5.9 + 4,3 - 2.2 - 40 
+OC +10,3 + 5 1  + 0,6 +5 ,1  +Ei0 +4,8 -W -9.0 

39. Kennzeichnend für die auDenwirtschaftliche Entwicklung im Jahre 1965 ist 
die Possivierung der Leisfungsbilanz. Schon in der zweiten Jahreshdlfte 1964 
hatten sich die Obenchüsse aus dem Handels- und Dienstleistungsverkehr mit 
dem Ausland spürbar vermindert. Seither lassen sich folgende Schwerpunkte der 
Entwicklung feststellen (Tabellen 11 und 12): 



Tabelle 11 

Zur Konjunkturlage 

Ausfuhr 

'1 SDsllalhandel nach V.rbmuchalnasrn. 
') Gglbaert In Anlehnuno an dle Produktloniilatlailk. Ohne Eneuonlesa der Land- und Forblrtuhan, 

Fiicherel sovle ohne Waien. die nlchl zuoeoidnet werden konnten. 

a) Die Warenousfuhr i s t  1965 zwar weniger gestiegen als während des 
Exportbooms von 1963164, jedoch mehr als im Durchschnitt der Jahre 1959 
bis 1964. Dabei entfällt der Zuwachs fast allein avf die Exporte in die Län- 
der außerhalb der EWG. 

b) Die Ausfuhr hat sich in allen wichtigen Exportbereichen in ehva gleichem 
Maße ausgedehnt. 

C) Die Wareneinfuhr ist seit dem dritten Vierteliahr 1964 starker gestiegen als 
jemals seit dem Höhepunkt des Wachstumszyklus 1959160. Die Importe aus 
den EWG-Ländern haben sich seit 1955 niemals so ausgeweitet wie in 
diesem Jahre. 

Lfd. 
Nr. 

d) Am stärksten hat im privaten Bereich die Einfuhr bei den Erzeugnissen der 
Investitionsgüterindustrien, am geringsten bei den Agrarerzeugnissen zu- 

lwa 

genommen. 

e) Die Preise für die Warenausfuhr und die Wareneinfuhr (Durchschnittswerte) 
liegen seit dem vierten Vierteliahr 1964 jeweils um ehva 2vH höher als im 
Vorjahr. Damit hat sich ein bemerkenswerter Wandel in der Preisenhvick- 
lung für Außenhandelsgüter vollzogen: Der Durchschnittswert der Ausfuhr 
war in den Jahren nach der Auhvertung - bis zum Sommer 1964 - an- 
nähernd unverändert geblieben, der Durchschnittswert der Einfuhr bis 1963 
sogar gefallen. 

................... 1 Auefuhr') I n w m m t  .................. 2 nach EWG-Ländern ................ S nach anderen LLndern 

4 Ausfuhr') Inioeiamt ................... 
5 nach EWG-Ländern .................. 
6 nach anderen Undem ................ 

Von der Auduhr Waran') 
7 Berobaullche Eneuonlase ............. 
B Erze~pnlase der Grundatdi- und 

ProduMlonwPlerlndu.trlen .......... 
O Ene~onIswderInvestltlonioG~dnd ..... 

10 EneuonlswderVeibisuchsaWednd ..... 
11 Erzeupnl..e der Nahrunoi- und 

Genußmlnillnduitden ................ 
12 Indmder Durshichnllimerteder Auduhr, 

IOM-100 ........................... 
l a  DlenstleMunpieinnshmen ............. 

1OM 1 w  

Tatsbchllche Werte 

47.0 51 P WO 68.3 049 
14.1 1'32 160 21,8 PS.6 
53.0 Y,& S-0  So8 41 3 

Verändsiuno pogenober dem 

+ 16C + 6,s + 3.0 +10,1 + 11.9 
+ 23.4 + 1<4 + 11.9 + W 8  + 88  
+ 13.7 + 3,O + 0,s + 48 +13P 

+ 13,2 - 19 -18 + 7,7 -6,O 

+m.2  + 3.5 - 0.0 + 6.6 + 12.5 
+ 16.3 + DA + 6.0 + 11.1 + 108 
+ 13.2 + 3 8  + 7.1 + 13,8 + 16.5 

+ 13,2 - 3,O + L1 + 7 8  + 23.5 

+ 1 , 7  + 0 . 3  + O C  - 0 s  + 1 . 1  

+ 13,8 - 18 + 10,4 + 6.9 + B8 

lOBl  1 m  
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Tabelle 13 

Salden des Worenverkehrsl) 
Mill. DM 

186< 

Saldo des Warenver- 
kehr. lnsgesaml .. . . . 

Saldo des Weisnvar- 
hehr. mR Franhlch, 
Itallen, Belglen und 
GroObiltannlen .. .. . . 

Saldo des Warenver- 
b h i s  mlt den Ubrlgen 
Ldndern . . . . . . . . . . . . . 

'I Spezlalhandel nach Herasllunps- bzw. VaibrauchsIUndern. 

25 

lK6  Antall lffl 

I. V]. I 2. Vl. I 3. Vl. I 4. VI. I 1.VI. 

Lfd. 
In vH 

IM 
947 
85,3 

1W 
34.7 
669 

10.5 

P83 
144 
12.1 

8.5 

W 3  

6 3  

2. VI. 1 3. VI. 
N,. 

1 
P 
3 

4 
5 
6 

7 

6 
0 

10 

11 

12 

13 

14 

18 

I n  Mrd. DM 

13,Z 14.2 148 16.6 16,3 174 178 
4 2  4.0 6.0 6.0 6d W 

10.7 0 8  0,s 0,s 10.3 10.7 11.0 

entsprechenden Vorlahieerellraum In vH 

+ 8,4 + 8.0 + 10.6 + 24.0 + P3.ö +P84 + W.1 + 106 + 7 + 12.0 + 34,6 + 439 + 95.3 + Z7,O + 7.4 + 4.4 + 0.4 + 188 + 143 + 16,s + 141 

+ 23.4 + 21,8 + 16.7 + 24.7 + 21,1 + 8 3  + 8 9  

+ 15,1 + 164 +P43 +U,O + 32.1 + 189 +109 + 10,7 + 104 + 18.7 +PP3 + 318 + 28.1 + 90.3 + 11.6 + 12.7 + 18.6 + 16,7 + 27,O + P41 + 27,8 

+ 3.I + 6.1 + 1,7 I + 138 + P1.8 +%',P 

+ 103 + 10,6 + 9.5 +13# + %1 + -.P +WS 

-35.4 -663 -383 + 67.7 + 7f.6 + 136.6 + U , 2  

+ 110 + 1 , 0  + 1 D  + 1 3  + P P  + P , 5  + 3 P  

+ 167  + 8,O + 6.6 + 179 + 4 9  + P9.6 . . , 
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Schaubild I 1  

ENTWlCKUlNG DES REALEN BRülTOSOZIALPRODUKTS AUSGEWLTER LXNDER 

vH Veranderung gegenüber dem Yorjar in v i i  vH 
8 8 

6 6 
Verein 

4 4 

2 2 

0 0 

SR 5651 
I) 1%5 aisana ehützung. 

ltalien durch Restriktionspolitik so stark gedämpft worden, dai3 das reale Sozial- 
produkt 1964 nur um 3vH zugenommen hat und nach den bisher vorliegenden 
Schätzungen auch 1965 nicht viel mehr wachsen wird (Schaubild 11). Dabei 
haben sich die Preissleigerungen zwar verringert, doch ist der Anstieg der Ver- 
braucherpreise mit 5,9vH im Jahre 1964 und mit 5.2vH im ersten Halbiahr 1965 
immer noch erheblich. Die Wachstumsverlangsamung hat die italienische Ein- 
fuhr stark schrumpfen lassen. Davon sind die deutschen Warenlieferungen nach 
ltalien besonders shrk betroffen worden (Schaubildl2); sie sind etwa doppelt 
so stark gesunken wie die gesamte Einfuhr Italiens. In den vorangegangenen 
Jahren steigender Einfuhren hatten die Importe aus der Bundesrepublik über- 

t durchschnittlich zugenommen. Dies mag zum Teil eine Folge des Integrations- 
Prozesses im EWG-Raum gewesen sein. Das Auf und Ab unserer Ausfuhr nach 
ltalien erklärt sich aber in erster Linie aus der hohen Konjunkturempfindlidikeit 

r - Einkommenselostizität - der Nachfrage nach unseren Exporten (JG64 
Ziffer7). Tabelle15 zeigt die Entwicklung unserer Warenausfuhr nach Italien, 
gegliedert nach Warengruppen. Der aui3erordentlich starke Rückgang der Roh- 
stoffexporte nach ltalien hängt mit der Verdrängung der deutschen Steinkohle 



Tabelle 14 

Ausfuhr nach Ländergruppen bzw. Ländern') 
Anteil bzw. Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

......... EWG-Länder 
Belglen-Luxemburg . 
Frankreich ......... 
ltsllen .............. 
Niederlande ........ 

darunter: 
Gmßbrltannlen ..... 
Oeteiielch ......... 
Schweden .......... 
Schweiz ............ 

VerelnlQte Staaten .... 
Ubrloe Länder ........ 
Insgesamt ............ 
In~peearnt ohne EWG 

') Sperlalhandal nach Verbrauchallndsrn. 

Tabelle 15 

Ausfuhr nach Italien1) 
Anteil bzw. Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vor jahreszei t raum in vH 

Veränderung 
Anteil 

Warenbensnnung 16e4 1886 

1. VI. I 2. vi. I 3. VI. 
I 

Rohsfotie .................... 
darunter: Stalnkohl%n elnachl. 
Pießkohlen ............... 

Halbwaren ................... 
Vorerzeuonlase .............. 
Endemeupni~ss .............. 

I 

'1 Spezlalhandel nach Verbrauchallndern. 

darunter: 
Malchinen ................. 
Kraftfahizeuge.Lumahrreuoe 
Elebratechnlsche Erzeuonisss 
(auch slektiiache Maachlnen) 

vom italienischen Markt zusammen. Am me is ten  ins Gewicht fällt d a s  Schrump 
fen der Ausfuhr von Fertigwaren (Vor- und Enderzeugnisse),  wobei sich das 
Erlahmen der lnves t i t i ons tä t i gke i t  in Italien am deutlichsten bei den Maschinen- 

24.0 -1.1 -43.8 -42.4 -29.2 -238 
8.9 - 7  -65.1 -38.9 -8.2 +17,8 

8,9 + 5.9 -23.7 I -11.9 + 11.9 

Ausfuhr lnegesamt ........... I 1W +1,9  -349 -21.8 -9.4 + 7.0 



Zur Koniunkturlcrge 

Soiaubild I2 

ENTWICKLUNG DER EINFUHR A U S G ~ L T E R  WDER 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1) Ranktnick Valahi 1%9 oinrchl.Sa*lai. 
Pislle: i b t i m l e L l i a i b n .  

I R  W 



exporten auswirkt. Im dritten Vierteljahr 1965 liegen die Ausfuhren nach Italien 
leicht über denen des entsprechenden Voriahreszeitraums, die allerdings sehr 
niedrig waren. 

44. In Frankreich, wo sich seit dem Herbst 1964 infolge geringer Investitionsnei- 
gung der privaten Wirtschaft und infolge nur mäßiger Erhöhung der Konsumaus- 
gaben das Wachstum ebenfalls verlangsamte (Schaubild l l ) ,  ging die Einfuhr 
insgesamt im ersten Halbjahr 1965 leicht zurück, nicht jedoch die Einfuhr aus 
der Bundesrepublik (Schaubild 12). Stärkere EinbuRen gab es beim Export nach 
Frankreich bis zum zweiten Vierteljahr 1965 vor allem bei Steinkohlen, seither 
bei Halbwaren und im dritten Vierteljahr auch bei Kraftfahrzeugen (Tabelle 16). 

Tabelle 16 

Ausfuhr nach Frankreich') 
Anteil bzw. Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreueitraum in vH 

Wamnbenennuno 

Rohetotfe .................... 
darunter: StBlnkOhlan ebllchl. 
Praßkohlen .............. 

Halbwaren ................... 
Voieneunnlaea .............. 
Endeniugnlsee .............. 

I 

') Spezlalhandel nach VerbmuchdEndarn. 

damnbr: 
Maschinen ................. 
Kiailiahnsuoe. Luilishneuoa 
flehirotechnlsche Eneuonleee 
(auch elehirleche Maschinen) 

45. Das Konjunkturbild der Benelux-Länder Iäßt in Belgien eine schwache, 
in den Niederlanden eine kräftige Aufw6rtsentwicklung erkennen (Schaubild 11). 
Unsere Ausfuhr nach Belgien hat iedoch noch überraschend stark zugenommen 
(Tabelle 14). Die Exporte nach den Niederlanden sind dagegen seit der Jahres- 
mitfe 1964 wesentlich weniger gestiegen und im zweiten Vierteliahr 1965 sogar 
etwas zurückgegangen, vor allem weil in dieser Zeit sehr viel weniger Krafi- 
fahrzeuge als im Voriahr in die Niederlande exportiert wurden (L 18,!3vH). Der 
Rückgang fällt iedoch in eine Periode, in der sich die Automobilkäufer, vermut- 
lich, weil sie neue Modelle erwarteten, allgemein zurückhielten. 

46. Bei den Ausfuhren nach Großbritannien gab es vorübergehende Rück- 
schläge (Tabellel4, Schaubild 12). Hierfür war neben dem - inzwischen etwas 
ermäßigten - britischen Sonderzoll vor allem ausschlaggebend, daR die $$$ 
britische Regierung den Zahlungsbilanzausgleich durch eine Dämpfung der 
Binnenkoniunktur zu erreichen sucht. Mit einer nachhaltig kräftigen Ausweitung 
der britischen Importe - und damit der deutschen Exporte nach Großbritan- 
nien- kann nicht gerechnet werden. 

29 

Antdl 
1861 

22,a +w,9 + 13,3 +11.0 + 0.7 - 0.0 
9,4 + 51.4 + 8,5 + 14 - 0.4 -11,P 

b 5  + 33.4 + 9.4 + 13.4 + 1.3 + 14.1 
Aulfuhr ln8oe1nmt ........... I 100 +2oß +io,s + l . a  +1,7 +o,s 

1.9 +lß -2.0 -10,B -12,4 +lOP 

0 2  - 2,l - 5.0 - 9P -1b1 + 3.9 
11.0 - 84 - 6.9 + 0.8 - 4 - 9,2 
21.1 + 24.0 + 132 + 0,B - 6.P + 1,4 
55.2 +31,0 + 13.1 + 12.8 + 1,s + 1,0 

Varündenino 

1881 1M5 

1.HI. I 2.HI. 1 1.Vj. I P.VI. 1 3.VI. 
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47. In der kontinuierlichen Steigerung unserer Ausfuhr in die Vereinigten 
Staaten spiegelt sich die seit Jahren ununterbrochene Wirtschaftsexpansion 
dieses Landes wider. Ebenso sind die hohen Zuwachsraten unserer Exporte nach 
Schweden und nach Usterreich offenbar Folge der konjunkturellen Aufwärtsbe- 
wegung in diesen Ländern. Daß unsere Ausfuhr in die Schweiz seit Sommer 1964 
nur noch sehr wenig zunimmt, ist bedingt durch die Abschwächung der Auftriebs- 
kräfte, die sich 1964 nach den Mohahmen zur Dämpfung der Hochkonjunktur 
in der Schweiz bemerkbar machte. Außerdem waren auch hier im ersten Halb- 
jahr 1965 die Nachfrager nach deutschen Kraftfahrzeugen - wohl nur vor- 
übergehend - zurückhaltend. 

48. Die Warenstruktur unserer Exporte hat sich seit dem Herbst 1964 nicht 
nennenswert geändert (Tabelle 11). Die Ausfuhr von Erzeugnissen der Grund- 
stoff- und Produktionsgüterindustrien hat leicht überdurchschnittlich zugenom- 
men, die Ausfuhr von Erzeugnissen der Investitionsgüterindustrien, deren Anteil 
an den Exporten sich von 1960 bis 1964 stark ausgedehnt hatte, diesmal leicht 
unterdurchschnittlich. Mit der Wiederbelebung der Investitionst6tigkeit in den 
Partnerländern, deren Wirtschoftswachstum gegenwärtig sehr gering ist, wird 
auch die Ausfuhr von Investitionsgütern wahrscheinlich wieder kräftiger steigen. 
Strukturell bedingt ist indessen das starke Schrumpfen der Ausfuhr von Erzeug- 
nissen des Steinkohlenbergbous. Auf den Energiemärkten der anderen EWG- 
Länder hat sich die Nachfrage zuungunsten der Kohle - zumindest der deut- 
schen Kohle - verlagert. 

E n t w i c k l u n g  d e r  E i n f u h r  

49. Die Nochfraaeexpansion in der Bundesrepublik war seit Mitte 1964 so 
stark, daß in zunihmendem Maße auf ausländisches Angebot zurückgegriffen 
wurde. Freie Kapazitäten in einigen Partnerländern, die dort zu verstärkten 
Exportanstrengungen führten, haben dies - zusammen mit der koniunktur- 
politischen Zollsenkung von 1. Juli 1964 - erleichtert. Eine ähnlich kräftige 
Ausweitung der Importe wie seit dem Herbst 1964 hat es, abgesehen vom Korea- 
Boom, nur in den Hochkonjunkturen 1954155 und 1959160 gegeben. 

50. Vor allem die Einfuhr aus den EWG-Ländern ist seit dem vierten Viertel- 
jahr 1964 sprunghaft angestiegen; die Zuwachsraten liegen seither zwischen 29 
und 43vH (Tabelle 17). Weit weniger nahm die Einfuhr aus den meisten EFTA- 
Ländern und ous den Vereinigten Staaten zu. In den ersten neun Monaten des 
Jahres 1965 entfielen 55vH des lmportzuwachses auf die EWG-Länder, deren 
durchschnittlicher Anteil an unserer Wareneinfuhr in dieser Periode 38vH be- 
trug. Allein aus Italien kamen 18vH der Mehreinfuhr. Den zusätzlichen Import- 
bedarf konnten also am ehesten die Länder befriedigen, deren Binnennach- 
frage am wenigsten anstieg und deren Wirtschaft am stärksten in den Export 
drängte. Doß die Importe aus den Niederlanden - trotz der günstigen Kon- 

1. iunkturlage - ebenfalls kräftig zugenommen hoben, Iäßt auf die Stärke unseres 
Nachfrogesogs schließen; abgesehen davon haben im Falle der Niederlande i Einfuhren einmaliger Art eine Rolle gespielt. 

51. Ahnlich wie im Aufschwung 1959160 sind auch seit dem Herbst 1963 zu- 
nächst die Einfuhren von Rohstoffen und Holbwaren sehr gestiegen (Schau- 
bild 13), da die zunehmende Produktionsausweitung und die Erwartung weiterer 
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Schaubild 13 

EINFUHR 
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die Länder ihren Anteil auf dem deutschen Markt vergrößert, deren Angebot 
infolge einer nur mäßigen Expansion der Binnennachfrage sehr elastish war: 
Italien, Frankreich und Belgien. Inwieweit dabei Preisuntenchiede eine Rolle 
gespielt haben, Iäßt sich mangels statistischer Informationen über die Preisent- 
wicklung der Einfuhr aus den einzelnen Ländern nicht feststellen. 

54. Nur für Warengruppen Iäßt sich belegen, daO Preisveränderungen den 
Anstieg der Fertigwareneinfuhr im Johre 1965 begünstigt haben. In vielen - 
wenn auch nicht in allen - industriellen Warenbereichen, in denen das Einfuhr- 
volumen stark zugenommen hat, sind die lmportpreise gesunken oder weit 
weniger gestiegen als die entsprechenden inländischen Erzeugerpreise (To- 
belle 19). Soweit solche Anderungen der Preisrelationen nicht strukturell bedingt 
sind, das heii3t nicht Verlagerungen von komparativen Vorteilen im Prozeß 
der welhvirtschaftlichen Arbeitsteilung anzeigen, sind sie nicht zuletzt Ausdruck 
preispolitischer Exportbemühungen der Partnerlönder, die unter Nachfrage- 
mange1 leiden. 

55. Auch die Einfuhr von Ernährungsgütern, die von konjunkturellen B e  
wegungen fast vollkommen unabhängig ist, hat sich seit Herbst 1964 erhöht 
(Sdiaubild 13). Allerdings war der Anstieg des Volumens mit lOvH in den ersten 
neun Monaten 1965 weit niedriger als der des Einfuhrwertes mit 19vH. Die darin 
zum Ausdruck kommenden Preissteigerungen waren am stärksten bei Gemüse, 
Kartoffeln, Obst und Südfrüchten. Dem Preisanstieg, der in erster Linie durch 

33 

53. Ob  der Einfuhranstieg im Bereidi der Fertigwaren überwiegend durch 
einen lmportsog in der Bundesrepublik oder überwiegend durch verstärkte Ex- 
portanstrengungen und allgemeine Wettbewerbsvarteile der Partnerländer her- 
vorgerufen worden ist, kann nicht eindeutig entschieden werden. DaO der kon- 
iunkturell bedingte lmportsog sehr stark war, IäOt die kräf ige Zunahme der 
Fertigwareneinfuhr aus den Ländern vermuten, die nicht unter einem internen 
Nachfragemangel leiden: ous den Niederlanden, den Vereinigten Staaten, 
Schweden und Usterreich (Tabelle 18). Auf der anderen Seite haben vor allem 

Tubelle 18 

Einfuhr von Fertigwaren aus ausgewählten Ländern') 
Anteil bzw. Veränderung gegenüber dem entsprechenden Voriahrerzeitroum in vH 

Hereteliungsiand 

Frankreich ........... 
Belpien-Lurembuio ... 
Italien ................ 
Niederlande .......... 
Schweden ............ 
Oatsrreich ........... 
VereiniMe Staaten .... 
Einfuhr insgesamt .... 

') Spezialhandel; ohne aonstipe Enderzeuanlsse. 

Anteil 
1963 

17.8 + 8.3 +12.2 +14,3 +24.8 + 3 1 8  +28.0 +31,1 
10.2 + 17.1 + 24.6 + 43.7 + 50.9 + 54.0 + 38.0 + 11,l 
11.5 + 0.9 +28,8 +36C +34.7 + 5 1 8  +12,9 +12.5 
9.7 + 18.0 +18.1 +22.1 +34.6 +38.4 +YP +3t.l  
5 3  + 6.3 + 8.2 +15,0 + 18,5 +246 + 15.1 +lBA 
4 6  + 3.9 + 12,B + 21,9 + 17.7 + 29,2 + 14.0 + 12,O 

12,8 +30,1 +21.9 + 12.5 + 18,O + 13.7 +221 + 19.1 
100 + 1.8 - 4 + 1,O +31,8 +38,9 + 37,5 + 28.2 

Vernnderuno 

l%i 1865 

1 . ~ 1 .  I 2.vj. ( 3 . v ~  I 4 . v ~  1 1 .v~ I L V ~ .  I 3 . ~ 1 .  
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Tabelle I9 
Volumen der Einfuhr, Einfuhrpreise und inländische Erzeugerpreise 

ausgewählter Warengruppen 
Veränderung gegencber dem entsprechenden Vorjahreneitraum in vH 

schlechte Ernten in wichtigen Lieferländern verursacht war, wurde nicht durch 
ausgleichende Liberalisierungsmafinahmen entgegengewirkt. 

Wettbewerbsposit ion und Preise 

56. Die Preise für unsere Ausfuhr- und Einfuhrgüter haben sich seit der Jahres- 
mitte 1964 fühlbar erhöht (Tabellen 1 1  und 12). Oberroschend ist dieser Preisan- 
stieg, weil die Exportpreise noch der Aufwertung im Durchschnitt nahezu un- 
verändert geblieben und die lmportpreise sogar gesunken waren. Während der 
Anstieg des Index der Einfuhrpreise irn Jahre 1965 in erster Linie durch die sehr 
starke Preiserhöhung für Erndhrungsgüter bedingt ist (Schaubild 15), scheinen 
sich die Ausfuhrpreise im Verlauf des Jahres 1964 an den internationalen Preis- 
trend angepoßt zu haben - rniitelbare Folge der Exportkonjunktur von 19631 
64. Inzwischen hat der Preisauftrieb bei der Ausfuhr wieder nachgelassen; im 
zweiten und dritten Vierteliahr 1965 logen die Ausfuhrpreise nur unwesentlich 
über dem Niveau im ersten Vierteljahr 1965. 

57. Der Anpassungsprozeß bei unseren Exportpreisen ist auch ein Zeichen 
dafür, daß die Unternehmer Vorteile einer Mengenkoniunktur irn Auslandsge- 
schäft weniger wahrnehmen können als in früheren Jahren - wohl deshalb, 
weil der Mangel an Arbeitskräften einer zügigen Produktionsausweitung im 
Wege steht. Wenn trotzdem die Exporte seit dem Herbst 1964 noch bemerken* 
wert zugenommen haben und der Anteil der deutschen Ausfuhr an der Welt- 
ausfuhr im vierten Vierteliahr 1964 und im ersten Vierteljahr 1965 sogar erneut 
gestiegen ist (TabelleZO), so zeigt dies, dafi sich die Wetibewerbsposition 
unserer Wirtschaft auf den Auslandsmärkten zumindest bis dahin nicht ver- 
schlechtert hat. 



Tabelle 2ü 
Anteil der Bundesrepublik an der Weltausfuhr') 

vH 

Zelt I 1 0 ~ ~  ( 1861 1 1~ 

') Ohne dle Länder des Ostblockr. Quelle: OECD. Maln Economlc Indlcaton. 

Schaubild 14 

DURCHSCHNmSWERTEDERAUSFUHR 
DER BUNDESREPUBUK DEUTKHIMD UND WICHTIGER HWDEUPARTNER 

108 

104 

100 

% 

SR 969 
Wlle: OECD-bin Ecwnmic Inlisilon. 
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58. Wie Schaubild 14 erkennen Iäßt, sind 1964 auch in anderen Ländern die 
Exportpreise gestiegen. Die Durchschnittswerte der Ausfuhr der sechs wichtigsten 
Partnerländer, die mit der Bundesrepublik zusammen rund die Hälfte des Welt- 
handels bestreiten, waren von 1960 (Basisjahr) bis zum dritten Vierteljahr 1964 
stärker gestiegen als in der Bundesrepublik.') Seither hat sich der Preisabstand 
gegenüber den meisten dieser Länder leicht verringert. Lediglich in den gegen- 
wärtig konjunkturschwochen Ländern Italien und Belgien gab es in iüngster Zeit 
nennenswerte Preisrückgänge bei der Ausfuhr. Insofern kann man sagen, dai3 
der Wettbewerb auf den Exportmärkten - aber auch auf den inländischen 
Märkten, die unter lmportkonkurrenz stehen - schärier geworden ist. Da die 
Ausfuhrpreise in den genannten Ländern aber eher wegen des Exportzwanges 
als wegen der Kostenenhvicklung zu sinken scheinen, kann von einem dauer- 
haften Wandel der Wettbewerbsverhältnisse auf den Weltmärkten noch nicht 
gesprochen werden. 

59. Anhaltspunkte für die Entwicklung der Lohnkosten, die für die Angebots- 
preise und die Wettbewerbsposition in erster Linie von Bedeutung sind, gibt 
Tabelle21. Sie zeigt unter anderem, dai3 1964 die Lohnkosten je Produktein- 

Tabelle 21 

Lohnkosten ie Produkteinheit in der Verarbeitenden Industrie 
ausgewählter Länder1) 

Veränderung gegenüber dem Voriahr in vH 

b n d  1 1961 1 1 8 8 1  1 1 8 5 3  1 1 9 8 4  

I 

........ Bundesrepublik Deutschland 
Belgien') ........................... 
Frankreich ......................... 
ltallen ............................. 

..................... GioObiltannlen 
................ Veielnlote Staaten') 

') Die Lohnkosten Je Pioduhtelnhsit alnd. wenn nlcht anders vermeiht, berechnei aus: Index der Vsr- 
dienete le Arbeiter- brw. BeechMtiptsnstunde dlvldlert durch lnder dar Produktion je geleistete Aibelter 
bzw. BsschMigtenstunde x 1W. Dle Eroebnlsse sind wegen dea heteraaenen Ausganosrnaterlals nur orab 
v ~ r o l ~ l ~ h b a r .  
'I Elnechl. Bergbau und Eneigle. 
'1 MeOziffer des Arbeitselnhornmens dividleri durch lndex der Produhtian x 1ML 

Quelle: Dsutsche Bundesbank 

heit in der Verarbeitenden Industrie der Bundesrepublik im Vergleich zu an- 
deren Ländern nur unterdurchschnittlich gestiegen sind, während in Belgien 
und Italien der Lohnkostenanstieg im gleichen Bereich sehr groß war. In der 
Bundesrepublik haben sich im ersten Halbiahr 1965 die Lohnkosten wieder 

11 Ein inlsrnrrtianolsr Vsrgleidi der Eiportpiei%indiess zur Beurleilung der Weltbexerbspo%ition ist inioisrn 
umulönplih, 01s in den riuslandirchen Indices - inlolge unterschiedlicher Exportrwutturen - nicht die 
gleichen Güle.. oder wenn, dann in der Pegel nichl mit dem gleidien Gaidil, eniholten sind wis im 
deuhchon lnder der Durditdinimwerte der Ausfuhr. Die glsirhe itoti~tische Schunsrigtsit ergibt sidi, 
wsnn man die Aurfuhrpreire ehm mit dem Preisindex der lshlen inlöndirchen Vsmendung der einzelnen 
Portnsrlander verpleichl. Ein soldier Vergleich zeigt indsissn, doB dis deuidtin Exportpreise 1964 weniger 
rlork gestiegen sind o l l  doi Pmianiveou der letzten inlöndirchen Verwendung in ollen todir Ldndern 
(Tabelle 58, Anhang). 
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stärker erhöht, nachdem sich der Produktivitätsfartschritt gegenüber 1964 ver- 
langsamt hatte. Die iüngste Erhöhung des inländischen Kostenniveaus, zu der 
außer dem Anstieg der Lohnkosten je Produkteinheit um 3vH im ersten Holb- 
jahr 1965 auch die Zinssteigerung beitrug, hat indessen nicht zu einer weiteren 
Erhöhung der Ausfuhrpreise geführt, offensichtlich wegen des schärfer ge- 
wardenen internationalen Wettbewerbs. Wenn in Belgien und Italien trotz der 
Lohnkostensteigerung von 1964, die sich allem Anschein noch auch 1965 fort- 
gesetzt hat, die Exportpreise sinken, so bestätigt dies die Vermutung, daß die 
Exportwirtschafi dieser Länder mit erheblichen Preiszugeständnissen auf den 
internationalen Markt drängt. 

M). Sinkende Exportpreise in einigen unserer Partnerländer bedeuten nicht 
nur verschärften Wettbewerb auf unseren Exportmärkten, sondern auch auf 
unseren Binnenmörkten. Mit den Preissenkungen für Expartgüter der meisten 
EWG-Länder hängt es wohl hauptsächlich zusammen, daß der Preisindex für 
unsere gesamte gewerbliche Einfuhr vom vierten Vierteljahr 1964 bis zum 
ersten Vierteljahr 1965 leicht gesunken und seither nur wenig gestiegen ist, und 
dies bei einem starken Aufwärtstrend der industriellen Erzeugerpreise (Schau- 
bild 15). Da s ich  das lmpartvalumen im gewerblichen Bereich bei kaum höherem 
lmportpreisniveau ausgeweitet hat, kann man wohl sagen, daß die Bundes- 
republik seit dem Herbst 1964 Stabilität importiert hat. Dies gilt nur für den 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft, nicht fi)r den der Ernährungswirkchaft; 
hier war- wie erwähnt - die Zunahme des lmparivalumens von einem starken 
Preisanstieg begleitet. 

Schaubild I5 

ENTWICKLUNG DER EINFUHRPREISE UND DER ERZEUGERPREISE 
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Zur Koniunkiurlage 

61. Durch die in ihrem Ausmaß unemartete Verteuening der Einfuhr von 
Emähningsgütern hat sich der Preisindex für die gesamte Einfuhr seit der 
Johresmitte 1964 etwa ebenso erhtiht wie der Preisindex für die gesamte Aus- 
fuhr. Unser reales Austauschverhältnis - die Terms of Trade, gemessen als 
Verhältnis der Durchschnittswerte der Ausfuhr und der Einfuhr - ist  also nahezu 
unverändert geblieben. Ohne die witterungsbedingte starke Verteuening der 
Einfuhr von Ernährungsgütern hätten sich -wie emartet - die Terms of Trade 
verbessert. 

62. Andererseits konnte die Bundesrepublik 1966 gesamtwihchaftlichen 
Nutzen daraus ziehen, da0 mit der Passivierung der Leistungsbilonz ein Abbau 
übermäßig hoher und wenig rentierlicher Devisenreserven verbunden war. 
Niedrig verzinsliche Geldanlagen der Bundesbank im Ausland wurden gleich- 
sam gegen Importe getauscht, die dazu beigetragen haben, daß sich dos In- 
vestitionsvolumen sogar noch stärker ausweiten konnte als der öffentliche und 
der private Verbrauch. 

6% Preisauftriebstendenzen, die aus den au0enwirtschaftlichen Beziehungen 
herrühren, hat es in der Koniunkturphase seit dem Herbst 1964 - außer im 
Bereich der Einfuhr von Emährungsgütern -nur insoweit gegeben, als htihere 
Preise im Export es den exportintensiven Industrien ermöglicht hoben, Lohner- 
höhungen zu gewähren, die sonst unterblieben wären, so daß auf diese Weise 
das gesamtwihchaftliche Kosten- und Preisniveau stieg. Dabei is t  zu bedenken, 
daß es sich hier Oberwiegend um Industrien handelt, deren Preise um der Geld- 
wertstabilität willen eigentlich sinken müOten (Ziffer238). Dem inländischen 
Preisauftrieb entgegengewirkt hat iedoch die starke Zunahme des Auslands- 
angebots im gewerblichen Bereich, die sich bei nur leicht gestiegenen Preisen 
vollzogen hat. 

64. Wenn die Bundesrepublik zur Zeit auch überwiegend Stabilität importiert, 
so bedeutet dies noch nicht. doB die inländische Preisentwickluna damit an- 
haltend vor Störungen ist, die vom internationalen lnflotio'nsklimo aus- 
gehen können. Labil ist die gegenwärtige außenwirtschaftliche Situation deshalb, 
weil offenbar eine Entwickluna unserer Ausfuhr und Einfuhr. von der keine Ge 
fahren iür das Ziel der ~el&ehtabil i tät ausgehen, nur köglich ist, solange 
die Nachfrageexpansion in wichtigen Partnerländern gering ist. Auf die Dauer 
erscheint es iedoch weder wahrscheinlich, daß diese Lander a d  ein krüffigeres 
Wirischafkwachstum verzichten, noch daß sich ihre Exportpreise anders als 
ihre Kosten entwickeln. Es mag allerdings die Hoffnung bestehen, daß diese 
Länder, damit sich die gegenwärtigen Schwierigkeiten nicht wiederholen, die 
künftige Wirischaftsexpansion mit einer Einkommenspolitik verbinden, die sie 
vor einer erneuten inflatorischen Entwicklung bewahrt. 

Zahlungsbi lanz 

65. Wie sich die außenwihchaftliche Entwicklung seit dem Herbst 1964 auf 
die Zahlungsbilanz ausgewirkt hat, geht aus Tabelle22 hervor. Die Handels- 
bilanz. die im Durchschnitt der Vierteliahre von 1960 bis 1964 einen Exportüber- 
schuß von 1371 Mill. DM aufwies und deren niedrigster Vierteliahreswert in 
dieser Zeit 618 Mill. DM (erstes Vierkljahr 1962) behagen hatte, zeigte im 
zweiten und dritten Vierteliahr 1965 sogar einen Passivsaldo, nachdem in den 
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Zur KonjunMurlcge 

67. Der Saldo der langfristigen privaten Kapitalbewegungen war in den ersten 
neun Monaten 1965 positiv. Er trug mit mehr als 1 Mrd. DM zur Finanzierung der 
Einfuhr von Gütern und Diensten bei. Zum ersten Mal  kann man daher sagen, 
daß der private Kapitalimport, aufs ganze gesehen, nicht zu einer Anhäufung 
zusätzlicher internationaler Liquidität geführt hat. Der langfristige öffentliche 
Ka~itaiexoort war Der Saldo wieder aerinaer als der orivate Ka~i ta i im~or t .  Da- 
mi i  ergab sich in der sagenannten Grudbilanz, die für die ~ e u r t e i l u n ~  des 
längerfristigen außenwirtschaftlichen Gleichgewichts maßgebend ist, ein Defizit 
von~5,2 Mrd. DM. 

IV. Produktionskopozität und Pmdukiion 

68. Das Produktionspotential hat sich im Aufschwung des gegenwärtigen 
Wachstumszyklus weniger enveitert als in der vergleichbaren Koniunkturphase 
1960. Geringer war diesmal die Zunahme sowohl des Arbeitsvolumens als auch 
der Arbeitsproduktivität. Das Arbeitsvolumen erhöhte sich nur um 0,5vH, ver. 
glichen mit 2,2vH 1960. Die Beschäftigtenzahl hat so wenig zugenommen, daß 
noch Abzug der Wirkungen, die der Arbeitszeitverkürzung zuzurechnen sind, 
nur ein geringes Mehr an Arbeitsstunden verfügbar war. 

69. 1965 hat nach vorläufigen Schätzungen das Arbeitsvolumen kaum noch, 
die Arbeitsproduktivität weniger als im Vorjahr zugenommen. Infolgedessen 
wächst das reale Bruttoinlandsprodukt 1965 weniger als 1964. Den 6 7 v H  für 
1964 stehen höchstens 5vH für 1965 gegenüber. Verlangsamt hat sich die Zu- 
nahme der Arbeitsproduktivität vor allem in der Industrie (Schaubild 16). Deren 
Produktion stieg in den ersten neun Monaten 1965 - bei nahezu konstantem 
Arbeitsvolumen - um 6,2vH, verglichen mit 8,5vH 1964. Genauer wird die 
Entwicklung in den folgenden Abschnitten beschrieben. 

A r b e i t s m a r k t  

70. Im Zuge des Aufschwungs nahm die Nachfrage nach Arbeitskräften 1964 
und noch im ersten Halbjahr 1965 fühlbar zu. Erst im Herbst 1965 hat sich die 
Lage etwas entspannt, vornehmlich weil Bauhauptgewerbe und Stahlindustrie 
weniger unter Nachfragesog stehen oder gar die Produktion vermindern. Die 
Nachfrage aus den Verbrauchsgüterindustrien und aus dem tertiären Bereich - 
zumal nach weiblichen Arbeitskräften - hält iedoch unvermindert an, so doß 
im Juli 1965 bei den Arbeitsämtern mehr offene Stellen gemeldet waren 01s in 
irgendeinem Jahr nach 1950. 

Tabelle W (Anhang) beschreibt die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt an- 
hand der wichtigsten zur Verfügung stehenden Daten. 

71. Obwohl der Arbeitsmarkt wegen der anhaltenden Ubernachfrage be- 
sondere Aufmerksamkeit verdient, sind die Informotionsmöglichkeiten hier in 
einem wichtigen Punkt schlechter geworden. Seit September 1963 veröffentlicht 
die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung nicht 
mehr die Statistik, die über die Entwicklung der abhängig Beschäftigten (Arbeit- 
nehmer) insgesamt und in der Gliederung nach Branchen Auskunft gibt, da sie 
als nicht mehr zuverlässig angesehen wird. Die Ergebnisse einer Stichproben- 



Praduktionrkapazitat und Produktion 

Schaubild 16 1 
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Produktionskapazitäf und Produktion 

Schaubild 17 
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Zur Konjunkturlage 

Hauptsache Arbeitskräfte aus den Nachbarländern (Usterreich, Niederlande) in 
der Bundesrepublik arbeiteten, kommen seit 1959 immer mehr Arbeitskräfte aus 
den Mittelmeerländern, vornehmlich aus Italien. Die Zahl der italienischen Ar- 
beitskräfte hat sich 1965 noch einmal - nicht zuletzt infolge der dortigen Kon- 
junkturabschwächung -kräftig erhöht. Allerdings hat in den letzten Jahren die 
Zahl der in Spanien, Griechenland und der Türkei angeworbenen Arbeitskräfte 
noch mehr zugenommen (Tabelle 100, Anhang). 

Entsprechend haben sich die durchschnittlichen Reisekosten ie ausländische 
Arbeitskraft für eine Hin- und Rückreise vom jeweiligen Heimatland in die Bun- 
desrepublik (nach dem Stand vom 1. Oktober 1965) von 1956 bis 1963 fast ver- 
doppelt (Tabelle 101, Anhang). Da die deutschen Arbeitgeber in der Regel die 
Kosten für eine Hin- und Rückreise im Jahr tragen, sind die durchschnittlichen 
Reisekosten ein Zeichen dafür, was ihnen eine zusätzliche Arbeitskraft über den 
Lohn hinaus wert ist1). 

74. Verglichen mit dem Zustrom aus dem Ausland sind die anderen Quellen 
zusätzlichen Arbeitskräfteangebots weit weniger bedeutsam (Tabelle 23). Nur 
als Zeichen der verschärften Anspannung auf dem Arbeitsmarkt ist es anzu- 
sehen, daß die Zahl der Arbeitslosen von Ende September 1964 bis Ende Sep- 
tember 1965 noch einmal um 15000 abgenommen hat. Daß die Arbeitslosen- 
quote so niedrig ist, muß im engen Zusammenhang mit dem Zustrom von Gost- 
arbeitern gesehen werden; ohne die Arbeitslosenresewe anderer Länder hätte 
es wohl an iener Mindestelastizität des Angebots auf den einzelnen Teilarbeik- 
märkten gefehlt, die für den wachstumsbedingten Wandel der Produktions- 
und Beschäftigtenstruktur unentbehrlich ist. 

75. Die Zohl der offenen Stellen, in der die Verknappung auf dem Arbeitsmarkt 
unmittelbar zum Ausdruck kommt, ist - von Saisonschwankungen abgesehen - 
von Mitte 1963 bis Mitte 1965 ununterbrochen gestiegen; seither ging sie leicht 
zurück. Sie hat sich allerdings während dieses Aufschwungs nicht so einheitlich 
entwickelt wie 1959 und 1960. Vom zweiten Vierteljahr 1964 an ist sie in den Bou- 
berufen und für ungelernte männlicheHilfskräfte imVorjahresvergleich gesunken 
(Tabelle 24). Dies hat dazu beigetragen, daß die Gesamtzahl der offenen Stel- 
len für Männer wesentlich weniger gestiegen ist als die für Frauen. Eine ver- 
stärkte Nachfrage nach weiblichen Arbeitskräften scheinen vor allem die Dienst- 
leistungsbereiche zu entfalten Pr6zise Schlüsse können iedoch nicht gezogen 
werden, da die gemeldeten offenen Stellen nur nach Berufsgruppen ausgewie- 
sen werden, nicht nach Sektoren und Industriezweigen; dennoch ist ein Zusam- 
menhang zwischen dem Rückgang der offenen Stellen für .Metollberwfem und 
der Abschwächung des Produktionszuwachses in der Eisern und Stahlindustrie 
(Ziffer 82) unverkennbar; die Nachfrage noch Metallarbeitern stieg 1964 viel 
langsamer als im vorangegangenen Wachstumszyklus; sie hat seit Frühiohr 
1965 kaum noch zugenommen. Demgegenüber wächst die Nachfrage nach Ar- 
beitskräften im Dienstleistungsbereich ziemlich stetig. Wenn gleichwohl die 
offenen Stellen für Dienstleistungsberufe koniunkturell schwanken, so hängt 
dies wohl damit zusammen, daß auch die Industrie hier als Nachfrager auftritt. 

1) Da die Reisetosten noch den mm 1. Oktober 1965 gellenden Tarifen beredins1 wvrden, sind die tol- 
~ächl ihen Aufwndvngen für die Beieit$ls1lung e1n.r ru iüb l i hen  ArbeilrkraR wmen der Fohrpmis- 
erhahungen ~chnellcr gerliegen. 01s in Tabelle 101 (Anhong) zum Ausdruck komml. Zu den elietlimn 
Auhvendungen kommt überdie. noch eine Anreirepavschole. 



Produktionskapazitöt und ProduMian 

Tabelle 24 

Offene Stellen nach ausgewählten Berufsgruppen 
Verönderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

berufe 

I 

1963 1.VI. 
2. Vi. 
3. vi. 
4. vi. 

1w 1.VJ. 
2. V,. 
3. VI. 
4. vj. 

1985 1. Vi. 
2. V]. 
3. VI. 

') Ohne Saarland und Bsrlin. 
') Ohne Berlln. 
7 Neue Klassifizierung der Benile. deshalb mit 1981 nicht vergleichbar. 

Quells: Bundesanstalt f U i  Arbeltsvsrmliiiunp und Arbsitslossnveraich~run~. 

Arbeitskräfte abgegeben hat wieder nur die Land- und Forstwirtschaft, wie 
Schaubild 18 erkennen Iäßt. 

76. In der lndustrie begann - erstmals seit 1962 - die Zahl der Beschäftigten 
Mitte 1964 wieder zu steigen; sie nahm bis in die jüngste Zeit beschleunigt zu. 
Wie im vorangegangenen Wachstumszyklus war die Beschäftigtenzunahme in 
der lndustrie in der zweiten Hälfte des Booms stärker als in der ersten (Schau- 
bild 19). Offenbar nehmen die Unternehmen erst in der Spätphase des Auf- 
schwungs soviel zusätzliche Kapazitäten in Betrieb, doß sie die Arbeitskräfte 
dafür nicht mehr allein oder nicht mehr überwiegend durch innerbetriebliche 
Rationalisierungsmaßnohmen gewinnen können. 

Der Vergleich der Beschäftigung in der lndustrie in dieser und der voran- 
gegangenen Expansionsphase bestätigt erneut, daß der ietzige Aufsdiwung 
milder war als der Boom von 19591M). Freilich muß offen bleiben, ob dieses Er- 
gebnis mehr durch die Entwicklung der Nachfrage oder durch das enger be- 
grenzte Angebot an Arbeitskräften bestimmt war. 

7i .  Wie bisher in ieder Aufschwungs~hase hat sich auch dieses Mal die Be- 
schäftigtenstruktur deut ich gewanddt'(Tabelle 102, Anhang). So gaben der 
Kohlenbergbau und die Textilindustrie selbst in der Phase, in der s'ch die Zu- 
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Schaubild 78 
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Produktionskopozifäf und Produktion 

Schaubild 19 
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nahme der Beschäftigten in der Industrie insgesamt am meisten beschleunigte, 
der längerfristigen Entwicklung entsprechend, Arbeitskräfte ab. 

Dagegen nahm die Zahl der Beschäftigten in einigen der größten Zweige der 
Investitionsgüterindustrien von Juni 1964 bis Juni 1965 weit überdurchschnittlich 
zu: 

im Fahrzeugbau um 25 B00 (53 vH), 
in der Elektrotechnischen Industrie um 44800(4,8vH) und 
im Maschinenbau um 42900 (4,l vH). 

Durch die Entwicklung in der Bauwirtschaft (Ziffer 25 bis 38) traten - anders 
als 1960 - keine zusätzlichen Spannungen auf dem Arbeitsmarkt auf. Gemes- 
sen an der Zahl der offenen Stellen, nimmt die Arbeitskraftenachfrage des Bau- 
bereichs - wie erwähnt - seit dem zweiten Vierteliahr 1964 laufend ab. Auch 
die Zahl der Beschäftigten liegt seit Februar 1965 anhaltend leicht unter dem 
Vorjahresstand (Schaubild 20). 

78. Die Arbeitszeit, die neben der Zahl der Beschäftigten das Arbeitsvolumen 
bestimmt, hat sich in den Jahren 1964 und 1965 im Vergleich zu früher als wenig 
flexibel erwiesen. Man schätzt, daß die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit 
1964 nur geringfügig zugenommen hat und 1965 wieder etwas zurückgegangen 
ist. Vor allem in der konjunkturabhängigen lndustrie hielten sich die Verände- 
rungen der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit in engen Grenzen. Nach der 
lndustrieberichterslaltung sind 1964 je Arbeiter nur 0.4 vH mehr Arbeitsstunden 
geleistet worden als 1963. Auch hier ergibt sich für 1965 bereits wieder ein 
Rückgang. Dabei ist allerdings zu beachten, da8 es einen anhaltenden Trend 
zur Verkürzung der tariflichen Arbeitszeit gibt. Die tariflich vereinbarte Wochen- 
arbeikzeit war 1964 (im Jahresdurchschnitt) mit rund 42 Stunden um l,B vH nied- 
riger als 1963. Etwas nachgelassen hat diese Entwicklung 1965 mit einem Rück- 
gang der tariflichen Arbeitszeit um nur 0,4 vH, da Gewerkschaften bereit waren, 
auf schon vereinbarte Arbeikzeiiverkürzungen zu verzichten. 

Ganz allgemein ist der Trend zur Arbeikzeitverkürzung Ausdruck der gesell- 
schaftlichen Entscheidung, einen Teil des technischen und organisatorischen Fort- 
schritts in Form von mehr Freizeit zu nutzen, statt die Produktion entsprechend 
mehr auszudehnen. Wieviel Verzicht auf Wachstum eine Stunde Arbeitszeit- 
ve rkü~ung  kostet, ist schwer abzuschätzen, wenn man nicht vergröbernd alle 
positiven und negativen Nebenwirkungen aui3er Betracht lassen will. Das Pro- 
blem ist iedoch aktuell und einer gründlichen Untersuchung aller Aspekte wert. 

P r o d u k t i v i t ä t  

79. Die gesamtwirtschaftliche Produktivität, gemessen als reales Bruttoinlands- 
produkt ie Erwerbstätigenstunde, hat im Jahre 1965 nicht mehr so schnell zu- 
genommen wie 1964 (Tabelle 25). Schon im zweiten Halbjahr 1964 hatte sich der 
Produktivitätszuwachs verringert, nachdem in der Aufschwungsphase des gegen- 
wärtigen Wachstumszyklus, vor allem im ersten Halbjahr 1964, eine sehr kräftige 
Produktivitätszunahme erzielt werden konnte, überwiegend als Folge besserer 
Auslastung der Kapazitäten. Dabei war der Produktivitätsforkchritt in  der Indu- 
strie - wie meistens in der Vergangenheit - auch während dieses Zyklus 
größer als in den übrigen Bereichen der Wirtschoft. 

80. Daß das Bruttoinlandsprodukt ie Erwerbstätigen 1960 und 1964 schneller, 
in den Jahren dazwischen und im ersten Halbiahr 1965 aber langsamer zu- 
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Tabelle 25 
Produktivitätsfortschritt in der Gesamtwirtschaft und in der lndustrie 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Varjahreszeitraum in vH 

Zeitraum 

leas 
1BM 
1WI I. HI. 

P. Hi. 
1üUS 1. HI. 

') Ohne Enemie und Bau. Ohne Berlln. 
') Berechnet aui Untsrlaoen der Indueirieillaliitik. 
'1 Eioene Schabun~. 
S i  ohne Ssarlsnd und Berlln. 

genommen hat als das Bruttoinlandsprodukt ie Erwerbstätigenstunde, bringt die 
Veränderungen der ie Kopf geleisteten Arbeikstunden zum Ausdruck. In den 
Jahren der Hochkoniunktur 1960 und 1964 wurde insgesamt mehr, in den kon- 
iunkturschwächeren Jahren 1961, 1962 und 1965 (erstes Halbjahr) weniger ge- 
arbeitet als in den jeweils vorangegangenen Jahren. Dieser Rhythmus zeigt sich 
ebenfalls im Bereich der Industrie, wenn auch weniger ausgeprägt. 

81. Kurzfristig geht ein nicht unwesentlicher Teil des Produktivitäkfo~chrittr 
auf Mehrauslastung der Kapazitäten zurück. So war der hohe Produktivitäts- 
zuwachs des Jahres 1964 mit einem zunehmenden Auslastungsgrad der Kapazi- 
täten verbunden (Schaubild 21). Seither hat die Auslastung nicht mehr zugenom- 
men und der Produktivitätsanstieg sich verlangsamt. Nimmt mon an, da0 die 
durchschnittliche Auslastung des Produktionsapparates in der Industrie 1964 
nicht gräi3er gewesen wäre als 1963, so hätte sich im Jahre 1964 - rein rechne- 
risch - ein Produktivitätszuwochs von nur 6,4vH ergeben'). Takächlich stieg das 
Produktionsergebnis ie Beschäftigtenstunde aber um 8,3vH. Demnach ist etwa 
ein Viertel des Produktivitäkzuwachses der besseren Kapazitökauslastung zu- 
zurechnen. 

82. 1965 ist in der Industrie die Arbeitsproduktivität weniger und von Branche 
zu Branche sehr viel unterschiedlicher gestiegen als im Vorjahr (Tabelle 26). Gab 
es 1964 noch keinen groflen Industriebereich, dessen Produktivitäkfortschritt 
unter 4,BvH lag - diesen Zuwachs erreichte der Fahrzeugbou -, so war er 1965 

7 )  Diese Schdlzung beruht ouf Berechnungen der Dwbchon Initiluh for Wiihchafldorrchung; ihnen 
zufolge nahm die Kapazitähou~loslung in der verorbeilcnden Induslrie von 90.5 vH im John 1963 auf 
93.5 vH 1964 und in der Industrie inrgsromt von 91.4 *H auf 94,O vH zu. 
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Schaubild 21 
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Tabelle 24 
Produktionsergebnis je Arbeitentunde in der Industrie') 

nach ausgewählten lndustriegruppen bzw. -Zweigen 
VerEinderung gegenüber dem entsprechenden Voriahreszeitraurn in vH 

Induitrlepruprce brw. -ruilo 

üembau ................... 
Kohlenbembau ........... 

Grunditdf- und PioduMloni 
oOteterlnduSirien ........... 
Industrie der Stelne und 
Erden ................... 

Eleenichatlande InduSirin . 
.... Chernlshe Induitrle.) 

In~B.tnlon~oOterlndustrIen . . ........... Maishlnenbau 
............. Fahneuobau 

EWmlechnlsche InduSirle 
Verbm~~ha~Mednd~.tr len . . 

Tertlllndustrle ............ 
Nahrunoi- und GenuO- 

........... rnliiillndustrlen 
Inioeiaml .................. 

Ohne Berlln. 
') Ohne Enemle und Bau. 
7 For 1ndu.tilanrupwn bzw. -zweloe: Junl, Jull. Aupust. 
7 Elnichl. KohlenweitWfflnduitila. 

in vielen Industrien erheblich niedriger; im dritten Vieiteljahr is t  die Produktivi- 
tät in zwei Bereichen sogar zurückgegangen. Unbefriedigend hat sich die Pro- 
duktivität 1965 im Kohlenbergbau, in der lndustrie der Steine und Erden, der 
Eisenschaffenden Industrie und dem Fahrzeugbau entwickelt. 

83. Im Kohlenbergbau, der 1960 noch Produktivitätsfortschritte von über lOvH 
erzielt hatte, scheinen die Aussichten für große Rationalisierungsgewinne nicht 
mehr allzu günstig zu sein, jedenfalls solange der Prozeß des .Gesundschrump- 
fens' sich nicht schneller vollzieht (Ziffer 221). Weniger strukturell als koniunk- 
turell bedingt ist dagegen die nahezu stagnierende Produktivitätsentwicklung 
in der lndustrie der Steine und Erden und in der Eisenschaffenden Industrie. In 
beiden Bereichen ist offenbar die Kapazitätsauslastung zurückgegangen, ohne 
daß zugleich Arbeitskräfte freigesetzt worden wären. Noch 1964, als die Nach- 
frage die Eisenschaffende lndustrie sehr begonstigte, wurde hier ein auOer- 
ordentlich hoher Produktivitätszuwachs von 15,7 vH erzielt. Im Fahrzeugbau 
wurde der Produktivitätsfortschritt 1965 vor ollem durch Umstellungen der Pro- 
duktion behindert. 

84. Beschleunigt hat sich der Produktivittitsfortschritt im Vergleich zu 1964 nur 
in der Elektrotechnischen lndustrie und in der Textilindustrie. Die Elektrotech- 
nische lndustrie hat in den ersten neun Monaten ihre Produktion stärker aus- 
gedehnt als alle anderen Industriezweige und dabei offenbar zusätzliche Pro- 
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duktivitätsfortschritte erzielen können. Der Produktionszuwachs in der Textil- 
industrie war nur gering; hier scheint sich der Prozei3 des .GesundschrumpfensO 
fortzusetzen. 

,- ..... 
Industrlsorup~e bzw. -nreln Vefhnderuno 1-1 VH 1 I f f l  1W6 

Jan.-Sept. 

Rang I VH I Rang 
I 

Produkt ion 

85. Produktivitätsfortschritte kännen durch das Wachstum der Produktion her- 
vorgerufen werden, kurzfristig schon deshalb, weil die Auslastung des Produk- 
tionspotentials im Aufschwung zunimmt. Bei den vorherrschenden Bedingun en 
avf dem Arbeitsmarkt hängt indessen das Iä~gerfristige Wachstum der Pr J uk- 
tion - und damit des Angebots -fast ausschliefilich von den Faktoren ab, die 
das Produktionsergebnis je Stunde bestimmen: erhöhter Kapitaleinsatz und ver- 
besserte Praduktionsmethoden. Zusammen mit der koniunkturell bedingten Zu- 
nahme der Kapazitätsauslastung haben diese Faktoren - abgesehen von Struk- 
tureffekten - das Angebot der deutschen Wirtschaft 1964 um 6,6vH (das sind 
knapp 25 Mrd. DM) und im ersten Halbjahr 1966 um 4BvH erhöht. In denselben 
Zeiträumen stieg die lndustrieproduktion um 85vH bm.  um 7,2vH, iedoch von 
Branche zu Branche recht unterschiedlich. 

86. Wie Tabelle 27 zeigt, haben 1964 nur drei der 19 aufgeführten Indu- 
striezweige ihren Rang in der Reihenfolge, wie sie sich für die Zeit von 1958 bis 

Tabelle 27 
Entwicklung der Netfoproduktion ausgewählter lndustriegruppen bzw. -Zweige1) 

Mlneral8lrerarbeltun ....... 
Fahrneunbau ............... 
Chemleche Indunrle ........ 
Elekimtechnlsche Indultrie . 
EBM-lndunrle .............. 
Indu.lrle der Stelne und Erden 
Brauereien und M111zeielen . . 
Druckenc und VeWellBltl- 

o ~ n o e b d ~ s t r l e  ........... 
Textlllndustrle .............. 
Bekleldunoelndustrie ....... 
Maechlnenbeu .............. 
Holrreiarbeltende Industrie . 
Holzs~hllfl. Zelletoii. Psplei 

und Pappe erzsupende 
Industrie ................. 

Stahlbau ................... 
Stahlreriormuno ............ 
Elsenschaftende Induatile ... 
Elsen-. Stahl- und 

........ TempernleBerelen 
TabakY(trarbe1tende Indu.tile 
Kohlenbembeu ............. 

Dufchschnltillche 
~ ~ h ~ l ~ r k ~  

Ohne Berlin. 
') Index der lndunrlellen Neitoprodukilon. Lslendemonatlkh. 

Verhnderuno gegenOber dem 
enliorsehsnden Vorlahreizeltraum 
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1963 auf Grund des Wachstums der Nettaproduktion ergibt, behalten. In der 
Zeit von Januar bis September 1965 hat sich die Reihenfolge erneut verändert'). 
Verglichen mit der längerfristigen Wachstumsrate zwischen 1958 und 1963 hatte 
sich das Wachstum 1964 besonders stark beschleunigt 

in der Eisenschaffenden Industrie; der EBM-Industrie; der Stahlverfarmung; 
in den Eisen-, Stahl- und TempergieBereien; 
in der Industrie der Steine und Erden; 
in der Holzverarbeitenden Industrie; 
in der Elektrotechnischen Industrie. 

Diese Beschleunigungstendenz hat sich in den ersten neun Monaten 1965 nur 
in der Holzverarbeitenden und der Elektrotechnischen Industrie fortgesetzt. Vor 
allem in der Eisen- und Stahlindustrie erwies sich die starke Praduktionsauswei- 
tung nur als vorübergehend. 

87. Nur sehr schwach -wieder verglichen mit dem Trend von 1958 bis 1963 - 
war der Produktianszuwachs 1964 

beim Fahrzeugbau, 
in der Textilindustrie und 
in der Bekleidungsindustrie. 

Lediglich in der Bekleidungsindustrie hat dann 1965 die Produktion wieder etwas 
stärker zugenommen. 

88. Inwieweit Starrheiten beim Faktorangebot die volle Anpassung des Güter- 
angebots an die veränderte Nachfragestruktur behindert haben, geht aus einem 
Vergleich der Produktivitäts- und Preisentwicklung hervar (Tabelle 28). Danach 
war die Produktionsausdehnung zumindest in der Chemischen Industrie und in 
der Elektrotechnischen Industrie 1964 und 1965 mit Preissteiaerunaen verbunden. 
die sich mit der Produktivitätsentwicklung nicht erklären Sassen In diesen al; 
Beispiele herausgegriffenen Extremfällen hat offensichtlich das Angebot der 
Nachfrage nicht folgen können. 

Eine umfassende Würdigung der Anpassungsvorgänge beim Angebot, na- 
mentlich eine Aussage darüber, welche Produktionsfaktaren in welchen Berei- 
chen am wenigsten vermehrbar waren, ist bei einer kurzfristigen Diagnose 
wegen statistischer Unzulänglichkeiten nicht möglich. Unter längerfristigen Ge- 
sichtspunkten werden diese Fragen im vierten Kapitel behandelt. 

V. Die Entwicklung des Einkommens 

89. Mit der Abschwächung des koniunkturellen Auftriebs im Jahre 1965 hat 
auch das Wachshim des Volkseinkommens nachgelassen. Seine Zuwachsrate lag 
in der ersten Hälfte dieses Jahres mit rund 8vH deutlich unter der des Vor- 
iahres (Tabelle 29). Allerdings ist damit zu rechnen, daB sie im zweiten Halb- 
jahr - anders als 1964- nicht weiter zurückgeht. 

1) Der Zurommenhong ruiidwn den Rangrifiern für den Zeihovm von 1958 bis 1W und denan für dar 
Jahr 1964 ikl durh einen Kon~ldionlkodfirienlen von 0.35 gebnnraidmat. Zrisdien den Rangrifiarn 
von 1% und denen 101 die entm neun Monota 1 9 6  ist ein Rongkorralolionskoeffi~imt von 0 . 3  arredtnel 
worden. Beide Werle sind so klein, doß ein Zusornmsnhang w i r d e n  den Rmngzifiem 01s stotirtiuh nibt  
g a i h  ongeiehen verden kann (Anhong IV, 5 R). 
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Tabelle 28 

Entwicklung der Produktivität und der Erzeugerpreise 
nach ausgewählten lndustriegruppen bzw. -Zweigen') 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Voriahreszeitmum in vH 

Industrle~iuppe biw. -zweia 

Berpbau ...................... .. .. 
Kohlenbergbau ................... 

Gmndstafi- und Produktlon~pOtei- 
Industrien ........................ 
lndustrle der Stelne und Erden .... 
Eloenschaiiende Industrie ......... 
Chernlschs InduilrY) ............ 

Inwstiti~ns0lltl)rindustrIen .......... 
Maschinenbau .................... 
Fahrzeupbau ..................... 

....... Elektrotechnische Industrie 
Verbiauchspliterlndustrl~n .......... 

.................... TextilIndustrie 
Nahrunos- und Genußrnittellndustrien I + 7.0 + W  + 8.2 + 0,B 
Ineoesa mt .......................... 1 + 8 8  + ?,I + 6,6 + 2,5 

1984 

1 

Ohne Berlln. 
'1 Ohne Eneroie und Bau. 
') Produhtlonsergebnls je Arbeitentunde. 
7 Elnachl. Kohlenweitotofilndu~rle. 

lw5 1. HI. 

Lohne inkommen 

90. Die Lohnquote, die in der Aufschwungsphase des Wachstumszyklus zu sin- 
ken pflegt, ging - verglichen mit dem entsprechenden Zeitraum des Vorjah- 
res - nur im ersten Halbjahr 1964 leicht zurück. Seither ist das Arbeitseinkom- 
men (Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit) wieder schneller gestiegen 
01s das Unternehmer- und Kapitaleinkommen (Bruttoeinkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen). Zwar verharrte die Lohnquote, nachdem sie 
sich von M),8vH im Jahre 1960 auf 64.7vH im Jahre 1963 erhöht hatte, 1964 auf 
dem Voriahresstand, doch wird sie 1965 weiter zunehmen. Wie im vorigen Jah- 
resgutachten (JG M Ziffer 122) muO auch hier darauf hingewiesen werden, daO 
Lohn- und ,Gewinnaquoten die Verteilung des Volkseinkommens nur nach Ein. 
kommensarten, nicht aber nach Einkommensbeziehern anzeigen. Aus den Ver- 
änderungen der Quoten können keine Schlüsse auf die personale Einkommens- 
verteilung gezogen werden. 

91. Uber einen längeren Zeitraum gesehen (1950 bis 19M), IäOt sich der An- 
stieg der Lohnquote ausschlieOlich durch den Anstieg des Anteils der Unselb- 
ständigen an den Erwerbstätigen erklären. Die Entwicklung des Durchschnitts- 
einkommens aus unselbständiger Arbeit hat insgesamt sogar auf eine geringere 
Lohnquote hingewirkt. Dies wird durch Tabelle 30 verdeutlicht. Da sich zwischen 
1950 und 1964 der Anteil der Unselbständigen an der Gesamtzahl der Erwerbs- 
tätigen von rund 68 vH auf rund 80 vH erhöht hat, hätte die Lohnquote rein 

Pmdukiivliät') I Erreugerprelssl Pioduktlvltät't.) Eneugerprelse 

+ 8,8 - OA + 5,s + 4,4 
+ 5.8 + 2.6 + 8,Z + 4,9 

+11.8 + 0.8 + 8.5 + 2.8 
+ 8.9 + 2.7 + 1.8 + (,2 
+15.7 - 0 2  + 1.8 - 0.1 
+12.8 + 41 + 8 8  + 8.0 + 7.4 + 1.2 + 8.6 + 3.4 
+ 5,8 + 2,2 + 5 4  + 5P  + 4.8 5 0 + 2.2 + 5 5  
+ 9.4 + 0.7 + l l , l  + W  
+ 8 2  + 2.0 + 8.2 + 2.1 
+ 7.2 + 3.0 + 7.8 + 08 
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Tabelle W Verteilung und Umverkilung 

(1) Volbelnkommen (N&loioilal- ........ pmdukizu FaMorkMen) 
0 BrunoelnkMnmen aus unselb- 

................ sländlusr Arbalt 
(8) Lohnsteuer und Belträue zur 

Sozlalwnlcheiuno ............. 
(4) Neltoelnkommen aue unialb- 

....... aländluer Arbelt (2) .I. (J) 
(5) Bruitoelnkommen aue Unternehmt 

iät l ikeit  und Vermbuen (1) .I. (I). 
(öl DimMe Steuern U. 8. auf Elniom- 

men aui Unternehmertüilnkelt 
und Vemlpen ................. 

O Nenoelnbmmen aui  unternehme^ 
lülluielt und Virmbuen (5) .I. (öl. 

(8) Steuern Im Zusammenhanp mit 
dem Prlvalen Viibrauch.1 ....... ............................. 

(B) Neltoelnkomnwn aus Erverb.- 
tatliksit und vemi&an 1 

. . -  ~ ~~ 

nehmertälliblt und V imlp in . .  . 
(11) Nlcht-entnommene Gewlnne ".(L. . 
(12) Laufende Ubertmounpenvom Stad 

an pilvale Hauehalte (netlo) ..... 
(18) Verloubame Elniommen der prlra- 

ten Hau#hdti ohne nlcht- 
entnommene Oewlnne ".(L. 

(B) + (12) .I. ~10).1.(11) ......... 

') Voriüuflpe Eioibnlme=s. 
') Elpene SchaUuno. 
') Eme rodäuiCe Ewebnlsse. 

rechnerisch eieentlich von etwa 59 vH auf rund 69 vH steiaen müssen, wenn das 
~rbeitseinkomrnen ie Arbeihehmer im gleichen Ausmaß wie das ~olkseinkom- 
men je Erwerbstätigen zugenommen hätte. Tatsächlich i s t  das Arbeitseinkom- 
men ie Arbeitnehmer in diesem Zeitroum nur um rund 194 vH, das Volkseinkom- 
menle Erwerbstätigen um 212 vH gestiegen. Innerhalb des Gesamtzeitraums 
hat sich diese Entwicklungstendenz jedoch mit zunehmender Versteifung der 
Lage auf dem Arbeitsmarkt gewandelt. Seit etwa 1%1 vermindert sich der Ab- 
stand zwischen der tatsächlichen Lohnquote und ihrem rectinerischen Wert 
merklich. 

92 Der für 1965 zu erwartende Anstieg der Lohnquote auf knapp 66 vH rührt 
nur zum Teil von der Erhbhung der Anzahl der Unselbständigen her. Im ersten 
Halbiahr hat sich (gegenüber dem entsprechenden Voriahreszeitraum) das 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Arbeitnehmer um 
knapp 8vH. das Bruttoeinkommen aus Unternehmeriätigkeit und Vermogen 
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Zur Koniunkiurlage 

Tabelle 30 

Determinanten der gesamtwirtschaftlichen Lohnquote') 

') BruiiDelnkornman aua unielbsiändloer Aibelt In VH des Volbelnkomrnen. (Nettosorlalprndvl;t zu 
FaMoiiorten). 
9 Ohne Saarland und brl in.  
') VorllvRoe Emebnlsse. 
') Eloene Schfnruno. 

zumindest für 1964 durchaus wieder ein stärkeres Zurückbleiben des Lohnein- 
kommens zu erwarten gewesen. Für knapp 70vH der Arbeitnehmer, für die 
1963 neue Tarife vereinbart warden waren, hatten die Veriräge eine Laufzeit 
von mehr als 15 Monaten (Tabelle 103, Anhang); diese sahen zwar fast aus- 
nahmslos stufenweise Lohnerhöhungen im Jahre 1964 vor, jedoch durchschnitt- 
lich geringere als die 1964 abgeschlossenen. Außerdem sind selbst die Lohn- 
erhöhungen auf Grund der neu vereinbarten Tarifverträge hinter der Erhöhung 
der Effektivlöhne zurkkgeblieben. Insgesamt nahm daher das Tariflohn- und 
-gehaltsniveau 1964 nur um 4,9vH zu, die Bruttolohn- und -gehaltsumme ie 
Beschäftigten indessen um 8,9vH. 

94. Soweit im ersten Halbjahr 1965 Tariflohnerhöhungen in Kraft traten, lagen 
sie im Durchschnitt bei knapp 6.5 vH (Tabelle 31). 

Das Niveau der Tariflöhne ist allerdings gegenüber dem ersten Halbiahr 1964 
stärker gestiegen - um 7 7 v H  auf Stundenbasis und um 6,EvH auf Wochen- 
basis -, da die damals wirksam gewordenen Tarifvereinbarungen verhältnis- 
mäßig geringe Erhöhungen mit sich gebracht hatten. Für das ganze Jahr 1965 
ist mit knapp darunter liegenden Steigerungsraten zu rechnen. 

Jahr 
TataIchllche 
Lohnpuote 

RechnsilachsLohnpuota 
bel konitant oehaltenem Antdl 

des Einkommens au. 
unaelbsthndlgei Arbelt 
je Arbeitnehmer arn 
Volkaelnkomrnen je 

Er~erbathtloen 

I" "H 
YI,B 508 SB,B 
50.7 59,7 576 
574 M,II 55,7 
58,7 BI C 5d.O 
50.4 69.2 56.0 
588 W 54.5 
58.5 61.0 54s 
59.7 BU 51.3 
80s 648 549 
80,2 85,2 562 
80,8 WC 58,7 
W5 W 54,8 
638 U7.4 56.8 
54.7 (YI* 558 
W 7  WJ 554 
=,B W O  55.8 

der Abhlnoloen 
an den 

EmeibrtIlloen 

18W' 
1961 
1952 
1953 
'OY 
1856 
1 9% 
I957 
1- 
1969. 

dem Jahres 1950 

7 

1- 
1H1 
1eQ 
186l'l 
l W s )  
1 W )  
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Tabelle 31 

Tariflohn- und -gehaltserhöhungenl) 

Tariflich rerslnbarte Tailflbhne und 
Lahn- und -0ehaltserhbhunpan -8eh8lter 

Beechlliiide, 
für die Tariflohn- oder 
-gehalt~erhbhunoen In 
Kiaiiuetrsten sind3 

~ ~ 

teiif- 
1 Wü stetietioch 

er(a0ten 
Be~~chBi- 

- tiutens) 

16170 

16620 
16644 17580 
1664.) 1. VJ. 7480 

3. VI. 2 4W 
4. Vi. 7 930 49 

1985') I. VI. 8 370 J4 
2. V!. 4800 
3. V]. 1160 38 

VerBndeiuno peosnOber 
dem entsprechenden 
Vorlahrazeltieum 

in "H 

Ohne Berlin. 
') Gshalt~srhähunoenfür Anpestellte und Beamte slnschl. unterstelilem Verdlsnstauapleich bei Aibeits- 

zaituarkorzunasn. - ~ ~ 

') Jahresergebnirae. ohne Doppslilhlungen bel mehrfaenen Tsiilllnderungen. 
') EitsOt sind die Tarlheitilpe von etwa 85 rH a.ler BeschaH,gten. 
.) Vorllutbe Eiosbni.ss. - - -  

Q~elIe: Deut~che Bundesbank 

95. Mit rund 85 vH stieg die Bruttolohn- und -gehaltsumme ie Beschäftigten 
auch im ersten Halbjahr 1965 stärker als das Niveau der Tariflöhne. Die Spanne 
zwischen Effektiv- und Tarifverdiensten hat sich also weiter vergröhrt. Im 
Gegensatz zum Vorjahr scheint dies jedoch mehr darauf zu beruhen, dafl die 
Unternehmer, iedenfalls in der Industrie, zu übertariflicher Bezahlung und zur 
Gewährung von Nebenleistungen bereit sind (Schaubild 23). Zunehmend wer- 
den solche Nebenleistungen in Tarifverträgen verankert. So sind 1965 erstmals 
in gröfierem Umfang Tarifvereinbarungen über ein zusätzliches Urlaubsgeld 
wirksam geworden. Diese Zahlungen werden - wie andere Nebenleistungen - 
bisher nicht in der Tariflohn- und -gehaltsstatistik berücksichtigt. Nach vorlie- 
genden Schätzungen wurde 1965 etwa 5,5 Millionen Arbeitnehmern ein toriflich 
vereinbartes zusätzliches Urlaubsgeld gezahlt. Man re&net,dafl dies je Urlaubs- 
tag durchschnittlich neun DM ausmacht. Bei einer durchschnittlichen Urlaubs- 
dauer von knapp 20 Tagen je betroffenen Arbeitnehmer ergibt das eine Gesamt- 
summe von fast 1 Mrd. DM, rund OSvH der Bruttolohn- und -gehaltsumme. 

59 
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EINKOMMEN AUS UNSELSnNDIGER ARBEIT 
SOWIE AUS UNTERNEHMERTXTIGKEIT UND VERMUGEN 

Verihderung gegenüber dem Vrniahr in vH 
VH 

20 

15 

10 

Va 1961 ohne Saarland ind Berl i r  
1) B w i n k o m m n  aus unuibllndigei lvbait je dirckchnitllich bs~chüiiigicn R$ihehm.- 
2) Eime Lrhikune. 

SR 567s - 

96. Nach wie vor ist bei den Löhnen der Sog vom Arbeitskräftebedarf her 
grö0er als der Druck, der von der Tarifpolitik der Gewerkschaften ausgeht. Die 
Gewerkschaften haben auch in der iilngsten Vergangenheit keine aggressive 
Lohnpolitik betrieben; allerdings ist die Knappheit am Arbeitsmarkt ihren Be- 
strebungen zugute gekommen. Schon seit Jahren hat es in der Bundesrepublik 
wenia Arbeitskäm~fe aeaeben (Tobelle 321: 1964 erreichte der durch Arbeih- 
streicgkeiten veru~sachte~~roduktiansausfall den tiefsten Stond seit der Wäh- 
rungsreform. Soweit Streiks stattfanden - insgesamt fielen hierdurch 16711 Ar- 
beitstage aus -, handelte es sich zumeist um Einzelaktionen. Aussperrungen 
wurden 1964 nicht verhängt. Auch im ersten Halbiahr 1965 war die Zahl der 
durch Streik und Ausspermng verlorenen Arbeitstage minimal. Wahrscheinlich 
hat an der guten Bilanz, auf die die Bundesrepublik verweisen kann, das Sy- 
stem von Institutionen, das für die Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer bestimmend ist - Tarifautonomie, Betriebsverfassung, Mitbestim- 
mung -, keinen geringen Anteil gehabt. 
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EFFEKTIV-UND TARIWERDIENSTE DER YXNNUCHEN INDUSTRIEARBEITER 
Verhder~ng gegenihm dem entqiechmom Voijahresze.bs~m in vH ,H I 

Löhne  u n d  P r o d u k t i v i t ä t  

97. Die Effektiv- und Tariflöhne sind 1965 um mehr als die Zuwachsrate der 
Produktivität gestiegen. Das reale Bruttoinlondsprodukt ie Erwerbstätigenstunde 
hat nach vorläufiaen Schäizunoen im ersten Halbiahr um etwa 4 5  vH zuaenom- 
men. Der ~reisindex für die Lebenshaltung') erköhte sich im ersten-~i lbjahr 
1965 - wiederum im Vergleich zu dem entsprechenden Voriohreszeitraum - 
um 2,8 vH. Auch die Zunahme der Reallöhne - selbst die der realen Tarif- 
löhne - wor also gröi3er als der durchschnittliche Produktivitätszuwachs. Hierin 
spiegelt sich ober, doi3 die Tariflöhne der Produktivitäts- und Preiseniwicklung 
nur verzögert folgen; 1964 hielten sich Produktivitätswachstum und Toriflohn- 
steigerung gerade die Waage, während sich das Preisniveau um 2 3 v H  erhöhte; 
auch 1963 war der Anstieg des Tariflohnniveous deutlich hinter der Summe aus 
Produktivitätsfortschritt und Preissteigerung zurückgeblieben. 

1) Der im Zvsammenhonp mit einer kmtennksru-nautroicn Lohnpolilik relmnl. Preisindex iil dar 
des Biunmuialprodukb nadi Auadialtung d r  Pmiranhi&lun~ von Ausfuhr und Sbomsrbroud?. Der 
Preisindex f l r  dia Lhnsh~lh ing h d  sid? iedodi in den lehlen Jahren Ihnlidi enhi&elt. 



Zur Koniunkiurlage 

Tabelle 32 
Durch Streik und Aussperrung verlorene Arbeitstage in ausgewählten Ländern 

je 1 Beschäftigte') 

1955 
1958 
1857 
1858 
1859 
1980 
1 1 1  
1m 
1063 
1964 
1965 1. HI. 

') Eh01 dnd: Berpbau, Verarbeitende Industrie. Baugewerbe und Verkehr. 
') 1955 und 1 9 1  ohne Saarland und Berlln, 1857 bl i  1959 ohne Beriln. 
') Nur Verarbeitende Induitrle. 
.) Errechnet auf Grund der Anzahl der BeechUfiloien Im Jahre 11982 
')Errechnet auf Grund der Anzahl der BeschUfiioien irn Jahre 1% 
') Stand vom April 1üB. 

Zsltr~um 

98. Der Ende Februar 1965 im Tarifkonflikt in der nordrhein-westfälischen Eisen- 
und Stahlindustrie von dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle unterbreitete 
Vorschlag, den Ecklohn um den im laufenden Jahre zu erwartenden gesamtwirt- 
schaftlichen Produktivitätszuwachs und einen Zuschlag als Ausgleich für die 
wahrscheinliche Geldentwertungsrate zu erhöhen. hat in der lohnpolitischen 
Diskussion dieses Jahres starke Beachtung gefunden. Da die tatsächlich ver- 
einbarte Lohnerhöhung - sie betrug 7,5vH - allem Anschein nach diesem 
Vorschlag entsprach, ist in der Mfentlichkeit der Eindruck erweckt worden, die 
Schlichtungsstelle habe einen Weg der Lohnfindung beschritten, der im Wider- 
spruch zu den vom Sachverständigenrat aufgestellten Regeln für eine kosten- 
niveau-neutrale Lohnpolitik stehe. Der Sachverständigenrat weist demgegen- 
über darouf hin, daß eine unmodifizierte Anwendung der in Ziffer 248 seines 
Jahresgutachtens 1964 aufgestellten Regeln (Anhang VI) nur dann erwartet 
werden kann, wenn die dort genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Zu diesen 
gehört vor allem das monetäre Gleichgewicht. Solange es nicht annähernd ge- 
geben ist oder in Aussicht steht, wäre es verfehlt, die Verantwortung für die 
Geldwertstabilität den Sozialpartnern aufzubürden. 

99. Der Sachverständigenrat hatte mit folgenden für eine Lohnpolitik im Sinne 
der Ziffer 248 seines Jahresgutachtens1964 bedeutsamen Entwicklungen im ersten 
Halbjahr 1965gerechnet (JG 64 Ziffer 219ff): 

Die Rate des Produktivitätsfortschritts, gemessen als Veränderung des realen 
Bruttoinlandsprodukts ie Erwerbstätigenstunde gegenüber dem entsprechenden 
Voriahreszeitraum, werde sich auf 5vH belaufen. Gleichzeitig sei mit einer 
lohnpolitisch ebenfalls bedeutsamen Verbesserung der Terms of Trade zu rech- 

Bundes- 
republik 

DBYtsCh- 
land7 

Frankmlch Itallen7 
GroB- 

brltannien 
Vnrelnlgte 
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nen, die -auf das Realeinkommen je Stunde bezogen - mit etwa 05 vH zu 
veranschlagen sei. Ein Teil des zu erwartenden Produktivitätsfortschritts sei da- 
durch bereits verteilt, daß Arbeitskräfte in Bereiche mit höherer Bezahlung 
.wanderna. Die Gesamtwirkung dieses Lohnsummeneffekts des Wandels der 
Beschäftigten- und Qualifikationsstruktur sei mit 0,5 vH zu veranschlagen. Ins- 
gesamt bleibe also je Erwerbstätigenstunde ein realer Einkommenszuwachs von 
5vH zur Verteilung verfügbar. Im monetären Gleichgewicht dürften mithin die 
Nominallöhne nur in diesem Maße erhöht werden, damit das Kostenniveau 
stabil bleibt. Monetäres Gleichgewicht bedeutet Preisstabilität. Da iedodi die 
nominale Gesamtnachfrage weiterhin so stark zunehmen werde, daß das An- 
gebot sie trotz steigender Importe zu den bisherigen Preisen nicht decken 
könne, müsse mit einem Anstieg des Preisindex für die Lebenshaltung um 3 vH 
gerechnet werden. 

100. Dem steht folgende tatsädiliche Entwicklung gegenüber: 
Die Produktivität hat in der ersten Hälfte des Jahres 1965 nur um rund 

4,s vH zugenommem Der Terms of Trade-Effekt ist - wegen des unerwartet 
steilen Anstiegs der Einfuhrpreise für Ernährungsgüter - ausgeblieben. Der 
Lohnsummeneffekt ist, soweit er statistisch erfaßt werden kann, vermutlich auch 
im ersten Halbjahr 1965 mit höchstens 0,l vH zu veranschlagen. Je Erwerbs- 
tätigenstunde stand also nur ein realer Einkommenszuwochs von rund 4 5 v H  
zur Verfügung. Der Preisindex für die Lebenshaltung ist um 2,8 vH gestiegen. 

Das Niveau der tariflichen Stundenlöhne hat sich - nach Berücksichtigung 
der tariflich vereinbarten zusätzlichen Urlaubsgeldzahlungen - um höchstens 
8,2vH erhöht. Die effektiven Stundenlöhne sind um etwa 9vH gestiegen. Die 
Tariflöhne sind also in der ersten Hälfte des Jahres 1965 - im Gegensatz zu 
1964 -schneller gestiegen als die Produktivität, iedoch nicht wesentlich sdinel- 
ler als die Summe von Produktivitätsfortschritt und Preissteigerung. 

101. Der Preisanstieg hat sich in der zweiten Hälfte 1965 beschleunigt, seiner- 
seits wiederum nicht unabhängig von den vorausgegangenen lohnbedingten 
Kosten- und Einkommenssteigerungen. Die Zuwachsrate der Tariflöhne geht 
dagegen in der zweiten Jahreshälfte eher leicht zurück. Für das ganze Jahr 
1965 ist unter diesen Umständen die Tariflohnerhöhung kaum höher zu veran- 
schlagen als Produktivitätsfortschritt und Inflationsrate zusammen. 

Unternehmer-  u n d  K a p i t a l e i n k o m m e n  

102 Das verlangsamte Wachstum des Bruttoeinkommens aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen - rund 5 vH im ersten Halbiahr 1965 gegenüber 11,6 vH 
im ersten und 8,3vH im zweiten Halbjahr 1964 - bei steigendem gesamtwirt- 
schaftlichem Preisniveau IäOt dorauf schließen, daO im Gegensatz zum Vor- 
jahr die Produktionskosten rascher gestiegen sind als die Preise. Die vorhan- 
denen Kapazitäten hatten im Vorjahr kräftige Produktivitätssteigerungen er- 
laubt, die zusammen mit der Preis- und Lohnentwicklung die Gewinnsituation 
der Unternehmen verbesserten. Als aber die Produktion in zunehmendem Um- 
fang an die Kopazitötsgrenzen stie0, als der Wettbewerb um die knappen Ar- 
beitskrüite die Effektivlöhne kräftig steigen lieO und als die lmportkonkurrenz 
dem Preisanstieg Grenzen setzte, vollzog sich in der Gewinnentwicklung sdion 
bald ein Wandel. Insgesamt hat sich daher 1965 das Verhältnis zwischen Er- 
lösen und Kosten wieder verschlechtert. 
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Belastung der Einkommen 

103. Wenn die Investitionsbereihchaft der Unternehmen gleichwohl nicht 
nachliei3, so erklärt sich dies nicht zuletzt aus der geringen Zunahme der direk- 
ten Steuern; für das Einkommen aus Unternehmertatigkeit haben die Steuern im 
ersten Halbjahr 1965 um nicht mehr als 2,s vH zugenommen. Der Grund liegt 
nur zum Teil in der Senkung der Einkommensteuertarife ab 1. Januar 1965. Mehr 
ins Gewicht f611t, dai3 das Aufkommen aus der veranlagten Einkommensteuer 
und der Körperschaftrteuer den Einkommen und Gewinnen mit erheblichen Ver- 
zögerungen folgt und die 1965 geleisteten Zahlungen in erheblichem Umfang 
der Einkommenslage von 1963 entsprechen1). In der Regel bedeutet dies, daB 
die durchschnittliche Belastung des Unternehmer- und Kapitaleinkommens bei 
nachlassender Koniunktur zunimmt und bei ansteigender Konjunktur nochläßt 
(Schaubild 24). Dabei zeigt die marginale Belastung, das ist der Zuwachs der 
direkten Steuern bezogen auf den Zuwachs der Einkommen, noch starkem 
Schwankungen. Sie erreichte 1961, also bei rückläufigem Wirtschaftswochstum, 
den auBerardentlich hohen Satz von 72 vH, betrug aber 1964 -also bei guter 
Koniunktur - nur 13vH. Zahlungstechnik und Steuerermittiungsproxis bei der 
veranlagten Einkommensteuer und bei der K6rpenchaftrteuer können auf diese 
Weise die konjunkturellen Schwankungen ganz erheblich verstärken, weil sie 
den Selbstfinanzierungsspielraum prozyklisch erweitern und einengen und da- 
durch die Investitionen in der Regel gerade in der falschen Richtung beein- 
flussen. 

Soweit die Steuerschuld die Vorauszahlungen übersteigt, gew6hrt der Fiskus 
den Personen und Unternehmen, die zur Einkommen- oder K6rperschafkteuer 
varanlaat werden. aleichsam ein zinsloses Darlehen. Seine durchschnittliche 
~aufzeit-beträgt ehva zwanzig Monate. In der Summe belief es sich in den 
vergangenen Jahren auf schätzungsweise 35 bis 45 Mrd. DM (Tabelle 33). 
Dieses Darlehen folgt dem Wachstumstrend und den Schwankungen der Kon- 
iunktur. Damit dämpft das Veranlagungwerfahren bei der Einkommensteuer 
die Koniunkturreagibilitat oll der Steuern, die sofort bezahlt werden murren. 

104. Ganz anders liegen die Verhdltnisse bei der Lohnsteuer. Ihre Konjunk- 
turreagibilität ist beträchtlich, weil hier das Quellenabzugsverfohren angewandt 
wird. Bei einem groBen Teil der Steuerpflichtigen übersteigt der einbehaltene 
Betrag sogar die eigentliche Steuerschuld. Als Beispiel mag genilgen, doi3 fiir 
mehr als die Hälfte der 207 Millionen Lohnsteuerpflichtigen des Jahres 1961 ein 
Lohnsteuer-Jahresausgleich durchgeführt wurde. Deren Steuerschuld war um 
15 Mrd. DM oder um ein Sechstel niedriger als der einbehaltene Betrag?). 

105. Die Tarifsenkung vom 1. Januar 1965 hat den Anteil der Lohnsteuer- 
Zahlungen an der Bruitolohn- und -gehaltsumme, der von 55 vH 1958 auf 

1) Vorourrohlungan verdan im ollgerneinan galsintä n a h  der lelzlsn abgedlonssnsn Veranlagung. 
In den Iehhn Johrsn begann die Veronlqung nsun h o l e  n a h  dem A b d l u B  des Kolenderiahnn, in 
dem die Einkommen bni .  Gewinns anhlonden. Sie w a  fOr rund 95 vH der Falle nmh weiliisn nsun 
Monden abgahlossen. Vomvuohlungin, die im h h r e  1%5 gelaiilet verden, bmsiamn also Iiilwiii 
n o h  avf den fs~tge~mllten Einbmmm den Jahres lW, in wnigen Milan auf denen das l a h m  1964. 

2) Es i.1 allerdings n ih t  m8glih. den koniunktvmbhdngigin Teil dieses Darlehens der Lohnnbuir- 
pflihtlgan zu bestimmen. da die Gründe. die NI Durdihlhrvng d n a  Lohnshuer-Jahr-vnglaihs führen, 
rielföllig sind. h8erdsm sind in der Summa "an 15 Md. DA4 die Emlhingsn n ih t  b d d s i h l i g t ,  die 
im Aulglaihniohr gegen f611i.e Lohn~lsverbsträg~ m r e h n s t  olle n ih t  von s i n r  F i m i u h n e  oungemhlt 
","da". 



Die Entwicklung des Einkommens 

Schaubild 24 
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Die Entwicklung des Einkommens 

daß mit steigendem Einkommen immer mehr Arbeitnehmer die Pfiichtgrenzen 
der Sozialversicherung überschreiten. Da diese Grenzen bei der Angestellten- 
versicherung om 1. Juli 1965 und bei der Krankenversicherung am 1. September 
1966 erhöht wurden, ist nun eine gegenläufige Tendenz eingetreten. 

107. Das relative Zurückbleiben der Arbeitgeberbeiträge seit 1960 hatte den 
Spielraum der Sozialpartner für kostenniveau-neutrale Lohnerhöhungen - in* 
besondere von Mitte 1964 bis Mitte 1965 - nach oben erweitert (JG 64 Ziffer 
248 C). Umgekehrt ist dieser Spielraum durch die Heraufsetzung der Pflichtver- 
sicherungsgrenzen wieder - und zwar nicht unbeträchtlich - kleiner gewor- 
den. 

Für die Zukunft sind sprunghafte Beitragserhöhungen in der gesamten ge- 
setzlichen Rentenversicherung zu Beginn des Deckungsabschnitts 1967 bis 1976 
zu erwarten, wenn es bei dem Grundsatz bleibt, daß für einen ganzen Dek- 
kungsabschnitt der einheitliche Beitragssatz gilt, und wenn an den Vorschriften 
über die Hohe des Rü&lagesolls, an der bisherigen Bemessung der Bundes- 
zuschüsse oder an den Deckungsvorschrithn nichts geändert werden sollte. 
Lohnpolitisch wäre eine stufenweise Anpassung der Beitragssätze vorzuziehen 
(JG 64 Ziffer 248c). Uberdies verdient sie auch unter konjunkturpolitischen Ge- 
sichtspunkten Beachtung. Bei anhaltender Ubernachfrage könnte eine vorzei- 
tige leichte Erhöhung der Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
dazu beitragen, daB der Preisauftrieb wenigstens im Verbrauchsgütersektor 
etwas gedämpft wird. 

108. Die Gesamtbelastung des Volkseinkommens durch direkte Steuern und 
Beiträge zur Sozialversicherung, die sich 1964 auf knapp 26 vH belief, ging 1965 
leicht zurück. Da zur selben Zeit die übertragenen Einkommen kräftig gewach- 
sen und auch die entnommenen Gewinne etwas schneller gestiegen sind, hat 
1965 - anders als 1964 - das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte 
erheblich mehr zugenommen als das Volkseinkommen. 

Einkommensübertragungen 

109. Die Ubertragungen vom Staat an private Haushalte - das sind vor allem 
Zahlungen öffentlicher Stellen an Rentner, Pensionäre und Unterstützungs- 
empfänger - stiegen 1964 um 93 vH auf rund 52 Mrd. DM; sie lagen mit 
28,4 Mrd. DM im ersten Halbiahr 1965 um 12,4vH über dem Niveau des Vor- 
jahres (Tabelle 29). Für das ganze Jahr 1965 ist mit einem Anstieg in gleicher 
Höhe zu rechnen. Ausschlaggebend dafür ist nicht der Zugang an Neurenten, 
denn die demographische Entwicklung hätte eher einen Rückgang der Obertra- 
gungen erwarten lassen. Vielmehr liegen die Gründe darin, daß die Sozialver- 
sicherungsrenten an die um 9,4 vH gestiegene Bemessungsgrundlage angepai3i 
wurden, daß höhere Kriegsschadenrenten und höhere Pensionen gezahlt wer- 
den und daß gesetzliche Verbesserungen bei der Kriegsopferversorgung und 
beim Kindergeld (Tabelle 105, Anhang) wirksam geworden sind. 

Verfügbares Einkommen 

110. Wenn das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte 1964 um 9,6vH 
und in der ersten Hälfte 1965 um 10JvH gestiegen ist, so bedeutet dies nur zum 
Teil eine Erhöhung des Lebensstandards. Der andere Teil geht auf das Konto 



Zur Konjunkturloge 

der Preissteigerungen. Hatte sich der Preisindex für die Lebenshaltung eines 
vierköpfigen Arbeitnehmerhaushaltes 1964 nur um 2,3vH erhöht - allerdings 
im zweiten Halbjahr störker als im ersten -, so belief sich die Steigerung in der 
ersten Hälfte 1965 schon auf 2,8vH. Nach störker schlugen die Preissteigerun- 
gen bei den Rentnerhaushalten zu Buch (erstes Halbjahr 1965: + 3,l vH). Gleich- 
wohl haben die privaten Haushalte auch 1965 mehr von ihrem verfügbaren Ein- 
kommen gespart als in früheren Jahren. 

VI. Privater Verbrauch und Ersparnis 

D i e  Ersparnis i m  g e g e n w ä r t i g e n  Aufschwung 

111. Die Ersparnis der privaten Haushalte - die Geldvermögensbildung in 
der Form von Spareinlagen, Geldanlagen bei Bausparkassen und Versicherun- 
gen, Wertpapierkäufen usw. - hat seit 1963 wieder beträchtlich schneller zu- 
genommen als der private Verbrauch (Tabelle34). Der Anteil der Ersparnis am 
verfügbaren Einkommen, die Sparquote, is t  1964 auf knapp 11 vH und im ersten 
Halbjahr 1965, soweit die bisher vorliegenden Schätzungen erkennen lassen, auf 
12vH gestiegen. Die marginale Sparquote, das heifit der Zuwachs der Er- 
sparnis in vH des Zuwachses des verfügbaren Einkommens, lag zwar im ersten 

Tabelle 34 

Verfügbares Einkommen, Verbrauch und Ersparnis der privaten Haushalte1) 

') Einschl. der privaten Organieatlonen ohne Emerbachaiakter. 
') Ohne nicht-entnommene Gewinne u. (L. 

') Ersparnin In VH dse veifügbaien Elnkammenn. 
') Zuwachs der Ersparnis in *H des Zuwachsee des veitügbaren Elnkommeni. 

ZBIlra~m 

'1 Vorillufige Emebnlaie. 
.) Ente vorl8ufige Emsbnieee. 

68 

Marginale 
Spamuote,) 

Ernparnls.) 

1 -0  
1081 
1962 
IW) 
1W.1 
1m-1 1. HI. 

2. H). 
1005') I. HI. 

1081 
1982 
I=') 
1884') 
1W3) 1. HI. 

2. Hi. 
1985') 1. HI. 

Veitaobarea 
Einkommen.) 

Sparquots.) 

Mrd. DM vH 

105.5 170,D 155 8.3 
2w.z lea,~ 11.4 8,s 10.4 
2=,2 2W,D 103 8.6 9.P 
288.1 215,l Z U  9C P63 
2W,8 2=,4 28.4 10,9 P4.P 
IZ,~ 100,o 13,4 10,a L8.n 
188.5 129.4 15,l 149 228 
185.5 I199 ICP 12.0 PP.1 

Verundeiung gsoenüber dem entsprechenden Vorshrelveltraum in vH 

+10.1 + 9,8 + lP.6 
+ 9.9 + 9 2  +IO.I 
+ 6.7 + SC +I93  
+ 9-6 + 8.0 +14,0 
+ 9,1 + 7.6 +P5.1 
+ 9 8  + 8,s +?3,0 
+10.7 + 9,4 +PI.# 

Verbrauch 



Privater Verbrnud und Ersparnis 

Halbjahr 1965 etwas niedriger als in den beiden vorangegangenen Jahren, ie- 
doch erheblich über dem Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1962. Die Haushalte 
haben 1963 und 1964 jeweils ein Viertel ihres Einkommenszuwachses nicht ver- 
braucht (Schaubild 25). An dem weiteren Anstieg der Sparquote im Jahre 1965 
mögen kurzfristige Einflüsse - wie etwa die Teilprivatisierung der Vereinigten 
Elektrizitäts- und Bergwerks-AG - ihren Anteil haben. 

112 Betrachtet man die Entwicklung der Sparquote der privaten Haushalte in 
der Bundesrepublik über einen längeren Zeitraum (Schaubild26), so wird er- 
kennbar, dafl sich deren Anstieg in Schüben vollzogen hat. Nach einer mehr- 
jährigen Sparwelle pflegte die Sparquote in den darauffolgenden Jahren je- 
weils leicht zu sinken oder konstant zu bleiben. Die gegenwärtige Sparwelle 
hat 1963 begonnen']. 

113. Indern die privaten Haushalte verhältnismäflig mehr sparten, haben sie 
die Spannungen zwischen Nachfrage und Angebot auf den Konsumgüter- 
märkten vermindert. Angesichts des Geldwertschwunds ist diese Entwicklung 
überraschend, um so mehr als der gröflte Teil der Geldvermögensbildung auf 
die Spareinlagen entfällt, deren Realverzinsung ausgesprochen niedrig ist. Im 
Durchschnitt der Jahre 1960 bis 1964 betrug dieser Anteil rund 45vH. Sparein- 
lagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist - auf sie entfallen bei den Sparkassen 
rund drei Viertel des Spareinlagenbestandes (Tabelle361 - verzinsen sich 
real, wenn man den Geldwertschwund am Preisindex für die Lebenshaltung 
miflt, seit 1962 allenfalls mit 1 vH (Tabelle35); nur bestimmte Gruppen von 
Zwecksparern sind, weil die Preise zahlreicher Dauergüter nicht gestiegen sind, 
nicht enttäuscht worden. Hinzu kommt, dafl die Zinseinkommen in der Regel 
auch insoweit der Besteuerung unterliegen, als sie lediglich die Geldentwertung 
ausgleichen, während Nominalwerterhöhungen am Sachvermögen nur bedingt 
steuerbar sind. 

114. Die Sparer haben allerdings die Möglichkeit, staatliche Sparprämien und 
steuerliche Vorteile in Anspruch zu nehmen; dadurch ist ein Teil der Realver- 
mögensverluste, die den Sparern entstanden sind, ausgeglichen worden. Der 
Anteil des Bestandes an prämienbegünstigten Spareinlagen am Spareinlagen- 
bestand der Privatpersonen ist von 6,4vH Ende 1962 auf 9,7vH Ende 1964 ge- 
stiegen. Die einzelnen Gruppen scheinen jedoch die Möglichkeiten, die ihnen 
der Gesetzgeber bietet, unterschiedlich zu nutzen. Nach einer Repräsentativer- 
hebung des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes entfällt ein geringerer 
Teil der gesamten Sparguthaben der Arbeiterhaushalte, die von ihnen bei den 
Sparkassen unterhalten werden, auf prämienbegünstigte Sparverträge als etwa 
bei Angestellten- und Beamtenhaushalten (Tabelle36). Dies mag sich freilich 
ändern, wenn die Emartungen, die an das Vermögensbildungsgesetz in seiner 

1) Die beiden roiongegongenen Wellen nahmen ihren Aurgong in den Johren 195) und 1957, also eben- 
falls in Johien verlonasornten W&rlums. D o h  &ein1 wonioer ein Vonihhmotiv die ~ r i w l e n  Hourhalls 
vsranloßl zu haben, yhre Sparqvato iprunghah zu eihbhen;ol% anders - wehielnde - Umdlnde. So 
mog 1952 n a h  D.&ung do. dringlihslen Nohholbedarfi ein gexiirer Spielraum fsr ruräbliha Enporni8re 
enlrtonden rein. 1W dsrffe die RenfenreEwm die kmfligs Steigerung der privolen Enpornis begüniligt 
hoben. 1963 rheinen gewisse Venhiebungen in der Bedorbitiukiur die rvdnrrire Erhbhung der Spor- 
ovale. die iih inmidien foriaeiefd hol. ru erklären IZiRer 119. D o h  ist bei iolhen Mulmoßvnaen 
iu bdenken, doß in der ~npirirnir der priroten ~ouih.lle die der sog. privotni Cmdnisolionen ohne 
Eruerbdidiarakieter - bei#pielnieire Kirhen, Gewikshaften - enthalten ist. Umgekehrt sind die niht. 
entnommenen Gewinne der Unternehmen ohne eigene Rehtrpenanlihkeit abgeseM. Die stolirtiihe 
Trennung der entnommenen und niht-enlnammensn Gewinne birgt Iedoh erhebliche Fehlerquellen. 



Zur Konjunkturlage 

Schaubild 25 

VERFUGBARES EINKOMMEN, VERBRAUCH 
UND ERSPARNIS DER PRIVATEN HAUSHALTE') 
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Privaier Verbraud, und Ersparnis 

ERSPARNIS IN rH DES VERFUGBAREN EINKOMYENS 1) 
VH DER PRIVATEN HAUSHALTE 9 uH 
12 U 

9 9 

6 6 

3 3 

0 0 

I) Jerrll, ohne nicM~nlnommna Oswlnne dar Einlalvrnamhmn uJ.- 
Eimthl.der Rmh qpiratimn phne EivqbrihaaMH.- 

SR5667 
3) aim Saland md Berlm. 

Tabelle 35 
Sparzins und Teue~ng 

vH 

') Mit 0e.sllllchir K(lndlo.n~drlst. 
7 GeoenOber dem entsprechenden Voilahre.ze1tm.m. 

neuen Fassung vom Frühjahr 1965 geknüpft werden, in Erfüllung gehen. Daß 
Arbeitehaushalte Sparprämien verhältnirmäi3ig wenig in Ansp~ch nehmen, 
mag am Mangel an Aufklärung liegen oder auch daran, dafi bei dieser Gruppe 
Sparmotive vorherrschen, die eine kurzfristige Geldanlage mit sich bringen. 

n 
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Privater Verbrauch und Ersparnis 

Tabelle 37 

Ausstattung von Haushalten mit ausgewählten langlebigen Gebrauchsgütern 
nach dem Zeitpunkt der Anschaffung1) 

Stand: Dezember 1964 

( Haushalte 1 Zsltpunkl der Anechqiiung 

Gebrauchs~ut vor1855 1 1055-1858 11880-1% 1 unbekannt 1 Anzahl 1 *I 1 
IH der Haushalte 

I 

FernwhperBt .............. 
.............. Muslkschrank 

KUhlichrank ................ 
...... Nahmaschlne (elsklr.) 

Wasshautomat ............. 
Waschmaschine ............ 
WBashsschleudei (eiekli.) . . 
Personenkraflwagen ........ 

') 3#ü ViecPemonen-Aibeitnehmei-Haushalle mlt miülerem Einkommen des aiielnrerdlenenden Haua- 
haiisrorstandee. 

mieten' und .Elektrizität, Gas, Brennstoffe' ausgaben, ie niedriger ihr Netto- 
einkommen war (Einkommenselastizität der Nachfrage kleiner als eins). Für 
.Kleidung und Schuhe' sowie .Körper- und Gesundheitspflege' wandten die 
Haushalte in allen Einkommensschichten einen ungefähr gleich groOen Anteil 
ihres Einkommens auf (Einkommenselastizität nahe eins). Hingegen gaben sie 
im Durchschnitt um so mehr für .Obrige Haushaltsführung', ,Verkehr und Nach- 
richtenübermittlung', .Bildung und Unterhaltung' sowie .Persönliche Aus- 
stattung" aus, ie höher ihr Nettoeinkommen war (Einkommenselastizität der 
Nochfrage grö0er als eins). In diesen Gruppen war zugleich der Anteil an 
langlebigen, hochwertigen Gebrauchsgütern oder an Dienstleistungen beson- 
ders groO (Tabelle 38). 

117. Innerhalb derselben Einkommensschicht verhielten sich die Haushalte 
von Selbständigen, Arbeitnehmern und Nichterwerbstätigen sowohl hinsicht- 
lich der Höhe als auch der Verteilung der Verbrauchsausgaben bemerkenswert 
gleichförmig. Auffällig ist allerdings, daO die Arbeitnehmerhaushalte in allen 
Einkommensschichten wesentlich mehr für "Verkehr und Nachrichtenübermitt- 
lung' ausgaben als die Selbständigenhaushalte (Tabelle 107, Anhang). Dies ist 
wohl darauf zurückzuführen, dafi zahlreiche Arbeitnehmerhaushalte gerade 
in den letzten Jahren Personenkrahagen angeschafft haben (Zifferll5); 
sicherlich spielt aber auch eine Rolle, dafi bei vielen Selbständigen der Privat- 
verbrauch nur unvollkommen erfaflt wird, da er sich zum Teil mit der Erwerbs- 
Sphäre überschneidet. 

118. Wie sich die Struktur des privaten Verbrauchs ändert, wenn die - realen 
- Haushaltseinkommen allgemein zunehmen, darauf geben die Ergebnisse 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe nur bedingt Antwort. Da sich im 
Zuge des wirtschaftlichen Wachstums die Preisrelationen der Güter zueinander 
verschieben, neue Güter auf die Märkte kommen und auch die Qualitätsan- 
Sprüche sich ändern, werden Haushalte, die in - absolut - höhere Ein- 
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Tabelle 38 
Käufe privater Haushalte für den privaten Verbrauch im Durchschnitt 

je Haushalt und Monat 1962/63 nach Güterarten, Verwendungsmecken und 
Nettoeinkommensgruppen') 

Haushalisneiioslnkommen 
(Oktober l l 0  von ... DU 

Verusndunp.zwesk 

davon: 
N a h ~ m r  und Glnußmhl  ... 
Kleldunp. Schuhe ............ 
Wohnunpsmlstsn u.1. ........ 
Elshirlzltiil. 6ai. Bnnnaioiia .. 
l)brlpeHauihalh«Lh~np ..... 

'1 Ohne Berblbrunp In h.trltihaushalten undohne Haushalts aualändlrher Arbenekdile U. a. 
7 Von mlilienr bberudauir vndloder bepnnitem Wart. 
7 Ohne bndwlrts. 
7 Elnshl. Landdrie. 
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POI@ 100 100 - - - - 
BB6P 100 6.4 918 - - - 
S 100 - - - 100 - 
80Rü 100 100 - - - - 
BI,M 100 24.8 4 92.1 - 13J 

Vefbhr, Nachrlchienllber- 
mliiluna ................... 

Körner- und Gsiundheitspllege 
Blldvnp und Untrrhaltunp ..... 
Psndnllchi Aui.t.Uunp U. L . 

kommensschictiten aufrücken, deren Verbrauchsgewohnheiten von 1962163 
nicht aleichsam automatisch übernehmen. Do& ist es wahnctieinlich. daß die 

67,m 100 P34 44 2&0 - - - UP 
2524 100 8 11J - 489 
47,16 100 m,O iüJ 153 - ss,8 
PDbl  100 83 3A-3 1A-P 6s,O 

~üter"und Dienstleistungen, die 1962163 in solche Gruppen fielen, für die die 
Einkommenselastizität der Nachfrage deutlich über eins lag, kilnftig größeres 
Gewicht im Ausgabenbudget der privaten Haushalte erlangen werden. 
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Der p r iva te  Verbrauch im gegenwärt igen Aufschwung 
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119. Obwohl 1964 und im ersten Halbiahr 1965 die Sparquote der privaten 
Haushalte gestiegen ist, haben doch zugleicti die Verbrauchsausgaben be- 
schleunigt zugenommen, da auch dos verfügbare Einkommen stärker ge- 
wachsen ist als in der jeweils vorangegangenen Periode (Tabelle3.4). Die 
privaten Verbrauchsausgaben haben damit 1965 - ähnlich wie 1956 und 
1961162 - das Bild der Gesamtkoniunktur wieder starker bestimmt als etwa 
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im Vorjahr. In den ersten neun Monaten des Jahres lagen die Einzelhandels- 
umsötze (Tabelle39), die im allgemeinen knapp die Hälfte der Käufe der priva- 
ten Haushalte ausmachen, um lOvH höher als in dem entsprechenden Vor- 
jahreszeitraum. Die Umsatzsteigerung kam allen Warengnippen zugute. Ein 
erheblicher Teil der Zunahme entfiel allerdings auf Preiuteigerungen. Die 
Einzelhandelspreise lagen in den ersten neun Monaten 1965 durchschnittlich 
um nicht weniger als 3,3vH über dem Niveau der Voriahreszeit. In konstanten 
Preisen gerechnet haben sich nur die Einzelhandelsumsätze der Gruppe .Be- 
kleidung, Wäsche und Schuhe' wesentlich rascher ausgeweitet als 1964. 

Tabelle 35' 

Einzelhandelsumsätze 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

Nahrunos- und Baklilduno. Hausrat und 1 Son.tloe Wann ( lnspeeamt I GenuDmlttel / Whaeha, Schuhe Wohnbadaif 1 
altraum lnlswel- In lewel- In lewel- In jewei- In  lewel- In 1 uoen 1 p ~ n  1 llgen 1 1 lloen 1 P!iaen 1 lloen 1 P r ~ n  1 lloen 1 prelaen 

Prslssn von1064 P n l w n  von1054 Pnlasn VOnlOY Prslasn v o n l W  Pnlsen vonlüü4 

120. Der Anstieg der Einzelhandelspreise schlug voll auf den Preisindex für 
die Lebenshaltung durch, da in den übrigen Bereichen des privaten Verbrauchs 
die Preise im Durchschnitt nicht weniger stiegen. In den ersten neun Monaten 
1965 war der .Warenkorb', der dem Preisindex für die Lebenshaltung zu- 
grunde liegt, wieder, und zwar um 3,2vH, teurer als vor Jahresfrist; 1964 hatte 
er sich um 2,3vH verteuert. Auch wenn man den starken, wohl nicht nur wit- 
temngsbedingten Anstieg der Ernährungspreise aui3er Betracht IäOt, bleibt 
immer noch ein beschleunigter Preisauftrieb zu verzeichnen. 

1960 
1m1 
1 m  
lO(L9 

1W 
lQm1.HI. 

P.HI. 
1fflI.Hl. 

1 m l . H I .  
bV1. 

121. Wie aus SchaubildP hervorgeht, trug die Preisentwicklung in den ein- 
zelnen Bedarhgruppen unterschiedlich zu der allgemeinen Preissteigerung bei; 
mit Ausnahme der Getränke und Tabakwaren ist der Index keiner Bedarfs- 
gruppe in den letzten beiden Jahren gleichgeblieben oder gesunken. Am 
stärksten haben sich wieder die Wohnungsmieten erhöht; ihr Anstieg erklärt 
rund ein Fünftel der gesamten Verteuerung in den ersten neun Monaten 1965 
(Tabelle40). Noch stärker ins Gewicht fiel nur der Preisanstieg für Ernährungs- 
güter. 

+ o  + B  + E  + E  + O  + B  + B  + 7  
+ Q  + 7  + 7  + B  +11 + B  + O  + 5  
+ B  + 4  + 7  + B  + 7  + 4  + 7  + 3  
+ 4  + 1  + 3  + 1  + 3  +I +l -1 
+ 7  + 5  + E  + 4  + 7  + 6  + O  + 7  
+ 3  + o  + Q  + o  +i - 1  - P  - 6  
+ 4  + 3  + 3  + P  + 5  + P  + B  +i 
+ B  + 5  + 4  + 4  + 7  + 6  +10 + B  
+ B  + 5  + 7  + 4  + 7  + 6  + O  + 7  
+ O  + B  + 7  + 3  +12 + D  +11 + 7  
+11 + 7  + I0  + 6  +14 +I1 + 0  + 6 

Ohne BadIn. 
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Tabelle .U) 

Anteil der Bedarfsgruppen am Preisanstieg für die Lebenshaltung') 
vH 

Bedadriruppe 

Die konjunkturelle Beschleunigung kommt vor allem in der Entwicklung der 
Preise für .Hausrata, .Bekleidunga und "Reinigung und Körperpflege' zum 
Ausdruck. Hier handelt es sich um Bedarisgruppen, in denen der Anteil der 
industriell erzeugten Verbrauchsgüter besonders groß ist. Unabhängig von 
konjunkturellen Schwankungen erhdhen sich seit Jahren schon die Preise tür 
die übrigen Bereiche. 

Antell an der 
Pislillndeiunp 

Vorlahreireilraurn paben tOr 

Jan.-Sept. 

Ern&hmno .................... 
Getidnke und Tabelmaren .... 
Wohnvno .................... 
Helzunp und Beleuchtvno ..... 
Hausrat ...................... 
Bekleidung ................... 
Relnlouno und Klr~errJisoe . . 
Blldunp, Untsrhaltvnp uiw. ... 
Veibhr ...................... 
lnaperamt .................... 

VII. Die Finanzierung der Nachfmgeexpansion 

I 
+ 2.4 + 43 35.0 365 48.5 
+ C6 -0,l 8,2 2.1 - 0.3 + 6.2 + 5,9 9 3  288 18.8 
+ 1.5 + 1 5  4.7 3,O 2.3 
+ 0.7 + 1.7 9.5 2.9 5.2 
+ 2,O + 2,s 12.5 t0,9 10,t 
+ 1 8  + 2,9 5.0 3,Q 4.8 
+ 3,8 + 9,l 8 3  13,s 10,2 
+ 1.0 + 1.0 8 8  2.9 2.2 
+ P,3 + 3,l 1W I W  1W 

Geld, K r e d i t  u n d  Banken 

122. Die weiterhin kräftige Zunahme des nominalen Bruttosozialprodukts im 
Jahre 1965 haben die Kreditinstitute ohne große Schwierigkeiten finanziert. Das 
Geldvolumen - hier der Bargeldumlauf außerhalb der Kreditinstitute und die 
Sichteinlagen inländischer Nichtbanken, ohne die Einlagen öffentlicher Stellen 
bei der Bundesbank - nahm im ersten Halbiahr 1965 etwas stärker zu als das 
Bruttosozialprodukt; die .Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes" ist also wieder 
etwas kleiner geworden. Daß zv/ischenzeitlich Termineinlagen in Sichtein- 
lagen umgewandelt wurden (.Quasigeld remonetisiert' wurde), hat hierfür 
keine Bedeutung, da gleichzeitig die Spareinlagen weit mehr anstiegen, als die 
Termineinlagen abnahmen (Tabelle41). 

123. Die Wirtschaft (Nichtbanken) hatte schon seit dem Herbst 1964 verstärkt 
vor allem kurzfristige Kredite aufgenommen. In den ersten neun Monaten 1965 
hat sich das Volumen der kurzfristigen Neuausleihungen um 11,3vH gegen- 
über dem entsprechenden Vorjahreszeitraum vergrößert. Wie im letzten 

n 

') Vler-Pereonen-Arbeitnehmer-HeushaIts mlt rnliileiem Elnkornrncn des allelnrerdlenenden Heushalti- 
roietanden. 
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Zunahme der Psielra 

Veränderung die Wldlüipltelblldung 
in Form von 

Saldo dir  
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mtraum') 

NIcht- 
A b l n  

Dadihin 

Tobelle 41 
Konsolidierte statistische Bilanz der Banken') 

Veränderung gegenOber dem enhprehnden Vofiohreszeitmum in Mill. DM 

Okiober 1üW bls 
September 1- 1 + 1570.7 + 3 4 a o  +1t + 1U0,2 + 0-1 + m.5 + 2öö1.0 

Wtraum') 

............. lütü ............. 1üW 
tW ............. 
OMOber 1üW bl. 
September 1 W  

0biob.r t f f l  bl. 
Sewmber lm5 

Januar b l i  
September lm5 

7 D~rch.chnlii der lAonsl.beellndi. 
7 Ohne Forderunoen an d.n B.nd uwon Naehkrleo~vlrt.chsfl~hllte und Ander.no der Wahiunoipsrlbt. 
*) 1nllndl.chi Sch&uicn.el und Schshsnrel.unoen. W.rtpap1.n und KonsartIalbst.lllo~noen, 0.k- 

Zunahme dw Abilra 

Kredlmawührunct 

Oktober lffl bl. 
September 1 M  

Janwr bls 
S immber lS3  

hnodordirunpen, Auiolelchdorderunosn. 
7 Ohne Slchtelnlaoin Inlhndlrher Mtentllcher Stellen b i l  d i r  Bundiabanlr 

Q~elIe: Dauliche Bundeebank 

+ P l W 7  + B n0,1 +18010,7 + 891,6 + 99i3.5 + m926 + 8441.7 

+ P2W.6 + sR3, l  +14tPB.1 + BlOb +101W7 + BB1.4 + SPO(I.7 

Wachs tumrzyk lus  zeigt sich a l s o  a u c h  diesmal, daß die kurz f r i s t i gen  Kredite 
in der zweiten Phase d e s  Booms, wenn eine Gesch6i tsauswei tung d u r c h  Mehr- 
aus lastung vorhandener Kapazitäten mit entsprechend geringem zusätz l ichem 
Finanzierungsbedari kaum n o c h  möglich ist, weit schneller als dar Sozialpro- 
dukt zunehmen. Daß sich die Liquiditätslage der privaten Wirtschaft dabei 

":z 
iunoi"') 

an Inländliche Nlchtbanisn 
an 
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noch verschärft hat, muß auf Grund der Veränderung der Zahlungsmodalitäten 
im Auslandsgeschäft vermutet werden. Wie immer in Zeiten starker Liquiditäk- 
anspannung war der .Restposten" in der Zahlungsbilanz 1965 stark positiv; von 
Jahresbeginn bis Ende September 1965 belief er sich bereits auf 3 2  Mrd. DM. 
Das ist erheblich mehr als im vergleichbaren Jahre 1960 (Januar bis September 
2 3  Mrd. DM). In dem hohen positiven .Restposten' kommt vor allem zum Aus- 
druck, daO die Inländer - nicht zuletzt wohl wegen des erhöhten Zinsniveaus 
im Inland - im privaten Geschäftsverkehr mit dem Ausland erheblich weniger 
Warenkredite und Vorauszahlungen gewährt als in Anspruch genommen haben 
(Verbesserung der .terms of payment'). Uberdies haben 1965 wohl auch die 
Kapitalimporte, die sich der statistischen Erfassung an anderer Stelle der Zah- 
lungsbilanz entziehen, stark zugenommen. 

124. Die mit der Kreditexpansion einhergehende Zunahme des Bargeldum- 
laufs und der Einlagen brachte den Kreditinstituten einen Bedarf an zusbh- 
lichem Zentralbankgeld, den sie -anders als in fast allen Jahren seit 1951 - 
nicht einmal teilweise durch den Umtausch hereingenommener Devisen decken 
konnten. Im Gegenteil: aus dem Zahl~n~sverkehrmit  dem Ausland entstanden 
von Anfana Oktober 1964 bis Ende se~tember 1965 soaar weitere Liauiditäk- 
anforderungen in Höhe von 1 8  Mrd. DM (Tabelle42). Eie einzige wesentliche 
Entlastung für die Liquiditätslage der Banken ergab sich aus der Kassenent- 
wicklung der öffentlichen Haushalte, die ihre Nettoguthaben bei der Bundes- 
bank um rund 2.1 Mrd. DM verminderten. So blieb den Kreditinstituten ein 
Nettoliquiditätsbedarf von 4,4 Mrd. DM, den sie durch Rückgriff auf ihre Liqui- 
ditätsreserven deckten. Sie gaben zundchst vor allem in gröflerem Umfange 
inländische Geldmarkttitel an die Bundesbank zurück (vom Oktober 1964 bis 
September 1965: 2,O Mrd. DM) und refinanzierten sich zusätzlich in Höhe von 
2,l Mrd. DM bei der Bundesbank. Damit hat sich erstmals seit langen Jahren 
die Refinanzierung der Banken normalisiert. Erst im dritten Vierteliahr 1965 
nahmen sie auch ihre ausländischen Liquiditätsreserven stärker in Anspruch. 

Nach den letzten verfügbaren Informationen (September 1965) waren damit 
die Liquiditätsreserven der Kreditinstitute in Form von inländisdien Schatz- 
wechseln und unverzinslichen Schatzanweisungen sowie von Guthaben und 
Geldmarktanlagen im Ausland auf 7,6 Mrd. DM gesunken. Die sogenannte 
.Liquiditätsquotea - freie Liquiditätsreserven und unausgenutzte Rediskont- 
kontingente in vH des Einlagenvolumens -, die von Mitte 1961 bis Frühiahr 
1964 im allgemeinen nahe l 5 v H  lag, ging seither ohne wesentliche Unter- 
brechungen auf unter lOvH zurück. Ende September 1965 betrug sie noch 
95vH. also erheblich weniger als auf dem Tiefststand im Boomiahr 1960 (rund 
12 vH). 

125. Diese Entwicklung hat die Bundesbank nicht unwesentlich mitbestimmt, 
wenn auch bisher - wie erwöhnt - nicht mit der Folge, daß die Kreditaus- 
weitung nennenswert gebremst worden wäre. Die Liquiditätspolitik der Bundes- 
bank wurde durch die außenwirtschaftlichen Verhältnisse erleichtert. Bereits im 
ersten Halbiahr 1964 hatte sich abgezeichnet, daß die Entwicklung auf den aus- 
ländischen Geldmärkten sowie die Ankündigung einer deutschen Kapitaler- 
tragsteuer auf Erträge aus feskerzinslichen Wertpapieren im Besitz von 
Gebietsfremden (Kuponsteuer) den liquiditätspolitischen Spielraum der Bundes- 
bank vergrößerten. Ein solcher Spielraum besteht auch heute noch. Die zah- 
lungsbilanzpolitischen MaOnahmen in den Vereinigten Staaten und in Groß- 
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Tabelle 42 

Entwicklung der Bankenliquidität 
Veränderung gegenOber dem entsprechenden Vorjohreszeitroum in Mill. DMI) 

BesilmrnungsfaLmran 
der Bankenllquldltäi 

BarpeldumlauP) . .. 
Meil~-G~thaben von 
Nlchtbanken bal dei 
Bundesbank') . . . . 

NM-Davlsenreaer- 
wen der Bundes- 
bank') . . . . . . . . . . . . 

K~rzfriellge AUS- 
landsanlagen der 
Kreditlnititute') . . . 

Bestand an Moblli- 
sleningalteln.) .. . 

Reeem-Guthaben 
der Krednlnstltute 
bei der Bundes- 
bank') ............ -1mb -1222 -4222 -1054 + 35ö - 4.51 - 455 - 887 -2Wö -1895 

Sonstige .......... + 923 - 101 - 93 - 216 -511 + 167 - 1W + 101 + 88 - 165 
Frei wertGabare I 

1BM 

I= i I Jahr 4.VI. 

U q ~ l d l t b t ~ d l s p ~ l l -  
tlanen der Kiedit- 
lnetitute 

Bestand an Geld- 
marktpapbren') 
(Verkehr mit der 
Bundesbank) . . ... 

K~rzilletloe Aus- 
landssnlaoen der 
Kreditin81ltde') . . . 

Reilnan~ierunolr 

on. 
1.362 
bls 

Sept. 
1- 

kredlte bsl der 
Bundesbank') .... / - 521 + 188 -1013 + 117 -699 - 598 - 093 - Zi5 -1901 -2143 

1885 om. 
1Bhl 
bis 

Sapi. 
1Dbl 

1. Vl. 

On. 
1Dbl 
b i i  

Sept. 
1806 

Frei veriiiabare 
Iluorlge Mlnel ds i  
Kraditlnetltute.) ... 

2. V). 

-1 W6 +1 278 -3316 - 140 -858 -1 n4 4 1 W  - 310 -2543 -4ml 

- 
3. VI. 

') Auf der Basis von Durchschnitten aus den vier Banhrochensllchtagen der Monate. 
') Zunahma- -;Abnahme = +. 
7 Zunahme = +:Abnahme - -. 
') Otlanmarktge~hMt mit Nlchtbanken. Abgabe - -; RUcknahme - +. 
.) silduno - +; Rspatrliirung - -. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 



Die Finanzierung der Nadifrageexpansian 

britannien sowie die Stabilisierungspolitik in Frankreich und in Italien haben 
zu einer weiteren Anspannung auf den in ternat io~ len Geldmärkten geführt. 
Auf dem Euro-Dollarmarkt, heute die Verbindung der nationalen Geldmärkte 
untereinander, stieg der Tagesgeldsatz weiter stark an (auf mehr als 5 vH im 
Monatsdurchschniti Juni 1965). Seit ihrem lnkrafttreten im Juni 1965 wirkt über- 
dies die Kuponsteuer, die schon 1964 starke Ankündigungseffekte ausgelöst 
hatte, weiter abschirmend. Man kann sie als eine Art Zollmauer gegenüber 
der Geldsphäre des Auslandes betrachten. 

126. Vor diesem Hintergrund - internationale Geldmarktentwicklung, Kupon- 
steuer - konnte die Bundesbank den 1964 zurückgewonnenen vorsichtigen 
Optimismus hinsichtlich der Wirkungen ihrer geld- und kreditpolitischen Maß- 
nahmen auch 1965 aufrecht erhalten. Nachdem sie 1964 zunächst die Mindest- 
resewevorschriften verschärii hatte, verteuerte sie 1965 zweimal die Retinan- 
zierung der Kreditinstitute. Sie setzte im Januar und im August den Diskontsatz 
um jeweils 0,5vH auf zunächst 35 und dann 4vH herauf - offenbar immer 
mit Bedacht auf die Gefahr, daß schärfere Maßnahmen alsbald wieder einen 
Zufluß von Geldern aus dem Ausland auslösen könnten. Tatsächlich konnte 
dies vorerst vermieden werden, obgleich die Geldmarkhinsen in der Bundes- 
republik stärker stiegen als im Ausland und im Herbst 1965 über dem Niveau 
dermeisten internationalen Bankpldtze lagen. Mit dem Diskontsatz wurden zu- 
gleich die Abgabesätze für Geldmarktpapiere erhöht. Eine größere Bedeutung 
hat die Offenmarktpolitik der Bundesbank jedoch auch 1965 nicht gehabt. 
Direkt verminderte sie die Liquidität der Kreditinstitute um 400 Mill. DM, indem 
sie die Einlagen der Hypothekenbanken bei anderen Kreditinstituten in deren 
Mindestresewepflicht einbezog. Teils aus konjunkturpolitischen Granden, teils 
um der längerfristig nötigen Anpassung willen wurde im Frühjahr 1965 eine 
allgemeine Kürzung der Rediskontkontingente der Banken und Sparkassen filr 
den 1 .  Oktober 1965 angekündigt. Doch noch vor lnkrafttreten und zur gleichen 
Zeit, als die Kreditinstitute begannen, in größerem Umfang ihre kurzfristigen 
Geldanlagen im Ausland, die sie lange Zeit geschont hatten, zurückzurufen 
(Juli 1965: 525 Mill. DM), teilte die Bundesbank mit, dai3 die Kürzung der R d i s -  
kontkontingente vorläufig nur zur Hälfte wirksam werden solle. 

127. Ob und in welchem Ausmaß die Politik der Bundesbank nicht doch er- 
folgreich war, ist schwer zu sagen; möglicherweise wäre ohne sie das Kredit- 
volumen noch stärker angestiegen. Sicherlich i s t  der Refinanzierungsspielraum 
für zusätzliche kurzfristige Kredite wesentlich enger als vor Jahresfrist. Die 
Grenzen in den geld- und kreditpolitischen Möglichkeiten der Bundesbank sind 
allerdings sichtbar geblieben. Wie eiwdhnt, hat die Bundesbank mit Rücksicht 
auf die Gefahr eines erneuten Zustroms von Auslandsgeld vermutlich behut- 
samer eingegriffen, als sie selbst koniunkturpolitisch für erforderlich gehalten 
haben mag. Daß die Bundesbank innerhalb von sieben Monaten den Diskont- 
satz zweimal heraufsetzte, hat sicherlich die Banken zur Vorsicht angehalten 
und zur Abkühlung des .Finanzierungsklimas' beigetragen; für eine nennens- 
werte Zurückhaltung der Nachfrage seitens der Bankkundschaft, insbesondere 
nach den quantitativ bedeutsamen Kontokorrentkrediten, reichte die Zinsver- 
teuerung aber kaum aus in einer Situation, in der die Gewinnaussichten nach 
wie vor gut sind. 

81 
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128 Die Möglichkeiten der Bundesbank, ihre Restriktionspolitik auch 1966 
durchzuhaiten oder sogar zu verstärken, werden daher zum großen Teil von 
Faktoren abhängen, die sie allein kaum zu beeinflussen vermag. 

a) Die Kassendefizite der äffentlichen Haushalte werden weiter anhalten; 
wenn die Haushalkpolitik von Bund und Ländern sich in der nächsten 
Zukunft nicht grundlegend ändert, werden Rückgriffe auf die Bundesbank 
gemäß 5 20 des Bundesbankgesetzes unvermeidbar sein. 

b) Aus der außenwirtxhuftlichen Leistungsbilanz werden sich, zumindest im 
weiteren Verlauf des Jahres, eher Tendenzen zur Verminderung des 
Devisenabflusses ergeben (Ziffer65 bis 67). 

C) Ob  die Entwicklung des internationalen Kapitalverkehn auch in Zukunft 
nicht zur Vermehrung der Bankenliquidität beiträgt, wird vor ollem da- 
von abhängen, wie lange und wie stark die zahlungsbilonzpolitischen 
Maßnahmen im In- und Ausland - die deutsche Kuponsteuer sowie das 
britische und das amerikanische Zahlungsbilanzprogramm -, die 1965 
fast ununterbrochen zu einem Devisenabfluß aus der Bundesrepublik bei- 
getragen haben, weiterwirken werden. 

129. Immerhin bleibt festzuhalten, daß die Bundesbank den Liquiditäkspiel- 
raum der Kreditinstitute allmählich soweit einzuengen vermochte, daß sie ietzt 
an der Schwelle der eigentlichen Wirksamkeit ihres Instrumentariums zu stehen 
scheint. Da inzwischen die konjunkturellen Auftriebskräfte erheblich schwächer 
geworden sind, könnte die Bundesbank im kommenden Jahr vor einem ernst- 
haften Zielkonflikt stehen. Während der Preisouftrieb anhält, kann man von 
einer realen Uberforderung der Produktivkräfte nicht mehr sprechen. Die Fort- 
setzung der Restriktionspolitik wäre dann eine Entscheidung zugunsten der 
Geldwertstabilität, aber gegen das Wachstum - und umgekehrt. Die Bundes- 
bank allein kann diesen Konflikt nicht aufheben. 

K a p i t a l m a r k t  

130. Der Kapitalmarkt stand in den letzten zwölf Monaten trotz eines kräf- 
tigen Wachstums des Kapitalangebots im Zeichen eines anhaltenden Ver- 
trauensschwunds am Markt für festverzinsliche Wertpapiere, der sich in einem 
Kursverfall und in entsprechend ansteigenden Renditen widerspiegelt (Schau- 
bild28). Diese Entwicklung bedarf einer besonderen Erklärung. 

131. Die kräftige Zunahme des Kapitalongebots im gegenwärtigen Auf- 
schwung beruhte in erster Linie auf der regen Sportätigkeit der privaten Haus- 
halte (Zif ferl l l ) .  Dagegen trugen die Unternehmen im ersten Halbiahr 1965 
weniger zum Kapitalangebot bei als im enkprechenden Vorjahreszeitraum 
(Tabelle43). Die öffentliche Hand hatte zwar im ersten Halbiahr 1965 noch im- 
mer einen positiven Finanzierungssaldo (Uberschuß der Enparn,is über die 
Sachvermögensbildung), doch war dieser erheblich geringer als in den ver- 
gleichbaren Zeiträumen früherer Jahre. 

132. Von dem anlagebereiten Kapital ist ein größerer Teil als im Durchschnitt 
der letzten Jahre den Banken in Form von Spar- und Termineinlagen über- 
lassen worden. Allein die privaten Haushalte sparten im ersten Halbjahr 1965 
2,l Mrd. DM mehr auf Spar- und Terminkonten als im enkprechenden Zeitraum 
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Schaubild 28 
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1964 (Tabelle44). Die Kreditinstitute gaben aus den ihnen zugeflossenen Ein- 
lagen - und aus dem Erlös von Bankschuldverschreibungen - in den ersten 
neun Monaten 1965 um 5.5vH mehr langfristige Kredite als im entsprechen- 
den Zeitraum des Voriahres. Während die Banken und Sparkassen in den 
ersten drei Vierteljahren 1964 ihren Wertpopierbestand (ohne Bankschuldver- 
Schreibungen) um etwa 1,5 Mrd. DM erhöht hatten, kauften sie von Januar bis 
September 1965 nur noch für 0,7 Mrd. DM Wertpapiere zu. Das mag ebenso mit 
den durch die Kursrückgänge gedrückten Ewartungen wie mit der ange- 
spannten Liquiditätslage einzelner Institute zusammenhängen. 

133. Die Kapitalnachfrage der privaten Unternehmen, soweit sie im Finan- 
zierungssaldo dieses Bereichs zum Ausdruck kommt, hat gegenüber dem ersten 
Halbjahr 1964 um 23vH zugenommen. Diese Nachfrage konnte offenbar ohne 
große Schwierigkeiten, vor allem aus Bankkrediten und Aktienemissionen, ge- 
deckt werden (Tabelle 108, Anhang). 

Am Markt fü r  festverzinsliche Wertpapiere, auf dem Wohnungsbau und 
öffentliche Hand herkömmlicheweise den arößten Teil der Nachfraae ausüben. -~ ~~~~~~~ 

&urdenin den ersten neun Monaten 1965 Für 11i2 ~ r d .  D M  wertPagiere (nad; 
Abzug der Tilgungen) abgesetzt (Schaubild 29). Die Nachfrage nach Kapital für 
den Wohnungsbau hat sich im ersten Halbiahr 1965 kaum verändert (Ziffer31). 

Da die verbriefte Schuld des Wohnungsbaus und auch der gewerblichen 
Wirtschaft nur verhältnismäßig wenig stieg, waren es vorwiegend die öffent- 
lichen Schuldner, die diesen Markt mehr als früher in Anspruch nahmen. Die 
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Tabelle 43 

Sachvermögensbildung und Ersparnis 
Mrd. DM 

') Elnilchl. Vermbaensobertraaunm. Quelle: Deutsch. Bundeebink 

Unternehmen Gebletskbrpenchailen und 
Sozlalvenlcheruno 

Anleihe- und Kreditermachtigungen in den Haushalten der Gebiehkörperschuf- 
ten nahmen 1965 gegenüber 1964 um 17vH zu. In den ersten neun Monaten 
1965 erweiterte sich der Umlauf von Anleihen und Kassenobligationen des 
Bundes und der Lander um 2,4 Mrd. DM; hinzu kommen Anleihen der Bundes- 
bahn und der Bundespost in Höhe von 0,7 Mrd. D M  Die Gemeinden, die sich 
vor allem in Form langfristiger Kommunaldarlehen verschulden, nohmen allein 
im ersten Halbiahr 1965 für 1,9 Mrd. DM Kredite avf, gegenüber 3,5 Mrd. D M  
im ganzen Jahre 1964. 

Im ersten Halbjahr 1965 konnten über ein Drittel mehr Wertpapiere - Ren- 
tenwerte und Aktien - als im vorausgehenden Halbiahr abgesetzt werden 
(Tabelle lOB, Anhang); dabei gaben die Kurse weiter nach, die Laufzeiten der 

1WO 
1Wl 
1~ 
1 m  
1 W  
I- 1.H). 

P. H]. 
1W5 I. HI. 
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~ W I  
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1m4 1. H]. 
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1 ~ 5  1.~1. 
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2. Hl. 
$Cd5 1. H]. 
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178 18.7 4 3  2ao 144 a,o 1ao 
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11. Sachvermbaen8bilduna 

- 80,7 188 48 W 8,6 
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111. Flnanrlerunaualdo (I. .I. 11.) 
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Tabelle 44 

Geldvermögensbildung und Kreditaufnahme der privaten Haushalte 
Veränderung in Mrd. DM 

Quelle: Dsutiche Bunde.bank 

In Form von 
Spar- und Terrnlnelnlsosn 
AnlaoenbeIBausparli(la.~n 
AnlaoenbalVerslcherunoen 
ErverbvonWertpapleren. 
BmrgeldundSlchtelnlaoen 

2.Kradltaufnahrne .......... 
3. Finanzleninossaldo (1 ./.C4 

Pfandbriefe und Anleihen wurden erheblich verkürzt, und die Emissionsinstitute 
erhöhten eine Zeitlang laufend ihre Bonifikationen. 

134. Der Kursverfall am Rentenmarkt im Jahre 1965 und die damit verbun- 
dene Erhöhung der HFektiwerzinsung gingen von der Einführung der Kupon- 
Steuer aus, die die Kapitalerträge aus Anleihen im Besitz von Gebietsfremden 
mit 25vH belastet, endgültig jedoch nur die Kapitalerträge solcher Anleger, die 
den Steuerbetrag nicht auf Grund von Doppelbesteuerungsabkommen später 
zurückerhalten können. Allerdings hätte diese nur bedingte Steuer wohl nicht 
ohne weiteres ausgereicht, die Bundesrepublik so weitgehend vom internatio- 
nalen Kapitalmarkt abzutrennen, wie es tatsächlich geschehen ist - auch nicht 
unter den durch das amerikanische Zahlungsbilanzprogramm veränderten Um- 
ständen. Tatsächlich wurde die Steuer jedoch so gestaltet und das Verhalten 
aller Instanzen, die EinfluO auf die Kursbildung am Rentenmarkt haben, an- 
Khlieflend so eingerichtet, dafl alles zusammen schwerlich eine andere Ent- 
wicklung erwarten lassen konnte. 

a) Wesentlich für die Kuponsteuer scheint zu sein, da0 sie auch für die Er- 
träge schon umlaufender Anleihen gilt. Dieser rückwirkende Eingriff des 
Staates in die Vertragsgrundlagen privater Rechtsverhältnisse hat bei den 
ausländischen Anlegern. und zwar nicht nur bei den unmittelbar betroffe- 

7,s 8,8 8.5 11.1 IP.8 5,2 7.1 7 8  
I,O I,@ 1 8  2,1 2,Z 0.0 PB O,I 
2,s 2,9 8.3 3.8 4.1 1 8  P1 %O 
2.5 84 3.5 5.4 8,1 8 8  2 8  8,8 
1.7 2.5 1,s 1 4  2,Z 1.7 0.6 1,l 
1.8 1.1 0.8 0,9 1,O 0 1  0 8  &I 

14.6 16,4 178 20,9 P59 11.9 I I h  

nen. offenbar einen Vertrauensschwund bewirkt, der diese Zollmauer 
aeaenüber der Geld- und Ka~i ta ls~höre des Auslands höher werden liefl 
&-dem reinen zinsäquivalentd&  teuer entspricht. Es rechtfertigt die 
Brüskierung der ausländischen Gläubiger nicht, wenn von amtlicher Seite 
darauf hingewiesen wird, daO der Verzicht auf eine Quellenbesteuerung 
der betroffenen Anleihen staatlicherseits nicht zugesichert worden war 
[Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Juni 1965). Der Vertrauens- 
Schwund bei Anlegern, die - anders wohl als die meisten Inländer - ge- 
wohnt sind, die Anlage von Kapital unter weltweiten Alternativen zu 
wählen, war vorauszusehen und ist sicherlich auch vorausgesehen und 
damit iedenfalls gebilligt worden. 
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Sdiaubild 2P 
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b) Die Kurspflege der zuständigen lnstanzen beim Einsetzen der Baisse er- 
scheint so wenig folgerichtig, daO der Ehdruck entstehen könnte, ihre 
Unwirksamkeit sei erwünscht gewesen. Eine ernsthafte Kurspflege hätte 
darauf abzielen müssen, die kurzfristigen Erwartungen des Publikums 
zugunsten der längerfristigen - also nicht grundsätzlich gegen den 
Markt - auf einem bestimmten Niveau zu stabilisieren, und zwar durch 
die Llberzeugungskraft, die von der offenkundigen Entschlossenheit aus- 
gegangen wäre, gegebenenfalls ausreichende Mittel einzusetzen. Die 
tatsächlich nötigen Mittel können dann oft bescheidenen Umfang be- 
halten. Da eine überzeugende Kurspfiege den Attentismus der Anleger 
vermutlich überwunden hätte - an Kapitalangebot insgesamt hat es ia 
nicht gefehlt -, wäre ein merklich höheres Kursniveau als das derzeitige 
wahrscheinlich ohne weiteres möglich gewesen. Tatsächlich hat dagegen 
eine unentschlossene Kurspflege, bei der nach und nach mehrere hundert 
Millionen D M  - ohne nennenswerten Erfolg über den Tag hinaus - auf- 
gewandt wurden, den Vertrauensschwund, der zuerst nur bei den aus- 
ländischen Anlegern entstanden war, mehr und mehr auf das in!ländische 
Publikum übergreifen lassen. 

C) Auch die Kreditinstitute haben offensichtlich die offizielle Kurspolitik, 
wenn sie eine Eindämmung des Kursverfalls beabsichtigt haben sollte, 
nicht in dem MaOe unterstützt, wie es ihnen durch ihren unmittelbaren und 
mittelbaren EinfiuO auf dem Wertpapiermarkt möglich gewesen wäre. 

135. Inzwischen scheint der Attentismus der Anleger zu einem selbständigen 
Faktor der Kursbildung geworden zu sein. Zu dieser psychologischen Situation 
mag auch beigetragen haben, da0 manche Kreise ein Interesse daran haben 
können, die Bundesbank zur Aufgabe ihrer Restriktionspolitik zu bewegen. 

136. Die Entwicklung am Kapitalmarkt in diesem und im vorausgegangenen 
Jahre hat erneut gezeigt, wie nachteilig es ist, daO die Verkaufstechnik der 
öffentlichen Schuldenverwaltungen in der Bundesrepublik so wenig markt- 
wirtschaftlich orientiert ist. Weithin sichbaren, schwer verkäuflichen Vorräten 
gleich, IäOt man die Anleihewünsche der öffentlichen Hand auf die Kurser- 
wartungen drücken, ohne Rücksicht darauf, da0 die Zukunftserwartungen schon 
allgemein in der Marktwirtschaft, besonders aber auf dem Kapitalmarkt wegen 
der hohen Bestandshalterisiken bei Wertpapieren, auOerordentlich störungsan- 
fällig sind. Es mag daher nötig seinc die Praxis unserer öffentlichen Schulden- 
verwaltungen im Lichte ausländischer Erfahrungen zu überprüfen. 

137. Die kräftige Erhöhung der Zinsen für langfristige Kredite, die den Öffent- 
lichen lnstanzen ebenso erwünscht gewesen sein mag wie der Kursverfall un- 
erwünscht, hatte lange Zeit keinen erkennbaren EinfluO auf die Investitions- 
neigung und die Verschuldungsbereitschaft. Betroffen wurden in erster Linie 
die öffentlichen Haushalte, die angesichts des Attentismus am Wertpapiermarkt 
schlieOlich in gröOerem Umfang auf die kurzfristige Finanzierung ihrer Kassen- 
defizite auswichen. Der geringe EinfiuO auf die private Investitionstätigkeit 
überrascht kaum, 

da sich die Bauherren schon seit Jahren auf Grund der bisherigen Steige- 
rung der Bau- und B~den~preise einen steuerfreien Wertzuwachs, oft in 
Höhe der Zinsbelastung ausrechnen konnten; 
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da die Kapitalnachfrager der Industrie sich in der Hochkonjunktur und 
bei der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage höhere Umsatz- und Rationali- 
sierungsgewinne versprechen konnten, die auch bei erhöhtem Zinsniveau 
noch über den zusätzlichen Kapitalkosten liegen; 
da viele Unternehmen zwar langfristige Kredite zum gegenwärtigen 
hohen Zins aufnehmen, iedoch damit rechnen, dat3 entweder sinkende 
Zinsen bald eine Umschuldung oder steigende Preise eine Entschuldung 
ermöglichen werden. 

Die Ergebnisse einer Umfrage des Sachverständigenrates bei den Industrie- 
und Handelskammern bestätigen diese Vermutungen. Erst im Herbst 1965 scheint 
sich bei der Planung von lnvestitionsvorhaben eine etwas gröt3ere Zurückhal- 
tung durchzusetzen, zum Teil aber auch als Folge der allgemeinen koniunktu- 
rellen Abschwächung. 

138. Der Sachverständigenrat hätte das Problem des Attentismus nicht er- 
örtert, wäre er nicht der Auffassung, dat3 die gegenwärtige Situation starke 
Selbstheilungskräfte enthält. Schon eine Revision des Verhaltens der öffent- 
lichen Hand in Richtung auf eine Geldwertstabilisierung könnte das Vertrauen 
zurückkehren und die Kurse wieder steigen lassen. 

VIII. Uffentliche Finanzen 

139. Ein forciertes Wachstum der Staatsausgaben im Jahre 1965 hat die kon- 
iunkturellen Auftriebskräfte erheblich verstärkt. Die gesamten Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte - ohne Darlehensgewährung - nahmen im ersten 
Halbiahr 1965 gegenüber dem ersten Halbiahr 1964 um rund 12vH zu, ver- 
glichen mit einer Zunahme von rund 8vH im Jahre 1964 (Tabelle&). Für die 

Tabelle 45 
Ausgaben der öffentlichen Haushalte 

1963 I 1964 I ia9;1'I 1983 1 1964 
1. IW5 Hj. 

Laufende Ausgaben ........... 
Staatsverbrauch .............. 
davon: Ziviler Berelch ....... 

Verteidloung ......... 
Subventionen ................ 
Zinsen ....................... 
Laufende Obertragungen 
an private Haushalte ......... 
an die Obrlge Welt ........... 

Saldo der VermOoensüber- 
traounoen .................. 

Nettolnvestitionen ............. 

Mrd. DM 

Zusammen ... 137,4 147,8 763 + 8,O + 7.6 + 11.6 
Dailehensgew~hruno*) ......... 1 109 11.8 ... +21P +21,7 ... 
Insgesamt ..................... 1 147,6 159,6 ... + 8,9 + 8,2 ... 

Vertinderuno 0eoenOber dem 
entsprechenden 

Vorlahreszeltraum In vH 

') Tellwelse eigene Schiltzung. 
3 Eroebnlsse der Deutschen Bundesbank. 
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zweite Ja hreshälfte 1965 ist nach vorliegenden Anhaltspunkten mit einem kaum 
geringeren Anstieg zu rechnen. Der Staat hat mithin in seiner Ausgabenpolitik 
die Zuwachsrate des realen Bruttosozialprodukts, die 1965 etwa 5vH betragen 
wird, bei weitem überschritten, ebenso wie die Leitlinie von 5vH Ausgaben- 
zuwachs in der Empfehlung des EWG-Ministerrats vom 14. April 1964, der die 
Bundesregierung zugestimmt hatte. 

140. Wie Tabelle45 weiter zeigt, haben sich die beiden gröi3ten Bereiche 
staatlicher Ausgabentätigkeit - Staatsverbrauch und Einkommensübertragun- 
gen an private Haushalte - im ersten Halbjahr 1965 in etwa gleichem Mai3e 
ausgedehnt. Beim Staatsverbrauch beruht die hohe Zuwachsrate unter anderem 
darauf, dai3 der Voriahreswert - infolge eines vorübergehenden Rückgangs 
der Rüstungseinfuhren - sehr niedrig war; im beschleunigten Anstieg der Ein- 
kommensübertragungen spiegelt sich vor allem die Erhöhung der Sozialrenten 
und der Ausbildungsbeihilfen. Die Ausgaben der öffentlichen Haushalte für 
Nettoinvestitionen sind im ersten Halbiahr 1965 nur um 6vH gestiegen, teils 
wegen witterungsbedingter Stockungen bei den Bauinvestitionen, teils dank er- 
heblicher Preissenkungen im Tiefbau. Dai3 der Saldo der Vermögensübertra- 
gungen um 18 vH zugenommen hat, beruht fast ausschließlich auf höheren Zu- 
schüssen an die Bundesbahn. Uber die vom Staat gewährten Darlehen, die be- 
sonders expansiv wirken, liegen für das erste Halbjahr 1965 noch keine Infor- 
mationen vor. 

141. Für 1965 sah schon die Haushaltsplanung von Bund (einschliefilich der 
Sondervermögen), Ländern und Gemeinden insgesamt eine Zunahme des Aus- 
gabenvolumens von 8,6vH vor (Tabelle 46). Es überrascht nicht, da6 sich dabei 
die Länder und die Gemeinden noch weniger Zurückhaltung auferlegt haben 
als der Bund. Allerdings wäre der veranschlagte Ausgabenzuwachs des Bundes 
gröi3er ausgefallen, hätte man für gewisse, unter den gegebenen Umständen 
zwangsläufig zu erwartende Ausgaben die Voranschläge nicht zu knapp be- 
messen. Nach den bisherigen Ergebnissen dürfte die Zuwachsrate der Aus- 

Tabelle 46 

Haushaltsansätze von Bund, Ländern und Gemeinden 
(eigenfinanzierte Ausgaben)') 

') Von Zuwelsungen anderer Haushalte bereinigt, dle nur weitergeleitet werden. Außerdem sind zum 
Zwecke der Vergleichbarkeit Brutto- und Nettostellungen vorgenommen. Die auf diese Weise bereiniaten 
Nettoausgaben ze i~en bel den Ländern gegenüber den Haushaltsplänen zum Teil erheblich abweichende 
Verlinderungsraten. 

') Ohne Gernelnden mit wenlger als 10 000 Elnwohnern; deren Haushaltsvolurnen dßrfte 1965 8,5 Mrd. D M  
betragen. 

Gebletsk6rperschaft 

Bund .................................. 
Lastenausgleichsfonds und ERP- 

Sondewerm6aen ..................... 
Länder elnschl. Stadtstaaten ............ 
Gemelndena) ........................... 
lnsgegamt .............................. 

1964 1 1965 

Mill. DM I V e r h y n a  

58 692,5 62 424,5 + 6,4 

4 148,8 4 43Q,2 + 7,O 
39 753,O 43 678,Q + 9,9 
21 958,l 24 74Q,7 +12,7 

124 552,5 135 292,3 + 8,6 
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gaben der Gebietskörperschaften 1965 um rund ein Drittel höher sein als ge- 
plant. 

142 Grundlage der Finanzierungsplanung dieses Ausgabenwachstums aller 
Gebietskörperschaften war ein für 1965 erwartetes Mehraufkommen aus 
Steuern und Lastenausgleichsabgaben in Höhe von 534 Mrd. DM. Bezogen auf 
das den Haushaltsplänen für 1964 zugrunde gelegte Steueraufkommen bedeutet 
dies einen Einnahmenzuwachs von 8vH, bezogen auf die Kasseneinnahmen 
des Jahres 1964 einen Einnahmenzuwachs von 5,6vH. Beim Bund wurde, wie 
Tabelle47 zeigt, die Einnahmenschätzung von der tatsächlichen Entwicklung 
des Steueraufkommens in den ersten neun Monaten 1965 übertroffen. Für diese 
Zeit erwies sich die Schätzung des Aufkommens aus der Umsatz- und der 
Mineralölsteuer als zu niedrig, die des Aufkommens aus der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer als zu hoch. Das lag vor allem daran, da13 für das Steuer- 
jahr 1963 unerwartet niedrige AbschluOzahlungen eingingen. Offenbar hat 
man auch den Steuerausfall, der mit der Senkung der Einkommensteuersätze 
verbunden war, unterschätzt. Zwangsläufig muOten die Länder, denen der 
überwiegende Teil der Erträge aus direkten Steuern zuflieOt, die Hauptlast 
dieser verschlechterten Einnahmesituation tragen. Die Gemeinden bekamen 
diese Entwicklung mittelbar über die schwächere Finanzlage der Länder zu 
spüren. AuOerdem war das Steueraufkommen der Gemeinden geringer als vor- 
ausgeschätzt, weil ein nicht unerheblicher Gewerbesteuerausfall nach dem Ver- 
bot der Zweigstellensteuer im Einzelhandel eintrat. 

Tabelle 47 
Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden und 

Lastenausgleichsabgaben 

Geschätzte 
Veranderung 

1965 
gegenüber 

1964 
I I 

Mill. D M  I VerFderung I 
in vH 

I 

I Januar - September 

Bund insgesamt') ............. 
darunter: 
Umsatzsteuer') einschl. Um- 

satzausgleichsteuer ........ 
Mineralölsteuer ............... 
Anteil an der Einkommen- und 

Körperschaftsteuer ........ 
............. Länder insgesamt 

darunter: 
Anteil an der Einkommen- und 

Körperschaftsteuer ........ 

I Januar -Juni 

') Einschl. Einfuhrabgaben. Quelle: BMF 

Gemeinden ..................... 
Lastenausgleichsabgaben ....... 

6 225,6 6 490,4 + 4,3 + 6,4 
942,s 886,O - 6,O -19,f 
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143. Die Einnahmen- und Ausgabenpolitik der öffentlichen Han,d im bisherigen 
Verlauf des Jahres 1965 ist demnach dadurch gekennzeichnet, 

daQ die tatsächlichen Ausgaben weit stärker gestiegen sind als die ge- 
planten, 
daQ die geplanten Ausgaben gröQer sind als die veranschlagten laufen- 
den Einnahmen, 
daQ die tatsächlichen Einnahmen zwar über die veranschlagten hinaus- 
gehen,, aber sehr viel weniger als sonst in Aufschwungsjahren, und 
daQ mithin das Kassendefizit des Staates weit gröQer ist als erwartet. 

lnflationsbedingte Mehreinnahmen, die bei einem auf Geldwertstabilität aus- 
gerichteten Verhalten der öffentlichen Hand hätten thesauriert werden müssen 
(JG 64 Ziffer 242), wurden bei der Haushaltsplanung und beim Haushaltsvollzug 
in vollem Umfang zur Ausgabendeckung herangezogen. 

144. Die Kassendefizite - vor Anleiheaufnahme - des Bundes und der Länder 
betrugen zusammen im ersten Halbiahr 1965 rund 1,s Mrd. DM (Tabelle 48). 
Um diese Defizite zu beurteilen, muQ man bedenken, da0 in den beiden voran- 
gegangenen Jahren in den ersten Halbjahren immer noch Kassenüberschüsse 
erzielt wurden, denen dann im zweiten Halbjahr, in dem die meisten Auszah- 
lungen anfallen, eine defizitäre Entwicklung gegenüberstand. Geht man davon 
aus, daß das Kassendefizit von Bund und Ländern im zweiten Halbjahr 1965 
also eher noch gröQer ist als im ersten und daQ die Gemeinden 1965 einen 
ebenso groQen Kassenfehlbestand haben wie 1964, so muQ für 1965 mit einem 
Kassendefizif aller öffentlichen Haushalte von rund 8 Mrd. DM gerechnet wer- 
den. Ein UberschuQ der Sozialversicherungen von einer Milliarde DM ist dabei 
berücksichtigt. 

Tabelle 48 

Kassensalden der öffentlichen Haushalte 
Mill. DM 

Haushalt 

8) Eigene Schätzung. Quelle: Deutsche Bundesbank 

1 963 
I963 I 1964 I 1965 I 

1.Hj. I 2 . H i .  I 1 . H i .  

Bund und Lasten- 
ausgleichsfonds ... 

ERP-Sondervermögen 
Länder ............. 
Gemeinden ......... 
Sozialversicherungen 

145. DaQ Kassenentwicklung und Verschuldung des Bundes nach den ersten 
zehn Monaten des Jahres 1965 noch nicht beunruhigend erscheinen - bis Ende 
Oktober war erst ein Kassendefizit von 0,4 Mrd. DM aufgelaufen - beruht auf 
Sondereinnahmen. Verausgabt wurden n8icht nur der Erlös aus dem Verkauf der 
VEBA-Aktien - rund eine halbe Milliarde DM1) - sondern auch noch eine 

- 3 4 0 2  - 934 ... + 227 -3629 + 925 -1 859 - 423 
- 280 - 108 ... + 150 - 430 + 230 - 338 ... 
- 7 2 7  -1930 ... +I483 -2210 + 183 -2113 -1145 
-1500 - 3 3 0 0  .-.. - 150 -1350 -1080 -2220 ... 
+ 880 + 700 ... - 5 6 5  + I445  - 1 3 0  + 830 ... 

1) Nach Auskunft des BMF. 

Insgesamt .......... 1 - 5 0 2 9  4 5 7 2  -40008) + I145  -8174 + 128 -5700 ... 
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halbe Milliarde unvorhergesehener Steuereinnahmen, hauptsächlich aus in- 
direkten Steuern. Nicht eine ungünstige Einnahmenentwicklung, sondern zu- 
sätzliche Ausgaben haben also das Kassendefizit verursacht. Bis Ende 1965 wird 
es wohl sicher die Zweieinhalb-Milliarden-Grenze erreicht haben. 

146. Die Steigerung der Bundesausgaben, die der Haushaltsplan auf 53 vH 
veranschlagt hat, wird tatsächlich 9vH betragen. Tabelle 49 gibt über die Aus- 
gabenentwicklung des ersten Halbjahres AufschluO. Neben höheren Personal- 
kosten ist der diesjährige Bundeshaushalt besonders mit den Ausgleichszahlun- 
gen an die deutsche Landwirtschaft für die im Rahmen der EWG beschlossenen 
Getreidepreissenkungen belastet; sie betragen im laufenden Jahre 840 Mill. DM 
und ab 1966 über 1 Mrd. DM ie Jahr. Da die Zahlungen an die Landwirtschaft 
überwiegend in das zweite Halbjahr fallen, ist die Erhöhung bei den Kassen- 

Tabelle 49 

Ausgaben des Bundes 

Ausoabenoruppe 

Rech- 
nunas- 

eroebnls 
1964 

Verteldl~unoslasten 
brutto') ................... 
netto') ................... 

Sozlallelstun~en') .......... 
darunter: 

Krle~sopferversor~una .... 
Klnderoeld ............... 
Zuschiisse zur Sozial- ............ verslcheruno 

...... Bundeshllfe fllr Berlln 
Subventionen, Vorrats- 

haltunoa) ................. 
Wohnunosbau und S1edlunoa) 
Bundesfernstraßen ......... 
An Deutsche Bundesbahn . . 
„Grllner Plan" und zustitzllche 

Anpassunoshilfen für die 
Landwirtschaft ............ 

Schuldendienst ............. 
Ersatzlelstungen, Entschhdi- ............ ounoen U. d01. 

............... Versorguno') 
........... Entwlcklunoshilfe 

Ist-Ausoaben 

Haushalts-Soll 1965 1. Halbjahr 

1885 

ubrigea)..: ................. ( 6551,6 

Zusammen') .... 1 5g083.3 

Ver- Ver- 
MIII. DM Mlll. DM inderuno I InvH 

........ Durchlaufende Mittel 1 6460,2 1593,4 -75;3 1432;2 137817 - 317 

.................. Ins~esamt ( l543 ,5  63948,9 - 2,4 288473 32236,4 + 11,7 

') Einschl., ') ohne Elnfuhraboaben fiir ReoierunosMufe lm Ausland und Ausgaben fllr oemelnsame 
NATO-Vorhaben, die bei den durchlaufenden Mitteln nachoewiesen slnd. 

') Ohne Ausgaben im Rahmen des „Griinen Planes". 
') Einschl. Versorguno oem. Gesetz zu Art. 131 GG. 
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ausgaben noch nicht erkennbar. Dagegen hat sich die Erhöhung der Kinder- 
geldzahlungen, deren Ansätze im letzten Stadium des Haushaltsentwurfs für 
1965 vor allem wegen des .Schülergehalts" noch um rund 600 Mill. DM auf 
rund 2,8 Mrd. DM angehoben wurden, bereits deutlich bei den Kassenausgaben 
ausgewirkt. Besonders ins Gewicht fällt die Zunahme der Zahlungen an die 
Bundesbahn, die im ersten Halbjahr 1965 schon nahezu den Betrag erreichten, 
der für das ganze Jahr etatisiert war. In Ziffer 206 des Jahresgutachtens 1964 
wurde darauf hingewiesen, da8 mit Sicherheit zu erwartende Verluste der Bun- 
desbahn nicht im Haushaltsentwurf berücksichtigt seien. Zwar sind im endgül- 
tigen Etat 400 Mill. DM mehr eingestellt worden, als der ursprüngliche Entwurf 
vorsah, aber auch der nunmehr auf 1,3 Mrd. DM veranschlagte Gesamtzuschui3 
wird bei weitem nicht ausreichen, den Fehlbedarf der Bundesbahn zu decken. 

147. Noch mehr als beim Bund hat sich die Haushaltslage bei den Ländern 
verschlechtert. Deren Ausgaben sind im ersten Halbiahr 1965 mit reichlich 10 vH 
doppelt so stark gestiegen wie die Steuereinnahmen. Zum ersten Mal mu8 da- 
mit gerechnet werden, da8 die bei den Ländern erfahrungsgemä8 meist zu 
pessimistisch geschätzten Defizite - für 1965 rund 3 Mrd. DM - tatsächlich 
entstehen. Einem in den Haushaltsplänen geschätzten Anstieg des Steuerauf- 
kommens um 7 vH steht während der ersten neun Monate des Jahres ein Zu- 
wachs von nur 4,5 vH gegenüber. Voraussichtlich werden erst die im Herbst 
einsetzenden Veranlagungen für 1964 die Einkomrnensteuererträge wieder 
etwas stärker ansteigen lassen. Die Kassenergebnisse können sich dennoch 
kaum verbessern, da zugleich die Ausgaben über den Voranschlägen liegen 
werden (Tabelle 50), wozu vor allem, wie zu erwarten war, die überplanmäfiige 
Steigerung der Personal- und Versorgungsausgaben beiträgt, die 1965 ungefähr 

Tabelle 50 

Ausgaben der Länder 

Ausgabengruppe gegenGber 1964 

Veranderung Veranderuno 
Mill. D M  In vH in vH 

I 
Personalausgaben einschl. 

.............. Versorgung 
Renten und UnterstOtzungen 
Wiedergutmachung ......... 
Bauten ..................... 
Neuanschaffung von beweg- 

llchem Vermtlgen ......... 
Zinsen ..................... 
Tilgungen .................. 
Darlehen an Drltte .......... 
Zuweisungen an Gemelnden 
ubrlge') .................... 
Insgesamt .................. 

- 

') Ohne Zahlungen Im Flnanzausglelch zwischen den Lindern. 
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um 12vH höher sind als der Vorjahresbetrag. Einige andere Ausgaben wären 
noch stärker gestiegen, wenn nicht infolge ungünstiger Witterungsverhältnisse 
im zweiten Vierteliahr 1965 die Bauausgaben - insbesondere für den Stra6en- 
bau - und die Zuweisungen an die Gemeinden, soweit sie für Bauzwecke 
bestimmt sind, hinter den sehr hohen Voranschlägen zurückgeblieben wären. 
Trotzdem ist die effektive Zunahme der Bauausgaben mit nahezu 13 vH gegen- 
über dem ersten Halbiahr 1964 noch mehr als doppelt so hoch wie die auf 6vH 
bezifferte Wachstumsrate der Bauinvestitionen der gesamten Volkswirtschaft. 

148. Die Finanzlage der Länder hat sich nicht zuletzt dadurch verschlechtert, 
da6 die Länder in früheren Jahren, als der Bund seinen Anteil an den gemein- 
samen Steuern zu erhöhen versuchte, erhebliche Mehreinnahmen aus Steuern, zu 
einem beachtlichen Teil den Gemeinden zukommen lie6en oder für die Zukunft 
zusagten. Diese groflzügigere Dotierung mit allgemeinen Zuweisungen und mit 
speziellen Finanzhilfen, die auch noch weiter läuft, nachdem der Bund seinen 
Anteil an den Steuern erhöht und die Kassenlage der Länder sich verschlechtert 
hat, hat zusammen mit einer intensiveren Verfolgung eigener Investitionspläne, 
vor allem auf dem Gebiet des Universitäts- und Schulwesens, im Jahre 1965 in 
entscheidender Weise zu dem sprunghaften Anstieg der Staatsausgaben der 
Länder und zur Verschlechterung ihrer finanziellen Situation beigetragen. 

149. Auch bei den Gemeinden haben die Einnahmen mit deni Ausgaben nicht 
Schritt gehalten. Da6 sich die Kommunen schon im ersten Halbjahr 1965 um fast 
2 Mrd. DM verschulden muflten, und zwar zum Teil kurzfristig, 1ä6t auf zu- 
nehmende Defizite schlie6en. Nicht anders als bei Bund und Ländern sind bei 
den Gemeinden im laufenden Jahre die Personalausgaben kräftig gestiegen. 
Nach den Haushaltsplänen der Gemeinden mit über 10000 Einwohnern wird 
der Personalaufwand um rund 800 Mill. DM oder 11,5vH grö6er sein als im 
Vorjahr. 

Dagegen haben die Bauausgaben, auf die mehr als ein Drittel der Gerneinde- 
ausgaben entfällt, im ersten Halbiahr 1965 niur noch um knapp 6 vH zugenom- 
men. Tabelle 51 gibt darüber Aufschlu6. Die wegen der schlechten Witterung im 
Frühiahr und Sommer zurückgestellten lnvestitionsproiekte sind zwar im Herbst 
mit Nachdruck vorangetrieben worden; aber bis zum Ende des Haushaltsiahres 
wird der Rückstand nicht mehr ganz aufzuholen sein und das geplante Aus- 
gabenvolumen - die diesjährigen Pläne sahen um 14,6 vH höhere Ausgaben vor 
als die vorjährigen - daher nicht vollständig verwirklicht werden. Auch die 
unerwartete Verknappung auf dem Kapitalmarkt hat den Investitionen der Ge- 
meinden Grenzen gesetzt. Schlie6lich drohen einzelnen Gemeinden infolge der 
erwähnten Aufhebung der Zweigstellensteuer nicht unerhebliche Ausfälle und 
Rückforderungen bei der Gewerbesteuer. 

150. Die expansive Wirkung des Ausgabenzu~wachses in den öffentlichen Haus- 
halten insgesamt wurde durch die Form der Finanzierung der dabei entstehen- 
den Kassendefizite - insgesamt rund 8 Mrd. DM - nicht wesentlich gemildert. 

In den Haushalten war zunächst vorgesehen, 12 Mrd. DM durch langfristige 
Verschuldung am Kapitalmarkt zu beschaffen. Als dann der Zins für lang- 
fristige Mittel auf - effektiv - nahezu 8vH stieg, verbunden mit einem ent- 
sprechenden Kursverfall am Rentenmarkt, verzichteten die Gebietskörperschaf- 
ten auf einen erheblichen Teil ihrer Anleihewünsche (etwa 2 Mrd. DM), ohne 
jedoch zugleich die staatlichen Ausgaben entsprechend einzuschränken. 
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Tabelle 51 

Bauinvestitionen der Gemeinden ') 

1964 Hi~shaIts-;;cd15 1 Ist-Ausgaben 

1. Halbjahr 

lnvestitionsart 1964 1 1965 

I Ver- 
Mill. D M  anderung Mill. D M  1 & n E L n g  I i n r H  I in VH 

Schulbau .................. 
Wohnungsbau ............. 
Straßenbau ................ 
Wirtschaftsunternehmen .... 
Obrige ..................... 

...... Zusammen 

Zuschüsse für Wohnungsbau 
Darlehen fllr Wohnungsbau 

(elnschl. Beteiligungen) ... 
Darlehen an Eigenbetriebe . . 
Insgesamt .................. 

') Ohne Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern. 

Der öffentlichen Hand kann auch nicht zugute gehalten werden, daß ein 
großer Teil ihrer Ausgaben nicht als lnlandsnachfrage wirksam wurde, sondern 
in Transferzahlungen nach dem Ausland, in Darlehen an Entwicklungsländer 
oder in der Bezahlung von Regierungseinfuhren bestand. Zum einen sind die 
öffentlichen Zahlungen ins Ausland groflenteils - direkt oder indirekt - bloßes 
Korrelat inlandswirksamer Nachfrage des Auslands (Entwicklungshilfe, Regie- 
rungseinfuhren); zum anderen gibt es bisher keine Anzeichen dafür, dafl diese 
Zahlungen 1965 wesentlich stärker zugenommen haben als die übrigen Öffent- 
lichen Ausgaben. 

So rnufl ohne grofle Einschränkung festgehalten werden, dafl das Ausmafl der 
staatlichen Ausgabensteigerung (rund 10 vH) irn Vergleich zum Wachstum des 
realen Bruttosozialprodukts (5 vH) Ausdruck dafür ist, wie stark der Staat 1965 
zum Fortgang der schleichenden lnflation in der Bundesrepublik beigetragen hat. 

151. Nach unseren Informationen rechnen die Finanzverwaltungen für 1966 - 
bei unveränderten Steuersätzen - mit einem gesamten Steueraufkommen bei 
Bund, Ländern und Gemeinden von 112,3 Mrd. DM. Diesen Schätzungen liegt 
offensichtlich die Annahme zugrunde, dafl das nominale Bruttosozialprodukt 
um 7 vH wachsen wird, bei einer Preissteigerungsrate von 3 vH. Wäre im Sinne 
ein4er geldwertneutralen Finanzpolitik (JG 1964 Ziffer 242) bei den Steuerschät- 
Zungen keine Preissteigerung berücksichtigt worden, hätte mit einem gesamten 
Steueraufkommen von 108,8 Mrd. DM gerechnet werden müssen; die inflations- 
bedingten Steuermehreinnahmen, die demnach in die Haushaltspläne eingehen, 
betragen 3,s Mrd. DM oder 3,2 vH. 

152. Eine solchermaflen die lnflation vorwegnehmende Einnahmens~hätzun~g 
verschafft der öffentlichen Hand den Spielraum zu einer Erhöhung der Aus- 
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gaben, die dann dazu beitragen wird, da0 die lnflationserwartungen eintreffen 
und die tatsächlichen Einnahmen nicht hinter den geschätzten zurückbleiben 
(Ziffer 191). Dies alles kann - wie man seit Jahren sieht - geschehen in vollem 
Schutz des altväterlichen Prinzips, der Staat habe seinen Beitrag zur Stabilität 
der wirtschaftlichen Entwicklung dadurch zu leisten, da8 er einen ausgeglichenen 
Haushalt vorlegt. Gerade diesem Prinzip folgen die Gebietskörperschaften 
offensichtlich wiederum, wenn sie für 1966 Ausgaben in Höhe von rund 
150 Mrd. DM, gedeckt durch die vorausgeschätzten Steuereinnahmen zuzüglich 
entsprechend erhöhter Einnahmen aus ,sonstigen Quellen' und Anleihebege- 
bung, schon für stabilitätskonform halten, der Bund für sich 68 Mrd. DM, die 
Länder 47 Mrd. DM, die Gemeinden 35 Mrd. DM. 

153. Einen ersten Schritt zu einer geldwertneutralen Finanzpolitik und damit 
eine echte Vorleistung des Staates für eine Verlangsamung des Geldwert- 
Schwunds würde es iedoch erst bedeuten, wenn Bund, Länder und Gemeinden 
ihre Ausgaben weniger erhöhten, als durch die Einnahmenschätzung möglich 
erscheint, die eine Geldentwertung von 3vH schon vorweg für sicher hält. Der 
Bundeshaushalt müt3te dann die Summe von rund 68 Mrd. DM, der Gesamthaus- 
halt der Länder die Summe von rund 47 Mrd. DM merklich unterschreiten. Ge- 
schieht dies nicht, so rnüt3ten durch zusätzliche Einnahmen die expansiven Wir- 
kungen wenigstens zum Teil ausgeglichen werden (Ziffer 192). 

154. Möglicherweise hätte der IV. Deutsche Bundestag so hohe zusätzliche 
Ausgaben nicht beschlossen, wenn ihm ein mehriähriger und detaillierter Finanz- 
plan vorgelegen hätte. Daneben haben aber wohl auch konstitutionelle Schwä- 
chen im Verfahren unserer Gesetzgebung zu der unbedachten Ausgabenpolitik 
beigetragen. Die Geschäftsordnung des Bundestages stellt nicht sicher, dat3 alle 
Anträge der Fachausschüsse und des Plenums, die Ausgabenerhöhungen oder 
Einnahmenminderungen mit sich bringenIden Haushaltsausschut3 durchlaufen,ehe 
sie endgültig verabschiedet werden. Dadurch kann es unterbleiben, da8 solche 
Anträge daraufhin geprüft werden, ob sie mit der Haushaltslage vereinbar sind. 
Aderdem ist der Haushaltsausschui3 nach 5 96 der Geschäftsordnung des Bun- 
destages nur verpflichtet zu prüfen, ob die Mehrausgaben des neuen Haushalts- 
iahres voll gedeckt sind, nicht aber auch die Frage zu behandeln, ob die be- 
schlossenen Mehrausgaben so hohe Folgekosten nach sich ziehen, dat3 dadurch 
der Haushaltsausgleich der späteren Jahre gefährdet wird. Auf diese Weise ist 
die Kurzsichtigkeit des Parlaments geradezu institutionalisiert. Um der Ver- 
pflichtung des § 96 zu genügen, ist mehrfach auch das Inkrawreten von Geset- 
zen auf den Beginn des nächsten Jahres datiert worden. So werden immer 
neue Wechsel auf die Zukunft ausgestellt, wobei die Verantwortiichen auf Grund 
bisheriger Erfahrungen erwarten dürfen, da13 inflationsbedingte Mehreinnah- 
men in der Zukunft die Finanzierungslücken schon schliefien werden. 

155. Gegen eine Ausgabenflut hat die Bundesregierung die Waffe des Artikel 
113 Grundgesetz. Artikel 113 besagt: ,Beschlüsse des Bundestages und des 
Bundesrates, welche die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Ausgaben 
des Haushaltsplanes erhöhen oder neue Ausgaben des Haushaltsplanes erhöhen 
oder neue Ausgaben in sich schliet3en oder für die Zukunft mit sich bringen, 
bedürfen der Zustimmung der Bundesregierung.' Die Bundesregierung hat von 
dieser Notbremse keinen Gebrauch gemacht, da die Gutachter der zuständigen 
Bundesministerien die Auffassung vertreten haben, daf3 die Bundesregierung 
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nicht einzelne Beschlüsse des Bundestages, sondern nur ganze Gesetze ableh- 
nen könne. Unter Berufung hierauf hat die Bundesregierung davon abgesehen, 
den von ihr selbst im Bundestag eingebrachten Gesetzen wegen Uberschreitung 
des Ausgabenlimits die Zustimmung zu venagen. 

156. Um in Zukunft ähnliche finanzpolitische Fehlentwicklungen zu verhüten, 
wäre ein Ausführungsgesetz zu Artikel 113 des Grundgesetzes notwendig, das 
der Regierung die Möglichkeiten gibt, die ihr schon der Verfassungsgesetzgeber 
unseres Wissens1) einräumen wollte. Bleibt die Rechtslage in der Schwebe, so 
gibt es keine klare Zurechnung von Verantwortung. Als Alternative bliebe eine 
Verfassungsänderung zugunsten einer Lösung, wie sie in England seit jeher 
besteht. Dort ist es den Abgeordneten verwehrt, Mehrausgaben zu beschlieflen, 
die nicht von der Regierung beantragt sind. 

157. Für 1966 kommt es darauf an, da6 von den übertriebenen Mehrausgaben 
möglichst viel gestrichen wird, zumal die Mehreinnahmen des Haushaltsiahres 
1967 bereits durch proportional und überproportional ansteigende Ausgaben 
nahezu völlig blockiert sind. Ein blo6es Vertagen um ein Jahr vermehrt n'ur 
die Probleme in der Zukunft, es sei denn, da6 die gewonnene Atempause dazu 
genutzt wird, den Bundeshaushalt systematisch von allen Lasten zu befreien, die 
aus der Vergangenheit überkommen und unter den veränderten Umständen nur 
noch Ballast sind. Um den Bundeshaushalt in dieser Weise durchzukämmen, 
bedarf es wohl gründlicher Untersuchungen durch ein,e möglichst unabhängige 
Kommission, deren Mitglieder sich nicht scheuen dürften, an Tabus zu rühren. 
Unabhängig davon wäre es für eine Haushaltspolitik der Geldwertstabilisierung 
wichtig, da6 die .zuständigen Stellen und Gremien in Regierung und Parlament 
- des Bundes ebenso wie der Länder - sich Klarheit darüber verschafften, in 
welchem Ma6e welche Ausgabenpositionen mit dem Grade des Geldwert- 
Schwundes in der Zukunft automatisch ansteigen werden und daher bei konse- 
quenter Politik der Geldwertstabilisierung entsprechend niedriger bemessen 
werden könnten. Ohne solche Alternativrechnungen besteht die Gefahr, da6 
man auch hier bald dazu neigt, den Fortgang der Inflation für den einzig reali-. 
stischen Weg zu halten. 

158. Bei allen Uberlegungen, wie der Bundeshaushalt von Ballast befreit wer- 
den kann', ist die Nützlichkeit und Notwendigkeit überkommener Ausgabever- 
pflichtungen sorgfältig auch gegen die Dringlichkeit beschlossener und neu 
hinzukommender Ausgabenprojekte abzuwägen. Allein die unerledigten Ge- 
setzesvorlagen und Anträge des IV. Deutschen Bundestages, mit deren Wieder- 
einbringung fest zu rechnen ist, brächten - ohne die Belastungen des 19. Ge- 
setzes zur Anderung des Lastenausgleichgesetzes - 1,3 Mrd. DM Mehrausgaben 
im ersten Jahr und bis zu 2 Mrd. DM in den folgenden Jahren (Tabelle 109, An- 
hang). Hierzu liegen weitergehende Anträge vor, die die genannten Summen 
nicht unerheblich übersteigen. 

159. Da6 sich in naher Zukunft die Finanzlage des Bundes durch Anderung 
des Verteilungsschlüssels auf Kosten der Länder und der Gemeinden verbessern 
lasse, ist kaum anzunehmen; denn auch die Länder werden sich vorläufig in 
keiner besseren Lage befinden, wenn der Ausbau der Schulen und Hochschulen 

1) Der Vorsitzende des Finanzaussdiusses des Parlamentarisdien Ra'tes ist Mitglied des Sachverständigen- 
rotes. 
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nicht erheblich verlangsamt werden soll. Die Finanzprobleme aber auf Kosten 
der Bildungsinvestitionen lösen zu wollen, wäre sicher kein guter Beginn für 
eine am Ziele des angemessenen Wachstums orientierte, vorausschauende 
Finanzpolitik. 

160. Es scheint somit, da8 es eines Umdenkens auch im Bereich der öffentlichen 
Finanzwirtschaft bedarf, wenn Geldwertstabilität in der Tat oberstes Gebot der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik sein soll. Weitblick in die Zukunfi und Ein- 
sicht in die komplexen gesamtwirtschaftlichen Sachzusammenhänge sind hierfür 
unabdingbare Voraussetzungen. Aus diesen Gründen ist der Umstand, da8 Bun- 
destag und Bundesrat kein Gremium haben, das dem Joint Economic Committee 
des Kongresses der Vereinigten Staaten vergleichbar wäre, sicherlich nicht nur 
ein geringfügiger Nachteil. 



Zweites Kapitel: Die voraussehbare Entwicklung 

161. Zu der Aussagefähigkeit von Koniunkturprognosen hat sich der Sach- 
verständigenrat bereits in seinem ersten Jahresgutachten geäu8ert. Wir schrie- 
ben, man dürFe entgegen manchen Vorstellungen nicht erwarten, da8 irgend 
jemand, auch nicht ein Gremium, in der Lage sei, die künftige wirtschaftliche 
Entwicklung vorherzusehen. .Was wir verantworten können, ist sehr viel weni- 
ger: Wir können nur die Entwicklungen, die unsere Wirtschaft in der Zukunft 
nehmen könnte, der Reihe nach überprüfen, um aus dem weiten Bereich der 
Möglichkeiten jene Zukunftshypothese herauszufinden, die nach unserer Auffas- 
sung am besten mit den uns bekannten Tatsachen und Theoremen in Einklang 
steht und die wir deshalb als unsere beste ,Setzung8 ansehen. Sie ist eine Pro- 
iektion, der wir zwar eine grö8ere Wahrscheinlichkeit beimessen als allen an- 
deren, aber sie braucht noch nicht einmal eine hohe Wahrscheinlichkeit zu 
besitzen. In manchen Fällen würden wir es sogar begrüflen, wenn die Ereignisse 
unsere Vorhersagen nicht bestätigten. Das gilt vor allem für die Fehlentwick- 
lungen, die sich durch ein vorbeugendes Verhalten des Staates und all derer, die 
au8er ihm gesamtwirtschaftliche Verantwortung tragen, vermeiden lassen." 
(JG 64 Ziffer 217) 

162. Die Vorausschau auf das Jahr 1966 beruht auf Informationen, die dem 
Sachverständigenrat in der ersten Novemberhälfte 1965 zur VerFügung standenc 
Die letzten Angaben beziehen sich daher zumeist auf September 1965, zum 
Teil auf Au ust. Anders als vor einem Jahre wagen wir diesmal eine Vorausschau 
auf ein vofes Jahr. Damals waren wir nicht sicher, ob die koniunkturelle Auf- 
schwungsphase, die um die Jahreswende 1963164 eingesetzt hatte, das ganze 
Jahr 1965 andauern würde. Die Indikatoren über die Nachfrage des Auslands 
und über die lnvestitionsbereitschaft der inländischen Wirtschaft lie8en uns nur 
eine Vorausschau bis zur Mitte des Jahres 1965 vertretbar erscheinen,. Diesmal 
ist nicht mit einem Tendenzwandel in der kurzfristigen Entwicklung zu rechnen. 
Der Koniunkturaufschwung hat offenbar seinen Höhepunkt überschritten; von 
den Investitionen und Ausfuhren sind keine Beschleunigungstendenzen zu erwar- 
ten. Der private Verbrauch wird auch im kommenden Jahr rasch wachsen, aber 
weitgehen.d nur in dem Rahmen, der 'ihm von der Lohnentwickhng vorgezeich- 
net wird. Sondereinflüsse, wie sie 1965 von der Steuersenkung ausgegangen 
sind, werden fehlen. 

163. Eine Prognose für mehr als ein Jahr kann nur Tendenzen und auch diese 
nur in groben Zügen aufzeigen. Für eine Quantifizierung reichen die vorliegen- 
den lnformationen nur sehr bedingt aus, da es zu einem ausgesprochenen Stau 
von unerledigten Aufträgen mit nennenswerter Verlängerung der LieferFristen in 
diesem Aufschwung nicht gekommen ist. Die Entwicklung im späteren Verlauf 
des Jahres wird also weitgehend von den künftigen lnvestitionsentscheidungen 
und von der künftigen Nachfrage des Auslands bestimmt. Besonders erschwert 
wird die Vorausschau noch dadurch, da8 bei Abschlu8 des Berichtes keine ver- 
Iä8lichen lnformationen über das finanzpolitische Verhalten der öffentlichen 
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Hand vorlagen. Der Sachverständigenrat mußte daher, wollte er nicht auf eine 
quantifizierte Vorausschau verzichten, bestimmte Annahmen über die Entwick- 
lung der Ausgaben für den Staatsverbrauch, für Eink~mmensübertragun~en und 
für die öffentlichen Investitionen setzen. Die einzelnen Annahmen und Uber- 
legungen, die der Vorausschau zugrunde liegen, sind im folgenden dargestellt. 

164. Die konjunkturelle Entwicklung in der Weltwirtschaft, insbesondere in den 
wichtigsten Partnerländern, Iäßt keine Anzeichen für einen grundlegenden Ten- 
denzwandel erkennen. In Italien und in Frankreich wird sich die wirtschaftliche 
Entwicklung 1966 zwar weiter beleben; die Auswirkungen auf die deutsche Wirt- 
schaft werden sich aber vorerst in engen Grenzen halten. Zum Teil werden sie 
wohl auch aufgehoben durch entgegengesetzte Einflüsse, die vermutlich von den 
skandinavischen Ländern, von Belgien und Luxemburg und auch von den Ent- 
wicklungsländern ausgehen werden. Die Entwicklungsländer werden durch den 
Mangel an Devisen, der sich bei ihnen nach der Hausse auf den Rohstoffmärkten 
wieder empfindlicher bemerkbar macht, indessen nicht sogleich gezwungen, 
ihre Einfuhren zu kürzen; ihnen sind im Rahmen der Entwicklungshilfe Kredite 
eingeräumt worden, die sie ohne Zweifel nutzen werden. Da die Preise für Aus- 
fuhrgüter weiter, wenn auch vermutlich langsamer steigen werden als bisher, 
erscheint es gerechtfertigt, für die Ausfuhr von Gütern und Diensten eine Zu- 
wachsrate von lOvH als Richtgröße für 1966 anzusetzen. Eine höhere Zuwachs- 
rate wäre zu erwarten, wenn von der binnenwirtschaftlichen Entwicklung her 
der Zwang zum Export verstärkt und die Wettbewerbspositionen wesentlich 
verbessert würden. 

165. Bei einer Ausfuhrsteigerung, die nur wenig stärker ist als 1965, braucht 
nicht damit gerechnet zu werden, daß die Investitionstätigkeit von dieser Seite 
her zusätzlich angeregt wird. Soweit gegenwärtig erkennbar, hat der Investi- 
tionsaufschwung bereits im Jahre 1965 seinen Höhepunkt erreicht. Konkrete An- 
haltspunkte für die weitere Entwicklung der Auftragseingänge bei den Investi- 
tionsgüterindustrien liegen nicht vor. Wir  sind daher auf Uberlegungen und 
Ableitungen angewiesen, die sich weitgehend auf die Erfahrungen der Vergan- 
genheit stützen. Die hohen lnvestitionen in den Jahren 1964 und 1965 haben die 
Kapazitäten beachtlich ausgeweitet und werden sie noch ausweiten. Für eine 
weitere Zunahme der lnvestitionen sprechen nicht nur die vordringende Aus- 
landskonkurrenz und der anhaltende Mangel an Arbeitskräften, die die Unter- 
nehmer zu neuen Produktionsverfahren zwingen, sondern auch der vermehrte 
Bedarf an Ersatzinvestitionen und die kräftige Zunahme der Verbrauchsgüter- 
nachfrage. Allerdings könnten sowohl die Gewinnentwicklung als auch der 
restriktive Kurs der Bundesbank die lnvestitionen von der Finanzierung her ein- 
engen. Insgesamt rechnen wir mit einer leichten Verringerung der Zuwachsrate 
der lnvestitionen auf 8 vH für das ganze Jahr. 

166. Auch die Ausgaben für gewerbliche Bauinvestitionen werden weiter stei- 
gen, wahrscheinlich fast so schnell wie 1965. Die erteilten Genehmigungen neh- 
men zwar gegenwärtig, nachdem sie 1964 einen kräftigen Aufschwung genom- 
men hatten, langsamer zu, doch Iäßt der Vorrat an genehmigten, aber noch 
nicht begonnenen und begonnenen, aber noch nicht fertiggestellten Bauten ein 
unvermindert rasches Wachstum der gewerblichen Bauinvestitionen erwarten. 

Das gilt auch für den Wohnungsbau. Hier belief sich der Bauvorrat Mitte des 
Jahres 1965 immer noch auf über 900000 Wohnungen. Die laufende Nachfrage 
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im Wohnungsbau ist zudem bis in den Herbst 1965 hinein gestiegen. Die weitere 
Entwicklung ist jedoch fraglich, weil nicht feststeht, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang die öffentlichen Stellen ihre Hilfen kürzen werden. Der Rück- 
gang der Hypothekenzusagen seit dem Frühiahr 1965 deutet darauf hin, daß die 
Zinserhöhung nun doch, wenn auch mit einer Verzögerung, zu wirken beginnt. 

Die öffentlichen Stellen scheinen eine Einschränkung der lnvestitionsvorhaben 
nur zum Teil zu erwägen. Die Genehmigungen für öffentliche Hochbauten sind 
im  erbst 1965 - also zu einer Zeit, als den Gebietskörperschaften der Kapital- 
markt schon nicht mehr unbegrenzt zugänglich war - noch sprunghaft gestie- 
gen. Auch die in den Haushaltsplänen der Länder für 1966 vorgesehenen Bau- 
ausgaben sind beträchtlich höher als 1965. Lediglich die Gemeinden scheinen, 
nach den allerdings nur sehr unvollständigen Informationen, nicht mehr Bau- 
ausgaben als im Vorjahr vorzusehen. 

Insgesamt rechnen wir mit einer Zunahme der Bauinvestitionen von nominal 
7 vH. 

167. Die laufenden Ausgaben des Staates einschließlich der Sozialversicherung 
werden 1966 wahrscheinlich erneut kräftig steigen. Im Laufe des Jahres sollen 
die Beamtenbezüge um 8vH erhöht werden, und zwar in zwei Stufen. Unter 
dem Eindruck des großen Defizits im Bundeshaushalt wird zwar erwogen, die 
Mehrausgaben durch eine Verschiebung der Termine zu kürzen; eine end- 
gültige Entscheidung war bei Abschluß dieses Gutachtens noch nicht gefallen. 
Auch für die Angestellten und Arbeiter im öffentlichen Dienst stehen Tarifver- 
handlungen an. Die Ausgaben der sozialen Krankenversicherung werden sich 
besonders stark erhöhen, weil sich der Kreis der Versicherungspflichtigen er- 
weitert hat und weil die Arzthonorare und Krankenhauspflegesätze beträchtlich 
angehoben worden sind. Weitgehend ungewiß ist die Entwicklung der Aus- 
gaben im militärischen Bereich. Nach den Anfang November vom Bundeskabi- 
nett vorgeschlagenen Kürzungen des Ressortansatzes wäre die Zunahme gegen- 
über den Ausgaben des Jahres 1965 nur gering. 

Für den gesamten Staatsverbrauch rechnen wir mit einer Zuwachsrate von 
9 vH. 

168. Die öffentlichen Ausgaben für Pensionen, Renten und Unterstützungen 
werden vermutlich ebenfalls rasch steigen. Die laufenden Renten der Sozialver- 
sicherung, die der Lohnentwicklung der letzten drei Jahre folgen, werden um 
8,3vH angehoben werden. Die Beamtenpensionen - auf sie entfällt rund ein 
Viertel der Einkommensübertragungen - werden wie die Beamtengehälter 
erhöht. Bei den anderen Einkommensübertragungen sind vor den Bundestags- 
wahlen ebenfalls Verbesserungen und Erweiterungen der Leistungen beschlos- 
sen worden. Obwohl noch ungewiß ist, ob, inwieweit und wann sie tatsächlich 
gezahlt werden, haben wir für die Summe aller übertragenen Einkommen eine 
Steigerungsrate von 9,s vH eingesetzt. 

169. Nach unseren Setzungen wäre damit zu rechnen, daß die Ausgaben für 
den Staatsverbrauch, für die Einkommensübertragungen und für die öffentlichen 
Investitionen 1966 um etwa 9vH höher sein werden als 1965. Wir halten diese 
Schätzung eher für zu niedrig als für zu hoch, nachdem wir imvorigen Jahre beim 
Staatsverbrauch die tatsächliche Entwicklung um fast drei Prozentpunkte unter- 
schätzt haben. Eine Steigerungsrate von 9vH ist etwa doppelt so hoch wie die 
voraussichtliche Zunahme des realen Sozialprodukts. 
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170. Obwohl sich der Widerstand der Arbeitgeber 1966 gegenüber den Lohn- 
forderungen der Gewerkschaften vermutlich versteifen wird, dürften die tariflich 
a~sgehan~delten Lohnerhöhungen angesichts der Arbeitsmarktlage, der be- 
trächtlichen Unterschiede zwischen Tarif- und Wektiwerdiensten, der Preisent- 
wicklung in den letzten Monaten, aber auch der Ausgabengebarung der Öffent- 
lichen Hand, mit der hier gerechnet wurde, nur wenig hinter denen des Jahres 
1965 zurückbleiben. Die Summe der Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
wird indes beträchtlich langsamer steigen als 1965, hauptsächlich weil die Zahl 
der Arbeitnehmer bestenfalls um 1 vH, gegenüber 1,SvH 1965, zunehmen, die 
durchschnittliche Arbeitszeit, namentlich in der zweiten Jahreshälfte, sinken und 
die Steuerbelastung der Einkommen - allerdings von dem durch die Steuer- 
Senkung verminderten Niveau aus - wieder wachsen wird. 

171. Unterstellt man, daß die den privaten Haushalten zufließenden Einkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen um 7vH steigen, so ergibt sich 
für das gesamte verfügbare Einkommen der privaten Haushalte gegenüber 1965 
ein Mehr von 7 bis 8 vH. In dieser Größenordnung dürfte sich auch die Zunahme 
der privaten Verbrauchsausgaben halten> es sei denn, die Sparneigung würde 
sich wesentlich ändern. 

172. Alle Einzelschätzungen zusammen lassen für 1966 eine Gesamtnachfrage 
der privaten und der öffentlichen Haushalte, der Unternehmen und des Aus- 
lands erwarten, die um 8 vH größer sein wird als 1965. 

173. In einem derartigen Umfang wird sich das Angebot an Waren und Dien- 
sten sicher nicht erhöhen. Dazu ist das Angebot an Arbeitskräften zu gering. Die 
ohnehin schon sehr niedrige Arbeitslosigkeit wird zwar weiter sinken, aber fast 
ausschließlich, weil ein großer Teil der Arbeitslosen das rentenfähige Alter 
erreicht. Aus der natürlichen Bevölkerungsbewegung wird sich wiederum ein 
Abgang ergeben. Die einzige nennenswerte Quelle bleibt daher weiterhin die 
Einstellung zusätzlicher ausländischer Arbeitskräfte. Allerdings dürfte der Zu- 
strom nicht mehr so stark sein wie bisher. Ein Zugang von 100000 Erwerbstäti- 
gen muß als Obergrenze gelten. Die Steigerungsrate gegenüber dem Voriahr 
beliefe sich selbst dann auf nur 0,4vH. Stellt man in Rechnung, daß auf der anp 
deren Seite 25000 Mann mehr zum Wehrdienst herangezogen werden, dann 
wird diese Rate noch geringer. 

174. Nach den bereits bestehenden tariflichen Vereinbarungen werden 1966 
mehr Arbeitszeitverkürzungen eintreten als 1965: 

Mitte des Jahres soll die in der Metallindustrie im Jahre 1964 verschobene 
Verkürzung von 41% auf 40 und in der Eisen- und Stahlindustrie von 42 auf 
40 Wochenstunden in Kraft treten. Auch im Handel ist bereits tariflich verein- 
bart,die Arbeitszeit zu verringern. Die Arbeitszeitverkürzungen dürften nament- 
lich in den Bereichen außerhalb des Handels nur vorübergehend durch Uber- 
stunden ausgeglichen werden. Unter diesen Annahmen wird das Arbeitsvolu- 
men 1966 etwas geringer sein als 1965. 

175. Die Produktion wird also n'ur insoweit steigen können, als die Zunahme 
des Produktionsergebnisses ie Erwerbstätigenstunde über die Abnahme des 
Arbeitsvolumens hinausgeht. Der Produktivitätsfortschritt war 1965 mit 43vH 
bereits niedriger als 1964 (6,OvH). Für 1966 erwarten wir ungefähr das gleiche 
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Tabelle 52 

Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechn,ung 
Voraussehbare Entwicklung im Jahre 1966 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraurn in vH 

I. Nachfrage: 
Ausfuhr ................ 
Bruttoanlagelnvestltionen 

Ausrüstungen ........ 
Bauten ............... 

........ Staatsverbrauch 

1 1963 I 1964 1 

...... Prlvater Verbrauch 

Endnachfrage ........... 

1965 

II. Gesamtangebot: 
Bruttosozialprodukt ..... 
Einfuhr ................. 

1966 

111. Komponenten des 
Angebots 
Erwerbstätige ........... 
ArbeltszeR~) ............ 

1. HJ. I 2. H]. I Jahr I I. Hj. 1 2. Hj. 1 Jahr 

Arbeltsvolumen ......... - 0,9 + ,0,5 + 0,3 0,s + 0,3 - 0,2 - 0,5 - 0,4 
ProduM1vität1) .......... i + 4,4 +'6,2 + 4,6 + 4,O + 4,5 + 4,5 + 4,5 + 4,5 
Bruttolnlandsprodukt, real 

IV. Preisentwlcklung 
..... Bruttosozialprodukt 

Privater Verbrauch ...... 
Preislndex für die 

.......... Lebenshaltung') 

Zahlen für die Jahre 1963,1964 und fOr das 1. Halbjahr 1965 Statistisches Bundesamt;fOr das 2. HalbJahr 1965 . 
und 1066 eigene Schätzungen, tellwelse auf halbe Prozentpunkte abgerundet. 

I) Geleistete Stunden Je Erwerbstdtlgen, elnschl. Veränderung der Zahl der Arbeitstage. 
') Bruttoinlandsprodukt Je Arbeltsstunde. 
=) Vier-Personen-Arbeitnehmer-Haushalte, 1962 = 100. 

Ergebnis wie 1965. Das reale Sozialprodukt würde demnach um rund 4vH 
wachsen. 

176. Das Gesamtangebot wird bei dieser. Nachfrageentwicklung wiederum 
durch vermehrte Einfuhren erweitert werden. Allerdings dürfte die Steigerung 
der Einfuhren nicht mehr so stürmisch verlaufen wie 1965. Der Bedarf an aus- 
ländischen Rohstoffen und Halbwaren wird weiterhin nur noch im Gleichschritt 
mit der inländischen Produktion zunehmen: die Lager sind weitgehen'd gefüllt, 
und zu spekulativen Vorratskäufen besteht von der Preisentwicklung her kaum 
Anlaß. Die Einfuhr von Ernährungsgütern dürfte zwar wegen der unzureichen- 
den Ernte des Jahres 1965 verstärkt zunehmen. Die Einfuhr kommerzieller Fertig- 
waren, die namentlich in der ersten Hälfte des Jahres 1965 rasch gestiegen war, 
wird dagegen bei ruhigerer Entwicklung der Investitionen und des privaten 
Verbrauchs wahrscheinlich nicht mehr so schnell steigen. Die Ausgaben für aus- 
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Iändische Dienstleistungen werden voraussichtlich ihre bisherige Tendenz bei- 
behalten, also weiter beträchtlich zunehmen. 

177. Obwohl die Nachfrageexpansion von 10 vH 1965 auf 8 vH 1966 zurück- 
gehen wird, muß wieder ein Preisanstieg befürchtet werden, der weitaus größer 
ist, als sich mit dem Ziel der Geldwertstabilität vereinbaren Iäßt. Die Steigerungs- 
rate des Preisindex für die Lebenshaltung wird sich von annähernd 4 vH im 
zweiten Halbiahr 1965 auf voraussichtlich 3,O bis 3,s vH im ersten Halbjahr 1966 
und 2,O bis 2,s vH im zweiten Halbiahr 1966 ermäßigen, aber fast nur deshalb, 
weil eine so starke Verteuerung der Ernährungskosten wie im Sommer und 
Herbst 1965 vermutlich nicht eintreten wird. 



Drittes Kapitel: Gegen den Geldwertschwund 

178. Die Lage der deutschen Wirtschaft im September 1965, dem letzten Monat, 
für den bei Abschluß dieses Gutachtens die statistischen Informationen einiger- 
maOen vollständig sind, Iäßt sich kurz wie folgt kennzeichnen: 

es herrscht Vollbeschäftigung der Arbeitskräfte, und zwar bei fühlbarer 
Ubernachfrage auf dem Arbeitsmarkt, bei anhaltender, wenn auch ver- 
langsamter Abwanderung aus der Landwirtschaft und bei intensiven Be- 
mühungen der gewerblichen Wirtschaft um die Gewinnung ausländischer 
Arbeitskräfte; 

die lndustrieproduktion übersteigt das Voriahresniveau im Durchschnitt 
um gut 6 vH, in den Verbrauchsgüterindustrien sogar um 7 vH, und schöpft 
die Kapazität der Produktionsanlagen etwa im gleichen Umfang aus wie 
1964; 

die gewerbliche Wirtschaft verzeichnet Auftragseingänge, die zwar ein 
schwächeres Nachfragewachstum, aber für die nähere Zukunft keinen all- 
gemeinen Angebotsüberhang erwarten Iäßt; 

es herrschen Tendenzen zum Vordringen der Staatsnachfrage, zu einem 
gegenüber 1964 verlangsamten, aber immer noch kräftigen. Wachstum der 
privaten Investitionen und zu einem Nachziehen des privaten Verbrauchs; 

das Preisniveau ist merklich höher als im Vorjahr, und zwar - im Durch- 
schnitt der ersten neun Monate 1965 - 

um 3,2 vH für die Lebenshaltung, 
um 3,3 vH für die Waren im Einzelhandel, 
um 2,6 vH für die Erzeugnisse der Industrie, 
um 2,6 vH für die Ausfuhrgüter, 
um 2,3 vH für die Einfuhrgüter, 
um 6,6 vH für die Erzeugnisse der Landwirtschaft und 
um 3,5 vH für das Sozialprodukt insgesamt. 

179. In der Tendenz entspricht dieses Bild weitgehend der Vorausschau, die der 
Sachverständigenrat in seinem vorigen Jahresgutachten für das erste Halbjahr 
1965 gab (JG 64 Ziffer 219-222). Stärker als erwartet hat allerdings der in- 
ternationale Anpassungsmechanisrnus dahin gewirkt, daß Uberschüsse der Lei- 
stungsbilanz abgebaut und von Defiziten abgelöst wurden. Insofern handelte es 
sich möglicherweise um etwas mehr als nur um eine .Zwischenphase des Auf- 
ho len~  bei den Preisen und der Rückkehr zum außenwirtschaftlichen Gleich- 
gewicht" (JG 64 Ziffer 237). Dieses Mehr kommt nicht zuletzt auch darin zum 
Ausdruck, daß der Geldwertschwund im dritten Vierteljahr 1965 über die Be- 
fürchtungen hinausgegangen ist, die wir für das erste Halbiahr geäußert hatten 
(JG 64 Ziffer 236). Wie ein zahlungsbilanzpolitischer KorrekturprozeB auch mit 
einem geringeren Geldwertschwund - und das heiBt in gröBerer Llbereinstim- 
rnung mit den im Gesetz niedergelegten Zielen - erreichbar gewesen wäre, hat . 
der Sachverständigenrat damals auftragsgemäß dargelegt (JG 64 Ziffer 240 a 
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bis f). Wenn die Bundesregierung darauf antwortete, sie halte die voraus- 
geschätzte Preiserhöhung - 3vH bei der Lebenshaltung - bei festem Wechsel- 
kurs für vermeidbar und werde nicht zögern, "bei gefährlichen Fehlentwick- 
lungen der Binnenkoniunktur oder der Außenwirtschaft die notwendigen Konse- 
quenzen zu ziehen" (Stellungnahme 64 Ziffer 16), so hat sich dieser Optimismus 
jedenfalls bisher nicht bestätigt. 

180. Auch 1966 wird voraussichtlich die Geldwertstabilität mehr gefährdet sein 
als die anderen im Gesetz genannten Ziele: 

Ein Defizit der Z a h l U n g s b i l a n z wie 1965 brauchte bei unserer recht 
hohen internationalen Liquidität noch nicht als Störung des außenwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts aufgefaßt zu werden, zumal wenn es damit 
zusammenhängt, daß andere Länder ernsthaft bestrebt sind, ihre Defizite 
abzubauen und ihre unbefriedigende Liquiditätsposition zu verbessern. 

Ein anhaltender Rückgang der B es C h ä f t i g U n g ist höchstens für einzelne 
Bereiche - etwa für den Bergbau und für die Landwirtschaft - anzuneh- 
men; er kann sich auf die Produktivität in diesen Bereichen und auf das 
Arbeitskräfteangebot für die Wachstumsindustrien überwiegend nur gün- 
stig auswirken. Auf die Gesamtbeschäftigung brauchen derartige Um- 
schichtungen bei der zu erwartenden Koniunkturlage keinen nachteiligen 
Einfluß zu haben, vor allem dann nicht, wenn die Gewerkschaften und die 
Wachstumsindustrien die Mobilität der Arbeitskräfte fördern. 

Das W a C h s t U m wird sich vermutlich etwas abschwächen; dies gilt vor 
allem, wenn die Nachfrage aus dem EWG-Raum weiterhin nur verlang- 
samt steigen und der Prozeß der wirtschaftlichen Integration in Europa 
und im atlantischen Raum vorübergehend etwas stocken sollte. 1966 könnte 
daher zwar den Jahren 1954, 1958 und 1962163 gleichen, also den 
Wachstumspausen, die den letzten drei kräftigen Wachstumsschüben 
vorausgingen, aber eine solche vorübergehende Verlangsamung braucht 
die langfristige Entwicklung nicht zu beeinträchtigen. 

Doch wird auch ein langsameres Wachstum 1966 vermutlich den G e l  d- 
W e rtsc h W u n d des bisherigen Wachstumszyklus nicht zum Stillstand 
bringen; allenfalls wird sich der Preisanstieg auf etwa 23 bis 3 vH ver- 
ringern. Dies gilt, wenn keine Initiative ergriffen wird, um den Konflikt 
zwischen Wachstum und Geldwertstabilität von allen Seiten her gleich- 
mäßig und gleichzeitig zu überwinden (Ziffer 188,190). Sollte sich die Ge- 
samtnachfragelangeregt durch eine übermäßige Zunahme der öffentlichen 
Ausgaben, weiter so wie 1964 und 1965 ausdehnen, so müßte mit einem 
gegenüber 1965 noch verstärkten Preisanstieg gerechnet werden. 

181. Eine derart pessimistische Prognose im einzelnen zu erläutern, erscheint 
auf den ersten Blick nicht ratsam, weil eine überzeugende Begründung, wenn sie 
Publizität erhält, möglicherweise den Prozeß beschleunigt. Dem steht iedoch 
gegenüber, da8 der Sachverständigenrat gehalten ist, die Lage so darzustellen, 
wie er sie sieht, damit durch Aufklärung wirtschaftspolitische Kräfte geweckt 
werden, die die aufgezeigten Fehlentwicklungen sodann in der Tat verhindern. 
Während der Sachverständigenrat Befürchtungen nur begründen kann, ist die 
Bundesregierung in der Lage, den GegenäuBerungen, zu denen sie veranlaßt 
wird, durch Ankündigung konkreter Schritte größte Uberzeugungskraft zu ver- 
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leihen. Daß es zu solchen Schritten kommt, ist der Sinn aller folgenden Erörte- 
rungen. 

a) Der Preisindex für die Lebenshaltung ist in den letzten zehn Jahren un- 
unterbrochen gestiegen. Dem Boom von 1955 folgten in den Jahren 1956 
und 1957 Erhöhungen des Prei~in~dex für die Lebenshaltung von 2,6 bzw. 
2,3 vH, dem Boom von 1959160 in den Jahren 1962 und 1963 bereits Sprünge 
von jeweils 3,OvH. Während die Hochkoniunkturjahre 1955 und 1960 
noch minimale Steigerungsraten von 1,7 vH und 1,4 vH brachten, ist der 
Preisindex für die Lebenshaltung im vergleichbaren K~niun~kturjahr 1964 um 
2,3 vH gestiegen. In den letzten drei Monaten vor Abschluß dieses Gut- 
achtens lagen die Verbraucherpreise um durchschnittlich 3,9 vH über dem 
Niveau des Voriahres. 

b) Der lndex der Erzeugerpreise industrieller Produkte, der im Interesse der 
Geldwertstabilität eigentlich sinken müßte, um nahezu unvermeidliche 
Preissteigerungen bei den Dienstleistungen - und unter Umständen auch 
bei Ernährungsgütern-auszugleichen, ist nach 1959 in keinem Jahre mehr 
niedriger gewesen als im Vorjahr. Während in vergleichbaren Jahren des 
letzten Wachstumszyklus, 1960 und 1961, dieser lndex nur um 1,l und 
1,3 vH stieg, ist für 1965 mit einer Erhöhung um mindestens 23 vH zu rech- 
nen. 

C) Die breiten Schichten spüren diese Beschleunigungstendenz, auch wenn 
sie keine Statistiken lesen. Wer in die Zukunft greifende Entscheidungen 
zu treffen hat, rechnet meist schon nicht mehr mit einem stabilen, sondern 
mit einem schrumpfenden Geldwert. Daß es sich auf längere Sicht eher 
lohnt, Vermögen in Sachwerten statt in zinstragenden Geldwerten anzu- 
legen, ist für viele zu einer unbestreitbaren Lebenserfahrung geworden. 
Es kommt hinzu, daß Zinseinkommen auch insoweit der Einkommensteuer 
unterliegen, als sie lediglich die Geldentwertung ausgleichen. 

d) Die öffentlichen Haushalte machen den Fortgang des Preissteigerungs- 
Prozesses auch weiterhin zur Grundlage ihrer Steuervorausschätzungen 
und ihrer Ausgabenpläne; dadurch verlieren die Bekenntnisse, die ver- 
antwortliche Staatsmänner immer wieder für die Geldwertstabilität ab- 
geben, in der Uffentlichkeit immer mehr an Glaubwürdigkeit. 

e) Die Gewerkschaften und andere organisierte Gruppen sehen bei dem 
wenig vorbildlichen Verhalten der öffentlichen Hand keine Veranlassung, 
die allgemeinen Preissteigerungserwartungen bei ihren Bestrebungen 
außer Ansatz zu lassen. Zurückhaltung bei Forderungen zur Erhöhung der 
Tariflöhne bringt zwar den Arbeitern keine unmittelbaren Einkommens- 
nachteile, wenn die Effektivlöhne unter dem Sog der Ubernachfrage aus 
dem In- oder Ausland ohnehin steigen; aber wenn die Koalitionsfreiheit 
und das System der kollektiven Lohnvereinbarungen integrierende Be- 
standteile unserer Gesellschaftsordnung sind, muß wohl auch hingenom- 
men werden, daß die Gewerkschaften nicht eine Politik treiben können, 
die die Tariflöhne hinter den Effektivlöhnen zurückbleiben Iäßt. 

182. Jene Spirale, von der in hinreichend langfristiger Betrachtung niemand 
objektiv sagen kann, ob sie als Preis-Lohn-Spirale oder als Lohn-Preis-Spirale 
begonnen hat und in welchem Maße sie durch ein Tun im Inland oder ein Unter- 
lassen gegenüber dem Ausland in Gang gesetzt und in Gang gehalten wurde, 
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ist kein auf die Bundesrepublik begrenztes Phänomen. Gegenüber dem gleichen 
Vorjahreszeitraum sind 1965 (Januar bis September) die Verbraucherpreise ge- 
stiegen 

in Belgien um 4,1 vH, 
in Frankreich um 2,9vH, 
in GroObritannien um 4,8vH, 
in Italien (bis August) um 5,0vH, 
in den Niederlanden um 4,5vH, 
in der Schweiz um 3,O vH, 
in den Verein,igten Staaten um 1,SvH. 

183. In einer distanzierten Betrachtung, wie sie der Dauer und der weiten Ver- 
breitung des Geldwertschwunds angemessen ist, drängt sich der Eindruck auf, 
daO die Wirtschaft der Bundesrepublik in der Berichtszeit die Phase eines labi- 
len inflatorischen Gleichgewichts erreichte, von dem sie auch gegenwärtig - 
Herbst 1965 - noch nicht allzu weit entfernt zu sein scheint. Kennzeichnend für 
eine solche Situation, die für die Frage nach den therapeutischen Möglichkeiten 
die beste Ausgangsbasis bildet, sind: 

ein nicht wesentlich gestörtes auOenwirtschaftliches Gleichgewicht bei 
Preisanstieg im In- und Ausland; 
eine Investitionstätigkeit, die real gesehen nicht übersteigert ist und dem 
Ziel des stetigen und angemessenen Wachstums durchaus entspricht; 
eine spiralförmige Kosten-Preis-Bewegung, die zwar den Wirtschaftssub- 
jekten und Gruppen ie nach der Interessenlage, dem Gesichtswinkel, der 
Länge des Betrachtungszeitraums und dem MaOe, in dem Wirkungsver- 
zögerungen im Ablauf des Geschehens berücksichtigt werden oder nicht, 
entweder als Preis-Lohn-Spirale oder als Lohn-Preis-Spirale erscheint, die 
aber in Wirklichkeit längst zu einer Kombination von beidem geworden 
ist. 

Inflatorisch ist ein solches Gleichgewicht insofern, als die Gesamtnachfrage ein 
AusmaO erreicht, das Preissteigerungen auf den meisten Märkten erlaubt und 
das Rechnen mit weiteren Preissteigerungen fast schon zur Selbstverständlich- 
keit werden IäOt. Preissteigerungen aber, die erwartet worden sind, haben - 
im Gegensatz zu den unerwarteten Ausgabensteigerungen und Preiserhöhungen 
des inflatorischen Ungleichgewichts - keine stimulierenden oder wachstums- 
fördernden Wirkungen. 

Labil ist das inflatorische Gleichgewicht, in dessen Nähe sich unsere Wirt- 
schaft zu befinden scheint, insofern, als es auOenwirtschaftlich von - ver- 
mutlich nur vorübergehenden - Stagnationen in wichtigen Partnerländern ge- 
stützt wird und weil inflatorische Impulse im Inland, wie sie etwa von den 
öffentlichen Haushalten ausgehen können, vielleicht sogar schneller als früher 
Anpassungsreaktionen der Anbietergruppen zur Folge haben dürften und dann 
eine beschleunigte Drehung der Spirale erwarten lassen. 

184. Es scheint inzwischen im Hinblick auf die Geldwertentwicklung ein 
Stadium erreicht zu sein, in der die meisten Menschen, Gruppen und In'stanzen 
in Gesellschaft und Staat einen iährlichen Geldwertschwund von 2 oder 3vH 
für normal halten, antizipieren oder - notfalls - zu tolerieren bereit sind. Be- 
zeichnend hierfür ist, 
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da8 mehr und mehr nur die .relativea Stabilität des Preisniveaus als 
realistisches Ziel angesehen wird; 
da8 die Bundesregierung zwar die Möglichkeit, die Geldwertstabilität 
unter an'derem durch Wechselkursanpassungen zu erreichen, strikt ab- 
lehnte, aber von den angedeuteten alternativen Maonahmen (.- und 
lie8en sich auch noch weitere finden -", Stellungnahme 64 Ziffer6) keine 
ergriff oder auch nur in die Wege leitete, ausgenommen die schon zuvor 
angekündigte Kuponsteuer, die zusammen mit der Restriktionspolitik der 
Bundesbank das deutsche Zinsniveau auf eine dem Geldentwertungsrisiko 
angemessene Höhe brachte; 
daß von verantwortlicher Seite Vorstellungen gegen die Ausgabenbe- 
schlüsse des IV. Deutschen Bundestages erst erhoben wurden, als sie 
nur noch durch Maßnahmen gemäß Artikel 113 des Grundgesetzes hätten 
aufgehoben werden können, die auch zur Diskussion gestellt, dann iedoch 
nicht ergriffen wurden. 

185. Unter diesen Aspekten erscheint die inflatorische Entwicklung als das 
Ergebnis 

ungeduldigen Drängens vieler Gruppen und Körperschaften i n  Gesell- 
schaft und Staat (in anderen Ländern nur zeitweilig weniger und oftmals 
mehr als bei uns), 
mangelnden Widerstands der verantwortlichen Instanzen, vor allem in 
Wahliahren, und 
ungenügen,der automatischer Sicherungen im Ordnungssystem von Ge- 
sellschcift und Staat. 

186. Hat sich eine Gesellschaft daran gewöhnt, daß das Preisniveau um 2 oder 
3vH steigt, und liegt das Zinsniveau am Kapitalmarkt um den Prozentsatz der 
Geldentwertung über seinem sonst üblichen Niveau, so gehen von der Inflation 
weder wachstumsfördernde noch wachstumshemmende Wirkungen aus. Was 
sich an Investitions- und Wachstumsförderung ergibt, wenn der Ausgangspunkt 
Geldwertstabilität ist und das Zinsniveau den Geldwertschwund noch nicht be- 
rücksichtigt, tritt dann nur noch insoweit ein, als der Prozeß sich beschleunigt. 
Anpassung und Gewöhnung können daher sehr wohl auch hier das Verlangen 
nach mehr auslösen. Hat sich dieses Verlangen erst entwickelt, so wird es den 
verantwortlichen Instanzen nicht leichter fallen, der Beschleunigungstenden,~ 
entgegenzuwirken, als sich heute die Aufgabe zu stellen, die Geldentwertung 
zu verlangsamen. Möglicherweise werden, von der Konjunkturlage her ge- 
sehen, die Aussichten für eine edolgreiche Politik der Geldwertstabilisierung 
lange Zeit nicht mehr so günstig sein wie in der nächsten Zukunft. Wichtig ist 
allerdings, daß die Stabilisierung nicht für den hohen Preis einer Stabilisierungs- 
krise erkauft werden muß, eine Gefahr, die nach allen ErFahrungen der Kon- 
junkturgeschichte um so mehr droht, ie länger eine inflatorische Entwicklung 
angehalten hat und je stärker sie war. 

187. Der Sachverständigenrat ist nach wie vor der optimistischen Auffassung, 
daß Geldwertstabilität auch ohne deflatorische Begleiterscheinungen erreichbar 
ist, wenn sie wirklich gewollt wird un'd wenn die gesellschaftlichen Kräfte 
systematisch auf dieses Ziel hin gelenkt werden. Dazu reichen freilich Appelle 
an einzelne nicht aus; vielmehr bedarF es einer Abstimmung der Verhaltens- 
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weisen im Rahmen einer umfassenden wirtschaftspolitischen Konzeption. Der 
Rat hat die Möglichkeiten hierfür auch mit Vertretern der Sozialpartner er- 
örtert. Sie haben sich, nachdem die lohnpolitischen Grundsätze des vorigen 
Jahresgutachtens (Ziffer 248) auf beiden Seiten Zustimmung gefunden hatten, 
gemeinsam zur Mitarbeit bereit erklärt, gingen dabei allerdings davon aus, daß 
die Bundesregierung die hierfür erforderlichen Voraussetzungen schafft und die 
Führung übernimmt. Von diesem Ergebnis hat der Rat die Bundesregierung 
in einem Memorandum vom 19. Juni 1965 unterrichtet. Nach den langiährigen 
Disputen um die Lohnpolitik sieht er hier eine neue Möglichkeit für ein ge- 
meinsames Vorgehen. 

188. Die Stabilisierungskonzeption, die als Alternative zur bisherigen Politik 
der fallweisen Eingriffe im folgenden aufgezeigt wird, geht zunächst davon aus, 

daß in der Bundesrepublik ein labiles inflatorisches Gleichgewicht herrscht 
(Ziffer 183), 
daß die Einkommensverteilung und die Streuung der Gewinne annähernd 
so sind, wie sie bei Geldwertstabilität wären, also keine große Einkorn- 
mensgruppe auf die Dauer damit rechnen kann, aus der Preissteigerung 
mehr als nur einen scheinbaren Vorteil zu ziehen, 
daß iede Gruppe daher ohne wirkliche Nachteile an einem Stabilisie- 
rungsvorhaben mitwirken kann, sofern sich die wichtigsten anderen 
Gruppen zur gleichen Zeit in gleichem Maße daran beteiligen, 
daß eine konzertierte Verhaltensänderung daher durchaus im Bereich 
dessen liegt, was eine von der Mehrheit der Bevölkerung getragene Re- 
gierung mit Unterstützung der öffentlichen Meinung in die Wege leiten 
könnte, daß diese Verhaltensänderung in Etappen bewirkt werden kann 
und daß ErFolge in der ersten Phase bei allen Gruppen die Erwartung 
zunehmender Geldwertstabilität - ohne Deflationsgefahr - hervor- 
rufen werden, 
da6 diese Ubergangszeit ausreicht, damit langfristige Verträge, die die 
Konstanz der bisherigen Wirtschaftspolitik mit einem Geldwertschwund 
von 2 oder 3 vH zur (stillschweigenden) Geschäftsgrundlage haben, ohne 
schwerwiegende Nachteile für einen der Vertragspartner abgewickelt 
oder dem neuen Kurs der Wirtschaftspolitik angepaßt werden können, 
und 
dafl die Gleichzeitigkeit, die Gleichmäaigkeit und die Allmählichkeit des 
Vorgehens hinreichende Bedingungen für eine Stabilisierung ohne Stabi- 
lisierungskrise und ohne Wachstumspause sind. 

189. Als Ziel mag es zunächst ausreichen, dafl die jährliche Rate der Steige- 
rung des Preisindex für die Lebenshaltung auf 1 vH begrenzt wird. Ob es mög- 
lich ist, bis zu OSvH oder sogar zur absoluten Geldwertstabilität vorzustoßen, 
ohne Beschäftigung und Wachstum zu beeinträchtigen, Iäßt sich vorerst noch 
nicht mit Uberzeugungskraft sagen,. Die Antwort hängt sehr davon ab, ob 
auch ohne Deflationsdruck so viele Preise - in Branchen mit überdurchschnitt- 
licher Produktivitätssteigerung - so stark sinken, dai3 unvermeidliche Preis- 
Steigerungen in anderen Bereichen - etwa bei manchen Dienstleistungen - 
ganz und gar aufgewogen werden. 

190. Für die Aufgabe, den jährlichen Geldwertschwund von 3vH auf I vH 
zurückzuführen, sollten eigentlich zwei Jahresetappen genügen. Im Durch- 
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schnitt des ersten Jahres dürften die relevanten Preisindices nur noch um höch- 
stens 2vH über dem Voriahresstand liegen. Erreichbar wäre dies, 

wenn Bund, Länder und Gemeinden ihre Ausgabenansätze soweit kürz- 
ten, daß die Zuwachsrate gegenüber dem Voriahr die Rate der vor- 
aussichtlichen Steigerung des realen Sozialprodukts um höchstens zwei 
Prozentpunkte übersteigt, 
wenn die Bundesbank im Zusammenwirken mit den Geschäftsbanken 
sicherstellen könnte, daß das Kreditvolumen zur Finanzierung der Privat- 
investitionen um nicht mehr ausgedehnt wird als um die Rate der vor- 
aussichtlichen Steigerung des realen Sozialprodukts zuzüglich einer 
Marge von zwei Prozentpunkten, 
wenn die Sozialpartner gewährleisten könnten, daß die Zunahme der 
tariflichen Stundenverdienste im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt das 
Ausmaß der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätssteigerung nur um zwei 
Prozentpunkte übersteigt, und 
wenn diese Stabilisierungspolitik außenwirtschaftlich abgesichert werden 
kann. 

191. Jede dieser vier Bedingun'gen ist, wie im folgenden gezeigt wird, in engen 
Grenzen notwendig für das Gelingen des Vorhabens; am wichtigsten aber ist 
unter den Umständen vom Herbst 1965 ein beispielhaftes Verhalten der Öffent- 
lichen Hand. 

a) Sollten Bund, Länder und Gemeinden ihre Ausgaben auch nur um I vH 
mehr erhöhen, als es der Stabilisierungsnorm entspräche, so wäre bei 
plangemäßer Entwicklung der Privatausgaben damit zu rechnen, dat3 der 
Preisauftrieb dann nicht 2vH beträgt, sondern bei über 2% vH liegt. Min- 
destens ein Viertel Prozent zusätzlicher Preisauftrieb ist - günstigenfalls 
- von einem einprozentigen Mehrzuwachs der öffentlichen Ausgaben 
deshalb zu befürchten, weil die Ausgaben der öffentlichen Hand mehr als 
ein Viertel (ohne Sozialversicherung 1964: 29,6vH) des Bruttosozial- 
produkts ausmachen, weil die zusätzlichen Ausgaben auf mittlere Sicht 
fast ganz und gar inlandswirksam sind und weil das lnlandsangebot men- 
genmäßig fast unelastisch ist. 
Der Fall plangemäßer Entwicklung der Privatausgaben, auf den sich diese 
Uberlegung bezieht, wäre gegeben, wem die zusätzlichen öffentlichen 
Ausgaben weder die Privatinvestitionen noch - über die Lohnpolitik - 
die privaten Verbrauchsausgaben expansiv beeinflußten oder wenn Maß- 
nahmen, die auf der Einnahmenseite - insbesondere zum Ausgleich des 
Haushalts - ergriffen werden, ausreichten, um expansive Sekundärwir- 
kungen voll auszugleichen. Nur wenn die privaten Investitions- und Ver- 
brauchsausgaben weniger stark steigen, als es mit dem Stabilisierungs- 
vorhaben vereinbar ist, entsteht Spielraum für eine Erhöhung der Öffent- 
lichen Ausgaben ohne zusätzliche Preissteigerungen. 

b) Doch müssen wir schon hinsichtlich der Investitionen mit eher expansiven 
Nebenwirkungen rechnen: ein verstärkter Anstieg der öffentlichen Auf- 
träge, Transferzahlungen oder sonstiger Ausgaben kann leicht wie ein 
Signal wirken und die Unternehmen veranlassen, zusätzliche Kapazitäts- 
erweiterungen zu planen oder - aus Furcht vor verstärktem Preisauftrieb 
im Investitionsgüterbereich - auf eine beschleunigte Durchführung ge- 
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planter oder begonnener Vorhaben zu dringen. Da6 höhere öffentliche 
Ausgaben daneben auch manchem Unternehmen die Chance geben, 
sonst unabwendbare Produktionsumstellungen aufzuschieben und Kosten- 
Steigerungen auf die Preise zu überwälzen, ist ebenfalls nicht gerade 
stabilitätsfördernd. 

C) Mehrausgaben der öffentlichen Hand und dadurch angeregte Mehraus- 
gaben der Unternehmen erzeugen eine zusätzliche Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt; unter den heutigen Umständen lassen sie nicht eine Mehr- 
beschäftigung erwarten,sondern nur einen verstärkten Lohnauftrieb. Maß- 
halteappelle einer Regierung, die sich durch stabilitätswidriges Verhalten 
geldwertpolitisch unglaubwürdig gemacht hätte, könnten diese Entwick- 
lung sicherlich nicht aufhalten. Auch der Sachverständigenrat müßte es 
sich in einem solchen Falle versagen, für mehr Zurückhaltung einzutre- 
ten, jedenfalls solange die Tariflohnerhöhungen nur Reflex eines mone- 
tären Ungleichgewichts sind, dessen Ursachen außerhalb des Verant- 
wortungsbereichs der Sozialpartner liegen. 

d) Berücksichtigt man alle direkten und indirekten Folgewirkungen, so ist zu 
befürchten, daß öffentliche Mehrausgaben von 1 vH - über die Stabili- 
sierungsnorm hinaus - einen zusätzlichen Geldwertschwund von eben- 
falls 1 vH zur Folge haben, gemildert nur um die Wirkung, die ein 
dämpfender Einfluß des Auslands, verbunden, mit einer erheblichen Ver- 
schlechterung der Leistungsbilanz, ausüben könnte. Diese Beschleunigung 
der inflatorischen Entwicklung wird sich zwar nicht sofort vollziehen und 
auch in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung eines Kalenderiahres 
bei weitem noch nicht voll niederschlagen, aber sie wird das Kosten- und 
Preisgefüge im Laufe der Zeit unaufhaltsam erfassen, es sei denn, daß 
zufällig exogene rezessive Tendenzen ihr entgegenwirken. 

e) Muß man befürchten, daß sich die Länder und Gemeinden für die ge- 
samtwirtschaftliche Entwicklung nicht mehr verantwortlich fühlen als der 
Bund und daher keinte Hemmungen haben, ein schlechtes Beispiel des 
Bundes nachzuahmen, so gilt schon für den Bund allein die Warnregel, 
da8 jedes zusätzliche Prozent an Mehrausgaben ein zusätzliches Prozent 
Geldwertschwund bedeutet. 

f) Man mag diese These mancher Einschränkung unterwerfen; aber auch 
dann, wenn sich nicht die Waage hält, was der Einfachheit wegen unbe- 
rücksichtigt bleiben mußte, umreißt sie im Grunde doch recht genau das 
Maß der geldwertpolitischen Verantwortung, das Bundesregierung und 
Bundestag bei der Vorlage und Verabschiedung des Haushalts für 1966 
tragen und das sie sich jedenfalls werden zurechnen lassen müssen nach 
dem Prinzip, zumindest der oberste Träger der Wirtschaftspolitik sollte so 
handeln, als seien seine Maßstäbe maßgebend für das Verhalten der an- 
deren staatlichen Instanzen und der organisierten Gruppen in der plura- 
listischen Gesellschaft. Ubergeordnete Gesichtspunkte, auf die man sich 
berufen könnte, haben wenig Uberzeugungskraft, wenn höhere Aus- 
gaben - wegen der Anpassungsvorgänge bei den Investitionen und den 
Löhnen -fast nur die Preise hinauftreiben und insoweit eine bessere Er- 
füllung der Gemeinschaftsaufgaben insgesamt nicht erwarten lassen. 

g) Wenn dies nicht schon allen bewußt geworden ist, die nach dem Grund- 
gesetz für die Finanzpolitik ~eran~twortlich sind, und wenn es vielleicht 
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sogar bestritten werden sollte, so liegt der Grund wohl hauptsächlich in 
Wirkungsverzögerungen, die Spielraum für Illusionen bei der Entschei- 
dung lassen und für Verdeckungsideologien, wenn die schädlichen Folgen 
nach einer gewissen Zeit doch eintreten. 

192. Eine konzertierte Stabilisierungsaktion kann nur dann zustandekommen, 
wenn die Bundesregierung ihren Teil dazu beiträgt, da8 das Mi8trauen im Ver- 
hältnis der Beteiligten zueinander, das in den bisherigen Auseinandersetzungen 
um den Schuldanteil an der schleichenden Inflation entstanden ist, systematisch 
abgebaut wird und einem zukunftsbezogenen Vertrauensverhältnis Platz macht. 
Der Sachverständigenrat verweist in diesem Zusammenhang auf seine im vori- 
gen Jahresgutachten vertretene These, da8 bis Mitte 1964 - mit Ausnahme viel- 
leicht der Zeit nach der Aufwertung - eine hauptsächlich au8enwirtschaftlich 
induzierte Geldentwertung geherrscht hat, für die-bei festen Wechselkursen- 
weder die öffentliche Hand noch die Gewerkschaften oder die Unternehmer 
eine Mitverantwortung tragen. Was die Entwicklung seither anlangt, so hat der 
Sachverständigenrat die Bundesregierung schon im Frühsommer 1964 auf die 
Gefahr einer kostensteigernden Lohnwelle im Herbst 1964 und im Frühiahr 1965 
aufmerksam gemacht.') 

Mit ihr mußte gerechnet werden für den Fall, da8 die Bundesregierung den 
Boom des vorigen Jahres und den überproportionalen Anstieg der Gewinne 

11 Am 20. Juni 1964 übersandte der Sa'chverst6ndigenrat dem Bundeskanzler ein Schreiben, in  dem es 
zur damals voraussehbaren Entwicklung von Preisen und Lohnen hieß: 

Wenn die Bundesregierung nicht rechtzeitig und energisch mit geeigneten Maßnahmen eingreift, liegt 
eine Entwicklung im Bereiche des Wahrscheinlichen, die wie folgt zu kennzeichnen ist: 

1.Wir glauben mit einiger Sicherheit sagen zu kdnnen, daß wichtige Branchen schon im Herbst dieses 
Jahres den Zustand der 0bernachfra.ge erreichen werden. Sie werden dann über einen Spielraum für 
Preiserh6hungen verfügen, der es ihnen erlaubt, kräftige Lohnerh6hungen zuzugestehen und die 
daraus herrührenden Kostensteigerungen auf die Nachfrager zu überwälzen. Selbst wenn sich die 
Lohnerhdhungen in mäßigen Grenzen halten sollten, würden PreiserhBhungen auf breiter Front nicht 
mehr lange auf sich warten lassen. Die anstehenden Lohnerh6hungen werden überdies dazu fghren, 
daO die Nachfrage nach Verbrauchsgütern ddnn beschleunigt steigen und weitere Preiserh6hungen 
nach sich ziehen wird. Hemmungen von der Seite der Liquidität stehen einer solchen Ausweitung des 
Einkommenskreislaufs nicht im Wege. 

2. Mit kräftigen Erh6hungen der Effektivlehne sollte schon vor dem Herbst dieses Jahres gerechnet 
werden. Unter dem EinAuO des lnvestitionsbooms nimmt die Nachfrage n a h  Arbeitskraften jetzt auch 
wieder in der Industrie zu, obwohl in manchen Bereichen noch innerbetriebliche, durch RaYionalisie- 
rungen gebildete Reserven zur Verfügung stehen. Das Arbeitsangebot hingegen ist heute wesentlich 
unelastischer, als es etwa im Vergleichsiahr 19M) war. Während damals die Zahl der unselbstondig 
Beschäftigten noch um 3,2 vH zunahm, ist für 1964 nur ein Anstieg von kaum mehr als 1 vH zu 
erwarten. 

3. Von September 1964 bis März 1965 werden die Tarifpartner über neue Verträge für etwa 9,3 Millionen 
Arbeiter und Angestellte verhdndeln. Die zunehmende Knappheit am Arbeitsmarkt und die gute 
Auftrags- und Gewinnlage der Unternehmen werden vermutlich eine relativ große Konzessions- 
bereitschaft der Arbeitgeber hervorrufen. Sie wird sich auch durch Maßhalteappelle nur unwesentlich 
verringern lassen. Die Gewerkschaften andererseits werden in der Uffentlichkeit darauf hinweisen 
kennen, dafi trotz ihrer Zurückhaltung die Konsumgüterpreise während der Laufzeit der alten Vertrage 
nicht unerheblich gestiegen sind; unter Umständen wird es ihnen sogar m6glich sein, sich auf die 
allgemeine Enttäuschung hierüber zu berufen und die Forderung, daO in den neuen Tarifverträgen 
schon die für die Zukunft befürchtete Steigerung des Preisniveaus vorweggenommen werden müßte, 
als berechtigt hinzustellen. Das Ergebnis wären wahrscheinlich Tariflohnerhahungen. die das AusmaO 
dessen. was irn Hinblick ouf die Stabilität des gesamtwirtschaftlichen Kostenniveaus gerechtfertigt 
erscheint, weit übersteigen. 
Wir sehen in diesen Entwicklungen eine ernste Gefährdung der Geldwertstabilität. Sofern die Bun- 
desregierung nicht MaOnahmen ergreift, die die Gefahr fühlbarer Preissteigerungen weitgehend aus- 
schlieOen, sehen wir uni auch nicht in der Lage, MaOstäbe für gesamtwirtschaftlich vertretbare Lohn- 
erh6hungen onzugeben. Ohne eine überzeugende Garantie für die binnenwirtschaftliche Geldwert- 
Stabilität in  Gestalt von ausreichend wirksamen Maßnahmen müssen alle Versuche, spiralenfbmige 
Kosten-Preis-Bewegungen durch eine gesamtwirtschaftlich orientierte Einkommenspolitik zu verhindern, 
schon im Ansatz scheitern. 
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nicht rechtzeitig zu dämpfen in der Lage und bereit war. Der Rat hat dann in 
seinem vorigen Jahresgutachten gezeigt, da8 einem Boom bisher regelmäßig 
eine entsprechende Lohnwelle gefolgt ist. Diese ganz normale Wirkungsver- 
zögerung beim Lohnauftrieb (wage lag) Iäßt es nicht gerechtfertigt erscheinen, 
die Preisentwicklung von 1965 so ohne weiteres auf die Lohnentwicklung von 
1965 zurückzuführen, auch wenn dies einem naheliegenden Vor-Urteil ent- 
sprechen mag. 

Wenn eine ,Zurechnungu für die Vergangenheit so schwierig un,d fragwürdig 
ist, kann man um des Einvernehmens in der Zukunft willen ohne Nachteil auf sie 
verzichten. Wichtiger ist es für die nächste Zeit, in der die außenwirtschaftlichen 
Inflationseinflüsse wohl im Hintergrund bleiben werden, daf3 dieienigen, die 
Macht und Verantwortung für die lnlandsnachfrage haben, sich auf Leitlinien 
stabilitätskonforrnen Verhaltens einigen. Erst wenn solche MaBstäbe gesetzt 
sind, gewinnen Appelle zum Maßhalten einen spezifischen Inhalt. Doch werden 
sie auch dann ohne Wberzeugungskraft bleiben, sofern sie nicht aus einem Be- 
reich kommen, der Vorleistungen erbracht hat. 

193. Eine Vorleistung des Bundes für 1966 bestünde darin, 

daß die Ausgabenerhöhung bei konstanter Steuerde~kun~squote 6vH 
nicht überschreitet, 
daß im Falle einer höheren Rate des Ausgabenzuwachses die Steuer- 
deckungsquote wesentlich erhöht wird und 
daß im Falle eines überh6hten Ausgabenzuwachses und konstanter 
Steuerdeckungsquote die Einnahmen aus anderen Quellen so stark ge- 
steigert werden, da8 ein die private Nachfrage dämpfender Haushalts- 
überschuß entsteht, der bei der Bundesbank festgelegt werden müßte. 

Eine nachträgliche Kürzung früher beschlossener Ausgaben, die diesen Maß- 
stäben nicht gerecht wird, ist noch keine Vorleistung, wie schwer sie auch durch- 
setzbar sein mag, ebenso wenig wie es eine Vorleistung wäre, wenn die Ge- 
werkschaften sich - bei einer Stabilisierungsnorm von 6 vH - mit Lohner- 
höhungen von 8 vH begnügten, nachdem sie mit einer wesentlich höheren For- 
derung in den Lohnkampf gegangen sind. 

194. Hinsichtlich der privaten Investitionen bestünde im Rahmen eines mehs- 
jährigen Stabilisierungsvorhabens die Aufgabe darin, ihr Volumen immer so zu . 
steuern, daß sie nominal nicht stärker zunehmen als das reale Produktions- 
potential zuzüglich der tolerierten Geldentwertungsrate - im ersten Jahre also 
zuzüglich 2vH -, sofern nicht durch eine steigende Sparquote - unterdurch- 
schnittliche Zunahme der Ausgaben für den privaten Verbrauch - ein zusätz- 
licher Spielraum entsteht und sofern n'icht ein Rückgriff auf ausländische Res- 
sourcen - finanziert durch Kapitalimport oder einen Abbau der Devisenbe- 
stände - innerhalb bestimmter Grenzen für vertretbar gehalten wird. Unter 
den gegebenen Umständen - Herbst 1965 - wirken die konjunkturellen Kräfte 
bei finanzwirtschaftlicher Disziplin wahrscheinlich schon von sich aus dahin, da8 
die Privatinvestitionen fürs erste im Rahmen der Erfordernisse eines Stabili- 
sierungsvorhabens bleiben. Ob die Gewerkschaften dies iedoch für wahrschein- 
lich oder gar gewiß halten und ob sie in der Lohnpolitik für mehrere Jahre 
darauf bauen wollen, ohne daß Bundesregierung und Bundesbank zuvor glaub- 
würdig versichert haben, ein etwaiger inflatorischer lnvestitionsboom könne 
und werde rechtzeitig und wirkungsvoll gedämpft werden, bleibt abzuwarten. 
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Das gesamtwirtschaftliche Risiko besteht darin, dai3 in einem lnvestitionsboom 
die Gewinne den Effektivlöhnen und die Effektivlöhne den Tariflöhnen davon- 
laufen, bis - meist in der Phase der Abkühlung - die Gewinnwelle durch eine 
Lohn- und Kostenwelle und schließlich durch eine neue Preiswelle abgelöst wird. 
Wenn mit der lnvestitionswelle das Prinzip einer simultanen und mai3vollen Ex- 
pansion verletzt worden ist und die Einkommensverteilung sich aus diesem 
Grunde-wenn auch nur für begrenzteZeit-zugunsten der Gewinneverändert 
hat, dürfte es schwer sein, das zerstörte Einvernehmen wiederherzustellen, vor 
allem, wenn man an die alte Basis anschliefien will, da der inzwischen einge- 
tretene Geldwertschwund höchstens mit kräftigem Defiationsdruck wieder rück- 
gängig gemacht werden könnte. Ohne Verstetigung des Wachstums ist Geld- 
wertstabilität wohl nur um den Preis periodischer Stabilisierungskrisen erreich- 
bar. Der Gesetzgeber hat diesen Weg jedoch in seinem Auftrag an den Sach- 
verständigenrat ausdrücklich ausschlierjen wollenl: er erwartet vom Sachver- 
ständigenrat Auskunft darüber, wie sich Stabilität des Preisniveaus bei stetigem 
Wachstum erreichen 1äi3t. Der folgende Katalog von Möglichkeiten besserer 
lnvestitionssteuerung ist ein Versuch, auf diese präzise Frage zu antworten. 

195. Ausgangspunkt aller folgenden Erörterungen ist die einschränkende Be- 
dingung, dai3 der Wechselkurs nicht beweglich sein soll. Sie beruht auf der 
Annahme, dai3 eine Uberwindung der Zielkonfiikte mit Hilfe der Wechselkurs- 
politik, wie sie der Sachverständigenrat in seinem vorigen Jahresgutachten be- 
schrieben hat, im politischen Raum vorerst nicht durchsetzbar ist. Dies bedeutet: 
eine inländische Kreditverknappung führt nicht zwangsläufig dazu, dai3 die 
lnvestitionsbereitschaft - bei gegebenen Zinssätzen, also im Sinne einer Nach- 
fragekurve - nachläßt; denn sie ist ja nicht, wie es bei beweglichen Kursen der 
Fall wäre, mit einer vom Kapitalzustrom ausgehenden Tendenz zur Währungs- 
aufwertung, damit zur lmportverbilligung und zur Exporterschwerung sowie zur 
Begrenzung der Gewinne und Selbstfinanzierungsmöglichkeiten verbunden. Die 
Kreditpolitik muQ also, um die gleiche Wirkung allein zu erzielen, sehr viel 
restriktiver sein, soweit dies ohne mittelbare oder unmittelbare Ein~chrän~kung 
des internationalen Kapitalverkehrs überhaupt möglich ist. Wie sie in dieser 
Hinsicht wirksamer gestaltet werden könnte, IäOt sich an einigen Beispielen zei- 
gen, die im folgenden erörtert werden. Wer diese Möglichkeiten für unreali- 
stisch oder für unzureichend hält, hat keine andere Wahl, als fiskalpolitische 
Mittel zu erwägen. Auch hierfür geben wir im folgenden Beispiele, mit denen 
wir die in der letzten Ziffer (258) des vorigen Jahresgutachtens niedergelegten 
Gedanken fortführen : 

,. . . die Fiskalpolitiku kann ,bei voller Konvertibilität und festen Wechsel- 
kursen die Binnenkoniunktur wirksam nur dann stabilisieren, wenn sie 
nicht so sehr Liquiditätspolitik ist als eine Politik zur Beeinfiussun'g der 
Auftragslage und der Rentabilität der Unternehmen. Ihr Schwergewicht 
mui3 zu diesem Zweck entweder bei den öffentlichen Aufträgen liegen, 
was hauptsächlich die Bauindustrie trifft, oder bei steuerlichen Mitteln 
zur Förderung oder Hemmung der Investitionen im Inland, zum Beispiel 
bei antizyklischen - und daher häufigen - Veränderungen der steuer- 
lichen Abschreibungsmöglichkeiten und bei einer Besteuerung oder Sub- 
ventionierung der Privatinvestitionen je nach der Koniunkturlage. Auch 
hier erfordert die Flexibilität des Mitteleinsatzes sehr wahrscheinlich eine 
Verlagerung von Kompetenzen vom Parlament zur Regierungu. 
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196. Eine restriktive Kreditpolitik, die nur das Zinsniveau steigen Iäflt, hat wohl 
wenig Wirkung auf die Investitionstätigkeit, es sei denn, die Unternehmer 
halten die Zinserhöhung für vorübergehend; denn ohne die begründete Er- 
wartung, da8 der Kredit in absehbarer Zeit wieder wesentlich billiger werden 
wird, haben die Unternehmer in einer wachsenden Wirtschaft und bei scharfem 
Rationalisierungszwang verständlicherweise wenig Neigung, eine Vertagung 
ausgereifter lnvestitionsvorhaben auch nur ins Auge zu fassen. Uberdies ver- 
mindert selbst eine als vorübergehend angesehene Zinsverteuerung die Ircvesti- 
tionsneigung nur wenig, .solange die Unternehmen auf kurzfristige Finanzie- 
rungsmöglichkeiten ausweichen können und-im Falle der Anleihefinanzierung 
- mit der Möglichkeit rechnen, die Anleihen beschleunigt auszulosen oder vor- 
zeitig zu kündigen. Ein Zinsversprechen von 8vH, das de facto nur für wenige 
Jahre gilt, belastet die lnvestitionskalkulation selbstverständlich viel weniger 
als ein Zinsversprechen gleicher - oder selbst geringerer - Höhe, das nicht 
widerrufen werden kann. Vorzeitig kündbare Anleihen nicht mehr zu geneh- 
migen, wäre daher wohl eine erste Möglichkeit, die Zinspolitik künftig etwas 
wirksamer zu gestalten. 

197. AuBerdem könnte das Instrumentarium der Bundesbank dahingehend 
vervollständigt werden, da8 sie in der Lage wäre, die Zuwachsrate des Kredit- 
volumens der Banken unmittelbar zu begrenzen. Die einzelnen Kreditbanken 
mü8ten wohl zu diesem Zweck veranla8t werden, die gesamtwirtschaftlich 
tolerierbare Zuwachsrate der Investitionen als Obergrenze für die Ausdehnung 
ihrer kurz- und mittelfristigen Kredite an die Wirtschaft anzuerkennen. Für In- 
stitute, die ihre Plafonds überschreiten, wäre ein progressiv wirkendes System 
automatisch in Kraft tretender Restriktionen vorzusehen; als Restriktionen 
kämen unter anderem in Betracht: 

die zwangsweise Ubernahme eines entsprechenden Volumens niedrig- 
verzinslicher Offenmarkttitel (verzinsliche Mindestreserven), 
eine zusätzliche Mindestreserveverpflichtung (unverzinsliche Mindest- 
reserven), 
ein Aufschlag beim Rediskont, 
eine Kürzun,g der Rediskontkontingente. 

Zu den Nachteilen einer solchen Regelung gehörte wohl, da8 sie den wirk- 
samen Wettbewerb der Banken um die potentiellen Kreditnehmer weitgehend 
beschränkt auf die Zeit, in der die Plafonds nicht ausgenutzt sind. Wie schnell 
die Plafonds an Tendenzen zum Strukturwandel im Bankensystem angepa8t 
werden sollten und ob es nicht um einer grö8eren Flexibilität willen zweck- 
mä8ig wäre, unausgenützte Plafonds übertragbar zu machen, könnte zu ge- 
gebener Zeit im Lichte der Erfahrungen entschieden werden. 

198. Mit steuerlichen MaOnahmen der lnvestitionssteuerung lie8e sich eine 
restriktive Kreditpolitik ergänzen, falls es sich zeigt, da8 diese nicht genügend 
greift. Steuerliche Maonahmen haben allerdings den Nachteil, da8 sie während 
der Beratungen in Bundestag und Bundesrat eine unerwünschte Ankündigungs- 
wirkung auslösen. Daher mü8ten sie - in weiser Voraussicht - beschlossen 
werden, bevor sie notwendig erscheinen, damit sie in Kraft treten können, so- 
bald die Regierung auf Grund einer obiektiven Lagebeurteilung den richtigen 
Zeitpunkt für gekommen hält. Selbstverständlich dürften sie sich im Falle restrik- 
tiver Anwendung nur auf künftige Investitionstatbestände beziehen. 
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199. Im Nachtrag zu ihrem Wirtschaftsbericht 1964 (Drucksache zu IV/1752) 
erklärte die Bundesregierung in Anlage 1 (Erweiterung des koniunkturpolitischen 
Instrumentariums),daß ein starker k~n~iunkturpolitischer Einflu6 durch Variierung 
der steuerlich zulässigen Abschreibungen erzielt werden könne. Nach einem 
Hinweis auf die Ermächtigung, die das Steueränderungsgesetz 1961 ihr hin- 
sichtlich konjunkturpolitischer Sonderabschreibungen - also in einer Richtung 
nur - gegeben hat, stellte sie fest: ,Diese Ermächtigung mü6te erweitert wer- 
den." Etwas geschehen ist seither nicht, offenbar weil der Konjunkturlage nur 
entsprochen hätte, wenn die Ermächtigung in der entgegengesetzten Richtung 
erweitert worden wäre. Genau dies aber steht hier zur Diskussion. Um die 
steuerlichen Abschreibungsmöglichkeiten vorübergehend einzuengen, kann man 

die Abschreibungssätze herabsetzen, sei es für un.bestimmte Zeit, sei es 
für eine von vornherein endgültig festgelegte Frist, im letzteren Fall mit 
einer Mindestpause vor einer etwaigen erneuten Herabsetzung, oder 
den Beginn des steuerlichen Abschreibungszeitraums verlegen. 

Insoweit die steuerlichen Abschreibungen den Kapitalverzehr in den ersten 
Jahren übersteigen und damit praktisch auf eine Steuerstundung oder ein zins- 
loses Staatsdarlehen zur lnvestitionsfinanzierung hinauslaufen, ist jede Ein- 
engung dieser Möglichkeiten gleichbedeutend mit der Vorenthaltung eines 
Liquiditätsgeschenks oder Zinszuschusses. Es sei dahingestellt, ob es mit dem 
Grundgesetz vereinbar wäre, einem Kapitalverzehr, der tatsächlich stattge- 
funden hat, aus koniunkturpolitischen Gründen vorübergehend die steuerliche 
Anerkennung zu versagen. Jedenfalls käme eine solche Regelung einer Steuer- 
vorauszahlung und damit einem Liquiditäts- und Zinsverlust gleich. Man könnte 
in ihr auch eine Art lnvestitionsabgabe erblicken, die später individuell zurück- 
erstattet wird. 

200. Als Alternative wäre zu erwägen, ob der Bundesregierung nicht die Mög- 
lichkeit gegeben werden sollte, im Falle einer übertriebenen Investitionswelle, 
die ohnehin nach einiger Zeit abklingt, eine zeitlich befristete Investitionsab- 
gabe einzuführen, die darauf abzielt, die Unternehmen zu einem Strecken 
oder Vertagen von lnvestitionen zu bewegen, und die bei einer Wachstums- 
pause und erst recht im Falle einer Rezession von entsprechend hohen und eben- 
falls befristeten Investitionszuschüssen abgelöst würde. Von der traditionellen 
Politik der Kreditrestriktionen, die sie ergänzen oder gar ersetzen könnte, 
unterschiede sich eine solche Regelung vor allem durch folgendes: 

sie wäre als befristete Ma6nahme erkennbar; sie entspräche also mehr 
einer als vorübergehend angesehenen Erhöhung des Kapitalmarktzinses; 
sie vermiede, weil sie unmittelbar auf die Kapitalnachfrage wirkt, ein 
Abgleiten des Kursniveaus und eine entsprechende Entiäuschung der 
Wertpapiersparer; 
sie führte nicht zu einer Erhöhung der Zinseinkommen; 
sie bedürfte, um wirksam zu sein, keiner Einschränkung der Konvertibilität, 
keines durch Verärgerung der ausländischen Kapitalanleger künstlich ge- 
schaffenen ,Kapitaleinfuhrzollsn; denn sie wirkte nicht auf das Angebot, 
sondern auf die Nachfrage nach In,vestitionskrediten; 
sie lie6e sich auf die lnvestitionen auch der Gebietskörperschaften, der 
Bundesbahn und der Bundespost ausdehnen; 
sie könnte so gestaltet werden, da6 bestimmte dringende Sozialinvesti- 
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tionen unberührt blieben, obwohl natürlich auch hier zu beachten ist, da8 
jede Ausnahme das Verlangen nach weiteren Ausnahmen verstärkt; 
sie erbrächte Erträge, die thesauriert werden könnten - und sollten -, 
bis sich in einer Phase unzureichender Nachfrageexpansion ein konjunk- 
turpolitischer Anlaß bietet, die lnvestitionsneigung durch globale oder 
gezielte Zuschüsse anzuregen. 

Innerhalb eines Wachstumszyklus sollten sich Abgaben und Zuschüsse aus- 
gleichen; es mag sogar angebracht sein, den Fonds im Boom auch aus Haus- 
haltsüberschüssen zu speisen, damit gewährleistet ist, da8 eine solche Regelung 
den lnvestitionswillen und damit das Wachstum langfristig nicht bremst, sondern 
eher verstärkt, also nicht darauf hinausläuft, da8 grö8ere Stetigkeit mit Wachs- 
tumseinbu8en erkauft wird. Unter Umständen könnte den Selbstverwaltungs- 
Organen der Wirtschaft ein Mitsprache- und Kontrollrecht bei der Verwaltung 
des Fonds zugestanden werden, damit die Befürchtung, es handle sich hier um 
eine neue Steuer und nicht nur um ein Instrument des intertemporalen Aus- 
gleichs, überhaupt n,icht erst entsteht. Am leichtesten durchsetzbar erscheint die 
Regelung, wenn sie in einer Periode nachlassender lnvestitionsneigung als ein 
System von Investitionszuschüssen in Kraft tritt. 

201. Sobald die Bundesregierung überzeugend kundtut, da8 sie gewillt und 
in der Lage ist, die öffentlichen Ausgaben und die Privatinvestitionen in einem 
MaBe zu steuern, das eine hinreichende Gewähr für die Minderung der Geld- 
entwertungsrate auf 2 vH und nachher auf 1 vH bietet, sollte es den Sozialpart- 
nern nicht schwer fallen, eine Lohnpolitik zu treiben, die das gesamtwirtschaft- 
liche Kostenniveau um nicht mehr als eben diese Sätze steigen lä8t. Was eine 
derartige Lohnpolitik im einzelnen bedeutet, ergibt sich aus den Regeln der 
Ziffer 248 des vorigen Jahresgutachtens. Dabei wird unterstellt, da8 das au8en- 
wirtschaftliche Gleichgewicht bis auf weiteres nicht in einer Weise gestört ist, 
die auf einen lnflationsimport hinausläuft. Die tolerierte Abweichung vom mone- 
tären Gleichgewicht - 2vH und danach 1 vH Kaufkraftschwund - darf voll 
zum verteilbaren Produktivitätsfortschritt hinzugeschlagen werden. Wäre der 
erwartete Zuwachs des Sozialprodukts ie Erwerbstätigenstunde 4vH, der Lohn- 
summeneffekt des Wandels der Beschäftigtenstruktur, der abzuziehen ist, 
0,2vH (Ziffer222) und der Einkommensgewinn aus besseren Terms of Trade, der 

I noch verteilt werden kann, 0,1 vH, so dürfte die Erhöhung der Stundenlöhne in 
I 

Bereichen, die keinen überdurchschnittlichen Mangel an Arbeitskräften auf- 
I weisen und erwarten lassen, zunächst 5,9vH ie Jahr nicht überschreiten. Hier- 

von wären alle Verbesserungen, die kostenmä8ig einer Erhöhung der Stunden- 
löhne gleichkommen, abzuziehen. Für eine Erhöhung der Kapitalkosten als 

I Folge der restriktiven Kreditpolitik braucht jedoch lohnpolitisch kein Spielraum 
I gelassen zu werden; denn die Kreditverknappung soll ia nicht die Einkommens- , 

verteilung zum Nachteil der Arbeitnehmer verändern, sondern auf eine Ver- 
I tagung weniger dringlicher lnvestitionsvorhaben hinwirken. 

202 Die Anwendung der Lohnregeln der Ziffer248 unseres vorigen Jahres- 
gutachtens wirft insbesondere im Rahmen einer konzertierten Stabilisierungs- 
aktion dann ein weiteres Problem auf, wenn befürchtet werden mu8, daß eine 
entsprechende Zurückhaltung in der Lohnpolitik durch ein Streben nach ver- 
stärkter Arbeitszeitverkürzung teilweise wieder aufgehoben wird. 

a) In Absatz d) der erwähnten Ziffer sagten wir, es mü8ten in Bereichen 
mit einem zusätzlichen Arbeitskräftebedarf, der nicht aus dem Neuzu- 



Gegen den Geldwertschwund 

gang gedeckt werden kann, die Löhne stärker erhöht werden. Dem ist hin- 
zuzufügen, daß es stabilisierungswidrig wäre, diese Regel auch für Fälle 
in Anspruch zu nehmen, in denen der zusätzliche ArbeitskräftebedarF 
unmittelbar mit einer überdurchschnittlichen Arbeitszeitverkürzung zu- 
sammenhängt. 

b) Gesamtwirtschaftlich hätte eine übertriebene Arbeitszeitverkürzung mög- 
licherweise zur Folge, 

daß die Löhne nach dem Gesetz des Marktes stärker stiegen, als es mit 
der Stabilisierung des Kostenniveaus vereinbar wäre, 
daß die Unternehmer zur Uberwindung des noch größeren Arbeits- 
kräftemangels zusätzlich mechanisierten und automatisierten und auf 
diese Weise die Investitionen stärker ausdehnten, als es mit der Stabi- 
lisierung des Preisniveaus vereinbar wäre, und 
dai3 sich in dieser Phase die lnflationsspirale beschleunigt drehte, weil 
Preissteigerungen immer wieder einen Teil der vorherigen Lohner- 
höhungen kaufkraftmäßig zunichte machten. 

C) Unabhängig von den Folgen für die Geldwertstabilität stünde das Er- 
gebnis eines Prozesses forcierter Arbeitszeitverkürzungen - nach allen 
Anpassungen - in einer Hinsicht von vornherein fest: 
Der Kapitaleinsatz je Produkteinheit - gemessen als Kapitalverzehr 
und Zinskosten bei konstantem Zinssatz - wäre größer als ohne die 
künstliche Verknappung des Arbeitsangebots mit der Folge, da8 ein 
(größerer) Teil der Zunahme des Produktionsergebnisses ie Stunde auf 
die Kapitalkosten entfiele und die Reallohnsteigerung arn Ende ent- 
sprechend (stärker) hinter dem Fortschritt der Arbeitsproduktivität zurück- 
bliebe - immer verglichen mit einer Entwicklung ohne forcierte Arbeits- 
zeitverkürzung. Dabei räumen wir ein, daß auch eine forcierte Arbeits- 
zeitverkürzung den Fortschritt der Arbeitsproduktivität vorantreibt;. doch 
kann niemand sagen, ob diese Wirkung groß genug ist, um zu verhindern, 
daß die Arbeitszeitverkürzung den Anstieg der Reallöhne ie Stunde be- 
einträchtigt. 

d) Entscheidend ist, da8 das Niveau der Reallöhne nicht über demjenigen 
liegt, das sich ergäbe, wenn man - um der Geldwertstabilität willen - 
die Prinzipien einer kostenniveau-neutralen Lohnpolitik befolgte. Zif- 
fer248 (JG 64) enthält dafür die Regel, da8 bei zunehmendem Anteil der 
Kapitalkosten an den Gesamtkosten die Löhne nicht so stark steigen dür- 
fen wie die Arbeitsproduktivität. Sonst gibt es Fehlentwicklungen, sei es in  
Form eines steigenden Preisniveaus, eines sinkenden Beschäftigungsstan- 
des oder eines verminderten Wirtschaftswachstums als Folge sinkender 
Gewinn- und Investitionsraten. 

e) Eine konzertierte Stabilisierungsaktion müßte daher Wahlmöglichkeiten 
vorsehen: Eine beschleunigte Verkürzung der Arbeitszeit müßte mit einem 
entsprechend geringeren Anstieg des Lohnniveaus (im Vergleich zum ge- 
samtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt) und ein Verzicht auf weitere 
Arbeitszeitverkürzungen mit einem vergleichsweise größeren Lohnanstieg 
verbunden sein. Derartige Regelungen müßten im Hinblick auf ihren lang- 
fristigen Charakter Gegenstand ein8es mehriährigen Stufenplans sein. Ein 
solcher Stufenplan müßte die Maßstäbe für eine Arbeitszeitverkürzung 
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enthalten, die mit einer als angemessen angesehenen Wachstumsrate 
vereinbar wäre. 

f) Dem Stufenplan müflten Untersuchungen vorausgehen, die die realen 
Alternativen aufzeigen, unter der Bedingung, da8 Gemeinschaftsauf- 
gaben bestimmten Umfangs erfüllt werden sollen: 

1. Wieviele zusätzliche ausländische Arbeitskräfte müssen beschäftigt und 
untergebracht werden, um die Wirkung einer einstündigen Arbeitszeit- 
verkürzung auf das Wachstum des realen Sozialprodukts auszuglei- 
chen? 

2. Um wieviel müi3ten die Steuersätze erhöht werden, wenn die Gemein- 
schaftsaufgaben bei einem durch die Arbeitszeitverkürzung beein- 
trächtigten Wachstum wie vorgesehen erfüllt werden sollen? 

203. Es wird nicht ganz leicht sein, den Unternehmern, den organisierten Ar- 
beitern und den vielen Instanzen der öffentlichen Hand klarzumachen, da6 das 
Stabilisierungsvorhaben keinem von ihnen einen realen Nachteil, allen Schichten 
der Bevölkerung aber wohl ein allmähliches Ende des Geldwertschwunds 
bringen soll und bringen kann. Skeptiker werden einwenden, 

da8 die eigene Nachfrage- und Ausgabeneinschränkung entweder nur 
anderen Nachfragergruppen zugute komme oder aber das Wachstum 
beeinträchtige, 
da8 die eigene Zurückhaltung bei Preisforderungen nur die ,Lohnquote' 
und die eigene Zurückhaltung bei Lohnforderungen nur die ,Gewinn- 
quote 'erhöhe und 
dai3 ein Gelingen der ,Stabilisierung ohne Stabilisierungskrise' nach eini- 
ger Zeit doch wieder nur zu unerwünschten au6enwirtschaftlichen Uber- 
schüssen führe, weil andere Länder unserem Beispiel nicht folgen könnten 
oder wollten. 

204. Zu dem letzten dieser Punkte ist zu bemerken, 

dai3 unsere Zahlungsbilanz gegenwärtig zum defizitären Ungleich- 
gewicht neigt und eine konzertierte Stabilisierungsaktion dem Ziel des 
au6enwirtschaftlichen Gleichgewichts tendenziell entspräche, 
da0 die schrittweise Durchführung des Vorhabens einen zeitlichen Spiel- 
raum für eine internationale Zusammenarbeit in gleicher Richtung schafft 
und 
dai3 die Bundesregierung au6er den bereits durchgeführten Liberalisie- 
rungsma6nahmen noch weitere Möglichkeiten sieht, um ,die vom Ausland 
ausgehenden Impulse auf das innere Preisniveau zurückzudrängen.. .' 
(Stellungnahme 64 Ziffer 6). 

Der Sachverständigenrat hat sich mit der Frage befaBt,wie das Stabilisierungs- 
vorhaben darüber hinaus noch auflenwirtschaftlich gesichert werden kann, ohne 
da6 es einer Währungsaufwertung bedürfte, die vielen internationalen Verträ- 
gen des privaten Rechts nachträglich eine verän.derte Geschäftsgrundlage gibt, 
noch ein Ubergang zur vollen Wechselkursflexibilität nötig wäre, wie ihn die 
Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum vorigen Jahresgutachten katego- 
risch abgelehnt hat. Er wird sich zu geeignetem Zeitpunkt über das Ergebnis der 
Beratungen äu6ern. 
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205. Andere in Ziffer 203 erwähnte Einwände beruhen lediglich auf der Be- 
fürchtung, daß sich die Grundsätze der Gleichzeitigkeit un(d der Gleichmäßigkeit 
nicht streng genug einhalten lassen und Zurückhaltung um der Geldwertstabili- 
tät willen dann nicht (voll) durch Geldwertstabilität honoriert, sondern minde- 
stens zum Teil durch ein Zurückbleiben im Proze8 der gesamtwirtschaftlichen 
Einkommensentwicklung bestraft wird. Doch darf man wohl hoffen, da8 die 
öffentliche Meinung weder schlechte Erfahrungen in  der Vergangenheit noch 
Mi8trauen gegenüber dem künftigen Verhalten anderer Gruppen als Rechtferti- 
gungsgrund für aktiven oder passiven Widerstand gelten lassen wird und da8 
die Bundesregierung durch ihre eigene Ausgabengebarung und durch stabili- 
sierungskonforme Maßnahmen dafür sorgen wird, da8 begründetem MiBtrauen 
gegenüber anderen Gruppen so schnell wie möglich die Basis entzogen wird. 
Stabilisierung ohne Stabilisierungskrise erscheint somit als eine Aufgabe, die 
hohe Anforderungen an die psychologische und politische Führungskunst der 
Regierung stellt. Es wird viel Mut dazu gehören, sich diese Aufgabe zu eigen zu 
machen, wenn auch vielleicht nicht mehr Mut, als sie abzulehnen. 

206. Wichtig für den Erfolg ist schließlich, daß sich Zug um Zug mit der Ein- 
dämmung der Ausgabenexpansion und der Lohnsteigerungen die Preiserwar- 
tungen stabilisieren,. 

a) Der ideale Fall wäre, dai3 nur der bei den jetzigen Preisen bestehende 
Uberschut3 der nominalen Nachfrage (Ausgaben) über das Angebots- 
potential gekappt würde. Ohne Nachfrageüberhang und ohne Kosten- 
druck von der Lohnseite müßte der Anstieg des Preisniveaus sehr schnell 
zum Stillstand kommen. Allerdings setzte ein sehr schnelles Umschalten 
auf Geldwertstabilität voraus, dai3 die Nachfrager auf fast jeden Versuch 
der Anbieter, höhere Preise durchzusetzen, mit Kaufzurückhaltung und 
Aufiragsstornierung reagieren. Da jedoch viele Nachfrager gleichzeitig 
Anbieter sind, Iäßt sich derartiges wohl nicht organisieren, ohne daß es 
tatsächlich zu Stornierungen kommt und ein Beschäfiigungsrückgang hier 
und da den Wechsel des Nachfrageklimas ankündigt und fühlbar macht. 

b) Eine rasche Stabilisierung ohne Stabilisierungskrise könnte um so eher 
erreicht werden, ie mehr es gelingt, den Unternehmern klarzumachen, 

daß Zurückhaltung in der Preispolitik der faire Preis für eine kosten- 
niveau-neutrale Lohnpolitik ist und 
daß es überdies im wohlverstandenen Interesse der produzierenden 
Wirtschaft liegt, einer zur Geldwertstabilität entschlossenen Regierung 
eine Deflationspolitik und sich selbst eine Stabilisierungskrise - zumin- 
dest aber eine Wachstumspause - zu ersparen (JG 64 Ziffer 249f). 

Die Wirtschaftsverbände könnten aufklärend viel dazu beitragen, da8 
sich die Unternehmer auf ein anderes Preisklima und Preisverhalten um- 
stellen, ohne daß es dazu erst eines Deflationsschocks bedarf. 

C) Ergänzend wäre zu erwägen, ob nicht allen Ressorts des Bundes, der Län- 
der und der Gemeinden, die für die Vergabe öffentlicher Aufträge zustän- 
dig sind, die Anweisung gegeben werden könnte, während einer Uber- 
gangszeitöffentlicheAufträge nur dann unverzüglich zu erteilen,wenn die 
geforderten Preise eine bestimmte am Vorjahresstand gemessene Höhe 
nicht überschreiten, und in allen anderen Fällen zu warten, bis sich An- 
bieter finden, die auf diese Bedingung eingehen. Sollte die öffentliche 



Gegen den Geldwertschwund 

Hand bisher in nennenswertem Umfang mit Preisgleitklauseln einverstan- 
den gewesen sein, so müßte spätestens zu Beginn der Stabilisierungsaktion 
hiermit aufgehört werden; denn solange die Uberwälzung der Inflations- 
nachteile von vornherein vereinbart wird, sind die Lieferanten nicht daran 
interessiert, sich höheren Preisforderungen bei Vorerzeugnissen und Vor- 
leistungen zu widersetzen und ihrerseits Preisgleitklauseln abzulehnen. 

d) Um den Widerstand gegen Preissteigerungsprozesse auf breiter Front zu 
stärken, wäre weiterhin zu erwägen, ob nicht durch Gesetz festgelegt 
werden sollte, daß künftig auch solche Preisklauseln nur durch Genehmi- 
gung der Bundesbank Rechtskraft erhalten, die nach bisheriger Auffassung 
des Bundesgerichtshofes - nicht der Bundesbank - als genehmigungs- 
freie ,Kostenklauselnu (zum Beispiel Vorbehalte bei Lohn- und Material- 
preisänderungen) und nicht als genehmigungspflichtige ,Wertsicherungs- 
klauseln" anzusehen sind. 

207. So wichtig es ist, daß Lohn- und Materialpreisklauseln in Lieferverträgen 
definitiven Preisvereinbarungen weichen, so bedenklich ist es unter dem Ge- 
sichtspunkt der Stabilisierung, da8 das Verbot von Wertsicherungsklauseln im 
Kapitalverkehr bei öffentlichen nicht weniger als bei privaten Kreditnehmern 
die Vorstellung nährt, es lohne sich allemal, Schulden zu machen und aufwendig 
zu investieren, da ja der Gläubiger durch das Währungsgesetz gezwungen ist, 
einSen Teil der Zeche als Geldwertminderung zu bezahlen. Zwar ist diese Vor- 
stellung insofern zum Teil eine Illusion, als das Zinsniveau sich nach einiger Zeit 
so oder so der Geldentwertungsrate anpa8t, aber es geht hier ja um Vorstel- 
lungen, die das Verhalten beeinflussen. Wberdies macht das Verbot von Geld- 
wertsicherungsklauseln im Kapitalverkehr alle Geldschuldner von ihrem ver- 
meintlichen Eigeninteresse her zu Gegnern einer Stabilisierungspolitik. Dieses 
Verbot ist Resultat einer vordergründigen, auf Primäreffekte und ,Optiku be- 
dachten Denkweise, die häufig - und so auch hier - das Gegenteil von dem 
bewirkt, was sie bezweckt, aber die komplexen gesamtwirtschaftlichen Zusam- 
menhänge ignoriert. 

208. So müssen wir möglicherweise schon mit allzuvielen rechnen,die geradezu 
wünschen, da6 die Verwirklichung der Geldwertstabilität nicht in die politische 
Landschaft paßt; für sie sind die Gleichwertigkeit und die Gleichzeitigkeit der 
Zielsetzungen des Gesetzes eine Utopie, die sie unverhohlen ablehnen. Dieser 
Gruppe aber steht die große Mehrheit der Bevölkerung gegen,über, die die 
Geldwertstabilität wünscht, aber immer weniger an sie glaubt. 

Q u a n t i t a t i v e  Konsequenzen für 1966 

209. Sollten die Instanzen und Gruppen, die für die Geldwertentwicklung Ver- 
antwortung und Mitverantwortung tragen, recht bald schon zu einem gemein- 
samen Vorgehen bewogen werden können und sich dabei so verhalten, wie es 
für die erste Phase eines solchen Stabilisierungsvorhabens beschrieben worden 
ist, so erwiese sich die Vorausschau, die im zweiten Kapitel unter der Annahme 
unveränderten Verhaltens gegeben worden ist und die - trotz konjunktureller 
Abschwächung der Ubernachfrage - einen fast unveränderten Geldwert- 
Schwund anzeigt, als falsch. Wir  dürften statt dessen einen günstigeren Trend 
der Preisentwicklung erwarten, wenn auch erst im weiteren Verlauf des Jahres. 
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Selbstverständlich vollzöge sich der Ubergang - wegen mannigfacher Wir- 
kungsverzögerungen - nicht überall gleichmäßig und gleichzeitig; auf manchen 
Märkten würden sich alte und neue Tendenzen noch einige Zeit überlagern. 

210. Auch wenn wir die Möglichkeiten im politischen Raum nüchtern einschät- 
zen, so erscheint es uns nicht völlig unrealistisch, daß eine konzertierte Stabili- 
sierungsaktion - vielleicht mit Vorleistungen in einigen Bereichen und einem 
Nachziehen in anderen - auch noch für 1966 in Betracht gezogen werden kann. 
Zugunsten dieser Auffassung sprechen die verringerte lnvestitionsneigung der 
privaten Wirtschaft - mit weiterer Dämpfung, falls die Kreditpolitik auf restrik- 
tivem Kurs bleiben sollte - und die überaus ungünstige Finanzlage der öffent- 
lichen Haushalte. Auch wird es 1966 noch leicht sein, eine größere Stabilität im 
lnnern außenwirtschaftlich abzusichern. Anfang 1966 müßte allerdings der Be- 
ginn schon liegen, klar erkennbar an einer stabilisierungskonformen Gestaltung 
der öffentlichen Haushalte; dem schon in den ersten Wochen des Jahres 1966 
ist mit Lohnverhandlungen in großen Wirtschaftsbereichen zu rechnen, in denen 
erfahrungsgemäß die Weichen der Lohnentwicklung für mindestens ein Jahr 
gestellt werden. 

Tabelle 53 

Gegenüberstellung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
bei unterschiedlichem geldwertpolitischem Verhalten 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

') Vgl. Tabelle 52. 
') Geleistete Stunden je Erwerbstitigen, einschl. Veranderung der Zahl der Arbeitstage. 
I) Bruttoinlandsprodukt je Arbeitsstunde. 

I. Nachfrage: 
Ausfuhr ................ 
Bruttoanlageinvestitionen 

Ausrüstungen ....... 
Bauten .............. 

Staatsverbrauch ........ 
Privater Verbrauch ...... 
Endnachfrage ........... 

II. Gesamtangebot: 
Bruttosozialprodukt ..... 
Einfuhr ................. 

111. Komponenten des 
Angebots: 
Erwerbstätige ........... 
Arbeitszeit1) ............ 
Arbeitsvolumen ......... 
Produktivltät') .......... 
Bruttoinlandsprodukt, real 

IV. Preisentwicklung 
Bruttosozialprodukt ..... 
Privater Verbrauch ...... 

Prognose I') 
1966 

1. Hj. ( 2. Hj. ( Jahr 

Prognose I1 
1966 

1. Hj. ( 2. H]. I Jahr 

+ 9,5 +10,5 +10,0 +10,5 +12,0 + l l , O  

+ 9,5 + 7,O + 8,O + 9,O + 6,O + 7,5 
+ 7,O + 6,5 + 6,5 + 7,O + 6,O + 6,5 + 9,5 + 9,O + 9,O + 6,5 + 6,O + 6,O + 7,5 + 7,5 + 7,5 + 6,5 + 6,O + 6,5 
+ 8,O + 8,O + 8,O + 7,5 + 7,O + 7,O 

+ 7,5 + 7,O + 7,5 + 7,O + 6,5 + 6,5 
+10,0 +10,0 +10,0 + 9,5 + 9,5 + 9,5 

+ 0,3 + 0,3 + 0,3 + 0,3 + 0,3 + 0,3 
- 0,5 - 0,8 - 0,7 - 0,5 - 0,8 - 0,7 
- 0,2 - 0,5 - 0,4 - O,2 - 0,5 - 0,4 
+'4,5 + 4,5 + 4,5 + 4,s + 4,5 + 4,s + 4,O + 4,O + 4,O + 4,O + 4,O + 4,O 

+ 3,5 + 3,O + 3,5 + 3,O + .2,5 + 2,5 + 3,5 + 2,5 + 3,O + 3,5 + 2,0 + 2,5 
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211. Für eine optimistisch-normative Alternativschätzung in der gedrängten 
Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung haben wir folgende - von 
Ziffern 164ff abweichende - Annahmen gewählt: 

a) Die Gebietskörperschaften erhöhen ihre Gesamtausgaben nur um 6 vH, 
also höchstens um 2 vH mehr, als die inländische Produktion real zuneh- 
men wird. 

b) Die Sozialpartner halten sich in Tarifverträgen, die sie 1966 abschlieflen, 
im Durchschnit an die gleiche Norm, berücksichtigen neben der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktivitätssteigerung also einen Geldwertschwund von 
n,ur 2 vH, vielleicht mit Tariferhöhungen in Stufen, die den Ubergang er- 
leichtern. 

C) Die Investitionen nehmen, real, mit der gleichen Rate zu wie in der Pro- 
gnose des zweiten Kapitels. Die nominalen lnvestitionsausgaben steigen 
iedoch um einen Prozentpunkt weniger, da bei den Investitionsgüterindu- 
strien der Kostendruck geringer ist. 

212. Aus den Kreislaufzusammenhängen ergeben sich hieraus und unter sonst 
unveränderten Annahmen volkswirtschaftliche Gesamtgröflen, wie sie in Ta- 
belle 53 mitgeteilt werden. 
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I. Einleitung 

213. Stabiles Geld erfordert stetiges Wachstum - stetiges Wachstum den 
Wandel der Strukturen. Der erste Teil dieser These war ein Schwerpunkt im vori- 
gen Kapitel und im Gutachten des vorigen Jahres; nun ist zu zeigen, daß steti- 
ges Wachstum Starrheit der Strukturen verbietet und von allen,, die wirtschaft- 
liche Entscheidungen zu treffen haben, den hohen Preis flexiblen Verhaltens ver- 
langt: 

von den Unternehmern die Bereitschaft, den technischen Fortschritt zu 
nutzen und dem wachstumsbedingten Wandel der Nachfragestruktur - 
sei es durch Umstellung oder Verzicht - vorzugreifen oder wenigstens 
zu entsprechen; 
von den Arbeitnehmern die Bereitschaft, erlerntes Wissen und Können zu 
erweitern und zu erneuern, gegebenenfalls sogar den Arbeitsplatz oder 
den Betrieb, den Beruf oder den Wohnort zu wechseln; 
von allen in der Wirtschaft Tätigen die Bereitschaft, sich von überliefer- 
ten Vorstellungen vom sozialen Rang bestimmter beruflicher Lebensformen 
zu trennen, wenn der wirtschaftliche Fortschritt diese veralten Iäßt; 
von den Sozialpartnern die Bereitschaft, die Ausbildung und Weiterbil- 
dung der Arbeitskräfte zu fördern, Widerstände gegen den technischen 
Fortschritt durch Aufklärung abzubauen und den wechselnden Wertungen 
des Marktes in der Tarifpolitik entgegenzukommen; 
von den Sozialpartnern und von dem Gesetzgeber die Bereitschaft, die 
aus früherer Zeit herrührenden Vorschriften und Traditionen im Arbeits- 
und Sozialrecht daraufhin zu überprüfeni ob sie nicht durch modernere 
und vielleicht den Strukturwandel weniger hemmende Formen angemes- 
sener Einkommenssicherung ersetzt werden könnten; 
von den Regierungen des Bundes und der Länder eine Neuorientierung 
ihrer Strukturpolitik in dem Sinne, daß sie dem Drängen von Gruppen, 
die aus Mitleid mit sich selbst für Erhalt~ngssubven~tionen eintreten, weni- 
ger nachgeben, damit mehr Spielraum entsteht für Maßnahmen, die es 
den Unternehmen und den Regionen erleichtern, sich der Struktur von 
morgen anzupassen. 

214. Wichtig ist die Bereitschaft zum Strukturwandel für die Stetigkeit des 
Wachstums deshalb, weil Anpassungsverzögerungen in Betrieben, Branchen 
und Regionen, die von der Entwicklung benachteiligt sind, in der vollbeschäf- 
tigten Wirtschaft den Spielraum einengen, den die Wachstumsindustrien benö- 
tigen. Wachstumspausen, in denen die Beschäftigung und der Auslastungsgrad 
insgesamt sinken und die Wirtschaft sich auf eine neue Expansionsphase vor- 
bereiten kann, sind bei starken Anpassungswiderständen unvermeidlich. Sie 
werden oft als Reinigungskrisen gedeutet und als Preis des wirtschaftlichen 
Wachstums aufgefaßt. Der Sachverständigenrat sieht in ihnen jedoch eher die 
Folge natürlicher Beharrungstendenzen; diese sind überwindbar, wenn schon im 
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Aufschwung dafür gesorgt wird, daß nicht aus bloßer Trägheit Verzerrungen 
entstehen. Bei den vorherrschenden Marktformen-Bedingungen und beim heuti- 
gen Stand der Marktforschung sehen wir die Gefahr von Verzerrungen im Auf- 
schwung nicht in erster Linie bei den Wachstumsindustrien, sondern in kon- 
iunkturbedingten Gewinnen, die es den Grenzbetrieben und den schrumpfen- 
den Branchen gestatten,, wachstumsnotwendige Anpassungen und Umstellungen 
zu unterlassen. Die Dämpfung von Investitionswellen, von der im vorigen Kapi- 
tel die Rede war, muß unter diesem Gesichtspunkt mit einer progressiven Struk- 
turpolitik verknüpft werden; sie muß darauf abzielen, da8 vor allem die reinen 
Defensiv-Investitionen, mit denen ein schließlich unvermeidlicher Wandel der 
Produktionsstruktur nur aufgehalten werden soll, nicht so stark zum Zuge 
kommen. 

215. Ursachen des Strukturwandels sind, neben dem technischen Fortschritt und 
der außenwirtschaftlichen Integration, vor allem jene Anderungen der Konsum- 
gewohnheiten, die der Anstieg des Lebensstandards mit sich bringt, indem er 
die Sättigung früher sehr dringlicher Bedürfnisse gestattet und neue Konsum- 
wünsche erfüllbar macht. In einer offenen Gesellschaft mit marktwirtschaftlicher 
Ordnung sind diese Veränderungen eine praktisch ~n~urnstößliche Gegebenheit 
für die Wirtschaftspolitik ebenso wie für die produzierende Wirtschaft. An sie 
muß sich die Produktionsstruktur anpassen. Gegenmaßnahmen sind höchstens 
zu rechtfertigen, wenn Anpassungsprozesse sich beschleunigen und wenn sie 
dabei über das Ziel hinauszugehen drohen. Meist ist jedoch die Beschleuni- 
gungsgefahr nur eine Folge vorheriger Gegenmaßnahmen, Widerstände und 
verschleppter Anpassungsprozesse. Lösungen, die auf kurzfristigen Vorstellun- 
gen und partiellen Diagnosen beruhen und die nur lnteressenideologien und den 
Gesichtspunkten politischer Optik genügen, sind daher in der Regel die Wurzel 
noch größerer Ubel in der Zukunft. Was immer auch sonst getan wird - un,d 
vielleicht aus übergeordneten gesellschaftspolitischen Gesichtspunkten -, um 
an sich unvermeidliche Anpassungen in die Zukunft zu verschieben, bedeutet 
einen Verzicht auf mögliches wirtschaftliches Wachstum und damit einen Preis, 
der von Jahr zu Jahr höher wird. Der Sachverständigenrat ist vorerst noch nicht 
in der Lage, spezifische Fehlentwicklungen dieser Art so überzeugend aufzu- 
zeigen, da8 seine Aussagen als hinreichend.gesichert gelten können. Wir  be- 
gnügen uns deshalb zunächst damit, den allgemeinen Rahmen abzustecken mit 
einer allgemeinen Gesamtanalyse des bisherigen Strukturwandels in der Bun- 
desrepublik. 

216. In dieser Untersuchung wird - soweit die statistischen Unterlagen rei- 
chen - die Entwicklung unserer Wirtschaft unter bestimmten Gesichtspunkten 
durchleuchtet. Behandelt werden folgende Fragen: 

Welcher Art und welchen Umfangs war der Wandel 

im Verhältnis der großen Wirtschaftsbereiche zueinander, 
in der Produktions- und Beschäftigtenstruktur der Industrie, 
in der industriellen Produktivitäts-, Preis-, Lohn- und Ertragsstruktur, 
in der regionalen Produktions- und Beschäftigtenstruktur? 

In welcher Richtung und in welchem Umfang hat dieser Wandel dazu bei- 
getragen,, die Produktivität und damit den Lebensstandard in der Bundesrepu- 
blik zu erhöhen? 
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Wie groß sind die Unterschiede in der Leistungskraft der Industriezweige, die 
auf weitere Wachstumsreserven hinweisen, die durch Strukturwandel genutzt 
werden könnten? 

Welche Bedeutung kommt angesichts dieser Herausforderung zu weiterem 
Strukturwandel der Richtung und dem Ausmaß unserer Bildungs- und Aus- 
bildungsanstrengungen zu? 

Wie bei jeder Untersuchung, die auf Neulan<d übergreift, werfen die Ergeb- 
nisse mehr Fragen auf, als sie beantworten. Sie sind insofern eine Aufforderung 
an alle interessierten Kreise, zur weiteren Aufhellung der Zusammenhänge bei- 
zutragen. Als endgültige Erkenntnisse sollen sie nicht verstanden werden. 

II. Wandel der Branchenstruktur in der Bundesrepublik seit 1950 

Umfang  des S t r ~ k t u r w a n ~ d e l s  

217. Ein erstes Bild vom Ausmaß des Strukturwandels in unserer Wirtschaft seit 
1950 vermitteln Tabelle 54 und Schaubild 30. Sie zeigen, wie die Industrie durch 
schnelles Wachstum ihren relativen Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt erhöht 
hat und wie der Beitrag der Landwirtschaft infolge ihres geringeren Wachstums 
zurückgegangen ist. Zunächst mag es vielleicht verwundern, daß dieser Struk- 
turwandel in Form differenzierten Wachstums nach 1955 nicht mehr so stark 
war wie vorher; doch erklärt sich dies sofort, wenn man bedenkt, daß die Indu- 
strie bis zum Erreichen der Vollbeschäftigung gleichsam in ein Vakuum hinein- 
wachsen konnte und danach erst mit den anderen großen Wirtschaftsbereichen 
auf dem Arbeitsmarkt konkurrieren mußte?) 

Tabelle 54 
Beiträge zusammengefaßter Wirtschaftsbereiche 

zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1954 
Anteil in vH 

Wirtschaftsbereich 1 1950') 1 1955') 1 1960 1 1964') 

Land- und Forstwirtschaft') . 10,3 
Produzierendes Gewerbe4) . . 
Handel und Verkehr . . . . . . . . 
Obrige Bereiche') . . . . . . . . . . . 19,l 18,5 183 

Bruitoinlandsprodu kt . . . . . . . 1 100 100 100 100 

') Ohne Saarland und Berlin. 
') Vorlgufige Ergebnisse. 
a, Einschl. Tierhaltung und Fischerei. 

Industrie, Handwerk, Sonstiges Produzierendes Gewerbe. 
') Kredltinstitute und Versicherungsgewerbe, W ~ h n ~ n g s ~ e r m i e t ~ n g ,  Dienstleistungsunternehmen und 

Freie Berufe, Gebietskörperschaften und Sozialversicherung sowie Hausliche Dienste und Private Organi- 
sationen ohne Erwerbscharakter. 

1) Die St6rke des Strukturwandels l6Bt sich rechnerisch a'uch erfassen, wenn man die Wachstumsraten 
in den vier Bereichen dem durchschnittlichen Wachstum des Bruttoinlandspradukts gegenüberstellt. Be- 
trug die mittlere (gewogene) Differenz zwischen dem Wachstum in den Sektoren und dem durchschnitt- 
lichen Wachstum (21 vH) in der ersten H6lfte der 50er Jahre ncdi mehr als ein Drittel des durch- 
schnittlichen Wachstums selbst (57 vH), so ist sie danach nicht nur absolut, sondern auch im Verhältnis 
zum durchschnittlichen Wachstum geringer geworden (1955 bis 1960 5vH zu 36vH. 1960 bis 1964 3 vH 
zu 21 vH). 
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Schaubild 30 

BEITRÄGE ZUSAMMENGEFASSTER WIRTSCHAFTSBEREICHE ZUM BRUilOlNLANDSPRODUKT 
IN PREISEN VON 1954 

Zunahme 1963 1) gegenüber 1950 

0 +20 +40 +60 +80 +I00 +I20 +140 +I60 +180 vH 

Die Stärke der Balken entspricht dem beitrag zum Biuttoinlandspodukt 1950 
Ohne Saarland und Berlin. 
1) Vorläufiges Bgebnis(nach Abzug der jeweiligen Beiträge von Saarland und Berlin).- 
2) Einschl.Tiwhaltung und Fischerei.- 

SR 5657 3) Industrie,Handwerk,Sonstiges Produzierendes Gewerbe. 

218. Tabelle 55 zeigt, wie sich die Beschäftigtenstruktur zugunsten der Industrie 
und zum Nachteil der Landwirtschaft verändert hat. Im Gegensatz zum Sozial- 
produkt-Beitrag ging der Beschäftigtenanteil der Landwirtschaft nach Erreichen 
der Vollbeschäftigung noch fast genauso stark zurück wie von 1950 bis 1955. In 
scharfem Wettbewerb mit den anderen Wirtschaftsbereichen stand die Land- 
wirtschaft auf dem Arbeitsmarkt also recht eigentlich erst von dieser zweiten 
Phase an. Bemerkenswert ist weiterhin, daß Handel und Verkehr und der Sektor 
,Ubrige Bereichea heute einen größeren Anteil an der Gesamtbeschäftigung 
haben als 1950, obwohl ihr relativer Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt (in Prei- 
sen von 1954) ietzt geringer ist, als er damals war. Beim Sektor ,Wbrige Bereichea 
tritt diese gegenläufige Entwicklung ganz besonders deutlich in Erscheinung. Sie 
vollzog sich überdies nahezu kontinuierlich; aber auch hier zeigt sich in jüngster 
Zeit eineVerlangsamung.Teils haben es wohl ietzt auch die ,tertiären Bereiche' 
ziemlich schwer, zusätzliche Arbeitskräfte zu gewinnen; teils äußert sich in die- 
sen Zahlen das Bemühen bisher sehr arbeitsintensiver Bereiche, ihre Produktivi- 
tät durch arbeitssparende Neuerungen - manchmal Verschlechterungen des 
Service - zu steigern. 
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Tabelle 55 

Erwerbstätige nach zusammengefaßten Wirtschaftsbereichen ') 
Anteil in vH 

Wirtschaftsbereich I 1950') 1 1055') 1 1960 1 lgE4 

') Errechnet aus geschätzten Jahresdurchschnitten. 
') Ohne Saarland und Berlin. 
') Einschl. Tierhaltung und Fischerei. 
') Industrie. Handwerk, Sonstiges Produzierendes Gewerbe. 
I) Si Tabelle 54, Fußnote '). 

Land- und Forstwirtschafr) . 
Produzierendes Gewerbe') . . 
Handel und Verkehr ........ 
Obrige Bereiches) ........... 

219. Aus statistischen Gründen konnte der Strukturwandel in Form differenzier- 
ten Wachstums genauer nur für den Bereich der lndustrie untersucht werden. 

24,s 18,6 13,s 11,4 
42,6 467 47,7 48,3 
16,O 18,5 17,2 17,6 
16,6 16,2 21,3 22,7 

a) Zunächst ist festzuhalten, dat3 zwar in keinem der Industriezweige, für die 
geeignete Daten vorliegen, die Produktion im Gesamtzeitraum 1950 bis 
1964 gesunken ist, die Zuwachsraten aber von 18 vH bis hinauf zu 1 506vH 
reichen (Schaubild 31). Dieses unterschiedliche Wachstum ist der Grund 
für die großen Verschiebungen, die in den relativen Beiträgen zur indu- 
striellen Nettoproduktion stattgefunden haben. Hierüber geben Tabelle 56 
und Tabelle 58, Spalte 5, Aufschluß. An Gewicht gewonnen haben - ab- 
solut gesehen - in erster Linie der Fahrzeugbau, die Elektrotechnische 
lndustrie und die Chemische Industrie, an Gewicht verloren vor allem der 
Kohlenbergbau, die Textilindustrie und die Nahrungs- und Genußmittel- 
industrien. 

Alle Bereiche .............. 100 100 100 I lrn 

b) Es erscheint sinnvoll, die branchenmäßige Differenzierung mit der Stärke 
des lndustriewachstums zu vergleichen; denIn ebenso wie sich eine Ko- 
lonne stärker auseinanderzieht, wenn ihr Durchschnittstempo zunimmt, 
sollte man auch annehmen, da6 der Strukturwandel in der lndustrie um so 
größer ist, je schneller sie wächst. Tabelle 58 zeigt nun, da8 der Struktur- 
wandel so gesehen - also relativ - seit 1955 erheblich mehr Bedeutung 
erlangt hat. Im Jahrfünft vorher, als die lndustrie noch die große Reserve 
der Arbeitslosen ausschöpfen konnte, betrug die Streuung der - gewoge- 
nen - Zuwachsraten (Spalte 3) nur 30 vH bei einem lndustriewachstum von 
über i7 vH. Als sich das lndustriewachstum im Jahrfünft 1955 bis 1960 auf 
die Hälfte (38 vH) verminderte, ging die Streuung nur um ein knappes 
Drittel (auf 20 vH) zurück. Man kann daher sagen, daß wir seit Erreichen 
der Vollbeschäftigung für ein bestimmtes Wachstum der Industrieproduk- 
tion einen relativ gröt3eren Strukturwandel innerhalb der lndustrie in Kauf 
nehmen und bewältigen mußten und müssen. Das gilt auch, allerdings in 
geringerem Umfang, für einen Vergleich der Perioden 1960 bis 1964 und 
1955 bis 1960. Wenn Wachstum demnach mehr und mehr zugleich Struk- 
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Schaubild 31 

RELATIVE VERÄNDERUNG DER PRODUKTIONSRRUKTUR 
1964 GEGENUBER 1950 

VerBnderung der Nettopmduktion nach ausgewBhlten lndustriegruppen brw. -Zweigen in  vH 

Ledererzeugung 
Holzbearbeitung 

Textilindustrie 

Eisenindustrie 
Lederverarb.,Schuhindustrie 
Stahl bau 
Papiererzeugung 

Holzverarbeitung 

Eisenschaffende Industrie 

BM-Warenindustrie 

Maschinenbau 

Elektroindustrie 

0 +I00 +200 +300 vH 
Die Stärke der Balken entspicht dem Anteil am Gesamtnettoproduktionswert 1950 in Reisen von 1958 

Ohne Saarland und Berlin; berechnet aus Unterlagen der Industriestatistik. 
SR 5654 Werte 1964 für diesen Gebietsstand eigene Schztzung. 
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Tabelle 56 
Nettoproduktion der lndustrie nach lndustriegruppen bzw. -zweigenl) 

Anteil in vH 

lndustrlegruppe bzw. -zwelg I 1950', 1 1955') 1- 1 984') 

I 
Bergbau ........................... 

Kohlenbergbau ................... 
Kall- und Stelnsalzbergbau, Sallnen 
Erddl- und Erdgasgewlnnung ...... 

Grundstoff- und Produktlonsgiiter- 
Industrien ........................ 
Industrie der Stelne und Erden .... 
Elsenschaffende lndustrle ......... 
Elsen-, Stahl- und Temperoleßerelen 
Zleherelen und Kaltwalzwerke ..... 
NE-Metalllndustrle (elnschl. 

Gleßerelen) ..................... 
Chemische lndustrle (elnschl. 

Kohlenwertstofflndustrle) ........ 
Mlneral8lverarbeltung ............ 
Sllgewerke und holzbearbeltende 

Industrie ....................... 
Holzschliff, Zellstoff, Papler und 

Pappe erzeugende lndustrle .... 
Gummi und Asbest verarbeitende 

lndustrle ....................... 
lnvestltlonsgiiterlndustrlen .......... 

Stahlbau (elnschl. Leichtmetallbau) 
.................... Maschinenbau 

Fahrzeugbau ..................... 
Schiffbau ......................... 
Elektrotechnische Industrie ........ 
Felnmechanlsche und optische 

sowie Uhrenlndustrle ........... 
Elsen-, Blech- und Metallwaren- 

lndustrle (einschl. Stahlveriormung 
VerbrauchsgOterlndustrien .......... 

Felnkeramlsche Industrie .......... 
Glasindustrle .................... 
Holzverarbeltende Industrie ....... 
Musiklnetrumenten-. Spiel-, 

Schmuckwaren- und Sportgerite- 
Industrie ....................... 

Papler und Pappe verarbeltende 
Industrie ....................... 

Druckerei- und Vervlelfältlgungs- 
Industrie ........................ 

Kunststoffverarbeltende Industrle . . 
Lederlndustrle .................... 

.................... Textlllnduatrle 
Bekleldungslndustrie .............. 

Nahrungs- und ~enußmlttellndustrlen 
Brauerelen und Mlllzerelen ........ 

Industrie Insgesamt ................ 
') Berechnet aus Unterlagen der Industrlestatlstik. 
9 Ohne Saarland und Berlin. 
'1 Ohne Berlln. 
9 Erd8l- und Erdgasgewlnnung In Mlneral8lverarbeltung enthalten. 
b) Gesenkschmleden In Elsenschaffende Industrle enthalten. 
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turwandel ist, muß rationale Wachstumspolitik mehr und mehr als Förde- 
rung dieses Wandels verstanden werden: als progressive - nicht kon- 
servierende -Strukturpolitik. 

C) Innerhalb eines Zyklus ist der Strukturwandel in  Form differenzierten 
Wachstums am stärksten, wenn die lndustrieproduktion sehr schnell zu- 
nimmt, und dann noch einmallwenn sich die Expansionverlangsamt. Hierin 
äußert sich die unterschiedliche Koniunkturempfindlichkeit der einzelnen 
Branchen. 

220. Wie zwischen den großen Wirtschaftsbereichen vollzieht sich auch inner- 
halb der lndustrie mit dem Wandel der Produktionsstruktur ein Wandel der Be- 
schäftigtenstruktur. Er wird in den Tabellen 57 und 58 ausgewiesen. 

a) Sie lassen erkennen, daß sich die Beschäftigtenstruktur fast durchweg 
weniger geändert hat als die Produktionsstruktur. Das erklärt sich damit, 
daß in den Branchen, in denen die Produktion besonders schnell gewach- 
sen ist, meist auch die Arbeitsproduktivität überdur~hschn~ittlich zugenom- 
men hat. 

b) In den Aufschwungsjahren 1951, 1955 und 1960, die eine beschleunigte 
Zunahme der Zahl der Industriebeschäftigten insgesamt brachten, hat sich 
die Beschäftigtenstruktur besonders rasch und meist in deutlichem Zusam- 
menhan,g mit der Produktionsstruktur gewandelt. In Jahren verlangsam- 
ten Wachstums, in denen die Produktion ebenfalls sehr unterschiedlich zu 
wachsen pflegt, blieb die Beschäftigtenstruktur dagegen meist recht starr'). 
In diesen Perioden sind die Arbeitnehmer offenbar weniger bereit, ihre 
Stellung - von Branche zu Branche - zu wechseln. Auch die Unterneh- 
men scheinen in diesen Phasen darauf bedacht zu sein, keine Arbeitskräfte 
zu verlieren, selbst wenn die Produktionsentwicklung dies nahelegt. Ent- 
weder orientieren sie sich am ArbeitskräftebedarF des künftigen Auf- 
schwungs oder sie versuchen, aus produktionstechnischen oder sozialen 
Gründen, die Belegschaft zusammenzuhalten. Wenn dies zutrifft, so hat 
es offenbar immer einer deutlichen Ubernachfrage bedurft, um den im 
Wachstumsprozeß nötigen Wandel der Beschäftigtenstruktur herbeizu- 
führen. 

C) 1957 kennzeichnet das Ende einer Phase, in der der Wan'del der Beschäf- 
tigtenstruktur mit einer kräftigen Zunahme der industriellen Gesamt- 
beschäftigung einherging, die einzelnen Industriezweige also dem Sog 
der Nachfrage ohne scharFe Konkurrenz um die Arbeitskräfte zu folgen 
vermochten. Seither ist die interindustrielle Mobilität der Arbeitskräfte für 
den wachstumsnotwendigen Strukturwandel innerhalb der lndustrie im- 
mer wichtiger geworden, da der Wandel der Beschäftigtenstruktur, der 
allein durch den Eintritt neuer Arbeitskräfte ins Berufsleben ermoglicht 
wird, zu gering ist. Nur eine erhöhte Zuwanderung aus anderen Wirt- 
schaftsbereichen (intersektorale Mobilität) oder aus dem Ausland könnte 
in Zukunft hieran für einige Zeit etwas ändern. 

1) Gemessen an den Koeffizienten der Korrelation (Anhang IV, 5) zwisrhen den relativen Veränderungen 
der Nettoproduktion und den relativen Veränderungen der Besrhäftigtenzahlen in den Industriezweigen, 
für 1955: 0,74, 1960: OJ5, 1964: 0,&; 1953: 0,52, 1957: 056, 1963: 0,45. 
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Tabelle 57 
Beschäftigte') der lndustrie nach lndustriegruppen bzw. -zweigen 

Anteil in vH 

lndustrlegruppebzw.-zwei0 

........................... Berg bau 
Kohlenbergbau ................... 
Kali- und Steinsalzbergbau, Salinen 

...... ErdGl- und Erdgasgewinnung 
Grundstoff- und Produkiions~üter- 

industrien ........................ 
.... Industrie der Steine und Erden 

......... Eisenschaffende Industrie 
Eisen-, Stahl- und Tempergießereien 

..... Ziehereien und Kaltwalzwerke 
NE-Metallindustrie (einschl. 

Gießereien) ..................... 
Chemische lndustrie (einschl. 

........ Kohlenwertstoffindustrie) 
............. Mineralölverarbeitung 

Sägewerke und holzbearbeltende 
Industrie ....................... 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und ..... Pappe erzeugende lndustrle 
Gummi und Asbest verarbeitende 

Industrie ....................... 
.......... Investitionsgüterindustrien 

Stahlbau (einschl. Leichtmetallbau) 
Maschinenbau .................... 
Fahrzeugbau ..................... 
Schiffbau ......................... 
Elektrotechnische Industrie ........ 
Feinmechanische und optische 

sowie Uhrenindustrie ........... 
Eisen-, Blech- und Metallwaren- 

industrie (einschl. Stahlverformung) 
Verbrauchsgüterlndustrien .......... 

Feinkeramische Industrie ......... 
Glasindustrie ..................... 
Holzverarbeitende Industrie ....... 
Musikinstrumenten-, Spiel-, 

Schmuckwaren- und Sportgeräte- 
Industrie ....................... 

Papier und Pappe verarbeitende 
Industrie ....................... 

Druckerei- und Ve~ielfältlgungs- 
Industrie ........................ 

Kunststoffverarbeitende Industrie . . 
Lederindustrie .................... 
Textilindustrie .................... 
Bekleidungsindustrie .............. 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien 
Brauereien und Mälzereien ........ 

Industrie insgesamt ................ 
') Tätige Inhaber, mithelfende 

1 1950') ( 19553 1 19603 1 1864') 

12,OS) 9.8 7,9 6 2  
10,8 8,6 7,O U 
0,4 0,4 0 3  0,s . ') 0 2  0 2  0,1 

22,9a)b) 21,7 21,9 21,9 
4,l 3,8 3,3 3,3 
4,0b) 3,8 4,6 4,4 
1,9 2,o 1,8 1 ,7 
0,s 1,o 1 ,o 0, 9 

1,3 1,4 1,4 . '1 

6,l 5,5 5,9 6 3  
0,4e) 0 3  0,4 

1,9 1,4 1,l 1,o 

1 2  1,l 1 ,1 * C )  

1 2 1 ,3 l r4  1.5 
30,59 35.1 38.9 41,3 
2,6 2,s 2,s 2,6 
9,7 11,l 12,l 12,7 
4,O 4 2  5,O 
0 3  1,4 1,3 1,o 
5,5 7-3 9,4 10,4 

1 ,7 2,O 1,9 1,9 

6,0b) 6,6 6,8 6S 
27,6 26,9 25,l 24,4 

1,1 1 ,3 1 ,2 1 ,O 
0 3  1 , I  1,l 1,l 
3,4 3 2  2,s 2,7 

0-6 0,9 0,7 0,7 

1 .I 1,3 1,4 . ") 
2 2  2,1 2 2  2.4 
0,4 0,6 1 ,I 1,4 
2 3  2,6 2 3  2,1 

11,l 9,5 7,9 6,9 
3 3  4 2  4,3 4,6 
7,1 6,4 6,s 6-2 
0 3  0-9 1,o *C) 

100 100 100 100 

Famllienangehbrige, Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge. 
') Ohne Saarland und Berlin. ') Ohne Berlin. 

ErdGI- und Erdgaspewinnung In Mineralolverarbeitung enthalten. 
Gesenkschmieden in Eisenschaffende lndustrle enthalten. 

C )  AUS Gründen der Geheimhaltung betrieblicher Einrelangaben nicht verbffentlicht. 
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Tabelle 58 

Nettoproduktion und Beschäftigte in der Industrie') 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr brw. dem entsprechenden Ausgangsjahr in vH 

') Ohne Energie und Bau. 
.) Ohne Saarland und Berlln. 
3 Ohne Berlln. 
.) Erlhuterungen: Anhang IV, 1-2. 

Produkt iv i tä tsef fekte des Strukturwandels 

Zeitraum 

221. Wandlungen der Produktions- und Beschäftigtenstruktur, aber auch der 
Regionalstruktur, können den gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt 
stark beeinflussen. Positiv ist dieser Effekt immer dann, 

a) wenn Bereiche (Branchen und Regionen) mit überdurchschnittlicher Produk- 
tivität relativ (überdurchschnittlich) stark wachsen, allgemein; wenn pro- 
duktivere Bereiche mehr expandieren als Bereiche mit niedrigerem Pro- 
duktivitätsniveau, 

b) wenn Bereiche mit unterdurchschnittlicher Produktivität dadurch, dai3 sie 
relativ schrumpfen (unterdurchschnittlich wachsen), avf ein höheres Pro- 
duktivitätsniveau gelangen (passive Sanierung, .Gesundschrumpfen'), 

C) wenn Bereiche mit unterdurchschnittlicher Produktivität dadurch, dai3 sie 
vergleichsweise rasch wachsen, stärkere Produktivitätsfortschritte erzielen 
(aktive Sanierung, .Gesundwachsen') und diese induzierten Produktivi- 
tätsfortschritte den negativen Strukt~reffekt~der sich aus dem relativ star- 
ken Wachstum eines produktivitätsschwachen Bereichs ergeben kann, 
mehr als ausgleichen. 

Verhnderung der lnductrle 
Insgesamt 

Netto- 
produktlon 

I Be~Mf t l o te  

1651' 
1952 
1953 
1854 
1955 
1 956 
1 957 
1958. 

") 

+ 18,7 + 11,2 8,s 4,7 7,O 42  + 6,8 + 3 3  6.8 3,s 694 3,8 
+ 8,6 + 43 892 Pt8 2.7 + 11,8 + 5,4 5 8  3 3  5,O 3,3 
+ 158 + 8 3  6 3  43 5,6 4 2  + 7,7 + 6,3 24  3,O 2 8  2,Q + 46  + 3,7 3,4 2 8  3 8  2 2  + 2.6 + 0,6 5,7 3,O Pt9 
+ 7 3  + 0 8  583 3 8  4,9 373 + 12,l + 4,O 5,3 43 48  4,O 
+ 5,7 
+ 4 , 0  

+ 2,8 3 3  2,9 3,3 2 3  + 0,4 3,Q 393 3 3  3 3  
+ 3 3  - 0,8 4 2  2 2  4,l 2 3  
+ 9,l + 0 3  4,3 2,1 4vO 2to 
+ 77,4 + 37,l W O  18,6 16,9 13,6 
+ 38,l + 15,8 20,s 15,3 14,7 132 
+ 21,8 + 3,O 128 8,8 10,l 8,5 
+ 23,8 + 2,9 128 9.0 9,s 8,7 
+I983 + 63,6 104,O 51 ,O 34~8 31 3 

Mittlere Abweichung 
der indurtrlezwelge') 

Bmchtiftlgte 

lgSg 

1960 

1963 
1984 

1955-1950') 
1960-1 955') 
1984-1Mw) 
1981-1W) 
1984-1950') 

Ve*nderung 
der Anteile der 

Indurtrlezwelge') 

Beschäftigte 7 
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Je mehr sich der Spielraum für ein Wachstum in die Breite - auf der Basis 
zusätzlicher Arbeitskräfte und importierten technischen Wissens - verengt, um 
so mehr kommt es-außer auf eigene Beiträge zur Vermehrung des technischen 
Wissens - auch darauf an, die Chancen zu nutzen, die im stärkeren Wachstum 
der produktiveren Bereiche und im ,Gesundschrumpfena und ,Gesundwachsena 
liegen. Um das Urteil über das Für und Wider einer wachstumsorientierten Struk- 
turpolitik zu erleichtern, hat der Sachverständigenrat die Produktivitätswirkun- 
gen des bisherigen Strukturwandels in der Bundesrepublik über die im vorigen 
Jahresgutachten (JG M Ziffer94) erwähnten Ansätze hinaus weiter untersucht. 
Die unter b) und C) genannten Fälle sind allerdings statistisch nicht erfaflbar. 

222. Soweit sich mit der Branchen- und Regionalstruktur der Produktion auch 
die Beschäftigtenstruktur ändert, ergibt sich eine einkommenspolitische Konse- 
quenz, auf die der Sachverständigenrat im Zusammenhang mit den Regeln für 
eine kostenniveau-neutrale Lohnpolitik hingewiesen hat (JG 64 Ziffer 248). üa 
die Löhne und Gehälter in denl einzelnen Wirtschaftsbereichen unterschiedlich 
sind, kann die Anderung der Beschäftigtenstruktur darauf hinauslaufen, dafl von 
dem Einkommenserhöhungsspielraum, den der gesamtwirtschaftliche Produk- 
tivitätsfortschritt schafft, ein Teil schon durch ,Wanderunga der Arbeitskräfte in 
Bereiche mit höheren Löhnen und Gehältern vorweg beansprucht wird, also für 
allgemeine Lohn- und Gehaltserhöhungen nicht mehr verfügbar ist. Das gleiche 
gilt, wenn sich die Beschäftigtenstruktur in  Richtung auf eine stärkere Besetzung 
der höheren Leistungsklassen verändert. Doch mufl der Wandel der Beschäftig- 
tenstruktur die Lohnsumme nicht notwendig erhöhen; der Lohnsummeneffekt 
dieses Wandels kann - ebenso wie der Produktivitätseffekt eines Wandels im 
Branchengefüge - ein negatives Vorzeichen haben, zum Beispiel wenn ein 
Nettozugang von Arbeitskräften (aus dem Ausland oder aus dem Nachwuchs) 
die Beschäftigung in Bereichen mit niedrigen Durchschnitklöhnen oder die Be- 
setzung der unteren Leistungsklassen relativ zunehmen Iäflt. 

Untersuchungsergebnisse 

223. Die in Ziffer 221 erwähnten Untersuchungen haben folgende Ergebnisse 
gebracht: 

a) Von den Produktivitätsunterschieden her gesehen gibt es heute noch 
genauso grofle Möglichkeiten, die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduk- 
tivität durch einen Wandel der intersektoralen Beschäftigtenstruktur (Ver- 
schiebungen zwischen den vier groflen Wirtschaftsbereichen im Sinne der 
Ziffer 221, Fall a) zu steigern, wie 1951. Erstaunlich ist nur, dafl dieser Pro- 
duktivitätseffekt tatsächlich mit der Zeit tendenziell abgenommen hat. Bis 
1962 blieb iedoch wenigstens sein Anteil an der Zunahme der Produktivi- 
tät insgesamt recht hoch (von 1951 bis 1962 insgesamt fast ein Sechstel). 
Ab 1963 ist der ,Ertraga aus der Nutzung dieser Produktivitätsreserve nicht 
nur absolut auffallend gering geworden, sondern auch im Vergleich zum 
gesamten Produktivitätsfortschritt (Tabelle 110, Anhang). 

b) Innerhalb der Industrie, auf die sich alle folgenden Punkte beziehen, war 
bisher vor allem der Wandel der Produktionsstruktur dem Wachstum 
förderlich. Der Wandel der Beschäftigtenstruktur hat - für sich genom- 
men - die durchschnittliche Arbeitsproduktivität erst seit etwa 1958 und 
auch dann nur geringfügig erhöht. 
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C) Allerdings war der Wandel in der Beschäftigtenstruktur per Saldo durch- 
weg kapitalsparend; andernfalls wäre der durchschnittliche Kapitaleinsatz 
je Beschäftigten rein rechnerisch heute höher. Dieser Vorteil hat auf die 
gesamtwirtschaftliche Produktivität freilich am Anfang nicht voll durch- 
geschlagen; denn er war mit einer relativen Zunahme der Beschäftigten 
in produktivitätsschwachen Branchen verbunden, also mit einem negativen 
Produktivitätseffekt des Wandels der Beschäftigtenstruktur. Von 1960 bis 
1963, als beide Effekte positiv waren, machten sie zusammen schon etwa 
ein Zehntel des Produktivitätsfortschritts in der Industrie aus. 

d) Etwa zur Hälfte lassen sich die interindustriellen Unterschiede in der Ar- 
beitsproduktivität auf unterschiedlichen Kapitaleinsatz zurückführen. 

e) In der durchschnittlichen Qualifikation der Arbeitskräfte bestehen stati- 
stisch so geringe branchenspezifische Unterschiede, dai3 ihnen ein wesent- 
licher Teil der noch verbleibenden Produktivitätsunterschiede nicht zu- 
gerechnet werden kann. Erstaunlich ist auch, dai3 Branchen mit überdurch- 
schnittlichem Produktivitätsfortschritt keine deutliche Verbesserung der 
durchschnittlichen Qualifikation der von ihnen beschäftigten Arbeitskräfte 
erkennen lassen. 

f) Die verbleibenden Produktivitätsunterschiede von Branche zu Branche 
müssen in erster Linie mit Unterschieden im technischen Fortschritt zusam- 
menhängen und mit Faktoren, die sich in den durchschnittlichen Gewinnen 
der einzelnen Branchen niederschlagen. Zu dieser zweiten Gruppe ge- 
hören anhaltende Unterschiede in den Branchenkoniunkturen, Unter- 
schiede im Konzentrationsgrad und Unterschiede in der Kostenspanne, die 
innerhalb der Branchen zwischen den Grenzbetrieben einerseits und den 
fortschrittlichsten Betrieben andererseits bestehen1). 

224. Der Lohnsummeneffekt des Wandels der Beschäftigtenstruktur (Ziffer 222), 
um den der gesamtwirtschaftliche Produktivitätsfortschritt zu bereinigen wäre, 
wenn dieser - im Sinne von Ziffer 248 JG 64 - zur Leitlinie einer allgemeinen 
Erhöhung der Arbeitseinkommen gemacht werden soll, ist offenbar wesentlich 
geringer als bisher meist - auch vom Sachverständigenrat noch in seinem vori- 
gen Jahresgutachten - angen,ommen worden ist. In der Gröi3enordnung liegt 
er für die Gesamtwirtschaft (1960 bis 1964 bei etwa einem viertel Prozent iähr- 
lich und scheint tendenziell eher abzunehmenz). 

E r läu te rungen  

Das Schrumpfen der Landwirtschaft 

225. Dai3 der positive Produktivitätseffekt des intersektoralen Strukturwandels 
(Ziffer 223a) abnimmt, hängt, wie gesagt, nicht etwa damit zusammen, dai3 die 
Produktivitätsunterschiede zwischen den groi3en Wirtschaftsbereichen wesent- 
lich geringer geworden wären; der Grund liegt vielmehr darin, dat3 die Ab- 
wanderung aus der Landwirtschaft immer weniger der produktivitätsstarken In- 

1) Diese Untersuchungen dürfen nicht als eine umfassende Ana'lyse aller Faktoren, die auf die Pro- 
dukiivität einwirken, miflverstanden werden. Es sollte vielmehr nur rechnerisch feogestellt werden, 
inwieweit interindustrielle Unterschiede im Produktivitcikniveau mit Unterschieden in statistisch erfas- 
baren quantitativen Merkmalen zusammenhcingen. 

2) Anhang IV, 20. 
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dustrie und immer mehr den produktivitätsschwachen Dienstleistungsbereichen 
zugute kommt. 

226. Von 1950 bis 1964 sind im Durchs~hn~itt jedes Jahr 138000 Erwerbstätige 
aus der Land- und Forstwirtschaft in produktivere Wirtschaftszweige ,abge- 
wandert". Trotz - oder gerade wegen - dieser Schrumpfung ihres Beschäftig- 
tenvolumens konnte die Landwirtschaft zwar Produktivitätsfortschritte erzielen, 
die dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt durchaus entsprechen, jedoch auch 
nicht mehr, so daß sie gegenüber den anderen Wirtschaftszweigen im Produkti- 
vitätsniveau nicht aufgeholt hat, obwohl ein Teil der staatlichen Förderungsmaß- 
nahmen produktivitätsorientiert war; 1964 erreichten allein die Direkthilfen des 
Bundes die Höhe von etwa 20vH des landwirtschaftlichen Beitrages zum Brutto- 
inlandsprodukt. 

227. Der Abstand des Produktivitätsniveaus der Landwirtschaft vom gesamt- 
wirtschaftlichen Durchschnitt ist auch international gesehen nicht unerheblich. In 
der Bundesrepublik sind heute 11,4vH der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
beschäftigt; sie erstellen nur 5,6vH des Bruttoinlandsprodukts. Das Verhältnis 
des Prozentsatzes, den die Agrarbeschäftigten zum Bruttoinlandsprodukt bei- 
tragen, zum Prozentsatz der in der Landwirtschaft Beschäftigten - bei uns also 
0,5 - beträgt nach den letzten verfügbaren Angaben in Dänemark 0,9, in 
Frankreich 03, in Groflbritannien 1,1, in den Niederlanden 1,O. 

228. Daß die Bundesrepublik in der Flächenproduktivität ihrer Landwirtschaft 
den internationalen Vergleich dagegen nicht zu scheuen braucht, ist in diesem 
Zusammenhang ohn,e Bedeutung. Die hohe Flächenproduktivität ist vielmehr 
Ausdruck der Tatsache, daß wir verhältnismäßig viel Kapital und Arbeitskräfte 
in der Landwirtschaft binden. Sie konnte sogar während der Periode starker 
Abwanderung aus der Landwirtschaft erheblich gesteigert werden, hauptsächlich 
wohl durch zunehmende Mechanisierung und vermehrten Kapitaleinsatz in an- 
deren Formen. Es müßte nicht unbedingt einen Nachteil für das wirtschaftliche 
Wachstum bedeuten, wenn mit der weiteren Freiset~un~g von landwirtschaft- 
lichen Arbeitskräften für die anderen Wirtschaftsbereiche eine abnehmende 
Intensität der Bewirtschaftung weniger geeigneter und ungünstig gelegener 
Böden einherginge und damit die durchschnittliche Flächenproduktivität sänke - 
wenn dies nur dazu beiträgt, daß die Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft 
der Bundesrepublik beschleunigt zunimmt. 

229. Die statistische Rechn'ung bringt die Produktivitätsvorteile, die sich aus 
einer relativen Abnahme der Zahl der Agrarbeschäftigten ergeben, nicht ein- 
mal voll zum Ausdruck. Einmal ist die Wirkung der "Abwanderung" auf den 
Produktivitätsfortschritt in der Landwirtschaft selbst - das ,Gesundschrumpfena 
- nicht erfaßt, zum anderen wird der Beitrag der Landwirtschaft zum Brutto- 
inlandsprodukt zu inländischen Preisen bewertet, zu Preisen also, die in der 
Regel erheblich höher waren als die Kosten einer Versorgung durch verstärkte 
Importe; die statistische Produktivität der Landwirtschaft ist insoweit überhöht. 
Der gesamte Preiseffekt der Agrarschutzpolitik, der bis zum Basisjahr der Rech- 
nung, also 1954, eingetreten war - er dürfte in der Zwischenzeit zumindest nicht 
geringer geworden sein -, wird hier genauso gewertet, als ob es sich um eine 
Produktivitätserhöhung gehandelt hätte. 
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230. Die Ergebnisse der intenektoralen Strukturuntersuchung lassen sich natür- 
lich nur angemessen interpretieren, wenn man annehmen darf, da6 die Ver- 
nachlässigung des unterschiedlichen Kapitaleinsatzes, die aus statistischen 
Gründen unumgänglich war, irisgesamt gesehen nicht ins Gewicht fällt. Sollte 
in der Land- und Forstwirtschaft, die relativ geschrumpft ist, und in den Dienst- 
leistungsbereichen, die sich relativ ausgedehnt haben, der Kapitaleinsatz je 
Arbeitsplatz vergleichsweise gering gewesen sein, so überschätzt unsere Rech- 
nung - allerdings nur insoweit - den positiven Produktivitätseffekt der ,Wan- 
derung' von der Landwirtschaft in die lndustrie und den negativen Produktivi- 
tätseffekt der wachsenden Beschäftigung in den Dienstleistungsbereichen. 

Solche Unterschiede bestehen wohl; aber es ist nicht ausgeschlossen, daO 
sie auf längere Sicht geringer werden. Die Produktivitätsvortejle eines Schrump- 
fens der Landwirtschaft könnten dabei mit der Zeit abnehmen, aber nur dann, 
wenn die Landwirtschaft mit ihrer Totalproduktivität - das heim der Produk- 
tivität von Arbeit und Kapital zusammengenommen - gegenüber den anderen 
Bereichen aufholte. Es mag dies irgendwann einmal geschehen, aber nach der 
bisherigen Entwicklung zu urteilen eben doch wohl allenfalls bei anhaltender 
Abwanderung. 

231. Was den Dienstleistungsbereich anlangt, so könnte es unter dem Sog der 
Nachfrage und dem Druck steigender Lohnkosten durchaus zu einem heute noch 
kaum vorstellbar erscheinenden ProzeO der Substitution von Arbeit durch Kapi- 
tal kommen. In diesem Fall würde der Dienstleistungsbereich beschäftigungs- 
mä0ig nicht mehr so stark expandieren und unter Umständen eine Steigerung 
der Arbeitsproduktivität erfahren, die das Niveau näher an den Durchschnitt 
heranführt. 

Produktivitätsunterschiede in der lndustrie 

232. Für den Bereich der lndustrie war es möglich, die Produktivitätseffekte 
des Strukturwandels etwas genauer zu untersuchen1). Die verfeinerten Produk- 
tivitätsma0e berücksichtigen die branchenmäfiigen Unterschiede 

in der Arbeitszeit und in der Arbeitszeitverkürzung (Arbeitsproduktivität 
für Beschäftigtenstunden), 
im Kapitaleinsatz und in der indirekten Besteuerung (Bereinigte Produk- 
tivität I), 
in der Qualifikation der Arbeitskräfte (Bereinigte Produktivität II) 
und in den übrigen Anforderungen an die Arbeitskräfte (Bereinigte Pro- 
duktivität 111). 

Hierzu folgende Erläuterung 7: 
a) Bei der Bereinigten Produktivität I wurden die Nettoproduktionswerte um 

die Abschreibungen und um die wichtigsten Verbrauchsteuern vermin- 
dert und dann auf einen Wertausdruck für den Arbeits- und Kapitaleinsatz 
bezogen. Der Arbeitseinsatz (in Beschäftigtenstunden) wurde, getrennt 
nach männlichen und weiblichen Arbeitern und nach Angestellten, mit den 
Durchschnittsverdiensten in der gesamten lndustrie im Jahre 1958 bewertet. 

1) Für diese Untersuchungen konnten a u h r  amtlichen Statistiken die Ergebnisse der Anldgwerrnögens- 
rechnungen ausgewertel werden, die RolF Krengel im Deuhchen Institut fOr Wirtschaftsforschung erstellt. 
Krengels Rechnungen sind grundlegend für die Aufhellung der Kapitalstrukiur in der deutschen Industrie. 

2) Methodische Erlduterungen: Anhang IV, 11-15. 
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Die Kapitalkosten gehen als Sollverzinsung des vorhandenen Sachkapitals 
von 5vH in die Rechnung e in  Mit der Wahl eines für alle Branchen ein- 
heitlichen Satzes sollte die gesamtwirtschaftliche Effizienz einer möglichen 
anderweitigen Verwendung des Kapitals zum Tragen kommen. Für den 
Satz von nur 5vH sprach, dai3 es sich um eine Rechnung mit realen 
Gröi3en handelt, eine Geldentwertungsprämie also nicht berücksichtigt 
zu werden brauchte. 

b) Die Bereinigte Produktivität II berücksichtigt auch Unterschiede, die von 
Branche zu Branche hinsichtlich der durchschnittlichen Qualifikation der 
Arbeitskräfte bestehen, und zwar soweit diese in der unterschiedlichen 
Besetzung der einzelnen Leistungsgruppen zum Ausdruck kommen (je drei 
Leistungsgruppen für männliche und weibliche Arbeiter, vier Leistungs- 
gruppen für Angestellte). Der Arbeitseinsatz nach Qualifikationsstufen 
wurde bewertet mit den Verdiensten der einzelnen Leistungsgruppen im 
lndustriedurchschnitt 1958. 

C) Bei der Bereinigten Produktivität III wurde der so aufgegliederte Arbeits- 
einsatz mit den Durchschnittsverdiensten der einzelnen Branchen im Jahre 
1958 bewertet. Wegen der ausgeprägten Konstanz der interindustriellen 
Lohnrelation (Ziffer 243) darf wohl angenommen werden, da6 hiermit 
alle marktwirtschaftlich relevanten Unterschiede in den durchschnittlichen 
Anforderungen an die Arbeitskräfte (aufler der Qualifikation die relative 
Unannehmlichkeit und die Gefährlichkeit der Arbeit etc.) angemessen be- 
rücksichtigt sind, so dai3 in der Bereinigten Produktivität III den Industrie- 
zweigen ihr realer Faktoreinsatz recht vollständig zugerechnet wird. 

233. In Tabelle 59 sind die einfache Arbeitsproduktivität sowie die Bereinigten 
Produktivitäten I, II und III der Industriezweige für vier Stichjahre einander ge- 
genübergestellt. 

a) Die Unterschiede in den Branchenproduktivitäten, wie sie durch die 
relative Streuung (Variationskoeffizient, Anhang IV, 4) gemessen werden, 
gehen um etwa die Hälfte zurück, wenn man anstelle der einfachen Ar- 
beitsproduktivität die Bereinigte Produktivität l verwendet, also Ver- 
brauchsteuern und Kapitalkosten berücksichtigt (Tabelle 60). Wie bedeut- 
sam Verbrauchsteuern und Kapitalkosten für den interindustriellen Produk- 
tivitütsvergleich sind, zeigt sich darin, dafl die Produktivitäts-Rangfolge der 
Branchen bei der Bereinigten Produktivität I deutlich gegenüber derjeni- 
gen bei der einfachen Arbeitsproduktivität verschoben ist I).  

b) Von 1951 bis 1963 stieg die einfache Arbeitsproduktivität der gesamten 
lndustrie um 88,3 vH, die Produktivität von Arbeit und Kapital zusammen- 
genommen (Bereinigte Produktivität I) nur um 66,9 vH. Der Kapitaleinsatz 
ist also für den Produktivitätsfortschritt in der lndustrie bedeutsamer ge- 
worden. Allerdings ist die Kapitalintensivierung bis 1963 nicht so weit ge- 
gangen, dafl auch das Verhältnis des Kapitalstocks (reales Bruttoanlage- 
vermögen) zum realen Nettoproduktionswert - der Kapitalkoeffizient - 
zugenommen hätte. Der Kapitalkoeffizient für die lndustrie insgesamt ist 
vielmehr - von Schwankungen infolge unterschiedlicher Kapazitätsaus- 
lastung abgesehen - nahezu konstant geblieben. Da auch der Real- 

1 )  Die Korrelation zwisdien den Rongziffsrn der beiden Produktivitätrmaüe im Jahre 1963 betrügt 464 
(Anhang IV, 7). 
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Tabelle 59 Produktivitätsunterschiede in der Industrie 

Bergbau ......................... 
Kohlenbergbau ................. 
Kaliberobau .................... 
Erdöigewlnnung ................ 

Grundstoff- und Produktions- 
güterindustrien ................. 
Stelnindustrie ................... 
Eisenlndustrie .................. 
Eisenschaffende Industrie.. ..... 
Eisengießereien ................ 
Zlehereien ..................... 

NE-Metallindustrie U. ä. .......... 
NE-Metaliindustrie ............. 
NE-Metallgießereien ............ 

Chemische Industrie ............ 
Mineralölverarbeitung ........... 
Holzbearbeitung ................ 
Papiererzeugung ................ 
Gummiindustrle ................. 

Investitionsgüterindustrien ....... 
Stahlbau ....................... 
Maschinenbau .................. 
Fahrzeugbau .................... 
Schiffbau ....................... 

................. Elektrolndustrie 
..... Feinmechanische Industrie.. 

EBM-Warenindustrie U. ä. ....... ............... Stahlveriormung 
EBM-Warenindustrie ........... 

....... Verbrauchsgüterindustrien 
Feinkeramische Industrie ........ 
Glasindustrie ................... 
Holzverarbeitung ................ 

.... Schmuckwarenindustrie usw. 
.............. Papierverarbeitung 
.............. Druckereiindustrie 
................ Kunststoffindustrie 

.................. Lederindustrle ............... Ledererzeugung 
.............. Lederverarbeitung 

Schuhindustrie ................ 
Textllindustrie .................. ............ Bekleidungsindustrie 

Nahrungs- und Genußmittel- 
...................... industrien 

................ Mühlenindustrie .............. Fettwarenindustrie 
Zuckerindustrie ................. ...................... Brauereien 
Sonstige Nahrungs- und .......... Genußmittelindustrien 
Tabaklndustrle ................. 
Restliche Nahrungs- und 

......... Genußmittelindustrien 

lndustriegruppe bzw. -Zweig 
(Kurzbezeichnung) 

.............. Industrie insgesamt 
P- 

') Erläuterungen: Anhang IV, 11-15 

Arbeitsproduktivität 

absolute Werte I~ang") 
1951 

Bereinigte Produktivität I 

absolute Werte 1 Rang 1 
1951 1 1958 1958 11960 1 1963 
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nach verschiedenen ProduktivitätsmaOenl) 

Bereinigte Produktivitltt 11 Bereinigte Produktivitltt 111 

absolute Werte I Rang absolute Werte 
1951 11958 11960 1 1963 

I 

- - I 
1,51 2.01 2,31 2,51 - 131 2 , 0 2  2,31 2,51 - 

3 Industriezweigen, für die nicht alle Produktivltätsmaße berechnet werden konn 
fer zugeteilt. 

Bergbau 
Kohlenbergbau 
Kaliberobau 
Erd6lgewinnung 

Grundstoff- und Produktions- 
güterindustrien 
Steinindustrie 
Eisenindustrie . . 
Eisenschaffende lndustrie 
Eisengießereien 
Ziehereien 

NE-Metallindustrie U. lt. 
NE-Metallindustrie 
NE-Metailgießereien 

Chemische lndustrle 
Mineral6lverarbeitung 
Holzbearbeitung 
Papiererzeugung 
Gummllndustrie 

Investltionsgüterindustrlen 
Stahlbau 
Maschinenbau 
Fahrzeugbau 

1 Schiffbau 
Elektroindustrie 
Feinmechanische lndustrie 
EBM-Warenindustrle U. lt. 
Stahiverformung 
EBM-Warenlndustrle 

Verbrauchsgüterindustrlen 
Felnkeramlsche lndustrie 
Glasindustrle 
Holzverarbeitung 
Schmuckwarenlndustrle usw. 
Papierverarbeitung 
Druckereiindustrie 
Kunststoffindustrie 
Lederindustrie 
Ledererzeugung 
Lederverarbeltung 
Schuhindustrie 

Textilindustrle 
Bekleidungsindustrie 

Nahrungs- und GenuOmittel- 
industrien 
Mühlenindustrie 
Fettwarenlndustrie 
Zuckerlndustrie 
Brauereien 
Sonstige Nahrungs- und 
Genußmlttelindustrien 
Tabaklndustrle 
Restliche Nahrungs- und 
Genußmittelindustrlen 

- 

lndustrie insgesamt 

ten, wurde keine Rangzlf- 



Wadstum und Strukturwandel 

Tabelle d0 

Produktivitätsuntenchiede in der lndustrie nach verschiedenen 
Produktivitätsmaßen 

Variationskoeffizienten (in vH)l) 

') Einbezogen slnd alle Zwelge In Tabelle 50, for dle sllmtllche Produktlvltlltsmaße berechnet werden 
konnten, Jedoch nlcht Erd& und Erdgasgewlnnuno sowle Mlneral8lverarbeltung; Erllluterungen: 
Anhang IV. 

Produktlvltiitsmaß 

Arbeitsproduktlvltllt . . . . . . . . 
Berelnlgte Produktivltllt I . . . . 
Berelnlgte Produktlvltiit I I  . . . 
Berelnlgte Produktlvltiit III . . 

zins - wenn überhaupt - allenfalls koniunkturell, nicht aber trendmäi3ig 
gestiegen ist, Iäßt sich eine Erhöhung der Kapitalkosten ie Prodhteinheit 
für den Bereich der lndustrie nicht vermuten, es sei denn, man hätte an- 
zunehmen, dai3 die verbrauchsbedingten Abschreibungen wesentlich 
stärker gestiegen sind als die Produktion. 

C) Die Produktivitätsunterschiede verändern sich nicht wesentlich, wenn man 
auch die Unterschiede in der Qualifikation der von den einzelnen Bran- 
chen in Anspruch genommenen Arbeitskräfte, gemessen an der Be- 
setzung der Leistungsgruppen, berücksichtigt (Bereinigte Produktivittit ll). 
Auch bleibt die Produktivitäts-Rangfolge der Branchen bis auf wenige Aus- 
nahmefälle unverändert. Die Tatsache, dai3 die Streuung der Arbeits- 
produktivitßt nicht einmal teilweise mit qualitativen Unterschieden der ein- 
gesetzten Arbeitskräfte erklärt werden kann, beruht darauf, dai3 diese 
Unterschiede von Branche zu Branche verhältnismäßig gering sind. Man 
darf also daraus nicht etwa folgern, eine bessere Ausbildung der Arbeits- 
kräfte werde die Arbeitsproduktivität nicht wesentlich erhöhen (Ziffer 268). 

1- 

d) Uberraschend ist auch, daO die Produktivitätsunterschiede beim Ubergang 
von der Bereinigten Produktivität II zur Bereinigten Produktivität 111 wie- 
der, wenn auch nur leicht, zunehmen. Dies besagt nichts anderes, als daß 
die hochproduktiven Zweige insgesamt gesehen keine überdurchschnitt- 
lich hohen Löhne zahlen. Vielmehr überwiegen die überdurchschnittlichen 
Verdienste in der produktivitätsschwächeren Hälfte der Industrie. Dies 
wird allerdings sogleich verständlich, wenn man bedenkt, daß zum Bei- 
spiel ein so großer Bereich wie die gesamte Eisen- und Stahlindustrie, in 
der schwere und unangenehme Arbeiten überwiegen, nach Berücksich- 
tigung der Kapitalkosten zu dieser leistungsschwächeren Hälfte gehört. 

1083 

Struktureffekte in der lndustrie 

28 SO SO Sl 
16 15 16 10 
17 16 17 10 
18 17 18 20 

234. In welchem Maße der Wandel der Branchenstruktur das Wachstum der 
lndustrieproduktion beeinfluet hat, zeigt Tabelle 61. 
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Tabelle 61 

Produktivitätswirkungen des Strukturwandels in der Industrie') 

B bedeuten: PA = Arbeltrproduktivltät 
PI = Bereinigte Produktlvlttit I 
PII = Bereinigte Produktivitllt Ii 
PUI - Berelniate Produktivität I I I  

') Gerechnet fUr die gesamte Industrie, unterieilt In 29 Industrlegruppen bzw. -zwelge; Erllluterungen: 
Anhang IV, 8 -8 .  

Relativer Beitrag zum Produktivittitawachstum 
auf Grund von Änderungen 

a) Während die intersektorale Umschichtung der Beschäftigten lange Zeit 
etwa ein Sechstel des Wachstums des realen Bruttoinlandsprodukts ie Er- 
werbstätigen ,erklärta (Ziffer223), hatte die Umschichtung innerhalb der 
Industrie zunächst sogar eine negative Wirkung auf das Wachstum der 
industriellen ArbeitsproduktivitGt. Die Arbeitsproduktivität der Branchen, 
die ihre Beschäftigung relativ stark ausgedehnt haben, war also insge- 
samt niedriger - oder hat weniger rasch zugenommen - als die Arbeits- 
produktivität der Branchen mit gerin,gerem Beschäftigungswachstum. Erst 
nach 1958 war dieser Struktureffekt positiv, jedoch verhältnismäflig gering. 

b) GröOer war der Produktivitätseffekt des Wandels der Produktionsstruktur, 
in dem vor allem der Wandel der Nachfragestruktur seinen Niederschlag 
findet. Für den Zeitraum 1951 bis 1963 Iä6t sich dieser Produktivitätseffekt 
auf 7vH des gesamten Produktivitätswachstums beziffern. Ohne den in- 
zwischen eingetretenen Wandel der Produktionsstruktur wäre heute eine 
Verteilung der Arbeitskräfte auf die Industriezweige nötig, bei der rein 
rechnerisch ihre durchschnittliche Produktivität deutlich unter dem heuti- 
gen Niveau läge. Dabei bleibt freilich aui3er Betracht, da6 möglicherweise 
die tatsächliche branchenspezifische Produktivit8tsentwicklung von der ie- 
weiligen Produktionsausweitung beeinflui3t war. 

In der Verteilung der Faktoreneinsatzes 
auf die Industrlegruppen bzw. -zwelge 

235. Einen durchweg positiven Beitrag zum Produktivitätsfortschritt erbrachte 
auch der Branchenstrukturwandel bei Arbeit und Kapital zusammengenommen 
(Bereinigte Produktivitäten I, 11, 111); er ist von Periode zu Periode grö6er ge- 
worden. Von 1951 bis 1958 waren ihm rund 2vH, von 1958 bis 1960 immerhin 
rund 5 vH und von 1960 bis 1963 schon rund 10 vH des gesamten Produktivitäts- 
wachstums in der Industrie zuzurechnen (Tabelle 61). 

In der 
Produk- 
tions- 

Struktur 

„Struktureffektl' gemäß 

PA 1 PI I PII I  PI^ I PA 

vH 

1883-1651 
1958-1951 
1983-1858 
1880-1858 
1883-1980 

+88,3 +W$ +66,1 +W,8 -3,7 +2,1 +1,8 +2,4 +6,7 
+38,2 +32,8 +33,4 +33,8 - 3.7 + 1,2 + 0,9 + 1,8 + 3,8 
+36,3 +25,6 +24,5 +24,6 + 2,5 + 5,5 + 6,l + 6,5 + 8,4 
+16,5 +15,1 +14,7 +I43 + 3,O + 4,6 + 4.6 + 4,l + 4,8 
+17,0 +B$ +8,6 +8,8  +2,9 +8,8 +10,5 +11,4 +13,5 
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a) Während der 50er Jahre war dieser Struktureffekt wohl U. a. deshalb so 
gering, weil Branchen mit verhältnismäRig niedriger Produktivität ihren 
Beschäftigtenanteil, begünstigt durch die damalige Arbeitsmarktlage, aus- 
dehnen konnten. Die wichtigsten Industriezweige, die hierzu gehören, sind 
der Maschinenbau und die Elektrotechnische Industrie (Tabelle62). Die 
Nachfrageentwicklung zugunsten dieser Bereiche - genauer: bestimmter 
Teile dieser Bereiche - ist dem gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts- 
wachstum also möglicherweise abträglich gewesen, allerdings nur inso- 
weit die zunehmende Beanspruchung von Produktivkräften in diesen 
Branchen den Expansionsspielraum produktivitätsstärkerer Zweige von 
der Seite des Arbeits- und Kapitalmarktes her tatsächlich eingeengt hat. 

b) Wenn der Wandel der Beschäftigtenstruktur während des gesamten Zeit- 
raums keinen gröReren Struktureffekt erbracht hat, so hängt das wohl 
auch damit zusammen, dafl die Zahl der Beschäftigten in einigen über- 
durchschnittlich produktiven Bereichen abgenommen hat. Beispiele sind 
die Textilindustrie, die Nahrungs- und Genuflmittelindustrien, die ME- 
Metallindustrie und die Mineralölverarbeitung; sie gehörten 1963 zu den 
überdurchschnittlich produktiven Industriezweigen (Bereinigte Produkti- 
vität III) 1). Die Gründe für diese Entwicklung sind unterschiedlich. Doch 
kann man wohl ohne grofle Einschränkung sagen, dafl in der Mineral- 
ölverarbeitung der technische Fortschritt arbeitssparende Rationalisierun- 
gen ermöglicht und in der Textilindustrie der Markt arbeitssparende Ratio- 
nalisierunqen erzwungen hat. Während der negative Struktureffekt des 
relativen Beschäftigtenrückgangs in der Textilindustrie in den Rechnungen 
voll zum Tragen kommt, IäRt sich, wie erwähnt, die mit dem Schrumpfen 
verbundene Gesundung - das heiRt Produktivitätssteigerung - der 
Textilindustrie rechnerisch im Struktureffekt nicht erfassen. 

C) Die anderen überdurchschnittlich produktiven Industriezweige erhöhten 
ihre Beschäftigtenzahl überproportional, vor allem der Fahrzeugbau, die 
Kunststoffverarbeitende Industrie, die Chemische In,dustrie und die Be- 
kleidungsindustrie. Diese Bereiche, die zu den sogenannten Wachstums- 
industrien gehören, haben also nicht unwesentlich zu einer Vergröflerung 
des errechneten Struktureffekts im Verlauf des Wachstumsprozesses bei- 
getragen. 

236. Für einen umfassenden Leistungsvergleich und für ein Urteil über die 
relative Bedeutung der Branchen für das künftige Wirtschaftswachstum ist die 
Produktivitäts-Rangfolge der Branchen, wie sie sich in Tabelle59 darstellt, noch 
keine ausreichende Grundlage, da hier mit konstanten Güter- und Faktorpreisen 
gerechnet wurde. Aufler der Entwicklung der Produktivität sind daher die Ver- 
änderungen der Preisrelationen zu untersuchen, in den,en der Wandel in der 
Struktur der Güternachfrage, des Faktorangebots und der technologischen Pro- 
duktionsbedingungen zum Ausdruck kommen. Dies geschieht im folgenden. 

1) Erdol- und Erdga'sgewinnung sind aus statistischen Gründen nicht mitgezählt. 
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Tabelle 62 
Produktivitätseniwicklung, Produktionswachstum und Beschäftigte 

nach lndustriegruppen bzw. -zweigen 

Rangzlffer 
der Produktivitltl) 

lndustriegruppe bzw. -zwelg 

Relatives Wachstum') 

T Produk- Nettopro- 
tivitht') duktlon 

Nahrungs- und Genußmlttelindustrlen 
Sagewerke und holzbearbeitende 

Industrie ......................... 
Papler und Pappe verarbeitende ......................... lndustrle 
Mlneral6lverarbeltung ............... 
Gumml und Asbest verarbeitende 

Industrie ......................... 
Elsen-, Blech- und Metaliwaren- 

lndustrie (einschl. Stahlverformung) 
Holzschliff, Zellstoff. Papler und 

Pappe erzeu~ende Industrie ....... 
Maschinenbau ...................... 
Musiklnstrurnenten-, Spiel-, Schmuck- 

waren- und Sportgeräte-Industrie . . 
Bekleldungsindustrle ............... 
Eisen-, Stahl- und Tempergleßerelen 
NE-Metaiilndustrle(einschl. Gießereien] 
Stahlbau (einschl. Leichtmetallbau) . 
Kunststoffverarbeltende Industrie ... 
Chemische lndustrie (einschl. Kohlen- 

wertstofflndustrle) ................ 
Industrie der Steine und Erden ...... 
Elsenschaffende lndustrle ........... 

Beschafiigte 
In 

Feinkeramische Industrie ........... 
Glaslndustrie 17,5 17,5 - 2,4 - 25,6 ....................... 
Elektrotechnische Industrie ......... 1) 19 19 - 6,3 +10B,O 

g i ~ b e r  1951 1 F 

Lederindustrie ...................... 
Ziehereien und Kaltwalzwerke ....... 
Felnmechanische und optische sowie 

Uhrenindustrle ................... 
Holzverarbeitende Industrie ......... 
Textillndustrie ...................... 
Kall- und Steinsalzbergbau, Sallnen . 
Kohlenbergbau .................... 
Druckerei- und Vewlelf&ltigun~s- 

industrie ......................... 
Fahrzeugbau ....................... 
Schlffbau .......................... 
Sonstige ........................... 
Industrie Insgesamt ............... 

20 13 +11,8 -56,8 
21 23 -16,4 -16,6 

22 !22 - 13,4 - 6,8 
23,5 14.5 + 19,9 - 33,4 
23,5 11 + 27,8 - 72,3 
25 27 - 27,O - 54,6 
26 29 - 33,O -112,2 

27 20 + 7,7 + 21,9 
28 12 + 85,7 +304,8 
!29 28 + 30,2 - 16,6 

- - (+66,8)') (+131,1)') 

') Gema0 Bereinigter Produktlvltht III. 
') Abweichung vom durchschnittllchen Wachstum In Prozentpunkten. 
') Ohne Saarland und Berlln. 
3 Ohne Berlin. 
') Durchschnlttllches Wachstum der hier einbezogenen Industrlezwelge. 
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Anderung  de r  Pre is re la t ionen  

Bedeutung 

237. Stößt der wachstumsbedingte Wandel der Nachfragestruktur auf Starr- 
heiten im Produktionsapparat oder im Angebot an bestimmten Produktions- 
faktoren, so entwickelt sich die Preisstruktur anders als die Produktivitätsstruktur. 
Dabei gibt es überdies Unterschiede in der Geschwindigkeit der marktgerechten 
Preisanpassung. Während in Branchen mit geringen Rationalisierungsmöglich- 
keiten, zum Beispiel Dienstleistungen, die Preise dem Lohnanstieg meist zügig 
folgen, kommt es in Bereichen mit rascher Produktivitäts- und Nachfragezu- 
nahme vielfach nicht zu Marktlagen, in denen die Unternehmen unter dem Druck 
des Angebots einen Teil der Kosteneinsparungen in Form fühlbarer Preissenkun- 
gen weitergeben müssen. 

Als Folge der Starrheiten entstehen Engpässe und im Zusammenhang mit 
ihnen Knappheitsrenten in Form überdurchschnittlicher Lohnsteigerungen oder 
besonders hoher Branchengewinne. 

In einer Marktwirtschaft mit Leistungswettbewerb sollten solche Renten stets 
bald wieder verschwinden. Das geschieht auch immer dann, wenn sie als An- 
reize bewirken können, daß die Engpässe schnell ausgeweitet oder umgangen 
werden, sei es durch Mehrproduktion im Inland, durch Einfuhrsteigerung, durch 
Mehrverwendung von Substitutionsgütern oder durch Rationalisierungsvor- 
gänge, die es gestatten, besonders knapp gewordene Produktionsfaktoren ein- 
zusparen oder durch andere zu ersetzen. 

Wenn Knappheitsrenten im Wachstumsprozeß nicht oder nicht schnell genug 
wieder verschwinden, so können die Gründe in - vermeidbaren oder unver- 
meidbaren - Starrheiten und Mobilitätshindernissen liegen oder in einem 
Mangel an Wettbewerb innerhalb der Bereiche und aus dem Ausland, der es 
den Unternehmen gestattet, ihren Marktanteil zu behalten, ohne daß sie danach 
streben müssen, ihn durch wagemutige Investitionen und kräftige Preissenkungen 
zu vergrößern. 

Preisentwicklung und Produktivitätsentwicklung 

238. Mangels zuverlässiger Informationen für die anderen Sektoren hat der 
Sachverständigenrat auch die Entwicklung der Preisstruktu: nur für den Bereich 
der Industrie untersuchen können. Tabelle 63 enthält die wichtigsten Ergebnisse. 
Sie zeigt, wie sich die Erzeugerpreise der einzelnen lndustriebereiche von 1951 
bis 1963 entwickelt haben, und zwar 

a) im Vergleich zum Durch~chn~itt oder Gesamtindex (Spalten 1, 3, 5, 7, 9), 

b) im Vergleich zu iener hypothetischen Preisentwicklung, die sich vollzogen 
hätte, wenn die Branchen über- bzw. unterdurchschnittliche Produktivitäts- 
fortschritte und sinkende bzw. steigende Preise für Frerndleistungen voll 
und ganz in Form niedrigerer bzw. höherer Produktpreise weitergegeben 
hätten (Spalten 2, 4, 6, 8, 10). 

Vergleichsbasis im Fall b) ist mithin jene Preisentwicklung, die die interindu- 
striellen Gewinn- und Lohnrelationen konstant gelassen hätte, die also b e i 
vo l l e r  F l e x i b i l i t ä t  des Produktionsapparates und v o l l e r  M o b i l i t ä t  der 
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Arbeitskräfte eingetreten wäre1). In welchem MaBe die Abweichung der tatsäch- 
lichen Preisentwicklung von dieser Null-Linie mit einem Wandel der Lohnstruk- 
tur (Knappheitsrenten bei den Löhnen) und in welchem Ma8e mit einem Wandel 
der Gewinnstruktur (Knappheitsrenten bei den Gewinnen) zusammenhängt, 1ä8t 
Tabelle 63 noch nicht erkennen. 

239. Uberraschend ist zunächst, da8 selbst über längere Zeiträume hinweg die 
Preisstruktur sich wesentlich anders entwickelt hat, als es von der Produktivitäts- 
Struktur her un,d unter Berücksichtigung der Fremdleistungspreise zu erwarten 
gewesen wäre. Die mittlere Abweichung von der Produktivitätsnorm war - für 
die Zeit von 1951 bis 1963 - mit 26vH sogar noch grö8er als die mittlere 
Anderung der tatsächlichen relativen Preise (23vH). Da8 die Preisentwicklung 
in den Teilzeiträumen noch weniger mit der Produktivitätsentwicklung überein- 
stimmt, überrascht indessen nicht, da die Anpassungs- und Ausgleichsvorgänge 
auch in der funktionsfähigsten Marktwirtschaft Zeit beanspruchen. 

Defensive Preispolitik 

240. Der vergleichsweise geringe Wandel der tatsächlichen Preisstruktur nach 
19532) (Schaubild 32) 1ä8t vermuten, da8 für die deutsche Industrie im grorjen 
und ganzen eher eine defensive als eine offensive Preispolitik typisch war. 

a) Nur ganz wenige Zweige der Grundstoff-, Produktionsgüter- und der 
Investitionsgüterindustrien haben zwischen 1958 und 1963 ihre (relativen,) 
Faktoreinkommen (Gewinne und Arbeitseinkommen) durch Preiserhöhun- 
gen wesentlich gesteigert. Sehr viel häufiger ist dagegen der Fall, da8 
sich die Ertragslage verbessert hat, weil die Produktivität stark zunahm 
oder die Fremdleistungspreise sanken, aber die (relativen) Preise der Er- 
zeugnisse nicht herabgesetzt wurden. 

b) In den Verbrauchsgüterindustrien liegen die Verhältnisse freilich anders. 
Hier überwiegen die Zweige, in denen die Produktion offensichtlich stär- 
ker als die der Industrie insgesamt hinter der Nachfrageausweitung zu- 
rückgeblieben ist, obwohl Produktivitätsfortschritte erzielt werden konn- 
ten, die deutlich über dem Durchschnitt liegen (Tabelle 62). 

C) Für den Koniunkturablauf zeigt sich, da8 die industriellen Erzeugerpreise 
in den Aufschwungsphasen der Wachstumszyklen (1953 bis 1955, 1958 bis 
1960, 1962 bis 1964) kaum gestiegen sind, wohl aber danach, wenn der 
Gewinnexpansion die Lohnwelle folgte und der Kostendruck spürbarer 
wurde. Preiserhöhungen wurden dann trotz abgeschwächter Nachfrage- 
expansion durchgesetzt. 

d) Dabei ist die Preisentwicklung in den Jahren verlangsamten Wachstums 
sehr viel uneinheitlicher. Von 1955 bis 1958 und von 1960 bis 1963 ver- 
änderte sich die Preisstruktur mehr als doppelt so stark wie von 1953 bis 
1955 und von 1958 bis 1960. Uberraschend ist jedoch, da8 zwischen 1960 
und 1963 nicht die produktivitätsschwächeren Grundstoff- und Produk- 

1) In diesem Falle wären die, Werte in den Spalten 2, 4, 6, 8, 10 in der Tabelle 63 sämtlich Null. 
2) In dieser Zeit war die Anpassung der Preisstruktur nach der Freigabe vorher fixierter Preise im 

wesentlidien vollzogen. 
Die mittlere Anderung der relativen Preise betrug: 
1951 bis 1953 = f 152 vH 1955 bis 1958 = f 5.8 vH 
1953 bis 19% = f 2,6 vH 1958 bis 1963 = f 5,l vH 
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Tabelle 63 Veränderung der relativen Erzeugerpreise und der relativen Preise der 

lndustrlegruppe brw. -zwei0 

Produk- Produk- 
tlvltats- tlvlt8ts- 

Wertschop- Wertschop- 
funo3 tunaal 

Bergbau 
Kohlenbergbau ........................... 

Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien 
lndustrle der Steine und Erden ............ 
Elsenschaffende Industrie ................ 
Eisen-, Stahl- und Tempergießerelen ...... 
Zlehereien und Kaltwalzwerke ............. 
NE-Metallindustrie ....................... 
NE-Metallgießerelen ...................... 
Chemische Industrie (einschl. 

Kohlenwertstofflndustrle) ............... 
Sagewerke und holzbearbeltende lndustrle. 
Holzschliff, Zellstoff, Papler und Pappe 

................... erzeugende lndustrie 
Gumml und Asbest verarbeltende lndustrle 

Investltlonsgiiterindustrien ....... Stahlbau (elnschl. Lelchtmetallbau) 
Maschinenbau ........................... 
Fahrzeugbau ............................. 
Elektrotechnische Industrie ............... 
Felnmechanlsche und optische sowie 

Uhrenlndustrie ......................... 
Stahlverformung ......................... 
Elsen-, Blech- und Metallwarenlndustrle ... 

Verbrauchsgiiterlndustrlen 
Felnkeramlsche Industrie ................. 
Glasindustrie ............................ 
Holzverarbeitende Industrie ............... 
Muslkinatrumenten-, Spiel-, Schmuck- ....... waren- und Sportgeräte-Industrie 
Papler und Pappe verarbeitende Industrle.. 
Druckerei- und Vervlelf~ltlgungslndustrle . . 

......... Kunststothrerarbeltende lndustrle 
Ledererzeugende Industrie ............... 
Lederverarbeltende Industrie .............. 
Schuhlndustrle ........................... 
Textlllndustrle ........................... 
Bekleldungslndustrle ..................... ...... ~ahrungs- und Genußmlttellndustrlen 

....... Verllnderung der Industrie Insgesamt 
... Mittlere Vednderung der relativen Preise 

') Gema0 Berelnlgter Produktivltat 111. 

3 Abwelchung von der durchschnittlichen Veranderung des Index der Erzeugerpreise lndustrleller Pro- 
dukte In Prozentpunkten. 

3 Abweichung von der durchschnlttllchen Vednderung des Preislndexfor die Wertschopfung + Abwei- 
chung von der durchschnlttlichen Veränderung der ProduMlvltat (beldes In Prozentpunkten); 
Erllluterungen: Anhang IV, 3,IMB. 
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Wertschöpfung unter Berücksichtigung der Produktivitätsentwicklungl) 

lndustriegruppe bzw. -zwei9 

über 1958 

Produk- 
tivitäts- 

bereinigte 
reiatlve 

Preise der 
Wertschop- 

funn7) 

Bergbau 
Kohlenbergbau 

Grundstoff- und Produktionsgüterlndustrien 
lndustrle der Steine und Erden 
Eisenschaffende lndustrie 
Eisen-, Stahl- und Tempergießerelen 
Zieherelen und Kaltwalzwerke 
NE-Metallindustrie 
NE-Metallgießereien 
Chemische lndustrle (einschl. 

Kohlenwertstoffindustrie) 
Sägewerke und hoizbearbeitende lndustrie 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

eizeugende lndustrie 
Gummi und Asbest verarbeitende lndustrie 

Investitionsgüterindustrien 
Stahlbau (einschl. Leichtmetallbau) 
Maschinenbau 
Fahrzeugbau 
Elektrotechnische lndustrle 
Feinmechanische und optische sowie 

Uhrenlndustrie 
Stahlveriormung 
Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie 

Verbrauchsgüterindustrien 
Feinkeramische lndustrle 
Glasindustrle 
Holzverarbeitende lndustrle 
Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuck- 

waren- und Sportgeräte-Industrie 
Papier und Pappe verarbeitende lndustrie 
Druckerei- und Vewielfältlgungsindustrie 
Kunststoifverarbeitende lndustrle 
Ledererzeugende lndustrie 
Ledewerarbeitende lndustrie 
Schuhlndustrie 
Textilindustrle 
Bekleidungsindustrle 

Nahrunos- und Genußmlttellndustrien 

+ 0,3 + 3,5 I Veränderung der Industrie insgesamt 

9,8 1,55 5,9 438 8,2 1 Mittlere Veränderung der relativen Preise, 

I96ü gegenüber 1958 

Relative 
Erzeuger- 
preise') 

1883 gegenober 1980 

Produk- 
tivitäts- 

bereinigte 
relative 

Preise der 
WertschCTp- 

funoa) 

Relative 
Erzeuger- 
preise') 

Produk- 
tivitäts- 

bereinigte 
relative 

Preise der 
Wertschtip- 

funaa) 
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Schaubild 32 

RELATIVE VERÄNDERUNG DER PREISSTRUKTUR 
1963 GEGEN~BER 1953 

Veränderung der Erzeugerpreise nach ausgewählten lndustriegruppen bzw. -Zweigen in vH 

VH -20 -1 0 0 

Textilindustrie 

Papiererzeugung 
Mineralölverarbeitung 
Fahrzeugbau 

Nahrungsu.(;enußmittelindustrien 

Eisenschaffende Industrie 

Holzbearbeitung 
Lederverarbeitung, Schuhindustrie 
Eisenindustrie 

EBM-Warenindustrie 

Feinmechanische l 
Feinkeramischeu. 
Schmuckwarenindu 

Steinindustrie 
Papierverarbeitung 

Maschinenbau 

Stahlbau 
Holzverarkitung 
Druckereiindustrie 

0 +10 +20 4 0  vH 
Die Stärke der Balken entspricht dem Anteil aß Gesamtumatz 1953 

SR 5663 Mine B?rlin,1953 awch ohne Saarland. 
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tionsgüterindustrien oder die Investitionsgüterindustrien, sondern gerade 
produktivitätsstarke lndustriezweige im Bereich der Verbrauchsgüterin- 
dustrien ihre Preise am stärksten erhöht haben. Diese Preiserhöhungen 
fallen zusammen mit der Verbrauchskoniunktur von 1961162. Offenbar hat 
also nicht nur der Kostendruck, dem die meisten lndustriezweige nach 1960 
ausgesetzt waren, sondern auch die offensive Preispolitik der Verbrauchs- 
güterproduzenten, die auf Engpässe (unelastisches Angebot) während der 
Verbrauchskoniunktur schließen Iäßt, zu der starken Erhöhung des Er- 
zeugerpreisniveaus beigetragen. 

241. Zusammenfassend Iäßt sich festhalten: 
a) Es gibt in der deutschen Industrie weniger Neigung, überdurchschnittliche 

Kostensenkungen in Preissenkungen weiterzugeben, als für die Stabilität 
des Preisniveaus bei steigenden Dienstleistungspreisen notwendig er- 
scheint. 

b) Die Unternehmen befolgen jedoch in nicht unerheblichem Maße den 
wachstumspolitisch wichtigen Grundsatz, bei der Preispolitik die Vorteile 
der Mengenkoniunktur zu berücksichtigen (JG 64 Ziffer 250). 

Zu fragen bleibt nun,'in welchem Maße die Starrheiten, die in Abweichungen 
der Preisentwicklung von der Produktivitätsnorm zum Ausdruck kommen, Starr- 
heiten der Faktormärkte oder Starrheiten des Unternehmerverhaltens sind. 

Löhne und M o b i l i t ä t  de r  A rbe i t s k rä f t e  

242 Wenn Bereitschaft und Fähigkeit der Arbeitskräfte zum Stellungswechsel 
über Branchengrenzen hinweg (Mobilität) gering sind, hat der wachstumsbe- 
dingte Wandel in der Struktur der Arbeitskräftenachfrage Reibungen und mög- 
licherweise Reibungsarbeitslosigkeit zur Folge, es sei denn, daß der Mehrbe- 
darf der Wachstumsbranchen aus einer allgemeinen Arbeitskraftreserve, aus 
dem Nachwuchs oder durch Zuwanderung gedeckt werden kann. Seit Erreichen 
der Vollbeschäftigung und seit dem Versiegen des Flüchtlingszustroms wird der 
Bedarf an Mobilität, den ein stetiges und angemessenes Wachstum hervorruft, 
immer größer, zumal in den nächsten zehn Jahren auch der iährliche Zugang 
aus dem Nachwuchs an Arbeitskräften vergleichsweise gering bleibt und durch 
Verlängerung der Schul- und Ausbildungszeiten noch weiter sinkt. Da Druck auf 
die Bereiche, die Arbeitskräfte abgeben müssen, eher zu einer größeren Rei- 
bungsarbeitslosigkeit als zu einer raschen Deckung des Arbeitskräftebedarfs der 
Wachstumsbranchen führt (JG 64 Ziffer 251) und die Uberwindung der Mobili- 
tätshemmnisse durch überdurchschnittliche Lohnerhöhungen in den Mangelbe- 
reichen eine kostenniveau-neutrale Lohnpolitik erschwert, erhalten Maßnahmen 
zur Erhöhung der Mobilität der Arbeitskräfte eine große und zunehmende Be- 
deutung auch für die Vollbeschäftigung und Geldwertstabilität. 

243. Untersuchungen des Sachverständigenrates über den bisherigen Wandel 
der industriellen Beschäftigtenstruktur in  der Bundesrepublik im Zusammenhang 
mit der industriellen Lohnstruktur lassen erkennen, daß der Mechanismus der 
Lohnrelationen die Steuerung der erforderlich gewesenen Umschichtung von Ar- 
beitskräften nicht besorgt hatoder nicht hat besorgen müssen. DieVeränderungen 
der industriellen Lohnrelationen zwisihen 1951 und 1964 waren auffällig gering; 
auch haben die relativen Lohnunterschiede insgesamt abgenommen (Tabelle 64). 
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Tabelle 64 Löhne in der Industrie 
- Standardabweichung, Variations 

') In 24 lndustrlegruppen bzw. -zwelgen. 
l) In 33 lndustrlegruppen bzw. -Zweigen. 

Elnhelt 

Standardabweichung (In DM) der 
Bruttostundenverdlenste Im Jahre 

Varlatlonskoeiflzlent (In vH) der 
Bruttostundenverdlenste Im Jahre 

Korrelatlonskoeifizlent frlr den 
Zusammenhang zwlschen den 
Bruttostundenverdlensten Im 
Jahre 1964 und denen des Jahres 

Standardabweichung (In DM) der 
Bruttostundenverdlenste lm Jahre 

Varlatlonskoeifizlent (In vH) der 
Bruttostundenverdienste lm Jahre 

Korrelationskoeffizlent fOr den 
Zusammenhang zwischen den 
Bruttostundenverdlensten im 
Jahre 1964 und denen des Jahres 

Was aber noch wichtiger ist: Soweit Anderungen feststellbar sind, scheinen sie 
nicht in einem systematischen Zusammenhang mit den Anderungen der Be- 
schäftigtenstruktur zu stehen. Es ist nicht einmal so, dat3 dort, wo die Ver- 
dienste besonders hoch (niedrig) sind, im allgemeinen die Zuwanderung (Ab- 
wanderung) besonders gro8 war (Tabelle 11 1, Anhang). 

244. Eine geringe Beanspruchung des Mechanismus der Lohnrelationen kann 
damit erklärt werden, dat3 wachstumskräftige Unternehmen wegen der unver- 

Bruttostundenverdlenste der Arbeiter') 

Jahr J= gesamt L ~ ~ S ~ U ~ O S O ~ U P P ~  sammen 
sammen gruppe 

1951 
1955 
I9SO 
I964 

1951 
1955 
1960 
1964 

1960 
1955 
1951 

1951 
1955 
IW 
1964 

1951 
1955 
1960 
1864 

1960 
1955 
1951 

Bundesgebiet 

O,21 0,14 0,14 0,19 0,12 0,12 
0,28 O,l9 0,17 0,21 0,15 0,15 
0,39 028 0,28 0,30 0.17 0,20 
0,44 0,30 0,31 0,Sl 0,20 0,22 

14,6 8,9 8,O 14.2 10,s 12,4 
16,4 8,6 13,2 12,O 12.6 
15,O 999 9.3 12,8 9,O 11,O 
12,l 7 3  7,4 W 889 8 2  

0,97 0,93 0,93 0,95 0,89 0,W 
0 , s  0,94 0,93 0,95 0,82 O,W 
0,92 0,87 0,81 0,75 0 , s  0,87 

Nordrhein-Westfalen 

O,22 0,16 0,15 0,19 0,ll 0,10 
0,31 0,20 0,20 0,24 0,15 0,16 
039 990,~ o , n  0,33 0.17 O,PI 
0.45 0,31 0,29 0,35 0,19 O,P3 

15,l W 8,7 13,7 10,5 10.4 
17,7 10,4 9 ~ 5  15,O 11,8 13,5 
14,5 9 3  8,8 13,4 8,5 11,3 
11,8 7,5 10,l 6,7 4 4  

0,92 O,W 0,86 0,W 0,78 0,85 
0,W 0,82 0,7Q 0,BO 0,47 0,58 
0,89 0,79 0,73 0,81 0,61 0,63 
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Gehälter in der lndustrie 
koeffizient, Korrelationskoeffizient - 

Erläuterung : Steigt die Standardabweichung im Zeitablauf, so bedeutet dies, da0 die absoluten Unter- 
schiede der in den einzelnen lndustrlezweigen gezahlten Bruttoentgelte zunehmen - und umgekehrt. FBllt 
der Variationskoeffizient im Zeitablauf, so bedeutet dies, daß dle relativen Unterschiede der in den ein- 
zelnen Industriezweigen gezahlten Bruttoentgelte abnehmen - und umgekehrt. Liegt der Koirelatlona- 
koeffizlent bei Eins, so bedeutet dies, daß die Bruttoentgelte in den einzelnen Industriezweigen zwischen 
den leweiligen Stichiahren um denselben Betrag oder um denselben Prozentsatz zugenommen haben oder 
gleich geblieben sind. Korrelationskoeffizienten, die kleiner als Eins slnd, zeigen also an, In welchem Um- 
fang diese Bedingungen nicht zugetroffen haben. - Anhaltspunkte dafür, Inwieweit dle beobachteten Ten- 
denzen auf die Saldierung unterschledllcher Regionalentwicklungen zurückzufiihren slnd, gibt ein Vergleich 
der Ergebnisse für das gesamte Bundesgebiet mit denen für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Einheit 

Standardabweichung (in DM) der 
Bruttomonatsgehlilter im Jahre . 

Variationskoeffizient (in vH) der 
Bruitomonatsgehtllter im Jahre . 

Korrelationskoeffirlent für den 
Zusammenhang zwischen den 
Bruttomonatsgehältern im Jahre 
1964 und denen des Jahres .... 

Standardabweichung (in DM) der 
BruttomonatsgehälterimJahre. 

Variatlonskoeffizient (in vH) der 
B~ttomonatsgehtllter im Jahre . 

Korrelatlonskoeffizient für den 
Zusammenhang zwischen den 
Bruttomonatsgehältern im Jahre 
1964 und denen des Jahres .... 

hältnismäi3ig hohen Ausgaben für zusätzliche Arbeitskräfte - etwaige Lock- 
löhne müssen ia in der Regel auch den schon vorhandenen Arbeitskräften ge- 
zahlt werden - die Nachfrage nach ihren Erzeugnissen nicht voll in intensiven 
Wettbewerb um die Arbeitskräfte umsetzen, also lieber darauf verzichten, ihren 
Expansionsspielraurn voll zu nutzen. Für eine solche Vermutung spricht, dai3 der 
Wandel der Beschäftigtenstruktur in der lndustrie ten,denziell zurückgegangen 

Bruttomonatsgehlilter der Angestellten') 

Jahr FF sammen Lelstungsgruppe 

sammen QrUPPe 

1951 
1960 
1964 

1951 
1960 
1964 

1960 
1951 

1951 
1960 
1964 

1951 
1960 
1964 

1B80 
1951 

Bundesgebiet 

78.01 75,17 115,17 55,08 30,48 37,37 
87,64 80,37 63,27 53,85 37,42 41,39 

110,64 84,07 92,48 65,30 71,86 45,93 

18,7 15,s 18,6 15,9 10,7 14,O 
13,5 8,O 6 2  9 8  8,1 9,4 
12,s 8.4 790 8,9 11,3 7 ~ 9  

0,96 0,90 0,90 0,89 0,67 037 
0,73 0,66 0,37 0,82 0,46 0,67 

Nordrhein-Westfalen 

80,36 75,67 123,49 60,59 34,23 38,72 
96,92 78,58 98,22 73,35 46,63 57,31 

137,41 114,96 150,75 88,W 80,28 5834 

18,6 15,5 20,2 16,7 11,6 14,l 
14,7 10,4 9,7 13,l 9,7 12,7 
15,5 11,3 11,5 12,O 9,3 9,7 

0,95 0,88 0,90 0,81 0 , s  0,84 
0,70 0,W 0,34 0,73 0,66 0,70 
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ist, seit die Ausweitung des Arbeitskräftepotentials sich verlangsamt hat, und 
daß seit Erreichen der Vollbeschäftigung die Löhne nicht mehr den Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt bewirken. Ein restriktives 
Nachfrageverhaken bringt zwar - wenn es Schule macht - den Wachstums- 
unternehmen den Vorteil höherer Gewinne und damit erweiterter Möglichkeiten 
zur Selbstfinanzierung von arbeitssparenden Investitionen; aber es hemmt den 
Wandel der Beschäftigtenstruktur und auf längere Sicht wohl auch den Wachs- 
tumsprozeß, da es auf der anderen Seite für die Branchen mit geringen Wachs- 
tumschancen den Zwang vermindert, Rationalisierungsinvestitionen vorzuneh- 
men oder unergiebige Produktionseinheiten stillzulegen. 

245. Soweit sich die Preisrelationen infolge von Starrheiten in der Produktions- 
struktur - in Abweichung von der Produktivitätsnorm - zugunsten bestimm- 
ter Industrien verändert haben (Ziffer 238), hat sich dies jedenfalls nicht in 
einer entsprechenden Änderung der Lohnrelationen auswirkt. Als Erklärung 
hierfür kommt in Betracht, daß entweder die zunehmende allgemeine Knapp- 
heit der Arbeitskräfte nicht mit einer spezifischen Knappheit für die Wachs- 
tumsbranchen einhergegangen ist oder daß ein restriktives Nachfrageverhalten 
der Unternehmen (Ziffer244) die unvollkommene Mobilität der Arbeitskräfte 
marktmäßig nicht voll hat zum Ausdruck kommen lassen. 

Gew inne  - W e t t b e w e r b u n d  Le is tungskra f t  

246. Uberdurchschnittliche Gewinne haben in der Marktwirtschaft die Aufgabe, 
zur Produktionsausdehnung anzureizen; für Verluste gilt das Gegenteil. Hohe 
Gewinne erfüllen ihre Fun,ktion jedoch nur in dem Maße und verschwinden des- 
halb auch nur in dem Umfang, in dem die Unternehmen in wirksamem Wett- 
bewerb stehen, tatsächlich zusätzliche Arbeitskräfte und Investitionsmittel nach- 
fragen, und dabei auf ein elastisches Angebot stoi3en. Anhaltend hohe Gewinne 
können daher 

auf geringem Wettbewerbsgrad und 
auf geringer Elastizität des Arbeitsangebots - speziell geringer Mobilität 
der Arbeitskräfte - oder 
auf beschränktem Zugang zum Kapitalmarkt 

beruhen, sofern die Erklärung nicht darin liegt, daß die Branche 
durch eine Serie großer Produktivitätsfortschritte oder 
durch eine unerwartet dauerhafte Branchenkonjunktur 

vom Wachstumsprozeß begünstigt wird. 

247. D'er Sachverständigenrat hat angesichts des Fehlens einer umfassenden 
Gewinnstatistik versucht, indirekt Einblick in die relative Gewinnsituation der 
Industriezweige zu gewinnen. In erster Linie kam es ihm, entsprechend dem 
Zweck seiner Untersuchung, darauf an, sich An,haltspunkte für die relative Ge- 
winnsituation der Zweige und damit für deren relative Leistungskraft, wie der 
Markt sie bewertet, zu verschaffen1). Als ,Gewinnrateu erscheint hier das Ver- 

1) Um die relative Gewinnsituation der Branchen auch nur näherungsweise indirekt zu bestimmen, 
muRten eiwa fünfzehn, da'runter auch nicht-amtliche Einzelstatistiken herangezogen werden, deren Quali- 
tät und Konsistenz im Hinblick auf den gewünschten Zweck recht unterschiedlich sind. Es liegt daher auf 
der Hand, da0 die so errechneten Gewinnraten entsprechenden Fehlervc+behalten unterliegen (Anhang IV, 
1617).  
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Tabelle 65 

,,Gewinnratena in der Industrie1) 
nach lndustriegruppen bzw. -zweigen 

Industriegruppe bzw. -Zweig 

Gruppe II: Durchgehend unterdurchschnittlich 

Kennziffer für den Zeitraum 1 Rang 

1951-1955 1 1955-1958 1 1958-1980 1 1960-1963 

Gruppe: I Durchgehend überdurchschnittlich 

Musikinstrumenten-. Spiel-, 
Schmuckwaren- und Sportgeräte- 
Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien 
Lederindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Papier und Pappe verarbeitende 
Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Eisen-, Blech- und Metallwaren- 
Industrie (einschl. Stahlverformung) 

Sägewerke und holzbearbeitende 
Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Bekleidungsindustrie . . . . . . . . . . . . . . 
Gummi und Asbest verarbeitende 
Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Kunststoffverarbeitende Industrie . . 
Industrie der Steine und Erden . . . . . 
Chemische lndustrie (elnschl. 
Kohlenwertstoffindustrle) . . . . . . . . . 

NE-Metallindustrie (elnschl. 
Gießereien) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Gruppe 111: Wechselnd von unter- nach überdurchschnittlich 

1.79 1,77 1,73 
2,31 % M  1,88 
1,67 1,52 1,64 

1,90 1,78 1,69 

1,71 1,65 137 

2,02 1,83 1,67 
1,65 1,61 1,66 
1,63 1,64 133 

2,12 1,73 1,50 
1,95 1 ,W 

1,59 1,53 1,49 

1,65 1,56 1,55 

1,74 

Stahlbau (elnschl. Leichtmetallbau) . 
Feinkeramische Industrie . . . . . . . . . . 
Feinmechanlsche und optische 
sowie Uhrenindustrie . . . . . . . . . . . . . 

Eisen-, Stahl- und Tempergießereien 
Ziehereien und Kaltwalzwerke . . . . . . 
Kohlenbergbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Holzverarbeitende Industrie . . . . . . . . 1,34 1,40 1,45 1,47 7b 
Glasindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,41 1,44 1,42 12b 
Druckerei- und Ve~ielfältigungs- 
industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,35 1 1,42 12c 

1,32 1,39 1 ,28 18a 
1 3 4  1,40 133 128 18b 

1,48 1,42 1,34 I ,26 21 
1,47 1,37 1,27 1,20 24 
1,40 1,31 1,28 l,16 25 
0,85 0,94 W 6  0,93 26 

Gruppe IV: Wechselnd von über- nach unterdurchschnittlich 

Textilindustrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,78 1,49 1,29 1,27 20 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und 
Pappe erzeugende Industrie . . . . . . 1,64 1,41 1,24 22 

Elektrotechnische Industrie . . . . . .. . 1,70 1,46 1,36 I ,21 23 

Gruppe V: Dauernd durchschnittlich 

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 132 1,52 1.42 1,36 17 

Industrie insgesamt . . . . . . . . . . . . . .. 1 1,55 1,48 1.43 134 - 

Wertschllpfung in jeweiligen Preisen eigene SchBtzung; Erläuterungen: 

') Aufwand für Kapital- und Arbeitsleistung in jeweiligen Preisen ; Anhang ''1 I6-l7. 
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Tabelle 66 
Gegenüberstellung der Veränderung der relativen Erzeugerpreise, Produktivität, 

der lnvestitionsrate und der 

1960 gegenüber 1958 

Relative') 

Erzeu- Brutto- Investi- Produk- 
Produk- stunden- Gewlnn- tions- tions- 1 tivfiw I V":; 1 raten5) / rate, 1 preise') auswei- 

tung7) 

- 1 - 6,5 - 7,8 - 7,3 -20,8 
- 0,7 - 8,6 - 8,5 - 0,9 - 8,7 +3,8 
+ 3 3  + 3,4 - 0,2 - 7,2 - 6,8 
- 0,4 + 6,7 * 0,o + 1,7 + 9.1 + 2,l - 1,6 + 0,4 + 0,l + 9,3 - 0,4 
- 0,9 +11,1 - 1,2 + I 0 3  - 4,l + 8,9 * 0,O + 1,7 - 0,5 - 1,5 - 4,3 + 0,6 - 0,8 + 9,8 - 0,3 + 6,6 - 5,9 + 7,i 
+10,5 - 0 5  
+ 4.9 ] + '15 ( + I> ] + 4*9 { 
-1,9 +8,0 +0,5 +4,3 +5,6 +11,7 - 1,8 +l6,8 - 3,4 +32,5 +38,8 
- 3,8 + 9 2  - 0,l + 3,3 - 9.4 + 3,5 

- 4,9 + 0,5 + 3,O - 6,6 - 6.2 - 4.6 + 0,8 + 0,7 + 4,O -11,l + 8,l +12,3 
+ 0,4 - 1,9 + 0,l + 5,2 + 4,6 + 1 3  -11,7 - 1,3 - 9,2 - 6,9 -15,O 
+ 2,l - 6,2 - 0,2 - 4,l + 1.6 - 0'9 
- 0,2 + 1,8 - 1.1 + 0,8 +22,4 +20,6 
- 1,4 - 1,3 - 0 2  - 6,l + 5 3  +10,6 

+2.0 -1,O +1,9 -0,9 +4,0 +0,4 - 0,l 
+ 0 3  ] + + - 3Z - 4v4 ( 1 i:: 
+ 1,O + 1,9 + 2,s -2,6 -1,5 
- 0,5 - 0,2 + 1,O - 5,4 - 6,l -10,O 
+ 1,2 + 4,O + 1,l + 2,6 - 2,O + 5,l 
+1,7 +1,7 +1,6 +2,9 -3,3 -4,s 

+1,5 +4,0 +4.2 -3,6 +2,7 -7,5 - 0,7 - 3,8 + 5,7 - 8,4 +11,9 + 2,2 
+3,9 -2,5 +0,8 +4,0 +3,9 -4,O 
- 5,9 +14,9 + 4,l - 5,9 +45,1 +48,6 
913,9 - 1,O + 4 ] - 7 { + 3 ] I -10.1 - 7.8 
+ 8,9 + 5,5 ( - 4,9 - 0,2 + 4,2 + 2,9 + 0,3 - 7,4 - 1,2 
- 0,5 - 2,5 j, 0,O - 8,O - 0,3 - 4,3 
- 0,5 -13,4 + 2,6 - 7,8 - 2,O -14,2 

+ 0,3 +14,5 +16,1 + 1,l 28,5 +20,4 

Veränderung bzw. dem Durchschnitt in Prozentpunkten. 
') Gemliß Berelnlgter Produktlvltät III. 

Lfd. 
Nr. 

9 Verdiensterhebung In lndustrle und Handel. '1 Eloene Sch(Ltzuno; Erläuterungen: Anhang IV, 16-17. 
Br~ttoanlageln~estltlonen (1958 bls I960 bzw. 1960 bis 19631, bezogen auf das Bruttoanlagevermbgen 

Im jeweiligen Ausgangsjahr; Quelle: DIW. 

Industriegruppe bzw. -zwei9 

1 Bergbau ................................. 
2 Kohlenbergbau ......................... 
3 Kall- und Steinsalzbergbau, Sallnen ..... 
4 Grundstoff- und Produktionsgüterindustrlen 
5 Industrie der Steine und Erden .......... 
6 Elsenschaffende Industrie ............... 
7 Eisen-, Stahl- und Tempergleßereien ..... 
8 Zleherelen und Kaltwalzwerke ........... 
9 NE-Metallindustrie ...................... 

10 NE-Metallgleßerelen ..................... 
11 Chemische lndustrie (einschl. 

Kohlenwertstofflnduatrle) ............... 
12 Mineral6lverarbeitung ................... 
13 Sägewerke und holzbearbeltende lndustrle 
14 Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

erzeugende Industrie ................... 
15 Gummi und Asbest verarbeitende lndustrie 
16 Investitionsgllterindustrien ............... 
17 Stahlbau (elnschl.Lelchtmetallbau) ...... 
18 Maschinenbau .......................... 
19 Fahrzeugbau ............................ 
20 Elektrotechnlsche Industrie .............. 
21 Feinmechanische und optlsche sowle 

Uhrenindustrie ......................... 
22 Stahlveriormung ........................ 
23 Elsen-, Blech- und Metallwareninduitrie .. 
24 Verbrauchsgüterlndustrlen ............... 
25 Feinkeramische Industrie ................ 
26 Glasindustrle ........................... 
27 Holzverarbeltendelndustrie ............. 
28 Musikinstrumenten-. Spiel-, Schmuck- 

waren-undSportgeräte-Industrie ....... 
29 Papier und Pappe verarbeitende lndustrle 
30 Druckerei-undVewielfältigun~slndustrie. 
31 Kunststofiverarbeitende Industrie ........ 
32 Ledererzeugende Industrie .............. 
33 Ledewerarbeltende Industrie ............ 
34 Schuhlndustrie ......................... 
35 Textllindustrie .......................... 
36 Bekleldungsindustrie .................... 
37 Nahrungs- und Genußmlttelindustrien .... 
38 Industrie insgesamt*) .................... 

') Abweichung von der durchschnittlichen 
3 Index der Erzeugerpreise lndustrleller Produkte. 
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Bruttostundenverdienste, Gewinnsituation und Produktionsausweitung sowie 
au6enwirtschaftlichen Verflechtung 

I 1963 gegenOber 1960 

Relative') 
1 Import- 1 Export- I 

') Errechnet über den Index der industriellen Nettoproduktlon. 
#) Quelle: D. Mertens, „Die Wandlungen der Industriellen Branchenstruktur In der Bundesrepubllk 

Deutschland 1950 bis 1960"; Sonderheii des DIW, Nr. 88. Berlln 1964. 
*) Durchschnlttllche Veränderung bzw. Durchschnitt. 

Bergbau ohne, Mlneralölverarbeitung einschl. Erdöl- und Erdgasgewlnnung. 

Brutto- Investl- Produk- 
Erzeu- Produk- stunden- Gewinn- tions- tlons- 

Oer- 1 t i v ~ t a ~ )  1 ve;z- I raten5) rate' / auswei- 
preise') 

tun09 
I 

I 

quote*) 1960 

Lfd. 
Nr. 
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hältnis zwischen. Wertschöpfung in laufenden Preisen - also einschließlich der 
Gewinne - und dem Aufwand für Kapital- und Arbeitsleistung für einzelne 
Abschnitte der Zeit von 1951 bis 1963, alles in jeweiligen Preisen1). Die Daten 
in Tabelle 65, in der die Industriezweige nach der Höhe ihrer durchschnittlichen 
,Gewinnratena gruppiert sind, vermitteln in Verbindung mit zusätzlichen In- 
formationen (Tabelle 66) folgendes Bild: 

a) Die so errechneten ,Gewinnratena für die gesamte lndustrie sind von 
Periode zu Periode - das heißt mit zunehmender Verknappung der Ar- 
beitskräfte - gesunken. 

b) Von den 13 Branchen mit überdurchschnittlich hohen "Gewinnraten" in 
allen Perioden (Gruppe I) gehören fünf zu den Verbrauchsgüterindu- 
strien2). Zwei davon haben im Zeitraum 1958 bis 1963 trotz überdurch- 
schnittlicher Produktivitätsfortschritte ihre Preise absolut und relativ her- 
aufgesetzt (die Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuckwaren- und Sportge- 
räte-Industrie un,d die Lederindustrie). Uberdurchschnittliche Produktivitäts- 
fortschritte, die nicht in Form entsprechender Preissenkungen weiterge- 
geben wurden, waren wohl auch ausschlaggebend für die anhaltend 
güstige Gewinnsituation in der Chemischen lndustrie und im Bereich der 
KunststofFverarbeitung. In den übrigen Branchen der Gruppe I beruhen die 
anhaltend überdurchschnittlichen ,Gewinnratena auf einer Kombination 
von rascher Produktivitätsentwicklung und günstiger Preistendenz - auf 
den Absatzmärkten wie bei den Vorerzeugnissen. Die vergleichsweise 
hohen ,Gewinnratena in der Gruppe I stehen sicherlich auch damit in 
Zusammenhang, daß die inländischen Unternehmen entweder der Import- 
konkurren,~ weniger ausgesetzt waren oder sich ihrer besser erwehren 
konnten, als es sonst in der lndustrie der Fall war. Jedenfalls lag bei 
zehn von den dreizehn gewinnstärksten Industriezweigen der Anteil der 
Einfuhren an der lnlandsversorgung (Importquote) 1960 unter dem Durch- 
schnitt der gesamten Industrie. 

C) In Gruppe II sind die Branchen zusammengefaßt, deren Gewinn- und 
Leistungskraft während der gesamten Periode unter dem Durchschnitt 
lagen. Es handelt sich ausschliet3lich um Zweige, die auch mit ihrem Pro- 
duktivitätsniveau (Bereinigte Produktivität lll) n.icht an die übrige lndustrie 
heranreichten, ia sich meist infolge besonders langsamen Produktivitäts- 
fortschritts sogar vom lndustriedurchschnitt entfernten. 

d) Drei Branchen, deren Gewinn- und Leistungskraft bis 1958 nicht an den 
Durchschnitt heranreichte, konnten sich seither über den Durchschnitt hin- 
aus verbessern (Gruppe 111). Es handelt sich ausnahmslos um Industrie- 
zweige mit überdurchschnittlichen Produktivitätsfortschritten (Tabelle 66). 
Alle drei erhöhten gleichwohl ihre Preise mehr als die lndustrie insgesamt, 
bezeichnenderweise bei relativ geringer Investitionsneigung. 

e) Eine relative Verschlechterung ihrer Gewinnsituation muaten die Elektro- 
technische Industrie, die Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeu- 
gende lndustrie und - trotz überdurchschnittlichem Produktivitätszu- 

1 )  Die jährliche Gewinnsituation sagt wenig aus über die Wettbewerbssituation eines Wirtschafts- 
bereichs, dd vorübergehende Marktlagengewinne oder -verluste einen interindustriellen Vergleich dann 
kaum zulassen. 

2) Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuckwaren- und Sportgerät+lndustrie, Papier und Pappe verarbeitende 
Industrie, Kunststoiiverarbeitende Industrie, Lederindustrie und Bekleidungsinduslrie. 
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wachs - auch die Textilindustrie hinnehmen. In allen drei Branchen hat 
der Markt Preissenkungen erzwungen, in der Elektrotechnischen Industrie 
sogar bei steigenden Preisen für Vorerzeugnisse. 

248. Wie schon der Vergleich zwischen dem Wandel der Preisstruktur, der 
Produktivitätsstruktur und der Struktur der Fremdleistungskosten (Ziffer 239) ver- 
muten Iäßt, besteht-insgesamt gesehen und über längere Zeiträume hinweg- 
kein systematischer Zusammenhang zwischen der relativen Gewinnsituation und 
der relativen lnvestitionsneigung der Industriezweige. Schaubild 33 veranschau- 
licht dies1). Es mag sein, da6 die Investitionsrisiken, mit denen die Unternehmen 
zu rechnen haben, und damit die in den Gewinnen enthaltenen Risikoprämien, 
von Branche zu Branche sehr verschieden sind; aber als ausreichend kann diese 
Erklärung nicht hingenommen werden. Nicht minder einleuchtend ist die Ver- 
mutung, da6 der Wettbewerb zwischen den Unternehmen, sei es auf den 
Absatzmärkten, sei es auf den Faktormärkten, offenbar nicht oder nicht überall 
intensiv genug war, um wenigstens grö6ere und anhaltende Unterschiede in der 
Gewinn- und Leistungskraft zu verhindern. Staatliche MaBnahmen konservieren- 
der Strukturpolitik haben vermutlich ebenfalls eine Rolle gespielt. 

III. Regionalstruktur und Wirtschaftswachstum 

249. Wandlungen der räumlichen Wirtschaftsstruktur waren für das wirtschaft- 
liche Wachstum in der Bundesrepublik ebenso kennzeichnend wie Anderungen 
der Branchenstruktur. Sie sind - ebenso wie diese - grundsätzlich immer dann 
zugleich ein Beitrag zur Erhöhun'g der durchschnittlichen Produktivität, wenn 
dabei hochproduktive Regionen überdurchschnittlich expandieren oder produk- 
tivitätsschwache Regionen sich - aktiv oder passiv - sanieren (Ziffer 221). Eine 
solche Entwicklung begünstigt auch das - verteilungs- oder gesellschaftspolitisch 
motivierte - Ziel einer möglichst breiten räumlichen Streuung der wirtschaft- 
lichen Aktivität bei verringerten Einkommensunterschieden, wenn die Unter- 
nehmen wachsender Wirtschaftsbereiche nicht auf die Standortvorteile bestimm- 
ter Regionen angewiesen sind oder wenn solche Vorteile gerade in den bisher 
weniger entwickelten Gebieten häufiger vorkommen als anderswo. Der Stand 
der deutschen Regionalstatistik erlaubt allerdings eine eingehende empirische 
Untersuchung solcher Zusammenhänge nicht. Immerhin können einige wichtige 
Tendenzen aufgezeigt werden. 

Untersuchungsergebnisse 

250. Die wichtigsten Kenn,zeichen des regionalen Strukturwandels in der Bun- 
desrepublik sind: 

Die räumliche Verteilung der Produktion hat sich seit Mitte der 50er Jahre 
zugunsten der wirtschaftlich weniger entwickelten Gebiete verändert. 
Nachdem zwischen 1950 und 1957 die Schwerpunkte des wirtschaftlichen 
Wachstums fast ausschlie6lich in den traditionellen Industriegebieten ge- 

1) Die Korreldionskoeffizienten fur den Zusammenhang zwischen der Investitionsrate (Bruttoanlage- 
investitionen bezogen auf den Kapitalstock des jeweiligen Ausgangsjahres) und der Gewinnrate liegen 
in allen Fallen - mit einer Ausnahme (0,4) - unter 0,3. Auch wenn man verrogerte Realdionen annimmt, 
ändert sich an diesem Ergebnis nichts. 
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Schaubild 33 

legen hatten, konnten in der Folgezeit viele schwach industrialisierte Re- 
gionen in der Entwicklung deutlich aufholen und damit ihren Anteil am 
Bruttoinlandsprodukt der Bundesrepublik erhöhen. 

STREUDIAGRAMME 
lnvestitionsrate gegen durchschnittliche " Gewinnrate 1) - Mittelwert der durchschnittlichen Gewinnraten -- Mittelwert der lnvestitionsraten 

lwestitionwate 1951 -1955 lnvestitionsrale 1955- 1958 

Unter den Bestimmungsgründen der industriellen Expansion, von denen 
die wirtschaftliche Gesamtentwicklung der einzelnen Regionen meist in 
erster Linie abhängt, kommt seit Erreichen der Vollbeschäftigung un'd mit 
zunehmender räumlicher Enge in den Ballungszonen den Vorzügen oder 
Nachteilen der ieweils überkommenen regionalen Branchenstruktur weni- 
ger Bedeutung zu als ortsgebundenen Reserven an Produktionsfaktoren. 
Es mag auf die grö8ere Elastizität des Faktorangebots in weniger indu- 
strialisierten Gebieten zurückzuführen sein, da8 zwischen 1956 und 1962 
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die einzelnen Regionen im allgemeinen einen um so gröl3eren Zuwachs 
an Industriebeschäftigten hatten, ie niedriger ihr anfänglicher Industriali- 
sierungsgrad war. Der deutliche Zug in Gebiete mit Arbeitskraftreserven 
der Landwirtschaft zeigt sich auch bei den Standortentscheidungen für 
neue Betriebe. 

Zu dem Wandel der räumlichen Wirtschaftsstruktur gehört eine nicht un- 
erhebliche interregionale Bevölkerunlgsumschichtung. Sie war allerdings 
ungleich geringer als die Veränderung in der räumlichen Verteilung der 
Produktion. Uberdies zeigt sich auch hier der Einschnitt, den das Erreichen 
der Vollbeschäftigung für den Strukturwandel bedeutete. Das Ausmal3 der 
Binnenwanderung ist geringer geworden; die Attraktionskraft der dicht 
besiedelten und hochindustrialisierten Regionen hat nachgelassen; nur 
Regionen mit extrem hohem Anteil von Erwerbspersonen in der Land- 
wirtschaft haben noch gröl3ere Wanderungsverluste. 

Da die Produktionsstruktur der Regionen einheitlicher wurde, die Wan- 
derungsbewegungen hochproduktive Regionen begünstigten und die In- 
vestoren immer gröi3ere Neigung zeigten, in weniger entwickelten Ge- 
bieten zu investieren, als früher, führte der Wandel der Regionalstruktur 
zu einer merklichen Nivellierung der interregionalen Produktivitäts- und 
W~hlstan~dsunterschiede. 

Anderung  de r  r eg iona len  Produk t ionss t ruk tu r  

251. Tabelle 67 veranschaulicht die Verlagerung der Schwerpunkte wirtschaft- 
licher Expansion in der Bundesrepublik seit 1950. Bis zur Mitte der 50er Jahre er- 
laubte der Wiederaufbau in den traditionell industriereichen Ländern Nord- 
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg noch eine überdurchschnithich rasche 
wirtschaftliche Expansion, während in den alten Agrargebieten der relative Ent- 
wicklungsrückstand weiter zunahm (vor allem in Rheinland-Pfalz) oder nur durch 
passive Sanierung (Bevölkerungsabwanderung)verringert werden konnte(Sch1es- 
wig-Holstein und Niedersachsen). Nach 1957 kehrte sich das Bild um. Die Agrar- 
regionen konnten höhere Wachstumsraten erzielen als die meisten Industrie- 
gebiete, obwohl ihre traditionelle Erwerbsgrundlage weiter schrumpfte, weil sie 
bei diesem Schrumpfen in der Industrialisierun~g aufholten. Infolgedessen haben 
sich die Unterschiede in der Wirtschaftsstruktur von Region zu Region deutlich 
verringert (Tabelle 67, Spalten 1 bis 3; Schaubild 34). 

Wande rungen  

252. Auch regionaler Strukturwandel erfordert Mobilität der Arbeitskräfte und 
des Kapitals. Seit Erreichen der Vollbeschäftigung wandern die Arbeitskräfte 
allerdings weniger in die Industriegebiete. Stattdessen werden mehr und mehr 
Betriebe in Gebieten errichtet, wo noch Arbeitskraftreserven vorhanden sind. 
Dies mag - zusammen mit dem Rückgang der Sekundärwanderungen der 
Flüchtlinge - erklären, warum die Binnenwanderung seit Mitte der 50er Jahre 
stark nachgelassen hat. Anderungen in der interregionalen Bevölkerungsver- 
teilung ergaben sich seither hauptsächlich nur noch daraus, dai3 die einzelnen 
Regionen an der Zuwanderung in die Bundesrepublik nicht proportional teil- 
hatten. Trotz zunehmender Aul3enwanderungsüberschüsse konnten die expan- 
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siven Regionen, hier Regierungsbezirke, nach 1957 im Jahresmittel insgesamt nur 
noch rund 400000 Personen durch Einwanderung aus dem Ausland, aus Mittel- 
deutschland und aus wachstumsschwächeren Regierungsbezirken gewinnen, ge- 
genüber 61 0 000 im Jahresmittel 1952 bis 1956. 

Tabelle 67 

Produktionsstruktur, relatives Wohlstandsgefälle und Bruttoinlandsprodukt 

Beitrag der Land- und 
Forstwirtschaft') zum 

Bruttolnlandsprodukt lm 
Verh8ltnls zum Beltrag 

Bruttolnlandsprodukt 
je Einwohner 

h n d  

Schleswlg-Holsteln .... Nledersachsen ... Rhelnland-Pfalz 
Bayern ............ 
Baden-WOrltemberg 
Hessen ........... 
Nordrheln-Westialen 
Bremen ........... 
Hamburg .......... 
Bundesgebiet ..... 
Saarland .......... 
Berlln (West) ...... 

') Elnschl. Tlerhaltung und Fischerei. 
3 Industrie, Handwerk, Sonstiges Produzierendes Gewerbe. 
3 Vorliiufiges Ergebnis. 
9 Elgene Schätzung. 
b, 1064 gegenOber 1060. 

des Produzierenden 
Gewerbes') zum 

Bruttolnlands~rodukt 

253. Entgegen verbreiteten Vorstellungen ist die Zunahme der räumlichen Kon- 
zentration der Bevölkerung kein allgemeiner Grundzug der Wanderungsbe- 
wegung. Dies gilt interessanterweise wiederum insbesondere für,die Zeit nach 
Erreichen der Vollbeschäftigung. Vorher war die Anziehungskraft der dicht be- 
siedelten Gebiete gröC3er als die der übrigen Regionen. 1952 bis 1956 verloren 
die Regierungsbezirke mit - 1952 - unterdurchschnittlicher Bevölkerungsdichte 
0,2vH ihrer Bevölkerung, während zugleich die übrigen 7,1 vH gewannen; zwi- 
schen 1957 und 1964 konnten dagegen in der Bevölkerungsentwicklung die 
weniger dicht besiedelten Gebiete mit den dichter besiedelten Räumen nahezu 
Schritt halten1). Selbst in den groC3en Ballungsgebieten hat die Bevölkerung nach 

Abweichung Anteil I Verlnderung 
Durchschnitt 

1050 / 1057 1 1064') 

Prozentpunkte 

1Wa) 1850 

1) Auch bei feinerer regionaler Gliederung wird dieses Ergebnis bestätigt. Zwischen der Bev6lkerungs- 
dichte der Kreise im Jahre 1955 und der relativen Veränderung der Wohnbev6lkening von 1955 bis 1964 
besteht kein Zusammenhang. Während für die Zeit von 1950 bis 195 der entsprechende Korrelations- 
koeffizient noch 0,45 war, betrug er für die Zeit von 1955 bis 1964 nur n d  0,W (Tabelle 118, Anhang). 

1057 
1850 

1057 1064 
gegen- gegen- 
e r  I Ober 
1950 1057 

vH 
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Schaubild 34 

DURCHSCHNITTLICHES IAHRLICHES WACHSTUM DES BRUTTOINLANDSPRODUKTS 
IN JEWEILIGEN PREISEN NACH W D E R N  

vH 
12 

Bundesdischschnitt ------- 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

Baden-Wurttemberg Hamburg Rheinland-Pfalz Schleswig-Holstein 

vH 
10 

Bundesdurchschnitt ------ 
8 

6 

4 

2 

0 
Nordrhein-Westfalen I Bremen ( Hessen 1 Bayern ~iedersachsen\ 

Baden-Württemberg Hamburg Rheinland-Pfalz Schleswig-Holstein 
Die Breite der Säulen entspricht dem Anteil am Bruttoinlandsprcdukt 1950 bzw. 1957 

SR 5669 Ohne Sawland und Berlin. 
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Rhein-Ruhr ................... 
Rhein-Main ................... 

..................... Hamburg 
Stuttgart ..................... 
Rhein-Neckar ................. 
MUnchen ..................... 
Hannover .................... 

.................... Nürnberg 
Bremen ...................... 
Zusammen ................... 

1956 im Durchschnitt nur noch wenig stärker zugenommen als im gesamten Bun- 
desgebiet (Tabelle 68). Dabei hielt die Tendenz zur Urbanisierung unvermindert 
an, jetzt jedoch verstärkt zugunsten der breit gestreuten mittelgroflen Städte 
(Tabelle 69). 

Tabelle 68 

Entwicklung der Wohnbevölkerung un*d des Bruttoinlandsprodukts 
in großen Ballungsräumenl) 

vH 

Ballungsraum 

') Abgrenzung nach G. Isenberg. Quelle: Arbeitskreis Sozialproduktsberechnungen der Länder 

Bundesgebiet ohne Saarland . . 

Tabelle 69 

Wohnbevölkerung nach Gemeindegröflenklassen 
Anteil in vH 

100 + 5,7 + 8,5 100 + 42,4 

Bruttoinlandsprodukt 

1957 

Wohnbev6lkerung 

') Ohne Saarland und Berlln. 
*) Ohne Berlin. 

Anteil 

1950 

254. Aus statistischen Gründen kann die Richtung der Wanderungsbewegung 
nur für den verhältnismäflig kurzen Zeitraum von 1957 bis 1961 im Zusammen- 
hang mit allgemeinen Daten für den Wohlstand und die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Regionen untersucht werden. Hier zeigt sich, da13 schon einer 

19643 

Gemeindegrößenklasse 
(Gemeinden 

mit bis unter ... ... 
Einwohnern) 

Zuwachs 

1957 

1950 
gegenüber 

unter 1000 ...... 
1000- 5000 ...... 
5000- 10000 ...... 

10000-50000 ...... 
50000-IWOW ...... 

10000OdOOOW ...... 
500 000 und mehr ..... 

1950') 

1964 

1957 
gegenüber 

16,4 14,s 128 
26,l 22,4 21,9 
8,9 9,l 9,9 

15,9 16,9 18,5 
5m4 6,1 693 

16,3 15,3 15,6 
10,9 15,4 15,l 

1957') 
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kleinen Anzahl von Faktoren ein verhältnismäßig hoher Erklärungswert zu- 
kommt. Die detaillierten Kreis-Zahlen für die Jahre 1957 und 1961 lassen er- 
kennen, da8 offenbar folgende Faktoren das Ergebnis der Wanderungsbe- 
wegung in diesem Zeitraum vor allem bestimmt haben: 

der Wohlstand der Regionen, gemessen durch das Bruttoinlandsprodukt ie 
Kopf der Wirtschaftsbevölkerungl), 
die regionalen Entwicklungschancen, gemessen durch die relative Ver- 
änderung des Bruttoinlandsprodukts je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung, 
und 
die regionale Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum nach Quan- 
tität und Qualität sowie deren Verbesserung, gemessen durch Wohnungs- 
Andrangziffern für 1956 und 1961 und durch die Anteile der Wohnungen 
höherer Qualitätsstufen. 

Für die Beziehung zwischen den kumulierten Wanderungssalden der Kreise 
einerseits und diesen drei Komponenten andererseits wurde ein multipler Korre- 
lationskoeffizient von 0,94 ermittelt2). 

Regionale  Expans ionskra f t  und überkommene 
Produk t ionss t ruk tu r  

255. Nur teilweise und in den letzten Jahren noch weniger als früher war die 
unterschiedliche Expansionskraft der Regionen Ausdruck ihrer überkommenen 
Wirtschaftsstruktur. 

Für die großen Strukturkomponenten - lndustrialisierungsgrad und Anteil 
der Beschäftigten in der Landwirtschaft - ist ein Zusammenhang mit der Expan- 
sionskraft der Regionen, gemessen an ihren kumulierten Wanderungssalden, 
deutlich erkennbar. Es zeigt sich, daß die Regierungsbezirke mit - 1950 - re- 
lativ großer Agrarbevölkerung zum großen Teil nicht in der Lage waren, inner- 
halb des eigenen Gebietes einen vollen Beschäftigungsausgleich für die Ab- 
wanderung aus der Landwirtschaft zu erzielen (Tabelle70). Für die Jahre 1957 
bis 1961 sind hierfür auch Informationen auf der Ebene der Kreise verfügbar. Der 
Zusammenhang zwischen dem Anteil der Land- und Forstwirtschaft am Brutto- 
inlandsprodukt 1957 und der relativen Anderung der Wirtschaftsbevölkerung 
von 1957 bis 1961 wird als einldeutig negativ ausgewiesen (Korrelationskoeffi- 
zient -0,62). Auf der anderen Seite ist die größere Attraktionskraft der Indu- 
strieregionen zwar deutlich, jedoch nicht stark abhängig von der Höhe des 
lndustrialisierungsgrades im einzelnen (Korrelationskoeffizient + 0,42). So ge- 
sehen zeigt sich die Strukturschwäche der Agrarregionen bis in die Gegenwart 
hinein - allerdings mit Einschränkungen. Seit Mitte der 50er Jahre n,ahmen - 
anders als zuvor - sowohl die Zahl der Industriebeschäftigten als auch die 
Zahl der Industriebetriebe in ländlichen Räumen stärker zu als anderswo. Diese 
Tendenz wurde bisher nur verdeckt durch eine noch stärkere Tendenz zur Frei- 
setzung von Beschäftigten aus der Landwirtschaft. Immerhin hatten nach 1956 
nur noch die Regionen mit extrem hohem Anteil von Erwerbspersonen in der 
Landwirtschaft Wanderungsverluste (Tabelle 70). 

1) Um nöherungsweise die Bw6lkerung zu bestimmen, der die Produktion in einer Region zugerechnet 
werden kann, wird deren Wohnbev6lkerung um das Zweifache des Pendlersaldos der Region vermehrt 
oder vermindert. 

2) Erltiuterungen: Anhang IV, 6, 21. 
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Tabelle 70 
Wanderungssalden, Veränderung der Erwerbstätigkeit in der Landwirtschaft, 

nach Regional 

Lfd 
Nr. 

Gr8ßenklasse 
(Anteil der Emerbspersonen 

in der Landwirtschaft 
an der Gesamtzahl 

der Emerbs~ersonen 1950 

Regional- 
elnheiten 

Wanderungssaido 
je 1 000 der Wohnbevölkerung 
des jeweiligen Ausgangsjahres 

Abnahme der 
Emerbsper- 
sonen In der 

Landwlrtschaft, 
bezogen auf 
die Gesamt- 

zahl der 
Emerbs- 

von.. . bis unter.. . vH) personen 
1981 gegen- 

I952 bls 1956 1 1957 bis 1964 1 1952 bis 1964 I oberlMo I 
I I 

') Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Berlin (West) sowie die 33 Regierungs- bzw. Verwaltungs- 
bezlrke des Bundesgebietes ohne Saarland. 

)) Ohne Energie und Bau. 

1 I 

I 
~-~ 

Anzahl 

1 unter 5 
2 5-15 
3 15-25 
4 2 5 3 5  
5 35-45 
6 45 und mehr 

256. Sieht man die industrielle Entwicklung der Regionen im Zusammenhang 
mit deren Industriestruktur, so zeigt sich noch deutlicher, da8 etwa seit Erreichen 
der Vollbeschäftigung das Uberkommene (der StrukturFaktor des regionalen 
Wachstums) einen geringeren Einflu8 zu haben scheint als andere Faktoren, zu 
denen vor allem Arbeitskraftreserven, gute Verkehrsbedingungen, sonstige 
Infrastrukturprivilegien, günstige Absatzchancen, Fühlungsvorteile, klimatische 
Vorzüge, eine stark erwerbsbetonte Mentalität der Bevölkerung, günstige Woh- 
nungsverhältnisse und ähnliches gehören. Diese Faktoren, die dazu beitragen, 
da8 Erwerbszweige, die auf diesen oder ienen Vorteil besonders angewiesen 
sind, in einer bestimmten Region stärker expandieren als andernorts, werden 
unter dem Begriff Standortfaktor zusammengefa8t. Auf die Wirksamkeit solcher 
ortsgebundener Faktoren kann immer dann geschlossen werden, wenn die Ver- 
änderung der Beschäftigten in  einer Region von dem Trend abweicht, der auf 
Grund der überkommenen Wirtschaftsstruktur (StrukturFaktor) zu erwarten wäre. 

I 
3 + 75 + 54 + 131 1.3 
3 + 107 + 70 + 184 3,s 

13 + 23 + 84 + 88 7,9 
8 + 6 + 34 + 41 10,9 
8 - 48 + 0 - 48 14,7 
2 - 85 - 55 - 1U8 16,7 

257. Tabelle71 enthält die Ergebnisse einer Berechnung, die die gesamte Be- 
schäftigtenentwicklung der Regionen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt, den 
sogenannten Regionalfaktor, auf Struktur- und Standorteinfiüsse aufteilt'). 

In dem Zeitraum 1950 bis 1956 hatten von 32 regionalen Einheiten2) gerade 
die Hälfte eine überdurchschnittliche Zunahme der Industriebeschäftigten aufzu- 

7 Insgesamt + 29 + 49 + 80 8 2  

l j  Aus statistischen Gründen nur für die Industriebeschäftigten, und zwar in der Gliederung nach 
33 hauptbeteiligten Industriezweigen; Erlbuterungen: Anhang iV, 10. 
1) Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Rheinland-Pfalz sowie 28 Regierungs- oder Verwaltungsbezirke 

der übrigen Bundesländer. 
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der Beschäftigung in der lndustrie sowie der Zahl der Industriebetriebe 
einheiten') 

je 1000 Einwohner Lfd. 

Beschäftigten In der Industrie') 
Industrie- 
betriebe') 

Veriinderung der Zahl der 

I 

Beschhftigte 
in der Industrie') 

vH I Anzahl 1 

I I 

weisen. In neun Fällen (ausschließlich in vier, überwiegend in fünf) war der Zu- 
wachs durch den Standortfaktor bedingt, i n  sieben Fällen ganz oder über- 
wiegend durch den Strukturfaktor. Bei den Regionen, in denen sich die Zahl der 
Industriebeschäftigten unterdurchschnittlich entwickelt hat, war das Verhältnis 
umgekehrt: sieben zu neun. Bis 1956 kommt also dem Standortfaktor für die Er- 
klärung der regionalen Beschäftigtenveränderung in der lndustrie noch keine 
größere Bedeutung zu als den Einflüssen der überkommenen Wirtschaftsstruktur 
(Strukturfaktor). 

Leicht dominant wird der Standortfaktor dagegen nach 1956. In zehn von 
24 Fällen muß jetzt eine relative Beschäftigtenzunahme allein, in vier Fällen 
zum größten Teil mit dem Standortfaktor (Struktudaktor: sechs bzw. vier) er- 
klärt werden; bei relativ schrumpfenden Regionen halten beide einander die 
Waage. Es ist auffallend, da6 sich alle Regionen, in denen ein überdurch- 
schnittlicher Beschäftigtenzuwachs in der lndustrie ausschließlich dem Standort- 
faktor zugerechnet werden muß, durch eine relativ große Arbeitskraftreserve 
in der Landwirtschaft auszeichnen. Während also der absolute bzw. relative 
Rückgang der Bevölkerung in diesen Regionen auch nach Erreichen der Vollbe- 
schäftigung zunächst meist noch anhält, nimmt gleichzeitig die Zahl der Indu- 
striebeschäftigten überdurchschnittlich zu, unld zwar nicht, weil traditionell hier 
ansässige Industrien jetzt zu Wachstumsindustrien geworden wären, sondern 
weil Wachstumsindustrien in die Gebiete mit Arbeitskraftreserven zu wandern 
beginnen. Auch damit zeigt sich, da6 an die Seite der Mobilität der Arbeit- 
nehmer mehr und mehr die interregionale Mobilität des Kapitals und der Unter- 
nehmerleistung getreten ist. Verlierer im regionalen Wachstumswettbewerb sind 
dagegen - bis auf eine Ausnahme - Gebiete mit überdurchschnittlichem Indu- 
strialisierungsgrad; sie liegen vor allem in Nordrhein-Weslfalen. 

1962 gegen- 
über 1950 

19% gegen- 
über 1950 

1962 1962 gegen- 
über 19% 

1962 gegen- 
über 10% 

1956 
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Tabelle 71 
Regionales Wachstum der Beschäftigten in der Industrie und seine Komponenten 

Relative Veränderung der regionalen Industriebeschäftlgten 
') Reglonalfaktor: . 

Relative Veränderung der Industriebeschäftigten insgesamt 
Hypothetische relative Veränderung der reglonalen Industriebeschäftlgten 
bel regional ~lelchmlßlgem Branchenwachstum 

3 Strukturfaktor: 
Relative Veränderung der Industrlebeschäftigten Insgesamt 

Verwaltungsbezirk 

......... Schleswig-Holstein 

Hamburg ................... 
Niedersachsen ............. 

RB Hannover ............. 
RB Hlldesheim ........... 
RB Lüneburg ............. 
RB Stade ................. 
RB Osnabrück ............ 
RB Aurich ................ 

........ VB Braunschweig 
............ VB Oldenburg 

Bremen .................... 
Nordrhein-Westfalen ....... 

RB Düsseldorf ............ 
RB KI ln .................. 
RB Aachen ............... 
RB Milnster .............. 

.............. RB Detmold 
RB Arnsberg ............. 

Hessen .................... 
RB Darmstadt ............ 
RB Kassel ................ 
RB Wiesbaden ........... 

Rhelnland-Pfalz ............ 
Baden-WüMemberg ........ 

RB NordwOrttemberg ..... 
RB Nordbaden ............ 
RB Slldbaden ............ 
RB SüdwUM.-Hohenzollern 

Bayern ..................... 
RB Oberbayern ........... 
RB Nlederbayern ......... 
RB Oberpfalz ............. 
RB Oberfranken .......... 
RB Mitielfranken .......... 
RB Unterfranken .......... 
RB Schwaben ............ 

Reglonalfaktor 
3 Standortfaktor: .. 

Strukturfaktor 

Erläuterungen: Anhang IV. 10 
Quelle: W . Uebe. Die regionale Vertellung des industriellen Wachstums In der Bundesrepubllk Deutsch- 

land 1950-1982. Diss . Basel 1965 . 

1950-1956 

1. 019 1. 065 0. 957 1. 001 0. = 1. 034 
1. 018 1. 088 0. 935 1. W 1. 040 0. 970 

0. 977 0. 992 0. 985 1.062 1. 008 1. 054 
0. 986 1. 019 0. 967 1. 115 1. 041 1. 071 
0. 903 0. 973 0. 928 0. 984 0. 972 1. 012 
1. 108 0. 972 1. 140 1 . 131 1. 087 1. 041 
0.903 0. 975 0. 926 1. 046 0. 959 1.080 
0. 906 0. 946 0. 958 1. 038 0. 958 1. 083 
0. 970 1. 077 0. 801 1. 180 0. 861 1. 383 
0. 978 1. 000 0. 978 1. 015 1. 009 1. 006 
1. 088 1. 013 1. 074 1 .W 0. 1. 077 

1. 125 1. 110 1. 014 0. 895 1. 021 0. 877 

0. 939 0. 961 0. 978 0. 927 0. 956 0. 970 
0. 956 0. 970 0. 986 0. 944 0. 972 0. 970 
0. 972 1. 024 0. 950 1. M5 I. 061 0. 957 
0. 930 0. 934 0. 955 0. 940 0. 917 1. 024 
0. 874 0. 873 I. 002 0. 857 0 831 1032 
0. 066 0. 986 0. 970 0. 979 1. 007 0. 972 
0. 930 0. 965 0. 964 0. 883 0. 945 0. 934 

1. 019 1. 030 0.889 I. 060 1. 053 1.007 
1. 017 1. 027 0. 991 1. 080 1.073 1. 007 
0. 964 0. 967 0. 997 1. 136 0. 979 1.160 
1. 046 1. 062 0. W5 1. 014 1. 069 0. 948 

1. 052 0. 974 1.080 1. 002 0. 990 1. 012 

1.063 1. 038 1. 025 1. 041 1. 044 0. 998 
1. 080 1. 057 1. 022 1. 044 1. 078 0.868 
1. 092 1. 082 1. 009 1. 030 1. 067 0. 966 
0. 987 0. 970 1. 017 1. 073 1. 002 1. 071 
1. 062 1.002 1.080 1. 020 0. 965 1. 057 

1. 077 1. 032 1. 044 I. 080 1. 028 1. 051 
1.159 1. 028 1. 128 1. 181 1. 075 1. 099 
1. 075 0. 986 1. 091 1. 183 1. 004 1. 178 
1. 032 1. 001 1. 031 1104 0. 959 1. 151 
0. 939 0. 997 0.942 0.952 0. 433 1. 021 
1. 109 1. 145 0. 968 1. 012 1. 106 0. 915 
1. 143 1. 036 1. 104 1. 118 1. 060 1. 054 
1. MIB 0. 964 1 . 107 1. 073 0. 974 1. 101 

1956-1962 

Standort- 
faktor') 

Regional- 
faktor') 

Regional- 
faktor') 

Struktur- 
faktor') 

Struktur- 
faktor') 

Standort- 
faktor') 
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Nivellierungstendenzen 

258. Mit der Angleichung der Produktionsstrukturen und mit den Binnenwan- 
derungen sind die interregionalen Wohlstands- und Produktivitätsunterschiede 
geringer geworden. 

a) Für die einzelnen Bundesländer geht dies aus Tabelle67 hervor. In 
feinerer regionaler Gliederung, die allerdings nur für den recht kurzen 
Zeitraum von 1957 bis 1961 möglich ist, zeigt sich überdies, da8 das Brutto- 
inlandsprodukt je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung in Gebieten mit kräfti- 
gem Wachstum der Wirtschaftsbevölkerung nicht so stark zugenommen 
hat wie in Gebieten der Abwanderung oderschwacher Zunahme und in den 
alten Industriegebieten weniger als in vielen traditionellen Agrar- 
regionen'). Hierin zeigen sich die Wirkungen einer Sanierung durch kräf- 
tiges Schrumpfen der Landwirtschaft, wenn mit diesem Schrumpfen eine 
entsprechend rasche Industrialisierung einhergeht. Als Ergebnis solcher 
und ähnlicher Prozesse haben, sich in dem knappen Zeitraum von 1957 bis 
1961 die relativen Unterschiede, die von Kreis zu Kreis im Bruttoinlands- 
produkt je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung bestanden, um fast ein Zehn- 
tel verringert2), und zwar ziemlich durchgehend. Gruppiert man die 557 
Stadt- und Landkreise der Bundesrepublik nach ihrem Wohlstandsniveau 
im Jahre 1957 in 10 Wohlstandsklassen mit ieweils gleich großer Be- 
völkerungszahl (Wirtschaftsbevölkerung), so kann man - mit nur einer 
Ausnahme - feststellen, daß das Bruttoinlandsprodukt je Kopf der Wirt- 
schaftsbevölkerung von 1957 bis 1961 um so stärker zugenommen hat, je 
niedriger das durchschnittliche Wohlstandsniveau im Ausgangsjahr - 
1957 - war (Tabelle 72). Schaubild 35 bringt dies durch die kumulierten 
Beiträge der Wohlstandsklassen zum Bruttoinlandsprodukt der gesamten 
Bundesrepublik 1957 und 1961 noch einmal auf andere Wqise zum Aus- 
druck. Die Kreise, die 1957 die ärmere Hälfte der Wirtschaftsbevölkerung 
repräsentierten und damals nur 38vH des Bruttoinlandsprodukts der 
Bundesrepublik erbrachten, trugen zum Wirtschaftswachstum bis 1961 
schon 42vH bei. In der untersten Wohlstandsklasse nahm das Brutto- 
inlandsprodukt in diesen vier Jahren um 48vH, in der höchsten nur um 
37vH zu. Die Nivellierungstendenz wurde fast ausschließlich von den 
Landkreisen getragen; die relativen Unterschiede zwischen den Stadt- 
kreisen blieben in dieser Hinsicht (Bruttoinlandsprodukt je Kopf) nahezu 
konstant. 

b) Man kann von der Zunahme des regionalen Bruttoinlandsprodukts je 
Kopf auf die regionale Produktivitätsentwicklung schließen, wenn sich die 
regionalen Erzeugerpreisniveaus und die regionalen Erwerbsquoten eini- 
germaßen gleichmäßig entwickeln. Nimmt man dies für die Zeit von 1957 
bis 1961 an, so ist die beobachtete Nivellierungstendenz ein Zeichen da- 
für, daß regionale Nachholprozesse, in deren Verlauf ortsgebundene 

1) Die Korrelationskoeffizienten lassen hier zwar keine engen Zusa'mmenhänge im einzelnen erkennen, 
doch die Richtung der Zusammenhänge kennzeichnen sie noch als eindeutig. (Korrelation: relative Ver- 
änderung des Bruttoinlandsprodukts je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung 199161 (a) gegen relative Ver- 
Bndervng der Wirtschaftsbevdlkerung -0,34, (b) gegen Anteil der Land- und Forstwirtschaft am regio- 
nalen Bruttoinlandsprodukt + 0,39, (C) gegen Anteil des Produzierenden Gewerbes am regionalen 
Bruttoinla'ndsprodukt -0-34.) Weitere Ergebnisse: Tabelle 118, Anhang. 

2) Gemessen an der Veranderung des Variationskoeffizienten (1957: 29 vH, 1961 : 26 vH). 
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Tabelle 72 
Bruttoinlandsprodukt der kreisfreien Städte und Landkreise nach GröOenklassen 

') Der Berechnung liegt die Wirtschaftsbev6lkerung = Wohnbev6lkerung + Pendleraaldo (doppelt) 
zugrunde. Jede Gr6ßenklasse enthält zahlenmiißig die glelche Wlrtachaftabev6lkerung, rd. 5,25 MIII. Per- 
sonen. 

') Mit der Wirtachaftabev6lkerung 1057 gewogener Mittelwert. 
a, Ohne Saarland. Quelle: Arbeitskrela Sozlalproduktrberechnungen der Länder. 

Grflßenklaaae Kreisfreie Städte 
(Bruttolnlandaprodukt und ~ ~ ~ d k ~ ~ ~ ~ ~  
1057 je Einwohner ') 
von . . . bis . . . DM) 

Anzahl 

Produktivkräfte besser eingesetzt werden konnten, dazu beigetragen 
haben, da8 kräftige Produktivitäksteigerungen in der Bundesrepublik 
auch nach dem Ubergang vom extensiven Wachstum in der Zeit des 
Wiederaufbaus zu intensivem Wachstum nach Erreichen der Vollbeschäf- 
tigung aufrechterhalten werden konnten. 

1057 

Bruttolnlandaprodukt 

VerBnderung I061 Anteil am Wachs- 
gegeniiber 1057') tum 1957-1081 

vH 

C) Einen deutlichen Hinweis auf interregionale Produktivitäts- und Einkom- 
mensunterschiede gäben auch die interregionalen Lohnrelationen. Es ist 
daher bedauerlich, da8 die deutsche Verdienststatistik nicht ausreichend 
regional gegliedert ist.. 
Immerhin zeigt sich schon bei den Ländern die Tendenz zur Einebnung 
der regionalen Unterschiede: Von 1950 bis 1964 ist die relative Streuung 
der Bruttostundenverdienste der männlichen Industriearbeiter um etwa ein 
Sechstel bis ein Siebtel zurückgegangen'). 
Es gibt verläi3liche Anhaltspunkte dafür, da8 die Abnahme der Lohnunter- 
schiede in erster Linie dem Wettbewerb um die Arbeitskraftreserven, der 
weniger entwickelten Gebiete und der abnehmenden Bedeutung gewisser 
Standortvorteile, die die gro8en Industriezentren hatten, zuzuschreiben 
ist, dagegen kaum einer gegen den Markt gerichteten Nivellierungspolitik 
der Gewerkschaften. 

259. Bei der Tendenz zur Angleichung der Löhne und des Bruttoinlandspro- 
dukts ie Kopf der Wirtschaftsbevölkerung, der Binnenwanderung in Gebiete mit 

1) Regionale Unterschiede in der Qualifikotionsstruktur der Industriearbeitendia spielen dabei kaum 
eine Rolle; für die homogenere Gruppe der männlichen Facharbeiter ergeben sidi etwa die gleichen 
Stmuungrwerte. 



Regionalstruktur und Wirtschaftswachsturn 

vergleichsweise hoher Produktivität und der heute viel geringeren Neigung der 
Unternehmen, weniger entwickelte Regionen in der Standortwahl zu vernach- 
lässigen, handelt es sich sämtlich um Vorgänge, die der Richtung nach einer 
marktwirtschaftlichen Entwicklung durchaus gemä8 sind. Zum Teil äu8ert sich 
hierin wohl auch ein gewisser Erfolg regionalpolitischer MaBnahmen, mit denen 
der Staat - wenn auch noch sehr zurückhaltend - diese Richtung gefördert hat. 
Doch sind die verbleibenden Unterschiede im Bruttoinlandsprodukt ie Be- 
schäftigten, und somit auch die Wachstumsreserven, die im Aufholen zurückge- 
bliebener Gebiete liegen können, nach wie vor bedeutend. 

Schaubild 35 

. . KUMULIERTE BEITRAGE VON ZEHN KREISKLASSEN 1) 

ZUM BRUTTOINLANDSPRODUKT 2)  
vH VH 
100 100 

80 80 

60 60 

40 40 

20 20 

0 0 
vai... 
bis...DM : 2 746 3 168 3508 3 840 4 6 4  4415 4 921 55Oü 6167 7631 

Ohne Saarland. 
1) Nach der Höhe des Brutloinlandsprodukts je Kopf der "WirtschaftsbevÖlkerunge* im Jahre 1957 
gebildete Klassen. Die in einer Gröknklasse zusanimengefal3ten Kreise haben die gleiche Wirt- 
schaftsbevölkerung,Mmlich rund 5,25 Mill.- 2) Einzelheiten: Anhang IV. 

SR 5670 Quelle: Arbeitskreis Sozialproduktsberech~ngen der Lander. 
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a) Die Produktivitätsniveaus der Kreise (Bruttoinlandsprodukt ie Beschäftig- 
ten) wichen, gemessen am Variationskoeffizienten der ungewogenen 
Kreiswerte, 1961 im Durchschnitt noch um + 25vH vom mittleren Produk- 
tivitätsniveau ab. Auch wenn man die Länder vergleicht, sind die Unter- 
schiede noch erheblich, vor allem zwischen den Stadtstaaten und dem am 
höchsten industrialisierten Flächenstaat (Nordrhein-Westfalen) einerseits 
und Ländern mit anhaltend hoher landwirtschaftlicher Beschäftigtenzahl 
(wie Rheinland-Pfalz und Bayern) andererseits1) (Tabelle 73). 

Tabelle 73 

lnterregionale Produktivitätsunterschiede 1961 
DM 

Land 

Bruttoinlandsprodukt je Beschilitigten 

darunter 

Alle Wirt- Land- und 
schaftsbereiche Forstwirtschait, Produzierendes Handel I Tierhaltung I Gewerbe 1 und Verkehr 

und Fischerei 

......... Schleswig-Holstein 
Harnburg ................... 
Nledersachsen ............. 
Bremen .................... 

....... Nordrhein-Westfalen 
.................... Hessen 

Rheinland-Pfalz ............ 
........ Baden-WUrtternberg 

..................... Bayern 
Saarland ................... 

... Bundesgebiet ohne Berlin 

Quelle: Arbeltskrels Sozialproduktsberechnungen der LInder 

b) Wie sehr dabei das Produktivitätsniveau eines Landes - außer von seiner 
Wirtschaftsstruktur - auch von den ieweiligen regionalen Produktions- 
bedingungen bestimmt wird, Iäßt die regionale Produktivitätsstruktur der 
großen Wirtschaftsbereiche erkennen. In der Landwirtschaft zum Beispiel 
ist der Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ie Beschäftigten in Hessen rund 
4000 DM niedriger als in Schleswig-Holstein. Und selbst in den Bundes- 
ländern mit der höchsten Leistungskraft der Landwirtschaft - Schleswig- 
Holstein und Nordrhein-Westfalen - Iäßt die starke Streuung der Kreis- 
werte um den (schon vergleichsweise hohen) Mittelwert noch erhebliche 
Leistungsunterschiede erkennen (relative Streuung der - ungewogenen - 
Kreiswerte: Bundesgebiet 58 vH, Nordrhein-Westfalen 64 vH, Schleswig- 
Holstein 38 vH). Augenfällig sind interregionale Produktivitätsunterschiede 
auch in den übrigen zusammengefaßten Wirtschaftsbereichen. Nimmt 
man allerdings die Stadtstaaten Hamburg und Bremen mangels Vergleich- 
barkeit der Verhältnisse heraus, so erscheinen sie weniger kraß als in der 

1) 8is 1964 sind nur die Werie für das Bruftoinlandsproduki ie Einwohner - nidif je Besdiäitigten - 
verfü~bbr (Tabelle Q). 
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Landwirtschaft, offenbar weil hier die ortsgebundenen Faktoren nicht so- 
viel Gewicht haben. Immerhin: In Nordrhein-WestFalen ist der Beitrag 
zum Bruttoinlandsprodukt ie Beschäftigten im Produzierenden Gewerbe 
noch rund 2 500 DM höher als in Bayern. 

260. Ebenso wie die Unterschiede in der Leistungskraft der Wirtschaftsbereiche 
und der Wirtschaftszweige sind die noch bestehenden Einkommens- und Produk- 
tivitätsunterschiede zwischen den Regionen eine Herausforderung an die Struk- 
turpolitik. Allerdings kann - und soll - eine wachstumsorientierte Regional- 
politik nicht darauf abzielen, diese Unterschiede vollständig zu beseitigen. So- 
weit in ihnen Unterschiede in der Ausstattung mit natürlichen Standortvorteilen 
zum Ausdruck kommen, die Unterschiede in der durchschnittlichen Kapitalintensi- 
tät der ieweils geeignetsten Wirtschaftsstruktur mit sich bringen, sind sie sogar 
selbstverständlich; sie haben dann allerdings auch keine interregionalen Unter- 
schiede in den (Faktor-)Einkommen zur Folge. (Unterschiede in den Grundrenten 
sind für die Regionalpolitik - unter Wachstumsgesichtspunkten - ohne Bedeu- 
tung.) Schwer festzustellen ist auch, ob die beste regionalpolitische Strategie im 
Einzelfall aktive oder passive Sanierung heißt oder eine Kombination aus bei- 
dem; denn es wird sich kaum mit hinreichender Zuverlässigkeit ermitteln lassen, 
in welchen Regionen eine mehr oder weniger kräftige Hilfsmaßnahme vorüber- 
gehender Art ausreicht, um eine Entwicklung einzuleiten, in der das regionale 
Wachstum sich selbst zu tragen beginnt, und i n  welchen Regionen Hilfsrnaßnah- 
men allenfalls den Zweck haben können zu verhindern, daß die Regionen noch 
mehr zurückbleiben. Doch darf man wohl davon ausgehen, daß die natürlichen 
Entwicklungsmöglichkeiten der Regionen gleichmäßiger geworden sind und daß 
es daher wichtig ist, auch die räumliche Mobilität der Arbeitskräfte und der Ka- 
pitalien zu fördern, damit die gesamtwirtschaftliche Produktivität außer durch 
technischen Fortschritt und vermehrten Kapitaleinsatz auch durch bessere regio- 
nale Verteilung der Produktionsfaktoren zunimmt. 

IV. Ausbildung, berufliche Mobilität und wirtschaftliches Wachstum 

261. Mit dem wachstumsbedingten Strukturwandel der Wirtschaft vollzieht sich 
ein Wandel im Bedarf an beruflichen Qualifikationen. Dabei sind die Anforde- 
rungen, die an die berufliche Anpassungsfähigkeit der Erwerbstätigen gestellt 
werden, um so größer, je weniger junge Menschen - im Vergleich zu der An- 
zahl der Erwerbstätigen - nach abgeschlossener Schul- oder Hochschulausbil- 
dung erstmals in  das Erwerbsleben eintreten. Wenn sich der technische Fort- 
schritt beschleunigt, nimmt der Bedarf an Mobilität zu. Der Stellenwechsel von 
Branche zu Branche ist bei einem sehr stark von technischem Fortschritt getra- 
genen Wachstum sehr oft zugleich auch ein Wechsel in einen anderen Beruf. 

262. Welche Berufe in dem kurzen Zeitraum von 1950 bis 1961 Bedeutung ge- 
wonnen oder verloren haben, Iäßt Tabelle 74 erkennen. Uberdurchschnittlich 
zugenommen haben danach vor allem die Dienstleistungsberufe im weiteren 
Sinne - also Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe; Ingenieure, Tech- 
niker und verwandte Berufe; Gaststättenberufe -, aber auch gewisse industrielle 
und handwerkliche Berufe, zum Beispiel Kunststoffverarbeiter, Chemiewerker, 
Elektriker, Metallerzeuger und Metallverarbeiter. Zu den Berufen, die 1961 zwar 
von mehr Menschen ausgeübt wurden als 1950, aber keinen wesentlich größe- 
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Tabelle 74 
Erwerbspersonen nach Berufsgruppen l)  

6.6.1881 

Berufsgruppe') 

.............. Kunstetofiverarbelter 
Organlsatlons~. Verwaltungs- und ...................... Biiroberufe .................. Relnlgungsberufe 
Ingenieure. Techniker und veic .................. wandte Berufe ..................... Chemiewerker 
Warennachseher. Vemandfertig- 

macher und Lagerverwalter ....... 
Elektriker .......................... ................. Gaststattenberufe 
Körperpfleger ...................... 
Maschlnlsten und zugehörige Berufe 
Lichtbildner. Drucker und verwandte 

Berufe .......................... 
Metallerzeuger und Metallverarbeiter 
Mithelfende Famlllenangehörlge 

auDerhalb der Land- und Forst- 
wirtschaft ....................... 

Paplerhersteller und -verarbeiter ... 
Kiinstlerlsche Berufe .............. 
Rechtswahrer ..................... 
Erziehungs- und Lehrberufe ........ 
Sozlalpflegeberufe ................. 
Gesundheltsdlenstberufe .......... 
Ordnungs- und Slcherheitswahrer . . 
Technische Sonderfachkrlifte ...... 

..................... Verkehrsberufe 
Arbeitskrllfte mit nicht bestimmtem 

Beruf ........................... 
........................ Bauberufe 

ubrlge Berufe der Wissenschaft und 
............... des Geisteslebens 

Alle Berufsgruppen ............ 
........... Dienst- und Wachberufe 

Stelnbearbeiter . Keramiker . Glas- 
macher .......................... 

..................... Handelsberufe 
Nahrungs- U . Genußmittelhersteller 
Seelsorger ........................ 
Textllhersteller. Textllverarbeiter. 

............... Handschuhmacher 
Bergleute. Mlneralgewinner. 

............... Mlneralaufberelter 
Holzverarbelter U . zugehgrige Berufe 
Forst.. Jagd- und Fischereiberufe . . 
Lederhersteller . Leder- und Fell- 

....................... verarbeiter 
Mithelfende Familienangehörige in .... der Land- und Forstwirtschaft 
Ackerbauer. Tlerzüchter. Gartenbauer 
Ungelernte Hilfskrlifte soweit nicht 

.... an anderer Stelle eingeordnet 
Hauswlrtschaftllche Berufe ......... 

') Ohne Soldaten . ') GemliD 

1950 In vH 

11 0. 0 47 02 + 326 
1 493 6. 4 3 377 12. 7 + 126 
282 1. 0 61 3 2,s +I10 

342 1,5 684 26 +100 
160 0,7 280 1. 1 + 75 
575 24 983 3. 7 + 71 
394 1.7 652 26 + 65 
188 0-8 298 . 1.1 + 53 
152 0,6 229 0-9 + 50 
219 0. 9 326 12 + 49 
145 0. 6 212 68 + 46 

2 195 9,s 3 135 11. 8 + 43 

480 2. 0 667 2. 6 + 39 
91 0. 4 126 0. 5 + 38 

138 0,s 188 0. 7 + 37 
45 03 59 02 + 32 

286 1 2 375 14 + 31 
27 0. 1 38 0. 1 + 31 

388 1 463 1. 7 + 26 
129 0-5 157 0. 6 + 22 
50 02 W 02 + 21 

1 211 62 1 436 5,4 + 19 
130 0,s 152 0. 6 + 16 

1198 5. 1 1 388 53 + 16 
49 02 56 02 + 14 

23 489 100 26 527 100 + 13 
178 08 185 0. 7 + 4 
21 1 0,9 21 8 03 + 3 

2 332 999 2 386 9. 0 + 2 
855 2. 8 644 24 - 2 
74 0. 3 67 0. 3 - 10 

1 167 5,o 1 050 4,O - 10 
486 2. f 387 1,5 - 20 
706 3,o 560 2. 1 - 2l 
127 0,s 96 04 - 24 
328 1,4 244 03 - 26 

2 773 11. 8 I WO 7. 5 - P8 
2 331 93 1 564 49 - 33 
1 004 4. 3 673 2,s - 33 

739 3.1 466 - 37 
Klasslflzlerung der Berufe. Ausgabe 1961 . 
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ren und manchmal einen geringeren Anteil an der Gesamtzahl der Erwerbsperso- 
nen haben, gehören die Bau-, Verkehrs- und Handelsberufe. Absolut wie relativ 
sind einige Berufsgruppen zurückgegangen, zum Beispiel die Bergleute und die 
Textilhersteller, und noch stärker als sie die land- und fontwirtschaftlichen und 
die hauswirtschaftlichen Berufe. 

263. Für die Zukunftsaussichten einzelner Berufsgruppen oder Berufe liefert die 
Entwicklung von 1950 bis 1961 nur geringe Anhaltspunkte. Sie zeigt aber all- 
gemein, wie groß die Verschiebungen sind, die das Wachstum in der Berufs- 
struktur hervorruft, und Iäßt insoweit Schlüsse für die Zukunft zu. Lange Zeit 
wurde der wachstumsbedingte Bedarf an beruflicher Anpassungsfähigkeit noch 
wesentlich verringert, weil geburtenstarke Jahrgänge in die Erwerbsbevölkerung 
hineinwuchsen, qualifizierte Arbeitskräfte aus Mitteldeutschland zuwanderten 
und die Erwerbstätigkeit der Frauen zunahm. Doch hat dies den Bedarf an be- 
ruflicher Mobilität nicht voll zu decken vermocht. Der Anteil der Erwerbstätigen 
mit einer Tätigkeit, die zum erlernten Beruf kaum eine Beziehung hat, ist nach 
den bis ietzt vorliegenden Einzeluntersuchungen eher größer geworden. 

264. Die Einführung neuer Erzeugungsmethoden kann leicht auf Hindernisse 
stoßen, wenn dazu berufliche Qualifikationen gebraucht werden, die nicht oder 
nur in unzureichendem Maße vorhanden sind und nur in langer Ausbildungs- 
zeit erworben werden können. Anlagen zur elektronischen Datenverarbeitung 
zum Beispiel haben, wenig Zweck, wenn die Unternehmer nur unzureichend 
erkennen, welche Aufgaben sie damit lösen können, oder wenn es an Mitarbei- 
tern fehlt,die diese Aufgaben präzisieren,und an Programmierern oder an Tech- 
nikern, die die hochgezüchteten elektronischen Anlagen warten und bedienen 
können. 

265. Hieran ist ersichtlich, wie sehr die Produktivität der lnvestitionen in Sach- 
kapital davon abhängt, ob zuvor genügend Mittel für Ausbildung, Forschung 
und technische Entwicklung eingesetzt wurden. Da die lnvestitionen in den Men- 
schen nur langsam ausreifen (Ziffer 267), ist es geboten, sie langfristig zu planen. 
Dem steht - nicht nur in der Bundesrepublik - entgegen, daß gegenwärtig 
selbst elementare Informationen für eine solche Planung noch fehlen. 

266. Nach vorliegenden Schätzungen ist in Deutschland ebenso wie in den 
Vereinigten Staaten das geistige Kapital seit der Jahrhundertwende schneller 
gewachsen als das materielle. Soweit die öffentliche Hand zu dieser Form der 
Kapitalbildung beigetragen hat, war ihr zunehmender Anteil am Sozialprodukt 
ein Reflex der großen Bedeutung öffentlicher Vorleistungen für den privaten 
Sektor. Es steht außer Zweifel, daß dieser Beitrag groß war und erheblich ge- 
wachsen ist. 

267. Die wachstumsfördernde Wirkung der Ausbildung verteilt sich über lange 
Zeiträume. Im heutigen Ausbildungsstand der Erwerbstätigen zeigt sich das 
Ergebnis kulturpolitischer Entscheidungen, die vor Jahrzehnten getroffen wur- 
den. Da die Erwerbstätigen von heute im Durchschnitt etwa 40 Jahre alt sind, hat 
nur die Hälfte von ihnen aus Verbesserungen des Ausbildungssystems, die um 
1930 erfolgten, während der gesamten Grundausbildungszeit Nutzen gezogen. 
Die Einführung des neunten Pflichtschuljahres wird zunächst nur das Arbeits- 
angebot vermindern und den Anteil der Ausbildungsausgaben am Sozialprodukt 
erhöhen, ihre vollen Wirkungen aber erst 1985 und später zeitigen. Danach 
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erst ergibt sich für die Gesellschaft ein Nettogewinn aus der Hebung des Lei- 
stungsstandes der Erwerbstätigen. Dagegen fallen die Erträge aus der Wei- 
terbildung der Erwerbstätigen rascher an (Ziffer 273). 

268. Was an Kosten und Mühe für die Ausbildung aufgewandt wird, belohnt 
der Markt nachher mit entsprechend hohen bildungsspezifischen Individual- 
einkommen. Dieser Zusammenhang wird durch Tabelle 75 belegt. Da6 die Ein- 
kommensuntenchiede daneben noch von der Begabung, von familiären Um- 
ständen und auch von institutionellen Regelungen der Berufswege mitbestimmt 
sind, ist selbstverständlich, aber hier nicht von Bedeutung. 

Tabelle 75 

Erwerbstätige Männer im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
nach der Art der Ausbildung und nach Einkommensgruppen im April 1964') 

1 Davon mlt .. .DM monatl. Nettoeinkommen 
Art der Ausbildung, die die Grundlage 
fiir die gegenwärtige Tätigkeit bildet I r  

vH 

Pädagogische Hochschule, Universi- 
......... tät, Sonstige Hochschule 

Berufsfach-, Verwaltungs-, Fach-, 
Techniker- oder lngenieurschule . . 

Berufsbildende Schule und praktische 
Ausbildung ...................... 

......... Nur praktlsche Ausbildung 
........... Betriebliche Einarbeitung 

.................. Ohne Ausbildung 1 5 765 75.9 22,4 1.7 

.......................... Insgesamt I lgSH) 
60,6 34,3 5,r 

') Ohne Erwerbsttitige in der Landwirtschaft, mithelfende Familienangehijrige und Erwerbsttitige ohne 
Angabe der Ausbildung oder des Einkommens. 

Anhaltspunkte dafür, wie produktiv die einzelnen Ausbildungsformen sind, 
geben Schätzungen aus den Vereinigten Staaten. Die dort beobachteten Ein- 
kommensuntenchiede, die in der Tendenz denen in der Bundesrepublik entspre- 
chen, ergeben selbst bei voller Berücksichtigung der öffentlichen und privaten, 
Ausbildungskosten Renditen, die keinen Zweifel daran lassen, daß sich ein 
Mehr an Ausbildung und Fertigkeiten für den einzelnen bezahlt macht. Daß 
daraus auch die Gesellschaft Nutzen zieht, ist wahrscheinlich. Dies könnte ein 
Grund mehr sein, einer immer gröi3eren Zahl junger Menschen zu einSem höhe- 
ren Ausbildungsniveau zu verhelfen. Angesichts der zu erwartenden wissen- 
schaftlichen und technischen Fortschritte ist die Gefahr massiver Fehlinvestitio- 
nen sehr viel geringer als die einer Unterinvestition. 

269. Im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten, den Niederlanden und Frank- 
reich kann die Bundesrepublik in den kommenden Jahrzehnten nicht damit rech- 
nen, daß ihre Erwerbsbevölkerung dadurch stark zunimmt, daß Jahr für Jahr 
mehr Menschen neu in das Erwerbsleben treten als aus Altersgründen ausschei- 
den (Tabelle 112, Anhang). Sie kann mithin nicht damit rechnen, da6 sich der 
durchschnittliche Qualifikationsstand der Erwerbsbevölkerung gleichsam von 
selbst durch Verjüngung erhöht (Tabelle 113, Anhang). Dieser Nachteil wird sich 



Ausbildung, berufliche Mobilität und wirtschaftliches Wachstum 

nur ausgleichen lassen, wenn die Bundesrepublik entsprechend mehr dafür 
sorgt, daO in der Grundausbildung die Qualität und in der Erwachsenen-weiter- 
bildung die Quantität zunimmt. 
270. Der Fortschritt der Technik verlangt mehr berufliche Spezialisierung, der 
Wandel der Wirtschaft, mit dem er verbunden ist, mehr berufliche Anpassungs- 
fähigkeit. Beides zugleich ist nur erreichbar, wenn die Ausbildungsbasis breit 
genug ist. Sie muO sogar die Grundlage sein für Berufe, die es erst in der Zu- 
kunft geben wird. Die neuniährige Pflichtschulzeit in allgemeinbildenden Schulen, 
wie sie in einigen Bundesländern bereits verwirklicht und in allen anderen vor- 
gesehen ist, kann ebenso wie der verstärkte Besuch von Realschulen und Gym- 
n\asien (Tabelle 114, Anhang) als ein Schritt in dieser Richtung angesehen wer- 
den. DaO mehr und mehr Jugendliche höhere Schulen besuchen und anschlieOend 
studieren, entspricht einer langfristigen - nicht auf Deutschland beschränkten - 
Entwicklung (Tabelle 115, Anhang). 
271. Was die spezielle Berufsvorbereitung anlangt, so ist das in der Bundes- 
republik traditionelle Nebeneinander von Berufsschule und betrieblicher Aus- 
bildung nicht mehr unumstritten. Die Qualität der betrieblichen Ausbildung ist 
manchmal ausgezeichnet, aber häufig auch sehr unbefriedigend; vor allem in 
Kleinbetrieben - aber nicht nur dort - stöOt der Grundsatz, daO die Lehre im 
Betrieb in erster Linie ein Ausbildungsverhältnis ist, auf harte Rentabilitätserwä- 
gungen. Nicht unter allen Umständen kann der Betrieb als die beste Lehntätte 
angesehen werden. Uberbetriebliche Einrichtungen der Berufsausbildung glei- 
chen das Qualitätsgefälle zwischen den! Betrieben etwas aus; indem sie die 
Lückenhaftigkeit und Einseitigkeit der Ausbildung am spezialisierten Arbeits- 
platz korrigieren, erleichtern sie es den Arbeitskräften, sich an produktions- oder 
nachfragebedingte Strukturwandlungen anzupassen. 

Die Teilzeit-Berufsschule, die die betriebliche Ausbildung begleitet und die sie 
durch einen Grundstock theoretischer Kenntnisse ergänzen soll, kann ihren Auf- 
gaben nicht gerecht werden!, wenn die gesetzlich vorgeschriebenen Pflichtstun- 
denzahlen in allen Bundesländern mehr oder weniger stark unterschritten wer- 
den. Dies wiegt um so schwerer, als etwa die Hälfte des Berufsnachwuchses im 
Alter von 14 bis 15 Jahren in das Erwerbsleben eintritt. Wenn gleichzeitig der 
Anteil der 15- bis 19jährigen, die eine Vollzeitschule besuchen, geringer ist als 
in anderen Industrieländern (Tabelle 76), so wird dies selbst bei wohlwollender 
Einschätz~n~g der Quantität und Qualität der betrieblichen Ausbildung nur dann 
keinen Nachteil für das gesamtwirtschaftliche Wachstum in der Zukunft bedeu- 
ten, wenn den Berufsschulen und den überbetrieblichen Einrichtungen der Be- 
rufsausbildung eine gröOere Rolle zugewiesen wird. 
272. Eine breitere Grundausbildung bedeutet für den einzelnen, da sie ihn 
flexibler macht, mehr Sicherheit, wie Arbeitslosenstatistiken erkennen lassen 
(Tabelle 116, Anhang). Da sie vor der Entwertung von Spezialwissen schützt, ver- 
ringert sie den Widerstand gegen die Durchsetzung technischer Fortschritte in 
Gesellschaft und Wirtschaft. 

273. Eine Ausbildung, die sich auf einen Lebensabschnitt beschränkt, kann der 
Entwicklung des Wissens und dem Wandel der beruflichen Anforderungen nur 
unvollkommen gerecht werden. Bei dem schnellen Fortschritt in der Gegenwart 
verliert früher erworbenes Wissen oft ziemlich rasch an Wert, sofern es nicht 
durch formale oder informale Weiterbildung auf dem ieweils höchsten Stand 
gehalten wird. Die Aussicht, allein durch informale Weiterbildung - vor allem 



Wachstum und Strukturwandel 

also durch Lernen am Arbeitsplatz - Schritt zu halten, wird wohl in Zukunft 
noch geringer sein als heute. Es erscheint daher notwendig, daR die formale 
Ausbildung, also die Ausbildung in Form organisierter Lernprozesse, auch in 
späteren Lebensiahren fortgesetzt wird. Daneben ist damit zu rechnen, dat3 die 
Neigung der ieweils nachfolgenden Generation, einen gröfleren Anteil der 
Jahre, in denen sie im erwerbsfähigen Alter steht, der Ausbildung zu widmen, 
weiter anhalten wird. Für die vorangehende Generation bedeutet dies einen 
zusätzlichen Zwang zur Weiterbildung, sofern sie ihren ökonomischen Status 
nicht auf andere Weise absichern kann. 

Tabelle 76 
Anteil der 15- bis 19iährigen Vollzeitschüler an der gleichaltrigen 

Gesarntbevölkerung in ausgewählten Ländern 

Land 

Vereinigte Staaten ........... ....................... lsland 
................. Sowjetunion 

Kanada ..................... 
................... Norwegen 

................ Niederlande 
Schweden ................... 

..................... Belgien 
Frankreich .................. 
Luxemburg ................. 
Schwelz ..................... 
Irland ....................... 
Dänemark ................... 
Bundesrepublik Deutschland . 
Großbritannien .............. 
Griechenland ................ 

................ Jugoslawien 
Italien ....................... 
Spanien ..................... 

.................. Österreich 
.................... Portugal 

Tiirkei ...................... 

Jahr I vH 

Quelle: OECD 

274. Die ,zünftlerische' Vorstellung von einem Beruf, dem man gleichsam von 
der Wiege bis zur Bahre verpflichtet ist, wird der Zukunft noch weniger gerecht 
als der Gegenwart. Immer mehr ist damit zu rechnen, dat3 Menschen durch die 
Umstände veranlat3t werden, den ursprünglich erlernten Beruf im Laufe des Er- 
werbslebens, vielleicht sogar mehrmals zu wechseln. Auch wird wohl das Be- 
rufsalter dann weniger als bisher die Entwicklung des Arbeitseinkommens im 
Laufe eines Berufslebens bestimmen. 

2iS. Maflnahmen, die Fortbildung und Umschulung anregen, erleichtern und 
begünstigen, werden deshalb in Zukunft für ein angemessenes Wirtschaftswachs- 
tum kaum entbehrlich sein. Diesem Gesichtspunkt entspräche es, wenn man einen 
Anspruch auf Bildungsurlaub gesetzlich oder tariflich begründete und wenn 
man Ausbildungs- und Umschulungskosten steuerlich anerkennen würde1). Der 

1) Er ist paradox, wenn dar herrschende Steuerrecht Tatbestande, die ökonomisch gleich zu beurteilen 
sind - namlich Fortbildungrkorten einerseits und Ausbildungs- beziehungsweise Umschulungskosten ande- 
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artige Mai3nahmen blieben indes ohne groi3en Erfolg, wenn es dann an priva- 
ten oder öffentlichen Instituten fehlte, die solche organisierten, Lernprozesse an- 
bieten. 

276. Gemessen an den öffentlichen Ausgaben für Schulen und Hochschulen hat 
die Bundesrepublik in den letzten Jahren sehr viel mehr für die Ausbildung 
aufgewandt als zu Beginn der 50er Jahre; das gilt sowohl absolut wie im Ver- 
hältnis zu den Gesamtausgaben der öffentlichen Hand; es gilt aber auch im 
Verhältnis zum Bruttosozialprodukt (Tabelle V). Ein sehr beachtlicher Teil dieser 
Ausgabenzunahme war allerdings durch Preis- und Gehaltssteigerungen be- 
dingt. Diese fielen besonders ins Gewicht, weil der Anteil der Personalausgaben 
an den Gesamtausgaben für Schulen und Hochschulen mit rund 60 vH (1962) sehr 
grofl ist. 

Tabelle 77 

Uffentliche Ausgaben für Ausbildung im Deutschen Reich 
bzw. in der Bundesrepublik Deutschland 

I Anteil 
I Insaesamt I an den Bffentlichen I am Brutto- 

I Gesamtausgaben I sozialprodukt 
Jahr I MIII.RMIDM VH 

') HaushaltsansAtze, teilweise geschhtzt. 

277. Man kann die Zunahme der Personalausgaben - soweit sie nicht durch 
den gröi3eren Personalbestand bedingt ist - in voller Höhe als Preissteigerung 
ansehen; dann errechnet sich nach vorliegenden Schätzungen1) für den ,Preis- 
index" der Personalausgaben an Schulen und Hochschulen von 1950 bis 1962 ein 
Anstieg um rund 165vH. In diesem Mafle haben sich also die durchschnittlichen 
Gehälter der Lehrer erhöht, teils im Zuge allgemeiner Gehaltsaufbesserungen, 
teils infolge von Maflnahmen, die mittelbar den Durchschnitt der Lehrergehälter 
erhöhten2). Gleichwohl sind die Einkommen der Lehrer von 1950 bis 1962 im 
~urchsch"itt nur unwesentlich mehr gestiegen als die Bruttolohn- und -gehalt- 
summe je Kopf (155vH). Daraus darf man iedoch nicht folgern, daß auch künftig 
die Lehrergehälter kaum schneller steigen werden - oder dürfen - als die 
durchschnittlichen Arbeitnehmereinkommen. Marktwirtschaftlich gesehen, müi3te 
eine anhaltende Knappheit an Lehrern überproportionale Gehaltssteigerungen 
nach sich ziehen. Wenn es nicht genug Lehrer gibt und die Klassenfrequenzen 
zunehmen, so erhöht sich zwar die ,Arbeitsproduktivitätn im Ausbildungssystem, 
doch ist dies wohl nur rechnerisch so, weil höhere Klassenfrequenzen die Quali- 

rerseits - unterschiedlich behandelt. Ausbildungs- und Umschulungskosten sind nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs Kosten der Lebensführung und daher nicht abzugsfähig. 

1 )  Die Zahlenangaben der Ziffern P7 bis 279 sind in einer unver6ffentlichten Untersuchung von Günter 
Palm, die a'm Institut für Bildungsforschung in der Max-Plan&-Gesellschaft durchgeführt wurde, entnommen. 

2) So stieg das Verhältnis der Oberstudienra?sstellen zu den Studienratsstellen an den Gymnasien von 
1 : 13,3 im Jahre 1950 auf 1 : 3,6 im Jahre 1962. 
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tät der Ausbildung beeinträchtigen, iedenfalls solange sich kein lerntechnisch- 
organisatorischer Fortschritt im Ausbildungssystem durchsetzt. 

278. Schwächer als die "Preise' für Personalausgaben sind zwischen 1950 und 
1962 die Preise für die Ausgabengruppe 'Fortdauernde Sachausgaben" und für 
die Investitionen der Schulen und Hochschulen gestiegen, nämlich nur um rund 
50 vH bzw. 70 vH. Doch ist auch bei diesen Ausgabenarten -selbst bei konstan- 
tem gesamtwirtschaftlichen Preisniveau - in der Zukunft mit Preissteigerungen 
zu rechnen, und zwar auch dann, wenn - besonders bei den Bauinvestitionen - 
bestehende Rationalisierungsmöglichkeiten stärker als bisher genutzt werden 
sollten. Denn die Nachfrage der Schulen und Hochschulen richtet sich auch in- 
soweit gerade auf solche Güter und Dienstleistungen - Bewirtschaftung und 
Unterhaltung der Gebäude, Käufe von Lehr- und Lernmitteln -, deren relative 
Preise infolge geringererMögIichkeiten,arbeitssparende Produktionsverfahren zu 
verwenden, längerfristig steigen werden I). 

2i9. Von der nominalen Zunahme der "Fortdauernden Ausgaben" für Schulen 
und Hochschulen - sie lagen 1962 um rund 270vH höher als 1950 - entfielen 
etwa 80vH auf Preis- und Gehaltssteigerungen, ein sehr kleiner Teil - rund 
3 vH - auf die Zunahme der Zahl der Schüler und mithin weniger als ein Fünf- 
tel darauf, da8 sich dieAusbildungsmöglichkeiten - das Verhältnis der Zahl der 
Schüler ie Lehrer und der Sachausgaben je Schüler - verbesserten2). 

280. Auch wenn sich in den kommenden Jahren wider Erwarten die Nachfrage 
nach Ausbildung nicht mehr auf solche Stufen hin verschieben sollte, die höhere 
Kosten ie Schüler haben3), so mü8ten die Ausgaben für Schulen und Hoch- 
schulen doch nicht unbeträchtlich schneller steigen als die Gesamtausgaben der 
öffentlichen Hand oder das Bruttosozialprodukt, sofern nur der ietzige Versor- 
gungsstand aufrecht erhalten bleiben soll. Ahnliches gilt für die öffentlichen 
Ausgaben für Forschung und technische Entwicklung. 
281. Die Haushaltspolitik wird auf all dies Bedacht nehmen müssen. Ausgaben 
für Ausbildung wie für Forschung und für technische Entwicklung lassen sich, 
verglichen mit solchen für andere Gemeinschaftsaufgaben, nach aller Erfahrung 
am leichtesten kürzen; dabei käme ein Festhalten an nominalen Gröt3en selbst 
bei Geldwertstabilität einer realen Minderung gleich. 

282. Stetiges und angemessenes Wachstum erfordert den Wandel der Struk- 
turen, der Wandel der Strukturen iedoch Menschen, die ihm gewachsen sind, 
die ihn treiben und ihn tragen. An den Menschen werden immer neue Anfor- 
derungen gestellt, denen er nur genügen kann, wenn zu einer breiten Grund- 
ausbildung die Möglichkeit ständiger Fortbildung kommt. Fortschritte auf dem 
Gebiet der Bildung, an der in unserer Gesellschaft alle Schichten der Bevölke- 
rung teilhaben sollen, setzen sich auch in wirtschaftlichen Fortschritt um, aller- 
dings erst nach langen Jahren, vielleicht sogar erst nach einem Menschenalter. 
Wenn es somit auf irgendeinem Gebiet öffentlicher Tätigkeit der langfristigen 
Vorausschau, der Planung und der Stetigkeit bedarf, dann auf diesem. 

1) So waren nach Schätzungen von Palm (vgl. Anmerkung zu Ziffer P7) die Ausgaben der Hochschulen 
für Lehr- und Lernmittel - in erster Linie also Bücher - in laufenden Preisen 1962 rund siebenmal so hoch 
wie 1950; in konstanten Preisen gerechnet, war ihr Anstieg hingegen nur etwa halb so gro0. 

2) Diese Aufgliederung dm Ausgabenzuwadises berü&sichtig# nicht den .Strulctureffekt', der sich ergibt, 
wenn bei gleichbleibender Sdiülerzahl mehr Schüler weiterführende Sdiulen besudien. 

3) Die Ausgaben ie Sdiüler b m .  Hochsdiüler lagen 1962 dn den Realschulen um etwa die Hdlfte hBher 
als an den Volkssdiulen, an den Gymnasien waren sie mehr als doppelt so hodi, und an den Hochschulen 
betrugen sie fast das Sechsfache der Ausgaben je Schüler an den Vollaschulen. 
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Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Vom 14. August 1963 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

5 1 
(1) Zur periodischen Begutaditung der gesamt- 

wirtsdiaftlidien Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutsdiland und zur Erleiditerung der Urteilsbil- 
dung bei allen wirtsdiaftspolitisdi verantwortlidien 
Instanzen sowie in der Uffentlidikeit wird ein Rat 
von unabhängigen Sadiverständigen gebildet. 

(2) Der Sadiverständigenrat besteht aus fünf Mit- 
gliedern, die über besondere wirtsdiaftswissen- 
sdiaftlidie Kenntnisse und volkswirtsdiaftlidie Er- 
fahrungen verfügen müssen. 

131 Die Mitalieder des Sadiverständiaenrates dür- 

als ~ i t a r b e i t e r  eineS wirtsdiafts- oder sozialwissen- (2) D,ie fachlich zuständigen Bundesminister und 
sdiaftlidien Institutes, angehören. Sie dürfen ferner der Prasident der Deutschen Bundesbank sind auf 
nidit Renräsentant eines Wirtschaftsverbandes oder ihr Verlanoen zu hören. 

(2) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung 
der Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende 
Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den 

zum Ausdruck zu bringen' 

5 4 

sadverständigenrat kann vor ~ b f ~ ~ ~ ~ ~ ~  sei. 
ner ~ ~ t ~ d i t ~ ~  ihm geeignet personen, 
insbesondere Vertretern von Organisationen des 
wirtsdiaftlidien und sozialen Lebens, Gelegenheit 
geben, zu wesentlichen sidi aus seinem Auftrag er- 
gebenden Fragen Stellung zu nehmen. 

6 5 
fen weder d e i ~ e g i e r u n ~  oder einer 
~ ö ~ ~ ~ ~ ~ d i ~ f t  des B ~ ~ , - J ~ ~  eines L ~ ~ , - J ~ ~  nodi 
dem öffentlichen l-,ienSt des .Bundes, eines ~~~d~~ 
oder einer sonstigen juristiShen person des öffent- 
lidien ~ ~ m ~ ~ .  es sei denn als Hodisdiullehrer oder 

einer ~ igan i sa t ion  der Arbeitgeber oder Arbeit- 
- 

(3) Die Behörden des Bundes und der Länder lei- 
nehmer sein oder zu diesen in einem ständigen sten dem Amtshilfe. 
Dienst- oder Gesdiäftsbesoraunasverhältnis stehen. 

" - 
(1) Der Sadiverständigenrat kann, soweit er  e s  

zur Durchführung seines Auftrages für erforderlim 
hält, die fachlich zuständigen Bundesminister und 
den Präsidenten der Deutsdien Bundesbank hören. 

Sie dürfen auch nicht währe& des letzten ~ a h i e s  vor 
der Berufung zum Mitglied des Sachverständigen- 
rates eine derartige Stellung innegehabt haben. 

5 2 
Der Sadiverständigenrat soll in seinen Gutachten 

die jeweilige gesamtwirtschahlidie Lage und deren 
absehbare Entwicklung darstellen. Dabei soll er un- 
tersudien, wie im Rahmen der marktwirtsdiaftli&en 
Ordnung gleidizeitig Stabilität des Preisniveaus, 
hoher Beschäftigungsstand und außenwirtsdiaft- 
lidies Gleidigewicht bei stetigem und angemesse- 
nem wadistum gewährleistet werden können. 
die untersuhung sollen auch die ~ i l d ~ ~ ~  und die 
Verteilung von ~ i ~ k ~ ~ ~ ~ ~  und vermögen einbe- 
zogen werden. ~ ~ ~ b ~ ~ ~ ~ d ~ ~ ~  soll der sachverstän- 
digenrat die ursadien von aktuellen und möglidien 
spannungen zwiscfien der gesamtwirtsdiaftlidien 
Nadifrage und. dem gesamtwirtsdiaftlichen Angebot 
aufzeigen, welche die in Satz 2 genannten Ziele ge- 
fährden. Bei der Untersudiung sollen jeweils ver- 
sdiiedenc Annahmen zugrunde gelegt und deren iin- 
tersdiiedlidie Wirkungen dargestellt und beurteilt 
werden. Der Sachverständigenrat soll Fehlentwick- 
lungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung 
oder deren Beseitigung aufzeigen, jedoch keine 
Empfehlungen für bestimmte wirtsdiaits- und sozial- 
politisdie Maßnahmen ausspredien. 

5 6 
(1) Der Sadiverständigenrat erstellt jährlich bis 

zum 15. November ein Gutaditen; Darüber hinaus 
soll er nach seinem Ermessen zusätzliche Gutamten 
erstellen, wenn auf einzelnen Gebieten Entwicklun- 
gen erkennbar werden, weldie die in 5 2 Satz 2 ge- 
nannten Ziele gefährden. 

(2) Die Bundesregierung kann den sadverstän- 
digenrat mit der Erstattung zusätzlidier 
nadi Absatz beauftragen. 

(3) Der Sadiverständigenrat leitet die Gutachten 
der Bundesregierung unverzüglich zu und veröffent- 
limt sie acht Wochen danach. Die Gutachten nach 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 kann der Sadiverstän- 
digenrat im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wiitsdiaft audi zu einem anderen Zeitpunkt ver- 
öffentlimen- 

(4) Zu dem Gutachten nadi Absatz 1 Satz 1 nimmt 
die Bundesregierung gegenüber den gesetzgebenden 
Körpersdiaften zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
Stellung. In der Stellungnahme sind insbesondere 
die wirtschaftspolitisdien Sdilußfolgerungen, die die 
Bundesregierung aus dem Gutachten zieht, darzu- 
legen. Zu cnderen Gutachten kann die Bundesregie- 
rung Stellung.nehmen. 

5 7 
6 3 

(1) Der Sadiverständigenrat ist nur an den durch 
dieses Gesetz begründeten Auftrag gebunden lind 
in seiner Tätigkeit unabhängig. 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates wer- 
den auf Vorsdilag der Bundesregierung durm den 
Bundespräsidenten berufen. Zum 1.März eines jeden 
Jahres - erstmals nach Ablauf des dritten Jahres 
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nach Erstattung des ersten Guta tens  gemäil Q 6 
Abs. 1 Satz 1 - scheidet ein Mitglied aus. Die Rei- 
henfolge des Ausscheidens wird in der ersten Sitzung 
des Sadwerständigenrates durch das Los bestimmt. 

(2) Der Bundespräsident beruit auf Vorscfilag der 
Bundesregierung jeweils ein neues Mitglied für die 
Dauer von fünf Jahren. Wiederbemfungen sind zu- 
1ässig:Die Bundesregierung hört die Mitglieder des 
Sachverständigenrates an, bevor sie ein neues Mit- 
glied vorschlägt. 

(3) Die Mitglieder sind berechtigt, ihr Amt durch 
Erklärung gegenüber dem Bundespräsidenten nie- 
derzulegen. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus. so wird 
ein neues Mitslied für die Dauer der Amtszeit des 

in der Vermittlung und Zusammenstellung von 
Quellenmaterial, der technischen Vorbereitung der 
Sitzungen des Sachverständigenrates, dem Dmdc 
und der Veröffentlichung der Gutachten sowie der 
Erledigung der sonst anfallenden Verwaltungsauf- 
gaben. 

P 10 
Die Mitglieder des Sachverstandigenrates und die 

Angehörigen der GescIiäftsstelle sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Beratungen und die vom 
Sachverständigenrat als vertraulich bezeichneten Be- 
ratungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Ver- 
schwiegenheit bezieht sich auch auf Informationen. 
die dem Sachverständigenrat gegeben und als ver- 
traulich bezeidmet werden. 

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates be- 
dürfen der Zustimmung von mindestens drei Mit- 

ausseschiedenen Mitslieds berufen: Absatz 2 oilt 

gliedern. 

I s .. 

(2) Der Sachverständigenrat wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden für die Dauer von drei 
Jahren. 

(3) Der Sachverständigenrat gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

Y 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates er- 
halten eine paus&ale Entschädigung sowie Ersatz 
ihrer Reisekosten. Diese werden vom Bundes- 
minister für Wirtsdiaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innem festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates trägt 
der Bund. 

P 12 
Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des P 13 Abs. 1 

des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Die Bundesregiemng hat dem vorstehenden Ge- 
setz die na& Artikel 113 des Gmndgesetzes erfor- 
derliche Zustimmung erteilt. 

Das Statistische Bundesamt nimmt .die Aufgaben 
einer Geschäftsstelle des Sachverständigenrates 
wahr. Die Tätigkeit der Gesmaftsstelle besteht 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

P 13 
Dieses Gesetz tritt am Tage n a h  ieiner Verkün- 

dung in Kraft. 

Bonn, den 14. August 1963 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Der  Bundespräs ident  
Lübke 

Der S t e l l v e r t r e t e r  des  Bundeskahzlers  
Ludwig Erha rd  

Der  Bundesminis ter  fü r  Wi r t s cha f t  
Ludwig Erha rd  

Der Bundesminis ter  d e s  I n n e r n  
Höche r l  

Der Bundesminis ter  d e r  Finanzen 
Dr. Dahlgrün 



II. 
Presseerklärung vom 10. Februar 1965 

Aus der Anwendung des Gesetzes hatten sich nach der Einreichung des Jah- 
resgutachtens 1964 Mißverständnisse ergeben, die die Arbeit des Rates unnötig 
zu belasten drohten. Um diese Mißverständnisse zu beseitigen, fand zwischen 
dem Bundeswirtschaftsminister als Vertreter der Bundesregierung und dem 
Sachverständigenrat am 10. Februar 1965 eine Aussprache statt, die volles Ein- 
vernehmen erbrachte. Das Ergebnis dieser Aussprache wurde in einer Presse- 
erklärung wie folgt zusammengefaßt: 

1. Das Jahresgutachten 1964165 entspricht dem gesetzlichen Auftrag. 

2. Maßgebend für die Gutachten sind nur die im Gesetz ausdrücklich genann- 
ten Ziele: 
Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirtschaft- 
liches Gleichgewicht im Rahmen einer marktwirtschaftlichen Ordnung. 
Der Sachverständigenrat hat keine Möglichkeiten, von diesem gesetzlichen 
Auftrag zugunsten anderer Zielvorstellungen abzuweichen. 

3. Die Bundesregierung hat bei ihren Stellungnahmen die nationalen und 
internationalen Verpflichtungen, politische Gegebenheiten und Zielvorstel- 
lungen zu berücksichtigen. 

4. Die Gründe, die den Sachverständigenrat veranlaßt haben, keine Alter- 
nativrechnungen in der konzisen Form volkswirtschaftlicher Gesamtrech- 
nungen vorzulegen und die Prognose auf einen kürzeren Zeitraum als ein 
Jahr zu beschränken? werden anerkannt. 

5. Die geeignete Form für die Veröffentlichung des nächsten Gutachtens und 
für die Veröffentlichung der Stellungnahme der Bundesregierung wird zwi- 
schen den Beteiligten rechtzeitig vereinbart werden. 

Sachverständigenrat und Bundesregierung bekräftigen angesichts der gegen- 
wärtigen Situation ihre Uberzeugung, daß die Preisstabilität absoluten Vorrang 
genießen muß. Dieses Ziel ist nur zu erreichen, wen~n alle Beteiligten, Uffent- 
liche Hand, Arbeitnehmer und Unternehmer, mitwirken und wenn Preisauftriebs- 
tendenzen, die aus den außenwirtschaftlichen Beziehungen herrühren, aus- 
geschaltet werden können. 



Fragen der Bildung und Verteilung 
von Einkommen und Vermögen 

Brief des Präsidenten des Statistischen Bundesamtes an den Sachverständigenrat 

STATISTISCHES BUNDESAMT 
Der Präsident 

62 Wiesbaden, 10. November 1965 
An den 
Vorsitzenden des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Herrn Professor Dr. Bauer 
43 Essen-Heisingen 

Vollbergwinkel7 

Betr.: Nachweis der Bildung und Verteilung von Einkommen und Vermögen 
in der deutschen amtlichen Statistik 

Bezug: Schreiben des Präsidenten des Statistischen Bundesamtes vom 31. Ok- 
tober 1964 

Sehr geehrter Herr Professor Bauer! 

Im vorigen Jahr hat der damalige Präsident des Statistischen Bundesamtes, 
Herr Dr. Fürst, dem Sachverständigenrat in einem ausführlichen Schreiben einen 
Uberblick über die verfügbaren und demnächst zu erwartenden statistischen 
Unterlagen zur Einkommens- bzw. Vermögensbildung und -verteilung gegeben. 
Er hat aber auch auf die Lücken im einkommens- und vermögensstatistischen In- 
strumentarium der deutschen amtlichen Statistik hingewiesen, die es zur Zeit 
noch verhindern, ein in sich geschlossenes und zuverlässiges statistisches Ge- 
samtbild der Ein,kommens- bzw. Vermögensbildung und -verteilung zu zeich- 
nen. Einige Möglichkeiten für die Weiterentwicklung der statistischen Nachwei- 
sungen und Berechnungen wurden angedeutet. 

Die Darstellung der Einkommensentstehung und -verteilung in den Volks- 
w i r t s cha f t l i chen  Gesamtrechnungen, die vor allem für viele makro- 
ökonomische Untersuchungen von Interesse sein dürfte, konnte inzwischen ver- 
vollständigt und verfeinert werden. D'as Ei n k o m m e n aus unselbständiger Ar- 
beit wurde für den Zeitraum 1950 bis 1964 nach zehn Wi r tscha f tsbere i -  
C h e n aufgeteilt; das Ergebnis dieser Berechnungen wird gegenwärtig überprüft. 
Im Zusammenhang hiermit fallen - allerdings nur als Differenz zwischen der 
Wertschöpfung und dem gezahlten Einkommen aus unselbständiger Arbeit - 
auch Unterlagen über die in den zehn Wirtschaftsbereichen im Produktions- 
prozei3 "entstandenen" Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
an. Ein Nachweis der entstandenen Erwerbs- und Vermögenseinkommen in fei- 
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nerer Bereichsgliederung dürfte aus verschiedenen Gründen bis auf weiteres 
kaum möglich sein (zum Beispiel gibt es nur grobe Anhaltspunkte über die Ab- 
schreibungen nach einzelnen Wirtschaftszweigen). Zwar wird mit den Ergeb- 
nissen des für 1962 durchgeführten Industriezensus und den neuen iährlichen 
Unternehmenserhebungen in der Industrie in Zukunft weiteres Material zur Be- 
rechnung des Beitrages zum Bruttoinlandsprodukt und eventuell auch der Ein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit anfallen; es fehlt jedoch vorerst noch an 
statistischen Unterlagen, die eine vollständige Aufteilung des Beitrages zum 
Bruttoinlandsprodukt in Abschreibungen, indirekte Steuern, Einkommen aus un- 
selbständiger Arbeit sowie aus Unternehmertätigkeit und Vermögen für eine 
detailliertere Bereichsgliederung vertretbar erscheinen lassen. 

Erste Ergebnisse über die Ausgliederung der V e r m ö g e n s e i n k o m m e n aus 
den verteilten, Erwerbs- und Vermögenseinkommen in der Volkswirtschaft wer- 
den voraussichtlich im Laufe des nächsten Jahres vorgelegt werden können. Es 
wird gegenwärtig versucht, an Hand der verfügbaren statistischen Unterlagen 
die von Sektor zu Sektor flieeenden Vermögenseinkommen (Zinsen, Dividen- 
den und Nettomieten) für die Jahre 1960 bis 1964 zu schätzen; die Gewinne 
(einschliei3lich Verzinsung des Eigenkapitals und Unternehmerlohn) ergeben sich 
dann als RestgröBe. Allerdings wird man aus der RestgröBe ,Gewinna die darin 
noch enthaltenen Lohnnebenkosten - soweit sie bisher nicht in das Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit einbezogen werden konnten - vorläufig nicht elimi- 
nieren können. Dieser Mangel haftet auch den oben erwähnten Daten über das 
Einkommen aus unselbständiger Arbeit und aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen in der Gliederung nach zehn Wirtschaftsbereichen an. 

Die Darstellung der Vermögensveränderung im Rahmen der Volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen soll in absehbarer Zeit durch eine feinere Aufgliede- 
rung der Sachvermögensbildung (Anlageinvestitionen nach investierenden Wirt- 
schaftsbereichen) ergänzt werden. Hierfür müssen jedoch noch weitere Ergebnisse 
des lndustriezensus unld der Handwerkszählung 1962, des Verkehrszensus 1962 
und der Ergänzungserhebung zur Handels- und Gaststättenzählung 1960 ab- 
gewartet werden. Dagegen bestehen bei dem gegenwärtig verfügbaren statisti- 
schen Material noch keine Möglichkeiten, die Geldvermögensbildung (Verände- 
rung der Forderungen und Verbindlichkeiten) eingehender nach Wirtschafts- 
bereichen nachzuweisen. 

Von den neueren Statistiken, die Anhaltspunkte über die Einkommens- und 
Vermögensbildung bzw. -verteilung der privaten Haushalte geben können, be- 
findet sich die Einkommens- und Verb rauchss t i chprobe  1962163 in 
einem fortgeschrittenen Stadium der Aufbereitung. Diese Repräsentativstatistik 
ist allerdings in erster Linie darauf abgestellt, Aufschlüsse über die Verbrauchs- 
struktur und die Zu s a m m e n h ä n g e zwischen Einkommen', Verbrauch und Er- 
sparnis zu geben, und zwar für die verschiedenen sozialen Gruppen der Be- 
völkerung. Erste Ergebnisse über die Verbrauchsstruktur der Haushalte nach 
sozioökonomischen Gruppen, Haushaltsgröfle und EinkommensgröBenklassen 
wurden bereits veröffentlicht. In der letzten Aufbereitungsphase soll vor allem 
versucht werden, die Zusammenhänge zwischen Einkommen und Einkommens- 
verwendung - insbesondere zwischen Einkommen und Ersparnis - heraus- 
zustellen, und zwar ebenfalls wieder in einer Gliederung nach sozioökonomi- 
schen Gruppen, HaushaltsgröBe und EinkommensgröBenklassen. Dabei wird 
man sich zum Teil mit relativ groben Gruppierungen zufrieden geben müssen. 
Detaillierte Einnahme- und Ausgaberechnungen müssen schon wegen der ver- 
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hältnismäfiig geringen Zahl der Haushalte mit auswertbaren Angaben und der 
bei solchen Erhebungen angewandten Methoden (Rotation der Haushalte bei 
der Erhebung) auf bestimmte Gruppen von Haushalten beschränkt bleiben. 

Die Frage, ob überhaupt aus Einkommens- und Verbrauchsstichproben mit 
relativ geringem Auswahlsatz ausreichend gegliederte E i n k o m m e n s s C h i C h- 
tungen  für die Gesamtbevö l ke rung  zu erwarten sind, mufi nach den bis- 
her - auch international - gesammelten Erfahrungen zurückhaltend beurteilt 
werden. Dies ist auch nicht Hauptziel derartiger Erhebungen. Insbesondere 
dürfte eine verallgemeinerungsfähige Einkommensgliederung der Haushalte von 
Handwerkern und übrigen Selbständigen an der geringen Zahl der erfaBten 
Fälle scheitern. Für die übrige Bevölkerung 1äi3t sich dagegen unter Verzicht auf 
tiefere Untergliederungen eine brauchbare Einkommensschichtung erarbeiten. 
Zu prüfen ist noch, wieweit durch eine Kombination der Ergebnisse der Ein- 
kommens- und Verbrauchsstichprobe mit anderen Statistiken, zum Beispiel mit 
der Einkommen- und Lohnsteuerstatistik 1961 sowie der Wohnungsstichprobe 
1960, das fehlende Gesamtbild gewonnen werden kann. 

Die Erfahrungen, die man bei der Auswertung der Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe 1962163 sammeln wird, werden noch zeigen, ob und inwie- 
weit man auf diesem Wege auch das Grundmaterial für eine Darstellung der 
Vermögensbildung der privaten Haushalte nach be  s t i m m t e n Haushaltsgrup- 
pen (zum Beispiel Arbeitnehmerhaushalte, Selbständigenhaushalte usw.) gewin- 
nen kann. Im Augenblick 1äBt sich noch nicht übersehen, ob die Aufzeichnungen 
über die Bewegungen auf den Vermögenskonten usw. ausreichen werden, um 
- zum Beispiel im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen - 
einen in sich geschlossenen Uberblick uber die Veränderungen des Vermögens 
zu geben. Vorbehalte gelten insofern, als die Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe entgegen den ursprünglichen Plänen nicht für das Kalenderiahr 1962, 
sondern von Mitte 1962 bis Mitte 1963 durchgeführt werden mui3te. 

Ein abschliefiendes Urteil über die wünschenswerte W e i t e r e n t W i C k I U n g 
des s ta t is t ischen Inst rumentar iumsfür  Untersuchungen der Einkommen 
und der Ersparnisse der privaten Haushalte Iäfit sich erst bilden, wenn die Ge- 
samtergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe Anfang 1966 vor- 
liegen und die bei der Erhebung und Aufbereitung gemachten Erfahrungen 
gründlich ausgewertet worden sind. Ein besonderes Problem wird hierbei die 
Frage bilden, wie man zu besseren Unterlagen über die Einkommen und Erspar- 
nisse der Selbständigen kommen kann. 

Hinsichtlich der Einkommensschichtung wird man sich in Zukunft wohl auch 
weiterhin in starkem MaBe auf die Ergebnisse der E i  n k o m m e n s t e U e r s t a t  i- 
st ik und vor allem der Wohnungss t i chproben  - zumindest als Kontroll- 
gröBen - stützen müssen. Die lnterviewererhebung zur Wohnungsstichprobe 
1965 (die immerhin 200 000 Haushalte und damit das Vierfache des Erhebungssolls 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe umfai3t) ist inzwischen weitgehend 
abgeschlossen worden; mit den ersten Ergebnissen über die Einkommen der 
Haushalte wird man voraussichtlich Ende 1966 rechnen können. Inwieweit es etwa 
möglich sein wird, im Rahmen der Einkommensteuerstatistik durch eine Auf- 
bereitung der Steuere r k l ä r U n g e n zu einer schnelleren Information über die 
steuerlichen Einkommen zu gelangen, wird noch eingehend geprüft werden. Zu 
berücksichtigen ist allerdings, dafi diese Statistik hierdurch nicht völlig ihren 
Charakter als St e U e r Statistik verlieren darf. Auch wenn man verschiedene 
Quellen kombiniert und sie im einzelnen verbessert, dürfte es nach wie vor 
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nicht leicht sein, einen einigermaßen zuverlässigen und ausgewogenen Gesamt- 
überblick über die Schichtung aller Einkommen zu vermitteln. 

Der Plan, die über die Struktur und die Entwicklung der Einkommen aus un- 
selbständiger Arbeit in feinerer Untergliederung nach ökonomischen und per- 
sönlichen Merkmalen vorhandenen Unterlagen um Zahlen für den öffentlichen 
Dienst zu ergänzen, konnte leider noch nicht verwirklicht werden. Die für die 
vorgesehene Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung im öffentlichen Dienst 1965 not- 
wendige Rechtsgrundlage hat nicht die Zustimmung des Bundesrates gefunden. 
Es besteht iedoch noch Aussicht, daß diese Erhebung unter Umständen für das 
Jahr 1966 angeordnet wird. 

Ich begrüße es außerordentlich, daß der Sachverständigenrat bzw. einzelne 
Mitglieder des Sachverständigenrates im Verlaufe der vergangenen Mon'ate 
Gespräche mit Vertretern des Amtes geführt haben, in denen die für die Unter- 
suchungen des Sachverständigenrates bedeutsamen Gesichtspunkte zum Aus- 
druck gebracht und die methodischen und technischen Probleme einer verbesser- 
ten statistischen Erfassung der Einkommen und Vermögen diskutiert worden sind. 
Das Amt wird sich bemühen, über die im letzten Jahr erzielten Fortschritte hin- 
aus die Arbeiten des Sachverständigenrates auf dem Gebiete der Einkommens- 
und Vermögensbildung und -verteilung weiterhin nach besten Kräften zu unter- 
stützen. Dabei sind ihm allerdings durch die Haushaltssituation und die Tatsache, 
da8 ohne gesetzliche Grundlage keine neuen Statistiken durchgeführt werden 
können, Grenzen gesetzt. 

Mit vorzüglicher Hochachtun'g 
Ihr 

P. Schmidt 

Anregungen zum Ausbau der Einkommensstatistik'] 

1. Nach dem Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (5 2 Satz 3) sollen in den Gut- 
achten des Rates auch ,die Fragen der Bildung und Verteilung von Einkommen 
und Vermögen" untersucht werden. Ausreichende Informationen der amtlichen 
Statistik über die Schichtung der Einkommen (Vermögen) der Personen und der 
Haushalte und über deren Veränderungen über die Zeit liegen jedoch n8icht vor. 
Der Sachverständigenrat hatte in seinem Jahresgutachten 1964165 die Hoffnung 
ausgesprochen, da8 ihm schon im Verlaufe dieses Jahres Material zugänglich 
gemacht würde, das es ihm erlaubte, sich bereits in diesem Jahresgutachten ein- 
gehender mit den Fragen der Einkommensverteilung zu befassen. Doch wurde 
die statistische lnformationsbasis in der Zwischenzeit nicht wesen,tlich verbreitert. 

2. Die Informationen, die dem Sachverständigenrat inzwischen zugänglich 
gemacht wurden, weisen - bei aller Bedeutung, die sie im Grundsätzlichen be- 
sitzen - vor allem einen bedauerlichen Mangel an Aktualität auf. Das gilt be- 
sonders für die Statistiken der Besteuerung des Einkommens natürlicher und 
iuristischer Personen (Lohn-, Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik). So- 
weit die Ergebnisse dieser Statistiken für das Jahr 1961 - das letzte, für das sie 
durchgeführt wurden - vorliegen, können sie nur mit Vorbehalt Auskunft über 
die Struktur der persönlichen Einkommen und darüber geben, wie sich ihre Ver- 
teilung in der iüngsten Vergangen,heit verändert hat. 

1) Vgl. Ziffer 9 des Vorworts. 
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3. Diesem Mangel an Aktualität können nur eine Umgestaltung und eine Neu- 
gestaltung der in Frage kommenden Statistiken abhelfen. Da die amtliche Sta- 
tistik Schritte in dieser Richtung ohne besonderen gesetzlichen Auftrag nicht 
unternehmen kann, hat der Sachverständigenrat in Zusammenarbeit mit dem 
Statistischen Bun,desamt geprüft, welche gesetzlichen, methodischen und techni- 
schen Voraussetzungen für eine solche Reorganisation erforderlich sind. 

4. Wenn im folgenden Fragen der Einkommensteuerstatistik in den Vorder- 
grund gestellt werden, so bedeutet dies nicht, da0 der Sachverständigenrat eine 
Aktualisierung allein dieser Statistik für dringend hält. Er stellt sie deshalb her- 
aus, weil er den Eindruck gewonnen hat, dat3 ihrer Lösung mehr gesetzliche, 
methodische, technische - aber auch psychologische - Widerstände im Weg 
stehen als beispielsweise den Fragen der Lohnsteuerstatistik. Die Fragen der 
Körperschaftsteuerstatistik können weitgehend analog behandelt werden. 

5. Fielen die Ergebnisse der genannten Statistiken rascher an, so wäre dies 
nicht nur für die Analyse der Eink~mmensen~twicklung und der Einkommens- 
schichtung bedeutungsvoll. Auch die Finanzverwaltungen erhielten gleichzeitig 
für ihre eigenen Zwecke aktuelleres Zahlenmaterial über die Einkünfte, über die 
Einkommen und über die Steuerschuld der Steuerpflichtigen. Dies setzte vor 
allem auch die Regierungen in Bund und Ländern in den Stand, ihre Steuer- 
vorausschätzungen stärker zu fundieren. Darüber hinaus könnten die Ergeb- 
nisse dieser Statistiken als Grundlage von Kontrollrechnungen im Rahmen der 
Sozialproduktschätzungen dienen. 

6. Da8 Einzelergebnisse der einkommensteuerstatistischen Erhebungen des 
Jahres 1961 erst im Jahre 1965 -das Gesamtergebnis erst im Jahre 1966-ver- 
öffentlicht werden können, liegt daran, dat3 diese Statistik auf Grund der Durch- 
schriften der Einkommensteuer b es C h e i d e durchgeführt wird. Jeder Versuch, 
diese Statistik zu beschleun,igen, mut3 also entweder an der Spanne zwischen 
der Erteilung der Bescheide und der Veröffentlichung der Ergebnisse der statisti- 
schen Auswertung oder an der Spanne zwischen der Abgabe der Einkommen- 
steuererklärungen und der Erteilung der Einkommensteuerbescheide anknüpfen. 

Zur Aussprache stehen folgende Möglichkeiten: 

die Finanzverwaltungen, unterstützt durch schärfere Vorschriften über die 
Termine, bis zu denen die Einkommensteuererklärungen abzugeben sind, 
führen die Veranlagung wesentlich schneller als bisher durch und stellen die 
Zählpapiere unverzüglich den mit ihrer Auswertung beauftragten statisti- 
schen Amtern zur Verfügung (Ziffer 7); 
der Ubergang zu einem System der Einkornrnensteuerselbstveranlagung, der 
den Zeitpunkt der Auswertung für steuerliche Zwecke und den Zeitpunkt der 
Auswertung für statistische Zwecke fast zusammenfallen 1ät3t (Ziffer 8); 
der Obergang zu einem System der Ein~kommensteuerselbstberechnung, der 
die Zeitspanne ebenfalls erheblich abkürzt (Ziffer 9); 
statt der festgestellten werden die e r  k I ä r t  e n Einkommen Gegenstand der 
Erhebung (Ziffer 10fF). 

7. Selbst wenn die im Bereich der Finanzverwaltung noch bestehenden Ratio- 
nalisierungsmöglichkeiten voll ausgenützt würden, wäre es kaum möglich, bei 
Beibehaltung des ietzigen Veranlagungsverfahrens die Zeit zwischen Einkom- 
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mensteuererklärung und Einkommensteuerbescheid so erheblich abzukürzen, 
da8 die Ergebnisse der Einkommensteuerstatistik wesentlich beschleunigt anfie- 
len. Beschleunigen könnte man diese Statistik allerdings dann, wenn die Finanz- 
ämter die Zählpapiere unverzüglich an die Statistischen Landesämter abgäben. 

8. Wollte man zu einem System der Einkommensteuerselbstveranlagung über- 
gehen, so mü8te zuvor das Steuerrecht grundsätzlich geändert werden; dieser 
Anderung stünden aber so erhebliche psychologische Widerstände der Steuer- 
pflichtigen entgegen, da8 man auf absehbare Zeit nicht damit rechnen kann, auf 
diese Weise die Einkommensteuerstatistik zu beschleunigen. Der Sachverständi- 
genrat möchte aber festhalten, da8 einem System zeitnaher Selbstveranlagung 
erhebliche konjunkturpolitische Bedeutung zukommt (JG 64 Ziffer 212). 

9. Eher liei3e sich vielleicht ein System der Einkommensteuerselbstberechnung 
verwirklichen. Die niedersächsischen Erfahrungen mit einem solchen System 
rechtfertigen möglicherweise einen gewissen Optimismus in dieser Hinsicht. 
Die selbst berechneten erklärten Einkommen und die auf sie entfallende selbst- 
berechnete Steuerschuld weichen iedenfalls so wenig von den festgestellten Ein- 
kommen und von der endgültigen Steuerschuld ab, da8 es durchaus vorteilhaft 
erschiene, dieses System weiter zu entwickeln. Damit es für einkommensstatisti- 
sche Zwecke nutzbar gemacht werden kann, mü8ten allerdings alle Einkom- 
mensteuerpflichtigen einbezogen, werden. Ein System der Einkommensteuer- 
selbstberechnung beschleunigte also erst auf längere Sicht auch die Einkommen- 
steuerstatistik. 

10. Wäre es dagegen aber möglich, statt der festgestellten die e r  k l ä r t  e n 
Einkommen insbesondere also auch für Zwecke der Steuer statistisch zu erfassen, 
so könnte die Einkommensteuerstatistik ganz erheblich beschleunigt werden. Um 
einen Eindruck von dem Umfang, in dem die erklärten von den festgestellten 
Einkommen abweichen, zu gewinnen, empfähle sich allerdings eine repräsen- 
tative Auswertung auch der festgestellten Einkommen (nach den Bescheiden) für 
mehrere Jahre. Eine Statistik der e rk  I ä r t  e n Einkommen machte ohnehin die 
bisherige Veranlagungsstatistik nicht völlig entbehrlich. 

11. Je nach der Tiefe, in der die einkommensstatistischen Informationen ge- 
wünscht werden, könnte sich die Auswertung auf einen mehr oder weniger 
hohen Auswahlsatz beschränken (Repräsentativerhebung). Damit wäre eine 
bedeutende Zeit- und Kostenersparnis verbunden. Eine Repräsentativerhebung 
wäre auf alle Fälle notwendig, wenn die Einkommensteuerstatistik - auf der 
Grundlage des erklärten Einkommens - jährlich veranstaltet werden soll. Auf 
die Erfahrungen, die mit der Einkornmensteuerstatistik 1957 gemacht wurden - 
sie wurde teilweise repräsentativ aufbereitet -, könnte zurückgegriffen wer- 
den. 

12. Auch sollten die Erfahrungen, die man in den Vereinigten Staaten gemacht 
hat, nicht ungenutzt bleiben; dort werden sowohl die Individual lncome Tax 
Returns alljährlich repräsentativ-statistisch ausgewertet. Da8 mit der repräsen- 
Returns alljährlich repräsentativ-statistisch ausgewertet. Da0 mit der repräsen- 
tativen Aufbereitung eine beträchtliche Zeitersparnis verbunden ist, zeigt sich 
dort sehr deutlich. So waren - zumindest vorläufige - Ergebnisse der Individual 
lncome Tax Returns des Jahres 1963 schon im Sommer 1965 verfügbar. 
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13. Allerdings liegen in den Vereinigten Staaten insofern günstigere Voraus- 
setzungen für die Einkommensteuerstatistiken vor, als dort deren Durchführung 
in der Verantwortung der Statistischen, Abteilung des Interna1 Revenue Service, 
U.S. Treasury Department, liegt - wohl aber auch, weil dort das System zeit- 
naher Selbstveranlagung gilt. Da in der Bundesrepublik die Statistischen Landes- 
ämter und das Statistische Bundesamt die Statistiken des Einkommens natürlicher 
und iuristischer Personen durchführen, muß sichergestellt sein, da6 das Steuer- 
geheimnis (§§ 22 und 412 der Reichsabgabenordnung) gewahrt bleibt. Dies ge- 
währleistet aber schon die Generalklausel des 5 4 des Gesetzes über die Statisti- 
ken der Steuern vom Einkommen vom 21. Januar 1956 (BGBI. I S. 34): ,Die mit 
der Durchführung der Statistiken der Steuern vom Einkommen befaßten Perso- 
nen in statistischen Behörden gelten als Amtsträger'im Sinne der $5 22 und 412 
der Reichsabgabenordnung . . . Sie sind einzeln auf die Wahrung des Steuer- 
geheimnisses zu verpflichten." 

14. Während die Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik auf Grund von 
Statistischen Blättern, die für diesen Zweck anonymisiert werden, durchgeführt 
wird, und auf diese Weise das Steuergeheimnis doppelt gesichert ist, sind die 
Lohnsteuerkarten und die Lohnsteuerüberweisungsblätter Zählpapiere für die 
Lohnsteuerstatistik. Da aber der Gesetzgeber für die Lohnsteuerstatistik die 
einfache Sicherung durch den 8 4 des Gesetzes über die Statistiken der Steuern 
vom Einkommen als ausreichend angesehen hat, sollte kein zwingender Grund 
bestehen, für die Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik auf ieden Fall die 
Anonymisierung der Zählpapiere zu verlangen. 

15. Wenn die Ein,kommensteuererklärungen ausgewertet werden, so mü6te 
darüber hinaus gewährleistet sein, da6 das Erhebungsverfahren den laufenden 
Geschäftsgang der Finanzverwaltungen möglichst nicht stört. Dies könnte er- 
reicht werden, indem der Steuerpflichtige selbst die Unterlagen für die Ein- 
kommensteuerstatistik zusammen mit der Einkommensteuererklärung - viel- 
leicht auf besonderen statistischen Blättern, wie sie jetzt schon für andere Zwecke 
den Steuererklärungen beiliegen - liefert, sei es, da6 er diese im Durch- 
schreibeverfahren, sei es, da6 er sie neben der Erklärung ausfüllt. D'ie Finanz- 
ämter hätten dann lediglich die statistischen Blätter an die Statistischen Landes- 
ämter weiterzuleiten,. Diese Lösung hätte den Vorteil, da6 die oben erwähnte 
doppelte Sicherung des Steuergeheimnisses auf einfache Weise gewährleistet ist. 
Diesem Vorteil steht allerdings gegenüber, da6 das vorgeschlagene Verfahren 
bei den Steuererklärungspflichtigen, obwohl es eine durchaus zumutbare Mehr- 
belastung bedeutet, möglicherweise psychologische Widerstände auslöst. 

16. Solche Widerstände könnten vermieden werden, wenn die Erhebung an 
die Originale der Steuererklärungen anknüpft. Doch treten dabei unter Um- 
ständen technische Schwierigkeiten auf. Sofern die vorbereitenden statistischen 
Arbeiten in den Statistischen Landesämtern durchgeführt werden sollen, schei- 
det eine Totalerhebung aus technischen wie aus wirtschaftlichen Gründen aus. 
Da es selbstverständlich ausgeschlossen ist, da6 die Originale der Einkommen- 
steuererklärungen - und sei es auch nur für kurze Zeit - aus dem Bereich der 
Finanzverwaltungen verbracht werden, und da sich wirtschaftlich nicht recht- 
fertigen IieOe, Mikrofilme, Fotokopien oder ähnliche Vervielfältigungen von 
allen Steuererklärungen anzufertigen, könnte - auf dieser Grundlage - allen- 
falls eine (teilweise) repräsentative Auswertung erwogen werden. Die - ein- 



Fragen der Bildung und Verteilung von Einkommen und Vermögen 

geschränkte - Zufallsauswahl mü8te in den Finanzämtern vorgenommen wer- 
den; von den in die ausgewählte Masse gelangten Originalen wären Mikrofilme, 
Fotokopien usw. anzufertigen und an die Statistischen Landesämter abzugeben. 

17. Die technischen Schwierigkeiten wie die Kosten lie8en sich beträchtlich ver- 
mindern, wenn die Formulare der Einkommensteuererklärungen so umgestaltet 
würden, da8 ihre Substanz selbstverständlich unberührt bliebe, dabei aber die 
einkommensstatistisch bedeutsamen lnformationen so konzentriert würden, da8 
- unter Wahru'ng des verschärften Steuergeheimnisses - ihre statistische 
Auswertung technisch durchführbar und wirtschaftlich annehmbar wäre. Dem 
Steuerpflichtigen bürdete dieses Vetfahren keine, der Finanzverwaltung nur 
geringe zusätzliche Lasten auf. Vor allem aber führte es rasch zu Ergebnissen. 
Gewisse Kontrollarbeiten fielen allerdings bei der Finanzverwaltung an, wie 
die Prüfung, ob für alle in der Steuerliste verzeichneten Steuerpflichtigen Erklä- 
rungen vorliegen und ob von den in die Zufallsauswahl gelangten Erklärungen 
Mikrofilme, Fotokopien usw. an die Statistischen Landesämter gesandt wurden. 

18. Wollte man von Fall zu Fall zusätzliche, sicherlich auch für die Finanzver- 
waltung erhebliche lnformationen gewinnen, die für eine Einkommensanalyse 
als bedeutungsvoll erscheinen, zum Beispiel solche über die Ausbildung und 
über die Staatsangehörigkeit der Steuerpflichtigen, über ihr Einkommen im 
Voriahr oder über ihr Vermögen, so könnten die Formulare wohl ohne groi3e 
Schwierigkeiten entsprechend ausgestattet werden. 

19. Eine solche Statistik der Einkommensteuererklärungen könnte schon zwölf 
bis fünfzehn Monate nach dem AbschluB des Kalenderjahres, in dem. die Ein- 
kommen erzielt wurden, unter anderem folgende für die Einkommensanalyse 
bedeutsame lnformationen liefern : 

Wie haben sich die Einkommen in den einzelnen Einkommensschichten 
entwickelt? 
Wie haben sich die einzelnen Einkunftsarten entwickelt? 
Wie haben sich die Einkommen in den einzelnen sozioökonomischen 
Schichten entwickelt? 

20. Wertete man im. gleichen Sinne die Körperschaftsteuere r k I ä,ru n g e n, 
statt der Bescheide aus, so könnte auch die Körperschaftsteuerstatistik wesent- 
lich beschleunigt werden. Wegen der verhältnismäflig geringen Zahl der Fälle 
könnte diese Statistik allerdings nach wie vor total durchgeführt werden. 

21. Führt man sodann die Ergebnisse der Lohnsteuerstatistik mit denen der 
Einkommensteuerstatistik zusammen, so könnte auf diese Weise eine Schich- 
tung der gesamten Bruttoeinkommen natürlicher Personen gewonnen werden. 
Dabei treten zwar einige methodische Schwierigkeiten auf, von denen hier 
nur zwei genannt werden sollen: die Frage der statistischen Einheit - getrennt 
veranlagte Einzelpersonen stehen in der Statistik der veranlagten Einkommen 
gleichberechtigt neben gemeinsam veranlagten Personengruppen (Ehepaaren)- 
und die Lückenhaftigkeit der Schichtung, die sich aus den Steuetfreigrenzen 
ergibt. Unlösbar scheinen aber diese Probleme nicht zu sein. 

2 2  Die Einkommensteuererklärungen könnten auch für die Aufstellung der 
Stichprobenplänefürdie Einkommens- undverbrauchsstichprobe nutzbar gemacht 
werden, um die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe - selbstverständlich 
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unter voller Wahrung des Steuergeheimnisses - zu verbessern. Während diese 
Stichprobe-Statistiken verhältnismä8ig zuverlässige Angaben über die Netto- 
einkommen der Haushalte der Unselbständigen liefern, sind die Haushalte der 
Selbständigen - und unter diesen wiederum die an der Spitze der Einkommens- 
pyramide - sehr viel schlechter repräsentiert. 

23. Eine derart umgestaltete und neugestaltete Statistik der Steuern vom Ein- 
kommen natürlicher und iuristischer Personen könnte zweifellos die Steuervor- 
ausschätzungen erleichtern und verbessern. Läge nämlich eine Stichprobe von 
Einzeldaten über die erklärten Einkünfte (Einkommen) und über die sich daraus 
errechnende Steuerzahllast vor, so könnte man - mit Hilfe elektronisch ge- 
steuerter Rechenanlagen - die Wirkung unterschiedlicher Annahmen über die 
Entwicklung der Einkommen - gegebenenfalls aufgeteilt nach dem sozioöko- 
nomischen Status und nach Einkunftsarten - auf das Gesamtsteueraufkommen 
sehr viel genauer beurteilen, als man dies mit Hilfe der überkommenen Metho- 
den kann. Dies wäre allerdings erst dann möglich, wenn man als Ergebnis ent- 
sprechender Studien wei8, da8 mehr oder weniger systematische Beziehungen 
zwischen den erklärten Einkünften (Einkommen) und den veranlagten Einkünften 
(Einkommen) bestehen, so da8 die erklärten Gröoen entsprechend verbessert 
werden können. 

24. Der Vorteil, den die Verwendung von lndividualdaten mit sich bringt, liegt 
vor allem auch darin, da8 man mit ihrer Hilfe schätzen kann, wie gewisse steuer- 
politische Ma8nahmen auf die Verteilung der Steuerzahllast wirken. Wil l  man 
zum Beispiel beurteilen, wie eine gleichzeitige Senkung des Gesamttarifs und 
eine Kürzung bestimmter Sondervergünstigungen auf das Steueraufkommen 
wirken, so liefert die herkömmliche Methode nur sehr ungenaue Angaben, da 
sie sich auf mehr oder weniger lange Zeit zurückliegende Steuerstatistiken 
stützt, die nach mehr oder weniger groben Einkornmensklassen und Klassen von 
Einkommensempfängern geschichtet sind1). 

1) Vgl. zu diesen Fragen Pedimann, J. A., A New Tax Model for Revenue Esfimafing. In: Gwernmenf 
Finonce ond Economic Developmenf. Herausgegeben von A T. Peacock U. G. Hauser, Paris (OECD) 1965, 
S. 231 R. 
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Mittlere gewogene Abweichungen 

1. Mittlere gewogene Abweichungen von Veränderungsraten (zu Ziffern 217-220) 

Um den Prozeß des Strukturwandels durch unterschiedliche Veränderungsraten für Pro- 
duktionsvolumen und Beschäftigtenzahlen der einzelnen Wirtschaftszweige zu kenn- 
zeichnen, wurden für die (absoluten) Abweichungen dieser Veränderungsraten von den 
zugehörigen Durchschnitten die (gewogenen) arithmetischen Mittel bestimmt. 

a) Es bezeichnet zum Beispiel X die relative Veränderung der Nettoproduktion der 
Xt gesamten lndustrie (X) gegenüber einer Basisperiode; X ist also gleich - (t = 1,2, ...). 
X n  

xi und Xi  sind die entsprechenden Werte für einzelne Industriezweige (i-= 1,. . ., n), gi, 
deren Anteile an der gesamten Nettoproduktion der lndustrie in der Basisperiode 

(2). d ist die mittlere gewogene Abweichung der Veränderungsraten X i  -diese 

sind natürlich gleich 3 -, und zwar 
Xit 

b) Dieses Mat3 hat folgende anschauliche Bedeutung: Steigen alle Teilindices mit der- 
selben Rate an, so wird jede der Differenzen xi - ii gleich null und damit auch die 
Größe d. Dagegen wird d um so größer, je mehr die Veränderungsraten der Teil- 
indices von der des Gesamtindex abweichen. Dabei wird einer Differenz - ob 
positiv oder negativ -ein um so größeres Gewicht gegeben, je gröi3er der Anteil 
des betreffenden Industriezweiges an der gesamten lndustrieproduktion im jeweili- 
gen Basisjahr ist. 

2. Veränderung von Anteilen (zu Ziffern 219-220) 

Das Ausmaß des Strukturwandels Iäßt sich -wenn Struktur definiert ist als das System 
von Anteilen einzelner Bereiche an einer Gesamtgröße - durch die Summe (d*) der 
entstandenen (absoluten) Veränderungen von Anteilen, hier der Anteile der Industrie- 
zweige an der Produktion oder der Beschäftigtenzahl der gesamten Industrie, be- 
schreiben. 

Mit den Symbolen der Ziffer 1 : 

d* ist als abhängig anzusehen von der Unterschiedlichkeit (d) des Prozesses, das heißt 
von der Unterschiedlichkeit der Veränderungsraten in den einzelnen Industriezweigen, 
und vom ,,Prozeßniveau" (X), das heißt vom Produktionswachstum oder von der Be- 
schäftigtenzunahme in der gesamten Industrie. Dan d* über X mit d verbunden ist, zeigt 
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Anschaulicher: Die Summe der absoluten Anteilsveränderungen entspricht genau der 
mittleren prozentualen Veränderung der Anteile der einzelnen lndustriezweige (mit 
dieser Bezeichnung in Tabelle 58, Spalten 5 und 6). 

3. Mittlere Veränderung von Relationen 
In der Fassung (2a) ist d* allgemein einMai3 für die mittlereVeränderung von Relationen, 
zum Beispiel Preisrelationen, Lohnrelationen 0.ä.; nur die Gewichte sind unabhängig 
zu bestimmen. Stehen xo, xt, Xio, Xit für die Erzeugerpreisindices der Industrie bzw. 
der einzelnen Industriezweige in den Jahren o und t, fio für die entsprechenden Um- 
satzanteile im Basisjahr, so kennzeichnet 

die (gewogene) iXnde;ung der Preisstruktur im Zeitraum o bis t. (So in Tabelle 63, 
letzte Zeile.) 

Standardabweichung und Variationskoeffizient 

4. Als Mai3e zur Kennzeichnung der industriellen Lohn- und Gehaltsstruktur werden die 
Standardabweichung und der Variationskoeffizient herangezogen, der Variations- 
koeffizient außerdem in Tabelle 60 zur Kennzeichnung der interindustriellen Produktivi- 

. tätsunterschiede sowie an zahlreichen Stellen desAbschnitts,,Regionalstruktur und Wirt- 
schafiswachstum", dort insbesondere zur Kennzeichnung der interregionalen Einkorn- 
mensunterschiede. 

a) Es bezeichnen zum Beispiel xl,xp,. .., X, die Bruttostundenverdienste in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen. Der - ungewogene - Mittelwert der x i  sei mit i bezeichnet 

1 
(E = T z xj). Dann ist die Standardabweichung o definiert als 

Dieses Maß hat folgende anschauliche Bedeutung: Wenn die .xi eng um den Mittel- 
wert X streuen - im Grenzfall alle mit diesem zusammenfallen -, so wird die 
Quadratsumme unter der Wurzel relativ klein - im Grenzfall null - und damit 
der ganze Ausdruck (4) klein - im Grenzfall null - und umgekehrt. 

b) Bezieht man o auf den Mittelwert F, so erhält man einen Ausdruck dafür, wie groi3 
die Streuung der Einzelwerte im Verhältnis zum Mittelwert der Beobachtungsreihe 
ist, den sogenannten Variationskoeffizienten: 

'\ Korrelationskoeffizienten 

5. Einfacher linearer Korrelationskoeffizient 
Als Maß für die Strammheit des Zusammenhangs zwischen zwei Größen (zum Beispiel 
X und y) wird der Korrelationskoeffizient 
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verwendet. Besteht keinerlei Beziehung zwischen X und y, so wird er null; bei r = + 1 
(r = -1) liegt eine ,,vollständige" positive (negative) Korrelation vor; jedem Wert von 
X entspricht dann ein proportional gleich großer Wert von y. Je näher der berechnete 
Korrelationskoeffizient an diese Maximalwerte heranreicht, um so ausgeprägter ist der 
Zusammenhang zwischen den Größen X und y. Kleine Werte von r sind bei kleiner An- 
zahl von Beobachtungen meist nicht signifikant von null verschieden, das heißt, es kann in 
einem solchen Fall nicht angenommen werden, daß überhaupt ein (linearer) Zusammen- 
hang zwischen den Größen besteht. 

Das Maß r wird in Tabelle 64, in Ziffer 248 sowie an zahlreichen Stellen des Abschnitts 
,,Regionalstruktur und Wirtschaftswachstum" benutzt. 

6. Multipler linearer Korrelationskoeffizient 
Wenn eine Größe y (linear) von mehreren anderen Größen, sogenannten unabhängigen 
Variablen XI, x p , .  . ., X ,  abhängt und dieser Zusammenhang im übrigen allenfalls von 
nichtsystematischen Störungen überlagert wird, 

so gibt der sogenannte multiple Korrelationskoeffizient einen zusammenfassenden Aus- 
druck für die Strammheit der Beziehung zwischen y einerseits und xl, xp,  . . ., X, anderer- 
seits. Dieser Koeffizient kann alle Werte zwischen 0 und 1 annehmen. Er wird null im 
Falle,.daß überhaupt kein (linearer) Zusammenhang zwischen y und den anderen Größen 
besteht; er wird eins im Falle, daß die ,,unabhängigenn Variablen die Größe y vollstän- 
dig ,,erklärenn, also keine weiteren, nicht einmal zufällige Bestimmungsgründe mit- 
wirken. 

Ein multipler Korrelationskoeffizient wird in Ziffer 254 zur ,,Erklärungu der interregio- 
nalen Wanderungen herangezogen. 

7. Rangkorrelationskoeffizient (zu Ziffern 86,233) 
Wenn geprüft werden sollte, ob sich eine Hierarchie zwischen zwei Beobachtungszeit- 
räumen verändert hat oder ob zwischen zwei Hierarchien ein Zusammenhang besteht, 
zum Beispiel bei Vergleichen von Produktivitätsrangfolgen (Industriezweigen), wurden 
Rangkorrelationskoe,ffizienten ermittelt. 

Ersetzt man in der Formel für den gewöhnlichen Korrelationskoeffizienten die Werte 
Yi und xi durch ihre jeweiligen Rangzahlen so kann man (6) in den sogenannten Spear- 
man'schen Rangkorrelationskoeffizienten 

6 ed: 
(7) 

i= l  
p = l -  

n (n2 -1) 

umwandeln, wobei di die Differenz zwischen den Rangzahlen von yi und der Rangzahl 
von Xi ist. 

Struktureffekte 
8. Produktivitätseffekt einer Veränderung in der Verteilung des Faktoreinsatzes auf die 
Wirtschaftszweige (zu Ziffern 223,234-235) 

Es bezeichnen 
I den lnput (zum Beispiel den Arbeitsinput) der Gesamtwirtschaft oder der Gesamt- 

industrie, 
l i  den lnput des i-ten Wirtschaftsbereichs oder Industriezweiges, 
P die Produktivität (zum Beispiel die Arbeitsproduktivität) in der Gesamtwirtschaft 

oder in der Gesamtindustrie, 
Pi die Produktivität im i-ten Wirtschaftsbereich oder Industriezweig, 
die Suffixe o und t das Basis- bzw. das Endjahr, 
n die Anzahl der Wirtschaftsbereiche bzw. Industriezweige. 
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Dann ist der Produktivitätseffekt einer Veränderung der lnputstruktur definiert durch 

mit 5 $ Pit = Pt, 
I=1 

das heißt durch die Differenz zwischen der tatsächlichen Produktivität im Jahre t und 
einer fiktiven Produktivität im Jahre t, die sich ergeben hätte, wenn die Verteilung des 
Faktoreinsatzes auf die Wirtschaftszweige so geblieben wäre, wie sie im Jahre o war. 

Den Anteil dieses Struktureffekts am gesamten Produktivitätszuwachs erhält man durch 

(So in Tabelle 61, Spalten 5-8.) 

9. Produktivitätseffekt einer Veränderung der Produktionsstruktur (zu Ziffer 234 b) 
Es bezeichnen 

0 den Output (zum Beispiel die Wertschöpfung) in der Gesamtindustrie, 
0, den Output des i-ten Industriezweiges. 

Dann ist der Produktivitätseffekt einer Veränderung der Outputstruktur definiert durch 
4 4 

anschaulicher 

I - S2= . , ,  I I 

Oit 1 Oio 1 C s %  l&x 1-1 

010 

das heißt durch die Differenz zwischen der tatsächlichen Produktivität im Jahre t und 
einer fiktiven Produktivität im Jahre t, die sich ergeben hätte, wenn die Anteile der In- 
dustriezweige an der gesamten industriellen Nettoproduktion unverändert geblieben 
wären. 

Den Anteil dieses Struktureffekts am gesamten Produktivitätszuwachs erhält man durch 

(So in Tabelle 61, Spalte 9.) 
Bei der Berechnung von SI als auch von Sr wird angenommen, daß die Produktivitäts- 
entwicklung in den einzelnen Wirtschaftszweigen nicht von der ieweiligen Produktions- 
ausweitung beeinflußt war. 

10. Regionalfaktor, Strukturfaktor und Standortfaktor (zu Ziffern 256257 )  
Es bezeichnen 

B.. die Industriebeschäftigten in der BRD, 
Bi. die Industriebeschäftigten in der BRD im i-ten Industriezweig, 
B.] die Industriebeschäftigten in der j-ten Region, 
Bij die Industriebeschäftigten in der j-ten Region, im i-ten Industriezweig, 
die Suffixe o und t das Basis- bzw. Endjahr, 
m die Anzahl der Industriezweige, 
n die Anzahl der Regionen. 
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Dann i s t  - rein tautologisch -: 

das heißt die relative Veränderung der in der j-ten RegiodBeschäftigten bezogen auf die 
relative Veranderung der in der Bundesrepublik Beschäftigten - der ,,Regionalfaktor" - 
ist das Produkt zweier Quotienten, eines ,,Strukturfaktors" und eines ,,Standorifaktors". 
Der ,,Strukturfaktor" ist die hypothetische relative Veranderung der in der j-ten Region 
Beschäftigten bei regional gleichmäßigem Wachstum der einzelnen Industriezweige, wie- 
der bezogen auf die relative Veranderung der in der Bundesrepublik Beschäftigten. Sind 
die wachstumsintensiven lndustriezweige in der betreffenden Region überdurchschnittlich 
vertreten, so ist der ,,Strukturfaktor" größer als eins - und umgekehrt. Der ,,Standort- 
faktor" ist Ausdruck der regionalen Expansionsunterschiede, die nicht auf Unterschiede 
in der überkommenen Wirtschaftsstruktur - hier der Beschäftigtenstruktur - zurück- 
geführt werden können. Er wird eins für Regionen, in denen spezifische Standortvorteile 
und Standortnachteile einander die Waage gehalten haben; er wird größer als eins, 
wenn die (strukturbereinigten) Standortvorteile die Standortnachteile überwogen ha- 
ben - und umgekehrt. 

Produktivitätrmaße 
(zu Ziffern 223-236) 

11. Arbeitsproduktivität in den zusammengefaßten Wirtschaftsbereichen 
Bei den Produktivitätsuntersuchungen für die Gesamtwirtschaft wurde die Arbeitsproduk- 
tivität - mangels geeigneter Unterlagen über die von den Erwerbstätigen durchschnitt- 
lich geleistete Arbeitszeit - berechnet als Bruttoinlandsprodukt (Beitrag zum Brutto- 
inlandsprodukt) in Preisen von 1954 je in der Gesamtwirtschaft (in den einzelnen Berei- 
chen) Erwerbstätigen. 

12. Arbeitsproduktivität in der Industrie (zu Ziffern 232-236) 
Die für lndustriezweige und -gruppenl) ermittelten Arbeitsproduktivitäten stellen den 
Nettoproduktionswert je geleistete Beschäftigtenstunde dar. 

a) Es bezeichnen 
PA die Arbeitsproduktivität, 
Y den Nettoproduktionswert in Preisen von 1958, 
h~ die geleisteten Arbeiterstunden, 
h~ die geleisteten Angestelltenstunden. 

b) Dann ist PA definiert durch 

(11) Y ; 
PA ' h l  + h~ 

dabei wird aus Gründen der Ubersichtlichkeit von der Verwendung von Symbolen, 
die die Periode und den Industriezweig angeben, abgesehen. 

C) Die Nettoproduktionswerte der einzelnen Branchen wurden durch Fortschreibung 
der Basiswerte von 1958 mit den Indicesder industriellen Nettoproduktion gewonnen. 
Die Nettoproduktionswerte des Basisiahres beziehen sich zwar auf sogenannte 
,,hauptbeteiligteU Industriezweige, die Fortschreibung erfolgte jedoch in den meisten 
Zweigen mit Hilfe von Mengenindices des Güterausstoßes, denen keine institutio- 
nelle Gruppierung zugrunde liegt. 

1) Ohne Energie und Bau - bis 1958 Bundesgebiet ohne Sadrland und Berlin, danach einschl. Saarland. 
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d) Um eine möglichst gute Obereinstimmung in der Abgrenzung von Zähler und Nen- 
ner von (11) herzustellen, wurden die Beschäftigten bzw. die Beschäftigtenstunden, 
die für 1958 ebenfalls nach hauptbeteiligten lndustriezweigen vorliegen, mit den 
Beschäftigten bzw. Beschäftigtenstunden nach sogenannten ,,beteiligtenn Industrie- 
zweigen (praktisch Zusammenfassungen von Warengruppen) fortgeschrieben. Die 
geleisteten Arbeiterstunden konnten unmittelbar den Ergebnissen der Industriestati- 
stik entnommen werden. Die ,AngestelltenM stunden mußten geschätzt werden'). 

13. Bereinigte Produktivität 12) 
Bei der Bereinigten Produktivität I werden - neben den branchenmäßigen Unterschie- 
den in der Arbeitszeit - auch Unterschiede im Kapitaleinsatz und in der Verbrauch- 
steuerbelastung berücksichtigt. 

a) Es bezeichnen zusätzlich 
PI die Bereinigte Produktivität I, 
a die Verbrauchsteuerquote des Jahres 1958, 
D die Abschreibungen in Preisen von 1958, 
h~, die geleisteten Stunden der männlichen Arbeiter, 
h l W  die geleisteten Stunden der weiblichen Arbeiter, 
i L m  den durchschnittlich im Jahre 1958 in der Industrie gezahlten Lohnsatz ie 

von einem männlichen Arbeiter geleistete Stunde, 
i T l w  dito, je von einem weiblichen Arbeiter geleistete Stunde, 
WG dito, ie von einem ,,Angestellten" geleistete Stunde, 
K das Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1958, 
r den Sollverzinsungssatz (,,target rate of interest"). 

b) Dann ist die Bereinigte Produktivität I definiert als 

Der Zähler von (12) ist ein rohes Maß für die Wertschöpfung des einzelnen Indu- 
striezweiges, der Nenner eine erste Annäherung an den vollen - zu Alternativ- 
kosten bewerteten - realen Einsatz von Arbeit und Kapital im Produktionsprozeß 
des einzelnen Industriezweiges. 

C) Die einzelnen Größen, die in die Rechnung eingehen, wurden wie folgt gewonnen: 
- a Es wurde die auf den Umsatz bezogene Verbrauchsteuerquote, die sich 

aus den Ergebnissen der lndustrieberichterstattung für das Jahr 1958 er- 
gibt, für jedes Jahr angelegt3). 

- D Es wurde die Summe der Abschreibungen, die sich aus den hochgerech- 
neten Eraebnissen der Kostenstrukturerhebuna 1958 für ieden Wirtschafts- 
zweig eFgibt, auf das ~ruttoanla~evermö~e;; des ~ah;es 1958 bezogen 
und die so ermittelte Quote für jedes Jahr an das Bruttoanlagevermögen 
(in Preisen von 1958) angelegt. Dies ergab die jeweilige Abschreibungs- 
summe in konstanten Preisen 4). 

1) Unter Zuhilfenahme von dreigliedrigen gleitenden Durdischnitten der durdiadinittlidien Jahresarbeits- 
zeit der Arbeiter: die Punkte auf der geglätteten Kurve wurden als Johrcrrdrbeihzeit je ,Angestellten' 
genommen und ergaben nadi Multiplikation mit der Zahl der jahresdurdischnittlich besdioftigten Ange- 
stellten die Jahressumme der geleisteten .Angestellten'stunden. Die Zahl der Angestellten wurde als 
Differenz gewonnen (.Angestelltem = Beschäftigte .I. Arbeikr). Sie sddie0t a'lso die Zahl der tätigen 
Inhaber und mithelfenden Familienangehörigen ein. 

I) Ohne Energie und Bau - bis 1958 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin, danadi einrdil. Saarland. 
3) Verbrauchsteuern wurden bei folgenden lndustriezweigen bergduiditigt: Minerdlblvemrbeitung, Che- 

mirdie Industrie, Elektrotedinisdie Industrie, Nahrungs- und GenuQmittelindurtrien. 
4) Das Ergebnis kann nur als grobe Sdiätzung angesehen werden. Der Sacfnrerstbndigenmt mu0te sich 

damit behelfen, weil buch der amtlidien Statistik nur lückenhaiie Unterlagen Ober die Absdireibungen 
in  den einzelnen Industriezweigen zur Verfügung stehen. 
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- h ~ ,  Die geleisteten Stunden der männlichen Arbeiter wurden durch Ober- 
traguig des ieweiligen Verhältnisses von bezahlten Wochenstunden der 
männlichen Arbeiter zu denen der weiblichen Arbeiter (Verdienststatistikl 
auf die jeweilige Summe der geleisteten ~rbeiterstund=n ermittelt. 

- h l W  Die geleisteten Stunden der weiblichen Arbeiter ergaben sich als Differenz 
zwischen der Summe der geleisteten Arbeiterstunden und der Summe der 
geleisteten Stunden der männlichen Arbeiter. 

- KLm Der 1958 durchschnittlich in der lndustrie gezahlte Lohnsatz je von einem 
männlichen Arbeiter g e 1 e i s t e  t e  Stunde wurde durch Multiplikation des 
ents~rechenden Lohnsatzes ie b e z a h I t e Stunde mit dem Verhältnis von 
bezAhlten zu geleisteten ~ochenstunden - diese Angaben konnten je- 
weils der Verdienststatistik entnommen werden - gewonnen '). 

- K L ~  Es wurde analog verfahren 1). 

- KG Der 1958 durchschnittlich in der lndustrie je geleistete ,,Angestelltenn- 
stunde gezahlte Lohnsatz wurde durch Division der Gehaltsumme aus der 
lndustrieberichterstattung durch die Zahl der geleisteten ,,Angestellten"- 
stunden ermitteltz). 

- K Das Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1958 konnte den Veröffent- 
lichungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung entnommen 
werden (ergänzt durch zusätzliche Angaben dieses Instituts). 

- r Der Sollverzinsungssatz r, der die Kosten der alternativen Verwendung 
des Sachkapitals in anderen Wirtschaftszweigen anzeigen soll, wurde mit 
5 vH angesetzt, und zwar für den gesamten Zeitraum3). 

14. Bereinigte Produktivität 114) 

Dieses Maß berücksichtigt zusätzlich die branchenmäßigen Unterschiede in der Quali- 
fikation der Arbeitskräfte, soweit diese Unterschiede in der Besetzung der einzelnen 
Leistungsgruppen (Verdienststatistik) zum Ausdruck kommen. 

a) Es bezeichnen zusätzlich 

P l i  die Bereinigte Produktivität II, 

hkm die von männlichen Arbeitern der i-ten Leistungsgruppe geleisteten 
Stunden, 

hkw die von weiblichen Arbeitern der i-ten Leistungsgruppe geleisteten 
Stunden, 

hG die von ,,Angestelltenu der i-ten Leistungsgruppe geleisteten Stunden, 

"Lm den durchschnittlich im Jahre 1958 in der lndustrie gezahlten Lohnsatz je 
von einem männlichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe geleistetestunde, 

"Lw dito, je von einem weiblichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe geleistete 
Stunde, 

-I 
wG dito, je von einem ,,Angestelltenu der i-ten Leistungsgruppe geleistete 

Stunde. 

1) Diese Lohnsätze wurden so .korrigiertm, daR für 1958 die Summe der Ausdrücke - 
( h ~ m  WLm + h ~ m  z ~ m )  

mit der Bruttolohnsumme 1958 übereinstimmte. 
2) Die in den .Angestellten'stunden enthaltenen geleisteten Stunden der Inhaber USW. wurden vorher 

herausgerechnet. 
3) Die Eraebnisse einer Alternativrechnung mit einem Sollverzinsungssatz von 4 vH zeigt Tabelle 117, 

~ n h a n g .  - 
4) Ohne Energie und B& - bis 1958 Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin, danach einschl.Saorland. 
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b) Dann ist die Bereinigte Produktivität I1 definiert als 

Der Zähler von Pli stimmt also mit dem von PI überein, der Nenner unterscheidet 
sich von diesem durch die Aufspaltung des Arbeitseinsatzes nach drei bzw. vier 
Qualifikationsstufen. Die Lohnkosten der einzelnen Industriezweige wurden nach 
wie vor nicht auf Grund branchenspezifischer, sondern auf Grund industriedurch- 
schnittlicher Lohnsätze berechnet. 

C) Die neu definierten Gröi3en wurden wie folgt ermittelt: 

- h:, Die von männlichen Arbeitern der i-ten Leistungsgruppe geleisteten 
Stunden wurden durch Ubertragung des ieweiligen Quotienten ,,bezahlte 
Wochenstunden von männlichen ~ ibe i te rn  der 1-ten LeistungsgGppe mal 
Zahl der männlichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe geteilt durch be- 
zahlte Wochenstunden von männlichen Arbeitern mal Zahl der männ- 
lichen Arbeiter" aus der Verdienststatistik auf die Summe der von männ- 
lichen Arbeitern geleisteten Stunden - h ~ ,  -gewonnen. 

- h:, Es wurde analog verfahren. 

- h k  .Es wurde das Verhältnis der ,,Angestellten" in der i-ten Leistungsgruppe 
zu den ,,Angestellten" insgesamt aus der Verdienststatistik auf die Zahl 
der von ,,Angestellten" geleisteten Stunden - h~ - übertragen. 

-W:, Der 1958 durchschnittlich in der lndustrie gezahlte Lohnsatz je von einem 
männlichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe geleistete Stunde wurde 
durch Multiplikation des entsprechenden Satzes je bezahlte Stunde mit 
dem Verhältnis der bezahlten Wochenstunden eines männlichen Arbeiters 
der i-ten Leistungsgruppe zu den entsprechenden geleisteten Wochen- 
stunden - alle diese Gröi3en konnten der Verdienststatistik entnommen 
werden - ermittelt'). 

-*Lw Es wurde analog verfahren'). 

- Der 1958 durchschnittlich in der lndustrie gezahlte Lohnsatz ie von einem 
,,AngestelltenM der i-ten Leistungsgruppe geleistete Stunde wurde ge- 
wonnen als ,,Bruttojahresgehalt eines Angestellen der i-ten Leistungs- 
gruppe mal Zahl der Angestellten in der i-ten Leistungsgruppe, geteilt 
durch die Summe der von Angestellten der i-ten Leistungsgruppe gelei- 
steten Stunden1'2). 

15. Bereinigte Produktivität 111 3) 

Dieses Mai3 berücksichtigt zusätzlich die branchenmäi3igen Unterschiede in den übrigen 
Anforderunaen an die Arbeitskräfte, soweit diese in den branchens~ezifischen Lohn- 
Sätzen nachieistungsgruppen zum ~usdruck kommen. 

1) Diese Lohnsätze wurden so korrigiert, da0 für 1958 die Summe der Ausdrücke 

mit der Bruttolohnsumme 1958 übereinstimmte. 4 
2) Diese Lohnsätze wurden so korrigiert, daß für 1958 die Summe der Ausdrüdte 2 h); wk mit der 

Bruttogehalkumme 1958 Übereinstimmte. 1-1 
3) Ohne Energie und Bau - bis 1 9 8  Bundesgebiet ohne Saarland und Berlin, ddnah  einshl. Saarland. 
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a) Es bedeuten zusätzlich 
P111 die Bereinigte Produktivität III, 
W:, den in dem jeweiligen lndustriezweig 1958 durchschnittlich gezahlten 

Lohnsatz je von einem männlichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe ge- 
leistete Stunde. 

W:, dito, je von einem weiblichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe gelei- 
stete Stunde, 

WL dito, je von einem ,,Angestellten1' der i-ten Leitunsgsgruppe geleistete 
Stunde. 

b) Dann ist die Bereinigte Produktivität III definiert als 

(1 4) 
(1 - a ) Y - D  

P111 = 3 3 4 

2 h;, W:, + 2 hkw wLw + 2 hk WL + rK 
i=1 1-1 i=1  

Der Zähler von P111 ist also identisch mit dem Zähler von PI und Pii, der Nenner 
unterscheidet sich von dem von Pli dadurch, daß hier mit branchenspezifischen 
Lohnsätzen gerechnet wurde. 

Auch die Bereinigte Produktivität III berücksichtigt nicht die ,Sonstigen Vor- 
leistungen", die sonstigen indirekten Steuern, die Arbeitgeberbeiträge zu Einrich- 
tungen der sozialen Sicherheit und die freiwilligen Sozialleistungen der Unter- 
nehmen. 

C) Die neu definierten Größen wurden wie folgt gewonnen: 

- W Der in dem jeweiligen lndustriezweig 1958 durchschnittiich gezahlte Lohn- 
Satz von je einem männlichen Arbeiter der i-ten Leistungsgruppe gelei- 
stete Stunde wurde durch Multiplikation des entsprechenden Satzes je 
bezahlter Stunde mit dem Verhältnis der bezahlten Wochenstunden eines 
männlichen Arbeiters der i-ten Leistungsgruppe zu den entsprechenden 
geleisteten Wochenstunden - alle diese Größen konnten für ieden Indu- 
;triezweig der Verdienststatistik entnommen werden - ermir;elt 1). 

- W:, Es wurde analog verfahren'). 

- wL Der in dem jeweiligen lndustriezweig 1958 durchschnittlich gezahlte Lohn- 
Satz je von einem ,,Angestellten" der i-ten Leistungsgruppe geleistete 
Stunde wurde gewonnen als ,,Bruttojahresgehalt eines Angestellten in der 
i-ten Leistungsgruppe mal Zahl der Angestellten in der i-ten Leistungs- 
gruppe, geteilt durch die Summe der von Angestellten der i-ten Leistungs- 
gruppe geleisteten Stundenn2). 

Kennziffern der Gewinnsituation - ,,Gewinnraten" - 
(zu Ziffern 246-248) 

16. Da in der Bundesrepublik keine Statistiken über die Gewinne einzelner Wirtschafts- 
zweige erstellt werden, obwohl solche Zahlen - auch für die Konjunkturbeobachtung - 
gewiß nicht weniger wichtig sind als die Lohnstatistiken, hat der Sachverständigenrat 
versucht, diese Informationslücke wenigstens für die Industrie zu verkleinern, wenn auch 
nicht zu schließen. 

1) Diese Lohnsötze wurden so korrigiert, daO für 1959 die Summe der Ausdrücke 
3 

[B t=1 h:m W L ~  + 2 i = l  .L] 
mit der Bruttolohnsumme 1959 der entsprechenden Industriezweige übereinstimmte. 

2) Bei der Abstimmung dieser Lohnsötze mit der Bruttogehaltsumme 1958 wurde analog FuOnate 1) 
verfahren. 
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a) Die Kennziffern der Gewinnsituation (,,Gewinnratenn) wurden aus einer großen An- 
zahl teils amtlicher, teils nichtamtlicher Statistiken gewonnen, die nicht nur von 
unterschiedlicher Qualität sind, sondern auch in der begrifflichen Abgrenzung nicht 
immer in dem an und für sich wünschenswerten Maße übereinstimmen. Sie besitzen 
daher nicht die Genauigkeit amtlicher Zahlen. 

Als Kennziffer der Gewinnsituation (,,Gewinnraten) wird der Quotient aus der 
Wertschöpfung eines Industriezweiges und seinem Faktoreinsatz angesehen, 
Zähler und Nenner in laufenden Preisen. 

b) Es bezeichnen 

Q die Kennziffer der Gewinnsituation, 
Y den Nettoproduktionswert in Preisen von 1958, 
V den Anteil der ,Sonstigen Vorleistungen" am Nettoproduktionsweri, 
U die Umsatzsteuerzahlungen, 
py den Preisindex der Nettoproduktion, 1958 = 100, 
A die Verbrauchsteuerzahlungen, 
D die Abschreibungen in Preisen von 1958, 
PK den Preisindex der Bruttoanlageinvestitionen, 1958 = 100, 
W die Bruttolohn- und -gehaltsumme, 
s die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, bezogen auf die 

Bruttolohn- und gehaltsumme, 
r den Sollverzinsungssatz, 
K das Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1958. 

Dann ist die Kennziffer der Gewinnsituation definiert durch 

dabei ist um der Ubersichtlichkeit willen von der Verwendung von Symbolen, die 
die Periode bzw. den Industriezweig angeben, wieder abgesehen worden. 

C) Die einzelnen Gröflen, die in die Konstruktion von Q eingehen, wurden wie folgt 
gewonnen : 

- py siehe Ziffer 17, Seite 205. 

- Y siehe Ziffer 12, Seite 199. 

- V Die Quote der ,Sonstigen Vorleistungen" wurde anhand der Ergebnisse 
der Kostenstrukturerhebung 1958 geschatzt und auf alle Jahre übertragen. 

- U Die Umsatzsteuersumme ergab sich durch Anlegen der durchschnittlichen 
Steuerbelastuna aus der Umsatzsteuerstatistik an die Umsatzzahlen der 

- A Die im Umsatz enthaltenen Verbrauchsteuern konnten der Industrie- 
berichterstattung entnommen werden. 

- p~ Der Preisindex des Bruttoanlagevermögens (1958= 100) wurde als Quo- 
tient der branchenspezifischen Bruttoanlagevermögen in jeweiligen Prei- 
sen und dem Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1958 ermittelt (Quelle 
DIW). 

- D siehe Ziffer 13, Seite 200. 

- W Die Bruttolohn- und -gehaltsumme konnte der lndustrieberichterstattung 
entnommen werden. 
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- s Der durchschnittliche Anteil der Arbeitgeberbeiträge an der Bruttolohn- 
und -gehaltsumme der Gesamtwirtschaft wurde auf die einzelnen Indu- 
striezweige übernommen; für den Bergbau lag eine spezielle Quote vor. 

- r siehe Ziffer 13, Seite 200. 
- K siehe Ziffer 13, Seite 200. 

Im Zähler der ,,Gewinnratenn sind also noch sonstige indirekte Steuern (zum 
Beispiel Kfz-Steuern) und die direkten Steuern (Einkommen-, Körperschaft-, Ver- 
mögen-, Gewerbesteuer) enthalten; im Nenner sind nicht enthalten die freiwilligen 
Sozialleistungen und der ,,Unternehmerlohn" der tätigen Inhaber und mithelfenden 
Familienangehörigen. 

Preisindex der Nettoproduktion 

Bei der Berechnung der Kennziffern der Gewinnsituation müssen die durch Fortschreibung 
mit den einzelnen Produktionsindices gewonnenen - realen - Netto~roduktionswerte 
mit Preisreihen ,,inflationiert" werden. Dabei mußte berücksichtigt werden, daß die 
Preise für die Fremdleistungen einer Branche sich häufig anders entwickeln als deren Ver- 
kaufspreise. 

a) Es bezeichnen 
Y den Nettoproduktionswert in Preisen von 1958, 
p y  den Preisindex der Nettoproduktion, 1958 = 100, 
X den Bruttoproduktionswert in Preisen von 1958, 
PE den Erzeugerpreisindex, 1958 = 100, 
V die Vorleistungen in Preisen von 1958, 
p v  den Preisindex der Vorleistungen, 1958 = 100. 

Es wurde angesetzt 

daraus folgt 

wobei n die Nettoquote = - des Jahres 1958 ist. ( :i 
b) Die einzelnen Größen, die in die Berechnung von p y  eingehen, wurden wie folgt 

gewonnen: 

- PE der Erzeugerpreisindex konnte der amtlichen Preisstatistik entnommen 
werden. 

- n Die ,,Nettoquote" wurde aus dem lndustriezensus 1962 übernommen und 
auf alle Jahre übertragen. 

- PV Der Preisindex der Vorleistungen wurde durch Zusammenwiegen von 
entsprechenden Erzeugerpreisindices vermöge der Informationen ge- 
wonnen, die die Input-Output-Tabelle des Ifo-Instituts für 1961 bietet. 
Dabei wurden für jeden Industriezweig die wichtigsten Lieferindustrien 
berücksichtigt, und zwar in der Weise, daß alle Lieferindustrien, die einen 
Anteil von 5 vH und mehr an den Bezügen des jeweiligen Industriezwei- 
ges - die intraindustriellen Bezüge eingeschlossen - besaßen, in das 
Gewichtsgerüst des branchenspezifischen Vorleistungspreisindex eingin- 
gen; wenn diese Lieferindustrien einen Anteil von zusammen weniger als 
50 vH am ,,Input" des empfangenden Industriezweiges besaßen, wurden 
so viele weitere Lieferbereiche herangezogen, bis alle Lieferungen zu- 
sammen einen Anteil von mindstens 50 vH erreichten. Es wurden - so- 
weit möglich - Auslandsbezüge gesondert berücksichtigt, wenn sie stark 
ins Gewicht fielen. 
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C) Die wichtigsten Mängel einer ,,Inflationierung" der Nettoproduktionswerte mit den 
so gewonnenen Preisindices PY sind: 
-Die Erzeugerpreisindices berücksichtigen bei den einzelnen lndustriezweigen nur 

diejenigen Waren, die für deren Produktionsprogramm typisch sind; Preise für 
,,branchenfremde" Erzeugnisse (die bei einigen lndustriezweigen mehr als 20 vH 
der Gesamtproduktion ausmachen) werden überhaupt nicht erfaßt. 

- Die Erzeugerpreisindices sind Laspeyres-Indices, die auf der warenmäi3igen 
Struktur von 1958 basieren; Verschiebungen im Produktionsprogramm der ein- 
zelnen Branchen können sich in diesen Preisreihen also nicht auswirken. 

- Die Erzeugerpreisindices berücksichtigen nur die Preisentwicklung beim Inlands- 
absatz. 

-Der Preisindex der Vorleistungen p v  basiert auf einem starren und nicht hinrei- 
chend gesicherten Gewichtsgerüst. 

Preisindex für die Wertschöpfung 
(zu Ziffern 238-240) 

18. Der Preisindex für die Wertschöpfung - PW - eines Industriezweiges wurde als 
Quotient aus einem Ausdruck für die Wertschöpfung in jeweiligen Preisen und einem 
Ausdruck für die Wertschöpfung in konstanten Preisen gewonnen, 1958 = 100. 

Es wurde angesetzt: 

Der Nenner von (18) ist also identisch mit dem Zähler der „Bereinigten Produktivität 
I-III", der Zähler von (18) unterscheidet sich von dem der ,,Kennziffer der Gewinnsitua- 
tion" dadurch, dai3 hier die ,Sonstigen Vorleistungen" und die Umsatzsteuerbelastung 
entsprechend der Konstruktion des Nenners von (18) eingeschlossen bleiben. 

19. Produktivitätsbereinigte Entwicklung des Preisindex für die Wertschöpfung 

Es bedeuten 

pw die relative Veränderung des Preisindex für die Wertschöpfung eines ein- 
zelnen Industriezweiges, 

- 
die relative Veränderung des Preisindex für die Wertschöpfung der Ge- 
samtindustrie, 

Plll die relative Veränderung der Bereinigten Produktivität III eines einzelnen 
Industriezweiges, 

Flll die relative Veränderung der Bereinigten Produktivität III der Gesamt- 
industrie. 

Dann ist die produktivitätsbereinigte Veränderung des Preisindex für die Wertschöpfung 
eines einzelnen Industriezweiges in Abweichung vom lndustriedurchschnitt durch den 
Ausdruck 

bestimmt. Wenn ein Industriezweig überdurchschnittliche (unterdurchschnittliche) Produk- 
tivitätsfortschritte oder sinkende (steigende) Preise für Fremdleistungen voll und ganz in 
Form niedrigerer (höherer) Produktpreise weitergibt, wird der Ausdruck (19) - von Mei3- 
ungenauigkeiten abgesehen-gerade null. Abweichungen von dieser Norm werden in 
Tabelle 63 ausgewiesen. 
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Lohnsummeneffekf des Wandels der Beschöftigtenrtrukfur 
(zu Ziffern 222,224) 

20. Der Sachverständigenrat hat vorerst nur prüfen können, wie bedeutsam - im Hin- 
blick auf die Regeln für eine kostenniveau-neutrale Lohnpolitik [JG 64 Ziffer 248) - bran- 
chenmäoige Veränderungen der Beschäftigtenstruktur sind. Dieser Lohnsummeneffekt des 
Wandels der Beschäftigtenstruktur war nach unseren Schätzungen in den vergangenen 
Jahren gering. 

Berücksichtigt werden müBte auBerdem der Lohnsummeneffekt einer Veränderung in 
der relativen Besetzung der Leistungsgruppen sowie einer Veränderung in der regiona- 
len Verteilung der Beschäftigten innerhalb eines Wirtschaftszweiges. Diese Komponenten 
des gesamten Lohnsummeneffekts von Wandlungen der Beschäftigtenstruktur sind zwar 
vorläufig quantitativ nicht zuverlässig genug zu erfassen, doch erlauben Ergebnisse der 
Verdienststatistik und der Wanderungsstatistik den SchluB, da0 sie vermutlich ebenfalls 
sehr gering sind. 

a) Es bezeichnen 

"'W die Bruttolohn- und -gehaltsumme der Gesamtwirtschaft im Jahre t, 
bzw. die Bruttolohn- und -gehaltsumme der männlichen bzw. weiblichen 

Beschäftigten, 

b z w . ~ h ( ~ )  die Bruttolohn- und -gehaltsumme der männlichen bzw. weiblichen 
Beschäftigten im i-ten Wirtschaftszweig, 

Bm(t) bzw. Bw(t) die männlichen bzw. weiblichen Beschäftigten in der Gesamtwirt- 
schaft, 

~ L ( ~ ) b z w .  die männlichen bzw. weiblichen Beschäftigten im i-ten Wirtschafts- 
Zweig. 

b) Es ist die - fiktive - Lohn- und Gehaltsumme W*(t) für die Gesamtwirtschaft zu 
berechnen, die sich aus der ,,Wanderung" von Arbeitskräften nach Wirtschaftszwei- 
gen mit höherem oder auch niedrigerem Lohnniveau ergäbe, wenn die Lohnniveaus 
der einzelnen Wirtschaftszweige (Durchschnittseinkommen) unverändert blieben. 

Es ist 

(20) w;t) = w;(t) + wW(t), 

Die für die Rechnung benötigten Angaben werden seit einigen Jahren von Ger- 
hard Göseke im Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung geschätzt und hier in 
der Gliederung nach 19 Wirtschaftszweigen übernommen. 

I 

Gebletsstand: 1959: Bunderrgeblet ohne Saarland und Berlin, 1860/61: Bundesaeblet ohne Berlln, ab IWZ: 
Bundesgeblet. 

Abweichung der flktiven von der 
tats8chllchen Lohn- und Gehaltsumme 

In vH 

Tats&chliche 

I 

Flktive 

Lohn- und Gehaltsumme 

Jahr 1 Mrd.DM 1 Jahr I Mrd. DM 
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Wegen des unterschiedlichen Gebietsstandes sind - streng genommen - nur 
die Ergebnisse für 1961, 1963 und 1964 voll vergleichbar. Danach scheint die Be- 
deutung des Lohnsummeneffekts des Wandels der Beschäftigtenstruktur in den 
letzten Jahren noch abgenommen zu haben. 

Die Richtung der Wanderungen in der Bundesrepublik 
(z y Ziffer 254) 

21. Es wurden - auf - Kreisebene - die Beziehungen zwischen den folgenden Grö- 
Ben untersucht: 

Y = Kumulierter Wanderungssaldo 1957 bis 1961, bezogen auf die Wohnbevalke- 
rung 1957, 

XI = Bruttoinlandsprodukt je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung 1957, 

X, = Relative Veränderung des Bruttoinlandsprodukts je Kopf der Wirtschafts- 
'' 

bevöl kerung 1961 gegen 1957, 

X, = Andrangziffer (Personen je Wohnung) am 6. Juni 1961, 

X, = Relative Veränderung der Andrangziffer 6. Juni 1961 .gegen 25. Septem- 
ber 1956, 

x5 = Relative Veränderung der Zahl der Normalwohnungen 6. Juni 1961 gegen 
25. September 1956, 

X, = Anteil der Wohnungen in den Gebäudeklassen E bis H an der Gesamtzahl 
der Normalwohnungen am 6. Juni 1961. 

Eingeschlossen wurden die kreisfreien Städte und Landkreise des Bundesgebietes 
ohne Saarland, Hamburg und Berlin. 

Die Beziehungen zwischen diesen Größen sind im einzelnen durch die folgenden, in 
einer Matrix zusammengefaßten, einfachen linearen Korrelationskoeffizienten gekenn- 
zeichnet: 

Der lineare Gesamtzusammenhang zwischen diesen Größen wird am besten durch 
folgende multiple Regressionsfunktion wiedergegeben: 

Die Werte in Klammern sind die sogenannten Standardfehler der Schätzungen der 
einzelnen Regressionskoeffizienten. R ist der multiple Korrelationskoeffizient. 

Aus den Berechnungen, die der Sachverständigenrat im Zusammenhang mit der Un- 
tersuchung des regionalen Strukturwandels angestellt hat, werden ergänzende Ergeb- 
nisse in Tabelle 118 (Anhang V) mitgeteilt. 
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Bruttoinlandsprodukt der Kreise nach Größenklassen des Brutfoinlandsproduklr 
je Kopf der IIWirts&afisbevölkerung" 

(zu Ziffer 258) 

22. Es wurden die kreisfreien Städte und Landkreise nach der Höhe des Bruttoinlands- 
produkts je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung im Jahre 1957 geordnet und - aufstei- 
gend - jeweils so viele Kreise zusammengefaßt, daß zehn Größenklassen mit etwa 
gleich großer ,,Wirtschaftsbevölkerung"~) - nämlich rund 5,25 Mill. - entstanden. Für 
jede dieser Größenklassen wurde alsdann das gewogene Mittel2) der prozentualen Ver- 
änderung des Bruttoinlandsprodukts in den jeweiligen Kreisen von 1957 auf 1961 be- 
stimmt (Tabelle 72), ferner der Anteil der in eine Größenklasse fallenden Kreise am 
Bruttoinlandsprodukt 1957 und 1961. Diese Anteile sind in Schaubild 35 kumuliert in 
Form einer Lorenzkurve aufgetragen. 

1) Die Wirtschaftsbevölkerung ist definiert als Wohnbevölkerung f doppeltem Pendlersoldo. 
2) Mit der Wirtschafkbevölkerung von 1957 gewogene Mittelwerte. 



V. 
Statistischer Anhang 

Al lgemeiner  Te i l  ............................................ Tabellen 78- 97 

Besondere Tabellen, 
...................... auf die im Textteil Bezug genommen wird Tabellen 98-1 18 

Er läuterung von Begr i f fen  
.................... der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen Seite 256 

Zeidienerklärung 

- = nichts vorhanden 
0 = mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte 

der kleinsten Einheit, die in der Tabelle 
zur Darstellung gebracht werden kann 

, = kein Nachweis vorhanden 
... = Angaben fallen später an 
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Tabelle 78 
Volkswirtschaftiiche Gesamtrechnungen 

Sozialprodukt und Volkseinkommen 
Mill. DM 

Zeitraum 

1950‘ 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955.3 
1958 
1957 
1958 
1959 
1960. 

1960 
1961 
I962 
1963') 
1964') 

19641.Hj.') 
2.Hj.9 

19651.Hj.*) 

1950' 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955.3 
I950 
1957 
1958 
1959 
1960. 

1960 
1981 
1962 
1 963') 
1964') 
19641.Hj.') 

2. H].') 
19651.Hj:) 

') Ein Pluszeichen 

Brutto- 
inlands- 
produkt 

in jeweiligen Preisen 
97 820 + 80 97600 10080 87820 12860 75 160 

119430 + 7 0  I19500 11970 107530 16450 91080 
136 490 + 110 136 600 13300 123300 19530 103 770 
147010 + 90 147100 13400 133700 21 570 112130 
158240 -340 157900 13640 144260 23180 121080 
180830 -430 180400 14830 165570 26110 139460 
199000 -200 198800 16530 182270 27900 154370 
216390 - 9 0  216300 18370 197930 29640 188290 
231210 +290 231500 20190 211310 31170 180140 
250 750 + 150 250 900 22 070 228 830 34 880 193 970 
279 420 + 380 279 800 24 810 254990 38 070 216 920 

296 640 + 160 296800 26240 270 560 40 760 219800 
326 600 - 400 326 200 29650 296 550 44 950 251 600 
354 880 -380 F 4  500 33 830 320 670 48 770 271 900 
377 160 -360 376 800 37800 339000 50 760 288 240 
414 200 -800 413400 41 960 371 440 55 390 316 050 

194760 -480 194300 20320 173980 26650 147330 
219440 -340 219100 21640 197460 28740 168720 
211830 -730 211100 22960 188140 29170 158970 

in Preisen von 1954 

112790 + I 1 0  112900 12260 100640 
125100 + 100 125200 12510 112690 
136380 + 120 136500 12790 123710 
147210 + 9 0  147300 13160 134140 
158240 -340 157900 13640 144260 
in340 -440 178900 14410 182490 
189530 -!B0 189300 15620 173680 
200320 I 200200 16840 183360 
206670 + I 3 0  208800 18200 188600 
221 070 - 70 2-21 wo 19 740 201 rn 
240 320 + 80 240 400 21 630 218 770 

254 980 - 80 254 WO 22 870 232030 
269 170 - 570 268 600 25 040 243 560 
280 180 -580 279000 27370 252230 
289 260 -560 288 700 29 940 258 760 
308 600 -900 307 700 32 780 274920 

147450 -500 146950 16010 130940 
161 150 -400 160 750 16 TI0 143980 
154890 -700 153990 17580 136410 

(+) bedeutet, da8 Inldndern mehr Einkommen aus der übrlgen Welt zugeflossen sind 
als der (Ibrigen Welt von Inlandern, ein Minuszeichen (-) bedeutet das Umgekehrte. ') Ohne Saarland 
und Berlin. ') Vorldufige Ergebnisse. *) Erste vorlaufige Ergebnisse. - Begriffliche Erlauterungen Seite256. 

Saldo der 
Erwerbs- 
und Ver- 

mtigensein- 
kommen 
zwischen 
lnllndern 
und der 
(Ibrlgen 
Welt') 

Brutto- 
sozla'- 
produkt 

Ab- 
schrei- 
bungen 

Netto- 
sozial- 
Produkt 

ZU 

Markt- 
preisen 

Indirekte 

z 
Subven- 
tionen 

Netto- 
sozlal- 
produkt 

zu 
Faktor- 
kosten 
(VOI~S- 

eln- 
kommen) 
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Tabelle 79 

noch: Volkswirtschaftliche Gesarntrechnungen 

Beiträge zusammengefai3ter Wiitschafisbereiche zum Bruttoinlandsprodukt 
Mill. DM 

Zeitraum 
Brutto- Land- und Handel 

lniands- 1 Forst- l p r z ~ ~ f ~ y  und ( 22:. 
produkt wirtschaft') Verkehra) 

1950- 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960. 

in jeweiligen Preisen 

48 480 
61 270 
69 m 
76 110 
82 560 
95 780 

105 190 
113 240 
120 390 
131 700 
148 440 

158 080 
174 700 
189 910 
198 810 
220 050 

102 600 
117450 
111 880 

.') 

1950 
19511 

in Preisen von 1954 

53 380 
60 920 
68 250 
75 450 
82 560 
95 730 

102 760 
108 020 
111 570 
120 500 
133 160 

141 880 
150800 
157 460 
162 110 
175 850 

83 170 
92 680 
88 340 

1960 
1961 
1962 
1963') 
1964') 

1964 I. Hj?) 
2. HIP) 

1965 1. Hj..) 

1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960. 

') Elnschl. Tierhaltung und Fischerei. 
') Energiewirtschaft, Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe. 
') Einschl. Nachrichtenübermittlung. 
3 Ohne Saarland und Berlln. 
9 Vorliluflge Ergebnisse. .) Erste vorlilufige Ergebnisse. 
Begrlffilche Erliluterungen Seite 256. 

-9 

1960 
1961 
1962 
1963') 
1964') 

1964 1. H]?) 
2. Hj.9 

1965 1. Hj.') 








































































































